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Vorwort 

Der vorliegende Band enthtilt die Referate und Korreferate der 14. Jahrestagung der Gesellschaft 
fUr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues, die vom 26. - 28. September 1973 in 
Braunschweig stattfand. Als die Mitgliederversammlung 1971 beschloß, unter dem Arbeitsthema 
"Internationale Agrarpolitik" die agrarpolitischen Beziehungen zwischen entwickelten Ltindern 
und Entwicklungsltindern einschi ießI ich der in diesen stattfindenden EntwicklungsbemUhungen im 
Agrarsektor zum Gegenstand ihrer Jahrestagung 1973 zu machen, geschah dies eher mit Skepsis 
als mit Enthusiasmus. Inwieweit dies als Zeichen dafUr gelten kann, daß ein größerer Teil der in 
der Gesellschaft zusammengeschlossenen Agrarökonomen der Beschtiftigung mit außereuraptiischen 
Agrorproblemen relativ fernsteht, sei dahingestellt. Sachlich durfte zu der Zuruckhaltung beige
tragen haben, daß die damals noch vorherrschenden Erfolgsmeldungen ober die sogenannte 
"GrUne Revolution" den Eindruck entstehen lassen konnten, daß mit den produktionstechnischen 
Fortschritten in den Ltindern der Dritten Welt das Problem einer ausreichenden Versorgung mit 
Agrarerzeugnissen ohnehin auf dem Wege einer Lösung sei. Die agrarpolitische Tagesdiskussion 
stand im Zeichen der fortdauernden Spannungen zwischen EWG und USA, wtihrend der Agrarhan
del mit den Entwicklungsltindern aus der Sicht der europtiischen Ltinder weit weniger problematisch 
ersCl:hien, da er sich - abgesehen von einigen, allerdings bedeutenden Ausnahmen - Uberwiegend 
auf nichtkonkurrierende Produkte beschrtinkte. 

Daß das Wachstum der Agrarproduktion in den EntwicklungslHndem keineswegs den durch Anfangs
erfolge geweckten Hoffnungen entsprach und tatstichlich vielftiltigere und engere BerUhrungspunk
te ~wischen den Interessen der Landwirtschaft in entwickelten Ltindern und Entwicklungsltindern 
bestehen, als es bei oberfltichlicher Betrachtung zuntichst den Anschein haben konnte, wird aus 
den seit 1971 eingetretenen Ereignissen in der Weltagrarwirtschaft deutlich. Hingewiesen sei hier auf 
- die Verknappung landwirtschaftlicher Rohstoffe mit ihren Auswirkungen auf die Rohstoffpreise, 
- die Stagnation oder sogar Verschlechterung der Nahrungsversorgung pro Kopf der Bevölkerung 

in den Entwicklungsländern, 
- die DUrrekatastrophen in weiten Teilen Afrikas und Asiens sowie 
- die auch bei erfolgreicher Entwicklung der Agrarproduktion in vielen Entwicklungsltindern 

unbewtiltigten sozialen Probleme. 

Der breite Raum, den agrar- und entwicklungspolitische Themen auf der internationalen Verhand
lungsszene (UN, GATT, EWG) eingenommen haben, ist ein deutliches Zeichen dafUr, daß die 
Probleme nicht geringer geworden sind. 

Bei dem Versuch, das vorgegebene Arbeitsthema in ein Tagungsprogramm umzusetzen, ergab sich 
zuntichst die Notwendigkeit, eine andere Formul ierung des Gesamtthemas zu suchen, da eine 
"internationale Agrarpolitik" im eigentlichen Sinne des Wortes nicht existiert. 

Mit der Gestaltung und AusfUllung des Tagungsprogrammes wurde der Versuch gemacht, die Inter
dependenzen der agrarwirtschaftlichen Vertinderungen, Maßnahmen und Handlungsmöglichkeiten 
zwischen Regionen mit unterschiedlichem Entwicklungsstand in den Mittelpunkt der Betrachtung 
zu rUcken. Im Hinblick auf die Industrieltinder bedeutet dies, daß es nicht die Aufgabe der Ta
gung sein konnte, eine ausgedehnte Analyse der Agrarpolitik in ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung 
vorzunehmen, sondern daß es lediglich darauf ankam, ihre Auswirkungen auf das Verhtiltnis zu 
den Entwicklungsltindern zu untersuchen. FUr die EntwicklungsiHnder mußte demgegenUber zu
nHc:lhst die Rolle der Agrarpolitik in der Entwicklungspolitik herausgearbeitet werden. In Anbe
tracht der weitverzweigten EntwicklungsaktivitHten und der jahrzehntelangen Diskussion Uber 
de., Entwicklungsbegriff wurde angenommen, daß auf eine erneute Diskussion von Fragen grund
sättIich er und definitorischer Art verzichtet werden konnte. Statt dessen erschien eine Analyse 
de~ Folgen der viele Industrie- und Entwicklungsltinder miteinander verbindenden kolonialen 
Vergangenheit, die heute noch hHufig von Tabus umgeben ist, ein geeigneter Ausgangspunkt fUr 
die! Tagung. Als zukunftsorientierte Grundsatzbetrachtung durfte ein Ausblick auf Möglichkeiten 
und Grenzen der Welterntlhrung nicht fehlen, bevor auf die gegenwärtigen Handelsbeziehungen 
zwischen den Entwicklungsltindern einerseits und den westlichen Industriestaaten bzw. den so-



zialistischen LHndern andererseits eingegangen wurde. Einer Analyse und Bewertung der von na
tionalen und internationalen Institutionen verfolgten Konzeptionen zur Entwicklung des Agrarsek
tors in den LHndern der Dritten Welt und der im Rahmen dieser Konzeptionen durchgefUhrten Maß
nahmen mußte eine Darstellung der eigenen Agrarpolitik dieser LHnder vorausgehen, die sich je
doch nur auf einige Schwerpunkte erstrecken konnte. Der letzte Programmteil schließlich wurde 
Problemen der Planung und Bewertung landwirtschaftlicher Entwicklungsprojekte gewidmet, in 
denen die Implementierung von Entwicklungsstrategien erfolgt - oder scheitert, wenn Konzeption 
und DurchfUhrung nicht den tatsHchlichen Gegebenheiten entsprechen. 

DiskussionsbeitrHge· zu den Referaten und kritische Anmerkungen zum Tagungsprogramm deuteten 
darauf hin, daß der Rahmen der Tagung gleichzeitig zu weit und zu eng gespannt war: zu weit, 
weil viele Themen nicht ausdiskutiert werden konnten, zu eng, weil vieles, was an sich zu dem 
Gesamtbereich gehört hHtte, ausgeschlossen werden mußte. So konnte es nicht ausbleiben, daß 
von den grundsötzlichen Kritikern eines marktwirtschaftlichen Steuerungssystems der Vorwurf 
einer uberwiegend systemimmanenten Betrachtung erhoben wurde, wobei sowohl die Ausklamme
rung der Wirtschafts- und Agrarpolitik in den entwickelten Löndern als auch der Verzicht auf 
eine grundsHtzliche Diskussion des Entwicklungsbegriffes als Mangel empfunden wurden. Ebenso 
selbstverstöndlich war es, daß der Darstellung des Kolonialismus als einer vergangenen Epoche 
bei grundsHtzlicher Bejahung einer Entwicklungsmöglichkeit fUr die daraus hervorgegangenen 
Ltinder im Rahmen der bestehenden Ordnung die These von der permanenten Reproduktion der 
Unterentwicklung entgegengestellt wurde. 

Unabhöngig von solchen grundsötzlichen Auffassungs- und Interpretationsunterschieden war es 
eines der hervorstechendsten Resultate der Tagung, daß zwar viele Probleme aufgezeigt, aber 
nur wenige eindeutige Lösungen angeboten werden konnten. Dies mag vorwiegend auf zwei 
GrUnde zurUckzufuhren sein: 
1. Der zentrale Begriff im Tagungsprogramm hieß "Politik", also war nicht Uber Forschungser
gebnisse per se zu berichten, sondern Uber die Umsetzung von wissenschaftlicher Erkenntnis in 
politische Aktionen. Dies ist ein schwieriger Prozeß, da die Politik eigenen Gesetzen folgt und 
nicht immer oder nur verzögert Anregungen aus dem Bereich der Wissenschaft aufnimmt. 
2. Der Beitrag des Agrarsektors zum Entwicklungsprozeß lößt sich zwar an theoretischen Model
len eindeutig demonstrieren, jedoch sind die Faktoren, die im Rahmen einer bestimmten sozio
ökonomischen und kulturellen Umwelt eine Entwicklung innerhalb der Landwirtschaft auslösen 
und tragen, einer wissenschaftlichen Erfassung nur schwer zugönglich. Daß eine einzelne Diszi
plin dazu nicht in der Lage ist, kann inzwischen als Gemeinplatz gelten. Andererseits zeigt die 
Erfahrung, daß es bisher kaum erfolgreiche Beispiele fUr eine interdisziplinöre Forschung auf 
diesem Gebiet gibt. 

Allgemein akzeptierte Erkenntnisse, offene Fragen und unterschiedliche Meinungen haben in 
gleicher Weise zu der Standortbestimmung beigetragen, in der das wichtigste Ergebnis der Tagung 
zu sehen ist. FUr eine solche Standortbestimmung erwies sich die Koordinierung mit der von BMZ 
und BfE durchgefUhrten Projektleitertagung, die zur Teilnahme einer größeren Zahl von Leitern 
landwirtschaftl icher Entwicklungsprojekte sowie von Vertretern der in der Entwicklungshilfe töti
gen Organisationen fUhrte, als besonders fruchtbar. Auf diese Weise blieb die Wissenschaft nicht 
unter sich, sondern wurde mit der Kritik und den Forderungen der Praxis konfrontiert. Wenn die 
Tagung denjenigen, die in den verschiedensten Bereichen mit den angesprochenen Problemen be
faßt sind, einige Anregungen fUr ihre Arbeit vermitteln konnte, sa kann ihr Zweck als erfullt an
gesehen werden. Daß das Thema in den kommenden Jahren nicht an AktualitHt verlieren wird, 
kann als sicher gelten. Es sollte auf der Vormerkliste fUr kUnftige Tagungen der Gesellschaft 
bleiben, um in einer spHteren Bestandsaufnahme inzwischen eingetretene Entwicklungen und 
Fortschritte aufzuzeigen. Allen denjenigen, die durch Referate, Korreferate und Diskussions
beitrHge die Tagung getragen und die Herausgabe dieses Bandes ermöglicht haben, gilt der auf
richtige Dank der Herausgeber. 

Braunschweig und Heidelberg 
im Dezember 1973 

Hans-Eberhard Buchholz 
Winfried von Urff 



KOLONIALISMUS GESTERN UND HEUTE -

IDEOLOGIE UND WIRKLICHKEIT 

von 

Prof. Dr. Heinz-Dietrich 0 r tl i e b, Hamburg 

Wenn ich es ubernommen habe, diese agrar- und entwicklungspolitische Tagung mit einem Kurz
referat uber das Thema "Kolonialismus gestern und heute - Ideologie und Wirklichkeit" einzulei
ten, so kann es nicht meine Aufgabe sein, dies in Gestalt einer ins einzelne gehenden kolonial
geschichtlichen Analyse zu tun. Der Gegenstand unserer Tagung, seine Gegenwarts- und Zu
kunftsbezogenheit legt es nah~, bei der Vergangenheit nur zu verweilen, soweit von ihr aus 
Licht auf die Gegenwart der Entwicklungspol itik fällt und Wirkungen auf ihre Zukunft ausgehen. 

I. 

Das läuft auf die Frage hinaus: Welche Rolle spielt der Kolonial ismus als Ideologie und Wirklich
keit noch heute in der Entwicklungspolitik? Und - so möchte ich gleich hinzufUgen: Ist der Kolo
nialismus als Ideologie fUr die Entwicklungspolitik der Entwicklungsländer nicht weit bedeutungs
voller und wohl auch geftlhrlicher, als er es selbst als neokolonialistische Realität noch sein kann? 

Ichwende mich damit bewußt gegen die heute weltweit vorherrschende Tendenz, im Namen 
eines humanitär sein wollenden Egalitarismus allen Menschen gleiche Anspruche auf Wohlstand -
oder wie man heute modisch sagt auf Lebensqual ität - zuzugestehen, ganz gleich, ob die Voraus
setzungen dafUr gegeben sind und ob die Menschen selbst bereit sind, dafUr die erforderl ichen Be
dingungen zu erfullen. Ich wende mich also gegen Versprechungen, die sich weitgehend als un
einlösbar herausstellen mUssen • 

Der Vorwurf, den das Wort Kolonial ismus enthäl t, läuft bekannt I ich meist zugespitzt auf folgende 
drei Thesen hinaus: 
1. daß die Kolonialvölker in den vergangenen Jahrhunderten von den europtlischen Kolonialmäch
ten in Abhängigkeit gebracht, manipuliert und ausgebeutet wurden, 
2. daß dies wohl die entscheidende Ursache fUr die heutigen Entwicklungs- und Reichtumsunter
schiede zwischen Industrie- und Entwicklungsvölkern wäre, und 
3. daß sich daraus die Verpflichtung der Industrievölker ergäbe, Entwicklungshilfe bis zur wirt
schaftlichen und zivil isatorischen Gleichstellung aller Völker zu leisten. 

Zur ersten und dritten dieser Thesen ist fUr denjenigen, dem es wie mir in erster linie um einen 
Erfolg der Entwicklungspolitik geht, wenig zu sagen. Es ist gar nicht zu bestreiten, daß die Ko
lonlalgeschichte kein humanitäres Ruhmesblatt in der Geschichte des Abendlandes ist, wobei man 
all~rdings hinzusetzen muß, daß solche Ruhmesblätter in der Weltgeschichte Uberhaupt sptlrlich 
zu finden sind. Auch wird sich niemand gegen eine Verpflichtung der Industrievölker zur Entwick
lungshilfe wehren wollen, obwohl es mir im Interesse der Entwicklungsltlnder selbst nicht zweck
mäßig zu sein scheint, solche Verpflichtungen aus ehemaliger Ausbeutung abzuleiten. Nicht je
des Land, das einstmals ausgebeutet hat, ist heute ein fähiger und geeigneter Entwicklungshelfer. 



Ob es allerdings jemals zu einer wirtschaftl ichen und zivil isatorischen Gleichstellung aller Völ
ker kommen kann, mag füglich bezweifelt werden. Ich persönlich halte es jedenfalls nicht für 
ausgeschlossen, daß wir in Europa - speziell in Deutschland eines Tages degeneriert und dezi
miert, ziemlich hinten rangieren werden. 

Dagegen scheint mir die zweite Behauptung des Kolonialismus-Vorwurfs von entscheidender ent
wicklungspolitischer Bedeutung und Geföhrlichkeit zu sein. Der Glaube, Ausbeutung und Mani
pulation in der Vergangenheit wören die entscheidenden Ursachen für die Reichtums- und Ent
wicklungsunterschiede zwischen Industrie- und Entwicklungslöndern, kann nömlich als Legende 
leicht Illusionen nöhren, die jede Entwicklungschance im Keime ersticken müssen. 

11. 

Es liegt mir fern, damit in Zweifel ziehen zu wollen, daß die europöische Kolonialherrschaft in 
manchen überseeischen Gebieten zum Absterben ganzer Gewerbekulturen, zur Verödung von 
Landstrichen und zur Dezimierung der einheimischen Bevölkerung geführt hat. Aber auch in Eu
ropa gingen damals die Machthaber mit Ihresgleichen und mit der eigenen Bevölkerung nicht ge
rade zimperlich um. Wenn wir von der Urbevölkerung Nordamerikas absehen, ist wohl kaum ein 
Kolonialgebiet jemals so entvölkert worden wie Deutschland in der Zeit des Dreißigjöhrigen 
Krieges. 

Im übrigen sollte nicht vergessen werden, daß die koloniale und maritime Weiterschließung seit 
dem 16. Jahrhundert nur eine Seite - wenn Sie wollen ein Nebenergebnis - jenes Bestrebens der 
europöischen Merkantilstaaten darstellt, als geschlossene Macht- und Wirtschaftskörper miteinan
der zu konkurrieren. Damit aber war ein in der Weltgeschichte nach Ausdehnung und Intensitöt 
bis dahin unbekannter wirtschaftlicher Machtkampf entbrannt, dessen Binnenproblematik uns aus 
der Geschichte des Frühkapital ismus und Merkantil ismus gelöufig ist. Dementsprechend waren die 
europöischen Kriege von der Mitte des 17. Jahrhunderts bis zur Revolutionsepoche vornehml ich 
Handels- und Kolonialkriege, in deren Verlauf die Vorstellung von einer planvollen und ratio
nalen Erschl ießung der Produktivkröfte auch überseeischer Besitztumer allmöhl ich an die Stelle 
nackter Ausbeutung, wie sie in früheren Geschichtsepochen, auch außereuropöischer Kulturen, 
üblich war, getreten sind. 

So wurden auch Gewinne aus Kolonialgebieten Quellen der Kapitalbildung mancher europöischer 
Staaten. Wie bedeutungsvoll diese Quellen im Zeitalter des Früh- und beginnenden Hochkapi
talismus für Europa waren, ist allerdings schwer abzuschötzen. Doch eins ist sicher: diese von 
einigen europöischen Kolonialmöchten zwangsweise aus den Kolonialgebieten eingetriebene 
Kapitalhilfe hat recht unterschiedliche Wirkungen gezeitigt. Spanien und Portugal, die ersten 
Nutznießer kolonialer Reichtumer in der Neuzeit, sind durch den Verzehr ihrer Kolonialbeute 
in der wirtschaftlichen Entwicklung eher behindert als gefördert worden. Es war eben bequemer, 
Staatsbetrieb und Kriege durch Gold- und Silberimporte aus Mittelamerika zu finanzieren, als 
Gewerbe im eigenen Land zu entwickeln. Dagegen bot der koloniale Zuschuß dem Gewerbe
fleiß Englands und Hollands ein willkommenes zusötzliches Mittel, im take-off voran zu kommen. 
Aber als Holland und Belgien jüngst ihren Kolonialbesitz einbüßten, hat dies ihren nationalen 
Reichtum nicht sonderlich geschmölert. Jedenfalls ist das wirtschaftliche Wachstum dieser Lönder 
vorher nie größer gewesen als in den Jahren der Entkolonialisierung. Diese Beispiele aus der eu
ropöischen Wirtschaftsgeschichte und Gegenwart zeigen, daß Kapitalzufluß nutzlos ist, wenn 
das know-how und der Wille zur Investition und zur wirtschaftl ichen Expansion fehlen, und daß 
vollentwickelte Industrievölker, sofern ihr Wille zu rationeller und wirtschaftlicher Expansion 
nicht erlahmt ist, keiner kolonialen Dependence bedürfen, um ihren Wohlstand weiter zu ent
wickeln. 

2 



111. 

Die moderne technische Zivilisation und die dazugehörige Industrialisierung der Wirtschaft sind 
eben nicht denkbar ohne das, was uber Renaissance, Reformation und Aufklärung im laufe von 
Jahrhunderten mit dem europäischen Geist geschah. Die moderne hoch technisierte arbeitsteili-
ge Wirtschaftsgesellschaft ist zunächst ein historisch einmaliges Produkt des Abendlandes, un
nachahmbar, wenn man nicht bereit ist, den Mentalitl:itswandel der Europäer vom vormittelalter
lichen Uber den mittelalterlichen zum neuzeitlichen Menschen weitgehend, wenn auch in eigen
ständiger kultureller Variante, nachzuvollziehen. Wie schwer dies ist, zeigt die Tatsache, daß es 
bisher nur Japan gelang, dem abendll:indischen Beispiel zu entsprechen, und daß allenfalls China 
auf dem Wege zu sein scheint, bald nachzufolgen. Und selbst im Hinblick auf die Schwierigkeiten, 
mit denen Russland in seiner wirtschaftlichen Entwicklung noch ein halbes Jahrhundert nach der 
großen russischen Revolution zu kämpfen hat, stellt sich die Frage: liegt dies am Überspringen 
der kapital istischen Entwicklungsphase, I iegt es an den zu fruhen wel tpol itischen lasten eines 
roten Imperial ismus oder wirkt sich auch hier noch aus, daß hinter dem Völkergemisch Sowjet
russlands eine ganz andere geistig-historische Herkunft steht, als sie besonders West- und Mittel
europa, dem Herd kapitalistischer Industrialisierung, eigentUmiich ist? 

Die Mentalitl:it, welche die moderne technische Zivilisation und arbeitsteilige Wirtschaftsgesell
schaft zustande brachte, zeichnete sich durch zwei Eigenschaften aus, die man merkwUrdiger
und bezeichnenderweise in unseren Tagen fUr unvereinbare Gegensätze zu halten beginnt: durch 
geistige Emanzipation und Diszipl inierung zugleich. Diese beiden Eigenschaften manifestierten 
sich im rationalen Staat und der rationalen kapital istischen Unternehmung und fanden ihre schärf
ste persönl iche Ausprägung im Typus des preußischen Beamten und des puritan ischen Geschäfts
mannes. Beide Institutionen und Typen, in der rationalen Zweck-Mittel-Findung ausgerichtet 
auf Durchsetzung im Kampf um Macht oder Reichtum, mußten die soziale Umwelt prägen; denn 
wer in diesem Kampf eine Chance haben wollte, mußte sich der gleichen rationalen Methoden 
bedienen. 

Das gilt fUr den Kampf der Dynastien und Nationen genau so wie fUr den marktwirtschaftlichen 
Wettkampf privater Unternehmungen, nachdem dieser vom merkantil istischen Staat zum eigenen 
Nutzen eingefuhrt und gefördert worden war. Wer dem beispielgebenden Gegner nicht folgte, 
hatte wenig Aussicht zu bestehen, ob es sich um Technik und Organisation der Produktion, der 
staatlichen Verwaltung oder der KriegfUhrung handelte. Ein planvoll verwertetes Erfahrungswis
sen I ieferte die Methoden zur bestmögl ichen Zweck-Mittel-Findung. Das Entscheidende war 
aber die nachhaltige Initiative, diese Methoden auf allen Gebieten anzuwenden und sie allmäh
I ich auch der schweigenden passiven Mehrheit der Staats- und WirtschaftsbUrger aufzunötigen 
und bei ihnen als Untertanen und Proletariern einen entsprechend eigenständigen leistungsbei
trag zu bewirken. Europäische Historiker, insbesondere Werner Sombart und Max Weber, haben 
die treibenden Kräfte, die vom rationalen Staat und von der kapitalistischen Unternehmung auf 
die wirtschaftl iche Entwicklung ausgingen, in Geschichtswerken und Monographien Uber den 
Kapital ismus sehr eindrucksvoll beschrieben. 

Dieser in wechselseitiger Beziehung stehende Emanzipations- und Diszipl inierungsprozeß ist auf 
vielfältigen Ebenen verlaufen, oftmals durchkreuzt von irrationalen Gegenkräften, die drohten, 
diesen Prozeß wieder versanden zu lassen; sei es, daß die kapitalistische Dynamik in eine feudale 
Rentengesinnung zurUckzufalien drohte, sei es, daß Wissenschaft und Technik noch nicht weit 
genug waren, um die Grenzen, die das Rohstoff- und Energieproblem dem Fruhkapitalismus setzte, 
uberwinden zu helfen, sei es schließlich, daß konfessionelle Konflikte die Vitalkraft der Völker 
und ihrer treibenden Minderheiten fast zur Auszehrung brachten. 

IV. 

Die :Anhänger geschichtsmetaphysischer Glaubensbekenntnisse, die heute, meist im Grunde ihres 
Herzens geschichtsfeindl ich, die Bäume vor illusionärem Wald nicht mehr zu sehen vermögen, 
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meinen, daß dieser Entwicklungsprozeß notwendig, ja unvermeidlich zwangslHufig war. Im 
RUckblick sieht sich das leicht so an. 

Aber ebenso gut lassen sich viele unentbehrliche Entwicklungsfaktoren erkennen, die eher zufHI
liger als zwangslHufiger Natur gewesen zu ·sein scheinen. Auf jeden Fall war die Entwicklung 
keine von den agierenden und reagierenden Menschen gewollte. Die Motive waren meist andere 
als das, was sich ergab. Unbeabsichtigte Nebenwirkungen wurden zu Hauptwirkungen und ent
falteten nicht selten eine eigene Dynamik. 

Der Absicht, solche ZusammenhHnge aufzudecken, hat ja gerade das Bemuhen von Karl Marx ge
golten, wenn er nur allzu genau zu wissen glaubte, worauf die "List der Idee" beim Kapitalismus 
hinauslief. Wie schwer es aber ist, einen in seiner eigenen Dynamik verlaufenden sozialökonomi
schen Entwicklungsprozeß willkUrlieh nachzuvollziehen, zeigte sich, als Lenin fUr den Kommu
nismus beschloß, entgegen der Morxschen Theorie die kapital istische Phase zu Uberspringen. Mit 
seiner Annahme, die Faktoren, die fUr eine Industrialisierung und fUr den Aufbau einer nachkapi
talistischen Ordnung erforderlich wHren, aus der Entwicklung des Kapitalismus ablesen und dann 
selbst willkUrIich setzen zu können, unterschHtzte er bei weitem die Imponderabilien wirtschaft
licher und sozialer Wandlungsprozesse, ganz abgesehen davon, daß Lenin ja nicht bloß vom Ka
pitalismus abschreiben, sondern die Menschen zu einem daruber hinaus gehenden Aufbauwerk mit 
Hilfe anderer Motivationen als der kapitalistischen bewegen wollte. 

Vor einer Hhnlichen prekHren Prablematik stehen EntwicklungsiHnder, wenn sie ein wirtschaftli
ches Wachstum anstreben, das sie auf das Niveau der Industrievölker bringen soll, ganz gleich, 
ob sie sich fUr den kapitalistischen oder kommunistischen Weg oder fUr eine Kombination von 
beiden entscheiden oder ob sie zwischen allen ml:Sglichen Konzepten hin und her schwanken. 
Dabei haben es die EntwicklungsiHnder heute leichter und schwerer zugleich, als es die europHi
sehen je hatten. Leichter insofern, als die meisten von ihnen im Endeffekt mehr Kapitalhilfe von 
außen erhalten werden, als es europHisehen LHndern möglich war, und daß das technische und 
organisatorische Know-how nicht selbst entwickelt zu werden braucht, sondern mindestens theo
retisch schon von den Industrieli:indem ubernommen werden kann. 

Der Nachteil, in dem sich die Entwicklungsli:inder befinden, scheint mir aber viel bedeutungs
voller. Er liegt sicherlich auch darin, daß diese Li:inder den Sprung in den Wachstumsprozeß zu 
einem Zeitpunkt schaffen mUssen, in dem sie sich in einer weltwirtschaftlieh viel schi:irferen Kon
kurrenzsituation befinden, als sie die heutigen Industrieli:inder in ihren fruhen Entwicklungsphasen 
kannten. Struktur und Leistungsstand ihrer Wirtschaft bringen Entwicklungsli:inder gegenUber In
dustrieli:indern leicht in eine Morktlage mit ungUnstigen Austauschrelationen, was sie dann gern 
als neokolonialistische Ausbeutung zu diffamieren pflegen, weil sie die Marktgesetze als böse 
Absicht mißverstehen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle nur wenige Worte zum Thema "Neokolonialismus" einfUgen, 
soweit es sich dabei um die heutige Problematik fremder privater Investitionsti:itigkeiten in Ent
wicklungsli:indern handelt. Diese Problematik halte ich, gerade weil sie lebhaft in der Öffent
lichkeit diskutiert wird, nicht fUr so gefi:ihrlich wie jene Tabus, die ich in diesem Vortrag be
rUhre. 

NatUrlieh ist jene Problematik nur lösbar, wenn man sich darauf beschri:inkt, privaten Investoren 
zuzumuten, was ihnen zumutbar ist, und wenn man die dafUr erforderlichen Bedingungen in ein
deutigen VertrHgen vorher festlegt. Auch wenn man privaten ausli:indischen Investoren das Recht 
einrHumt, nicht nur ihre Kosten zu decken, sondern Gewinne in der bei sich zuhause Ublichen 
Höhe zu erzielen und diese Gewinne mit der Kapitalamortisation zu transferieren, können da
bei fUr Entwicklungsli:inder immer noch erhebliche Vorteile herausspringen. Will man dies nicht, 
so muß man eben Unternehmen aus einheimischem Kapital oder aus staatlicher Entwicklungshilfe 
finanzieren und die dann vielleicht noch teureren ausli:indischen Spezialisten selbst anwerben. 
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Auch solche Unternehmungen werden mindestens die Kosten (einschließlich einiger Zinskosten) 
decken mUssen, sollen sie nicht zu ewigen Zuschußbetrieben werden. 

Dies berUhrt natUrIich nur ein Teilproblem des neokolonialistischen Ausbeutungsvorwurfs, der 
vielföltige Schichten hat und dessen Behandlung eine Arbeitstagung fUr sich ausfullen könnte. 
Sicherlich brauchen Entwicklungslönder heute einen Friedrich List (mit seiner den erreichten 
wirtschaftlichen Entwicklungsstand ebenso scharf interpretierenden, wie die Schwöche des eige
nen pol itisch-ökonomischen Systems selbstkritisch behandelnden Analyse) weit mehr noch, als 
ihn Deutschland Mitte des vorigen Jahrhunderts nötig hatte. 

Aber nicht hier liegt die Hauptproblematik. Sie liegt vielmehr darin, daß die Entwicklungs
lönder bewußt und gewollt etwas tun mUssen, was mit den westlichen Industrievölkem einfach 
geschah. 

Wissen denn die Entwicklungslönder, wissen ihre Machthaber und ihre Bevölkerung oberhaupt, 
wozu sie sich entwickeln wollen? - Vermutlich wUrde eine Meinungsbefragung ergeben, daß man 
sich in den Entwicklungslöndern einig darUber ist, einen höheren Lebensstandard und mehr Sicher
heit vor Naturkatastrophen, endemischen Seuchen und vor anderen Gefahren der naturl ichen Um
welt zu wollen.·.Aber will man auch die Bedingungen akzeptieren, die Opfer bringen, die zum 
Erreichen des Gewollten erforderlich sind? Kann man uberhaupt schon vorweg Klarheit daruber 
gewinnen, was diese Bedingungen in der kUnftigen Entwicklung praktisch bedeuten werden? 
Und wenn man dies eindeutig zu erkennen vermöchte und das Erforderl iche auf sich zu nehmen 
bereit wöre, mUßte man sich nicht etwa dabei Uberfordem, weil man in Wirklichkeit gar nicht 
frei fUr eine rationale Zweck-Mittel-Entscheidung ist? Auch fUr die Entwicklungslönder gilt, 
was zu allen Zeiten fUr alle Kulturen bisher gegolten hat, daß aus Selbstgestaltungsversuchen 
etw(Js anderes herauskommt, als beabsichtigt war. 

V. 
"Geistige Emanzipation und Disziplinierung", mit diesem Begriffspaar habe ich die mentalitöts
mößige Bedingung umschrieben, welche fUr die Entstehung der abendlöndischen Zivil isation und 
den dafUr notwendigen wirtschaftlichen Wachstumsprozeß erforderlich war: Emanzipation von 
traditionalen Hemmungen, die einer solchen Entwicklung im Wege standen einerseits; Diszipli
nierung der Individuen und Gruppen, die Spielregeln fUr die Zusammenarbeit in immer größer 
und unUbersichtlicher werdenden Organisationen einer arbeitsteiligen Gesellschaft zu akzep
tieren andererseits. Emanzipation und Disziplinierung, beides bedeutet fUr die meisten Entwick
lungslönder schon mit RUcksicht auf ihre kulturelle Herkunft und in Anbetracht ihrer natUrl ichen 
(etwa tropischen) Umwelt eine sehr viel größere Anstrengung und Selbstentöußerung als fUr die 
Europöer im Laufe der letzten 200 - 400 Jahre. Hinzu kommt die Ungeduld, die immer da ist, 
wenn etwas ausdrUcklich gewollt, geplant wird, aber nicht erst in Jahrhunderten nolens volens 
erreicht werden soll. 

Aber noch etwas anderes ist mindestens ebenso hinderlich, hat mindestens ebenso sehr Entwick
lungsbarrieren geschaffen, das ist die Weltmeinung, die Zeitströmung, unter der der Kolonialis
mus abrupt beendet worden ist. Damit meine ich jene bereits erwöhnte weltweit vorherrschende 
Mischung von Egalitarismus und Liberalismus, die sich humanitör gibt, aber unbeachtet lößt, daß 
man Gleicheits- und Freiheitsrechte nicht wahllos verteilen kann, ohne sich erst ihrer sich selbst 
konsolidierenden Verwendung vergewissert zu haben. 

Die große Selbsttöuschung begann, als die Selbstbestimmung der Völker sich als revolutionöre 
Forderung der Dritten Welt so stark in der Weltöffentlichkeit durchsetzen konnte, daß sie nach 
dem zweiten Weltkrieg eine löngst föllige Entkolonialisierung nun UberstUrzt innerhalb von 
knapp 2 Jahrzehnten zur Folge hatte. Zwei Weltkriege und ein Menschenalter gegenseitiger 
Diffamierung zwischen Ost und West hatten das Ansehen der europöischen Kolonialmöchte, ein-
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schließlich der USA, so geschwächt, daß sie nur allzu eilfertig nachgaben, als die Forderung auf 
Selbstbestimmung, zunächst von Indien ausgelöst, eine Kettenreaktion in der Dritten Wel t nach 
sich zog. Dabei begingen die Regierungen der Kolonialmächte den Fehler, aus bösem Gewissen 
Uber ein fruheres Versagen, ein zweites Mal zu versagen. Anstatt zunächst einmal die eigene 
koloniale Vergangenheit zu liquidieren, d.h. anstatt den Kolon ialgebieten, die als Beutestücke 
aus dem innereuropäischen Machtkampf recht künstl iche Gebilde geworden waren, in neuen 
ethnisch, wirtschaftl ich und pol itisch lebensfähigen Einheiten unter internationalem Mandat fUr 
die politische und wirtschaftliche Selbständigkeit eine ausreichende Übergangszeit zu gewähren, 
entzog man unter dem Anschein, humanitär und progressiv zu sein, sich jeder weiteren unmittel
baren Verantwortung, indem man Hals über Kopf aus den Kolonialgebieten verschwand. 

Damit sah man sich aber gezwungen, die Gestaltungsmacht an eine einheimische Führungsschicht 
abzugeben, die erst in Andeutungen vorhanden war. Vor allem war es ein Versäumnis der frühe
ren Kolonialverwaltungen gewesen, geeignete mittlere Führungsgruppen herauszubilden, ohne die 
keine Breitenwirkung bei Rationalisierungen in Wirtschaft und Verwaltung erzielt werden kann. 
FUr die oberen Ränge konnte man zwar auf Intellektuelle zurUckgreifen, die z. T. an eurOpäischen 
Hochschulen ausgebildet waren. Sie waren aber meist ohne jede praktische Erfahrung, mehr in 
der Welt der Ideologien und Diskussionen als in der Welt der realen Fakten und Entscheidungen 
zuhause. So erwiesen sie sich auch bald auf dem Gebiete des Machtkampfes, der niemandem auf 
der Welt - auch den Entwicklungsländern nicht - erspart bleibt, wenig erfolgreich und mußten 
dort immer häufiger den Militärs, den geborenen Gegenspielern der Intellektuellen, ihren Platz 
einräumen. 

Daß Führungsschichten gewöhnlich derjenigen Ideologie anhängen, die sie an die Macht brachte 
bzw. an der Macht erhalten soll, ist - wie überall - auch bei Intellektuellen in den Entwick
lungsländern die Regel. So hl:ingt man dort jenem egal itären Humanitarismus an, der den Kolo
nialismus so abrupt beendete und dem selbst in den westlichen Ländern kaum noch jemand zu wi
dersprechen wagt. 

Zu dieser Ideologie gehört erstens die Kolonialismustheorie, nach der die Beseitigung des kolo
nialen Status und der damit verbundenen Ausbeutung sowie die Rückgabe des Erbeuteten und die 
Wiedergutmachung der von den Kolonisatoren verursachten Schl:iden bereits zu einem europäischen 
Leistungs- und Lebensstandard in exotischen Ll:indern führen soll. Dazu gehört zweitens als Kehr
seite der gleichen Medaille ein Anti rassismus, der nicht bei der Anerkennung grundsl:itzlicher 
Gleichwertigkeit aller Rassen stehen bleibt, sondern häufig in eine neue rassistische Überheb
lichkeit umschll:igt, wenn es zu rassistischen Auseinandersetzungen innerhalb eines Entwicklungs
landes kommt. Dazu gehört drittens die als Selbstverständl ichkeit aufgefaßte Annahme, daß nicht 
nur einzelne Angehörige farbiger Völker, wenn sie in einer europäischen Umwelt aufwachsen, 
sondern daß auch exotische Völker insgesamt, ohne langwierige Prozesse des Kulturwandels durch
machen zu mUssen, den europl:iischen Wirtschaftsstandard erreichen können. Dieser Standpunkt 
wird selten expressis verbis vertreten. Er liegt aber doch als stillschweigende, meist sogar wohl 
unbewußte Annahme vor, wenn man in der entwicklungspolitischen Praxis von dem Vorhandensein 
abendll:indischer Verhaltensmuster ausgeht und wenn man mit der gleichen Erwartung von unserer 
Seite an die Entwicklungsländer herantritt. 

Beispiele dafUr gibt es die Fulle. So, wenn Anfang der sechziger Jahre eine westafrikanische 
Delegation allen Ernstes Uber das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft Genaueres erfahren 
wollte, weil man meinte, was für einen raschen Wiederaufbau in Deutschland geeignet gewesen 
wl:ire, müsse doch auch für das eigene afrikanische Land brauchbar sein. 

Weniger verzeihlich ist so etwas, wenn es von unserer Seite geschieht. Und dies geschieht tag
tägl ich, wenn wir als selbstverständl ich erwarten, daß jene Ll:inder sich nach dem Muster unserer 
heutigen freiheitl ichen Gesellschaft entwickeln sollen, wenn wir verlangen (oder auch die Ent-
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wicklungsländer nur in dem Glauben bestärken), daß man dort mit Kapitalbildung und Wirtschafts
wachstum vorankommen kann, ohne zunächst eine egalitäre Einkommensverteilung nebst Hebung 
des Lebensstandards der Bevölkerung zu vernachlössigeni so als ob wir selbst nicht des aufgeklör
ten Absolutismus als Entwicklungshelfer und vieler Hungerjahre als Durchgangsstadium zum heuti
gen Wohlstand bedurft hötten. 

Durch solche illusionören Erwartungen können Regierungen der Entwicklungslönder in peinliche 
Situationen geraten, da sie ja der humanitären Weltideologie verhaftet sind und in den Verein
ten Nationen das Gesicht wahren mUssen. Wenn es mit der parlamentarischen Demokratie gar 
nicht funktionieren will, weiß man sich meist dadurch zu helfen, daß man die Flucht zur kommu
nistischen Volksdemokratie und zum Einparteienstaat nimmt. Nur "Volksdemokratie des Kommu
nismus" und "parlamentarisches System mit kapitalistischem Einschlag" sind heute in der Welt
politik salonföhig. Geht eine Gruppe mil itörischer oder sonstiger Machthaber einen dritten Weg, 
so beeilt sie sich meist, das Etikett "Sozialismus" fUr sich in Anspruch zu nehmen, um nicht in 
den Geruch des Faschismus zu geraten. So einfach ist es heute mit der Kategorisierung von Ord
nungen in der Weltpolitik. 

Der aufgeklörte Absolutismus der eurOpl:lischen Geschichte hat daher wenig Chancen, als Vorbild 
genommen zu werden, obwohl gerade er - bei allen Unzulönglichkeiten, die ihm anhafteten -
einen Fehler, der heute ublich ist, nicht gemacht hat, nömlich sich auf die ordnungspolitischen 
HeiligtUmer spöterer kapitalistischer oder kommunistischer Staaten, auf die Alternativen "Privat
oder Gemeineigentum", "Plan- oder Marktwirtschaft" festzulegen, sondern pragmatisch, d.h. 
den Gegebenheiten entsprechend, vorging. 

VI. 

Daß sie heute allzu sehr das gegenwörtige Europa vor Augen haben, ist die geföhrl ichste Irritation, 
der die Entwicklungslönder ausgesetzt sind. Dadurch werden sie zu dem Glauben verleitet, das 
nachahmen zu können oder gar zu mUssen, was sie heute bei uns vor sich sehen. Die Gefahr wird 
um ein Vielfaches dadurch vergrößert, daß immer noch der größte Teil ihrer Spezialisten und 
FUhrungskröfte an west I ichen Fach- und Hochschulen ausgebildet wird. Dabei liegt die Hauptge
fahr nicht nur darin, daß diese Nachwuchskröfte durch jahrelange Abwesenheit ihren Heimatlön
dern entfremdet werden. Die Hauptentfremdung fUr ihre kUnftige Aufgabe geht von den Zustönden 
aus, die sie in den westl ichen Wohlstandsgesellschaften vorfinden. Sie gewöhnen sich hier an 
einen Lebensstandard, den sie zuhause kaum erhalten können. Das verleitet gerade die Tuchtig
sten von ihnen häufig, in den westlichen Löndern zu bleiben. Daß ein brain-drain zu Ungunsten 
der Entwicklungslönder stattfindet, ist nicht neu. Im Ubrigen treffen diese kUnftigen FUhrungs
kröfte der Entwicklungslönder in den Wohlstandsländern des Westens auf eine soziale Atmosphöre, 
in der Askese, Selbstdiszipl in, Leistungswille und -fähigkeit und strikte Kooperationsbereitschaft 
nicht mehr als Verhaltensideale gedeihen. Der puritanische Unternehmer und der preußische 
Beamte, die Leitbilder der eurOpl:lischen Entwicklung, sind im öffentlichen Bewußtsein der Euro
päer zu lächerlichen Figuren geworden. 

Alles, was die Entwicklungsvölker erst muhevoll sich aneignen mUssen, wird bei uns bereits wie
der infrage gestellt. Eine solche westliche Welt ist wenig glaubwUrdig, sich fruher tatsöchlich 
im Schweiße ihres Angesichts und ihres Geistes auf den heutigen Entwicklungsstand muhevoll 
emporgearbeitet zu haben. Dagegen wird die Kolonialismustheorie, die Behauptung, daß die 
europl:lischen Nationen dies alles auf Kosten fruherer Kolonien geschafft haben, umso glaubwUr
diger. Der Verdacht dröngt sich auf, daß Europl:ler, die sich heute zunehmend in ihren eigenen 
Löndern wie schmarotzende Playboys benehmen, in der Vergangenheit wohl nicht viel anders 
gewesen sind. Auch kann man wenig Hilfe noch von westlichen Industriegesellschaften erhoffen, 
wenn in ihnen die Stimmen immer lauter werden, die in Zukunft keine Leistungsgesellschaft mehr 
prak~izieren wollen. 
Den~ wie sollen Industriegesellschaften, in denen eigene Bedarfsanspruche und Leistungswille 
imm4llr weiter auseinanderklaffen, in Zukunft noch föhig und bereit sein, Entwicklungshilfe zu 
leisten? 
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von 
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2.2 Wirkung und Beurteilung der Unter- und Mangelernährung 14 
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2.5 Konventionelle und unkonventionelle Eiweißstrategien 22 
2.6 Ausdehnung der Meeresfischerei 23 

3 Grenzen, Gefahren und Probleme der Ausdehnung der Nah-
rungsmittel produktion 26 

3.1 Zur wachsenden AbhCingigkeit moderner Nahrungsmittel pro-
duktion von der Energieproduktion 26 

3.2 Gefahren und Probleme der Ausdehnung der Nahrungsmittel-
produktion 29 

Beunruhigende Tagesnachrichten wirken nach den großen Hoffnungen, die die GrUne Revolution 
am Ende der 60er Jahre entfacht hatte, gegenwCirtig auf die Öffentlichkeit ein. In den Savan
nenstaaten sudl ich der Sahara zerstörte eine jahrelange DUrre die ErnCihrungsgrundlage der Noma
den. Die Getreidelager in den wichtigsten ExportlCindern sind weniger gefUlit als je zuvor, weil 
infolge schlechter Ernten in verschiedenen Teilen der Welt neue GroßkCiufer auf dem Weltmarkt 
auftraten. Die Welt hCingt nunmehr viel stCirker als in fruheren Jahren vom unmittelbaren Ausfall 
der Ernte ab. Der Generaldirektor der FAO weist auf die damit verbundenen Gefahren hin und 

1) Ich danke folgenden GesprCichspartnern fUr Rat und UnterstUtzung bei der Vorbereitung des 
Vortrages: Dr. GERD ANDRES, stud. agr. ANDREA BEL TER, Prof. Dr. PETER VON 
BLANCKENBURG (Berlin), cand.agr. ANDREAS FALK, Diplom-Volkswirt CARSTEN THOROE, 
$TEVEN YODER, M. S. - Ebenso danke ich Prof. Dr. ERNST WEBER, Lehrfach Variations
statistik der UniversitCit Kiel, fUr Zusammenarbeit und Erstellung des Rechenprogramms im 
Forschungsvorhaben (39). 
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schlägt ein Mindestprogramm der Lagerhaltung für Getreide vor (8). Die Preise für Eiweißfutter
mittel sind in jüngster Zeit gleichzeitig sprunghaft gestiegen. Einige Staaten setzen sogar Ex
portbeschränkungen für Sojabohnen, Fischmehl und Rindfleisch fest. 

Noch schlimmere Kunde kommt aus dem weltberühmten Massachusetts Institute of Technology. 
Sie beherrscht Schlagzeilen und Konferenzen seit einem Jahr. Nach der Autorengruppe um 
MEADOWS soll in dreißig Jahren, wenn die Weltbevölkerung auf über 6 Mrd. angestiegen ist, 
"eine hoffnungslose Landknappheit auftreten" (MEADOWS et al., 26, S. 41). Selbst bei Ver
vierfachung der gegenwärtigen Hektarerträge ereile das Schicksal der Landverknappung und des 
Hungers die Menschheit dann doch in 60 Jahren 1). 

Der Neomalthusianismus erlebt mit der Prophezeiung einer drohenden Landverknappung einen 
neuen Aufschwung. Dabei hatte COUN CLARK (10, S. 181) noch 1970 errechnet, die Erde 
könne selbst bei amerikanischem Lebensstandard 35,1 Mrd. Menschen emähren und kleiden. 
Man müsse nur die jetzt bekannten Produktionsmethoden der fortgeschrittenen Länder in allen 
Klimazonen anwenden. 

Versuchen wir zunächst, den gegenwärtig um sich greifenden Neomalthusianismus an die 1949 von 
BENNET (4) gegebene Einteilung der Englisch sprechenden Welt anzuschließen. Wir erleben dann 
seit dem 1798 erschienenen Werk von Malthus gegenwärtig die fünfte Welle. Die erste postmalthu
sianische Weil e wurde kurz vor der Jahrhundertwende ein gel eitet von der Äußerung des britischen 
Wissenschaftlers Sir WI LUAM CROOKES, der als Folge der Erschöpfung der südamerikanischen 
Guanolager eine weltweite Nahrungsmittelknappheit voraussagte. Die Stickstoffsynthese im Haber
Bosch-Verfahren entzog der Befürchtung ihre Grundlage. Die zweite und dritte postmalthusian ische 
Welle ereignete sich jeweils als Folge der Lebensmittelknappheit nach den bei den Kriegen. Die 
vierte läßt sich für die frühen sechziger Jahre datieren, als Trockenheit wachsende Getreideim
porte nach dem indischen Subkontinent verursachte. Die Getreidel ieferungen führten zur Einsetzung 
einer Kommission beim Präsidenten der Vereinigten Staaten, die die bisher umfangreichste Unter
suchung zum Weltemährungsproblem vorlegte. 

Es ist die bisherige Erfahrung gewesen, daß alle Neomalthusianer die Fähigkeit des Menschen 
unterschätzten, die Knappheit einzelner Faktoren durch neue Technologien zu überwinden. 
Nach diesem einleitenden Versuch, den gegenwärtigen, globalen Neomalthusianismus in se iner 
sich verkürzenden Wellenbewegung einzuordnen, beschränken wir unsere weitere Aussage auf eine 
detaillierte 2) Analyse der Ernährungssituation in 130 Ländern. Wir verzichten damit gleichzeitig 
darauf, zu aktuellen Ereignissen unmittelbar Stellung zu nehmen. Auf einige künftige Probleme, 
die mit der Ausdehnung der Nahrungsmittel produktion verbunden sind, kommen wir am Schluß 
unseres Beitrages zurück. 

2.1 Bevölkerungswachstum und Bodennutzung 

Die Ursachen der gegenwärtigen Probleme der Weltemährung sind oft beschrieben worden. Die 
Weltbevölkerung wächst gegenwärtig um 2 % pro Jahr. In einigen lateinamerikanischen und 

1) Einen Einbl ick in den bisher nicht veröffentl ichten technischen Bericht gewährte die Gruppe 
um MEADOWS einer Reihe von Wissenschaftlern in Oxford, England. MARSTRAND und 
PAVITT (25) haben Annahmen, empirische Daten und Schlußfolgerungen des Berichts im Hin
blick auf den landwirtschaftlichen Teil kritisch untersucht. 

2) Um infolge des begrenzten Referatumfanges ein Höchstmaß an Information über die Situation 
in einzelnen Ländern zu geben, sei auf die zwölf Schaubilder des Beitrages verwiesen. 
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arabischen LHndern erreicht das Wachstum mehr als 3,5 % p.a •• Das kommt einer Verdoppelung 
der Bevölkerung in 20 Jahren gleich. Niemals in der Geschichte europHischer Völker, deren 
Überschuß dazu noch nach Übersee oder östlich des Urals abwandern konnte, sind derartige Zu
wachsraten beobachtet worden. Dennoch gibt es einige schwache Hoffnungen. Das Wachstum 
der Weltbevölkerung scheint sich in jUngster Zeit nicht mehr zu erhöhen. In 42 Entwicklungs
IHndern sind die relativen Geburtenziffern am Ende der 60er Jahre geringer als zu Beginn der 
Dekade. Am Ende des Jahrhunderts, wenn die Programme zur Geburtenregelung Uberall wirken, 
können die Geburtenziffern sogar schneller als seinerzeit in den europHischen LHndern sinken 
(KIRK, 23, S. 9f). 

Die erste Frage lautet: was geschieht mit der Bodennutzung, wenn die "Landknappheit" 1) zu
nimmt. Schaubild 1 zeigt fUr 38 LHnder, die 50 % der Landwirtschaftl ichen NutzflHche der Welt 
ausmachen, daß mit wachsender Bevölkerung oder zunehmender "Landknappheit" die als Acker
land genutzte FIHche der Tendenz nach zunimmt (vgl. Taiwan und Japan mit Australien und 
Argentinien). Abweichungen von der Grundrichtung zeigen sich besonders in einigen graswUchsi
gen LHndern Mittel- und Nordwesteuropas, die Ackerland indirekt durch Imparte von Getreide 
usw. gewinnen. Die sehr unterschiedliche Bevölkerungsdichte fUr die dargestellten LHnder weist 
daraufhin, daß die Landknappheit gegenwHrtig keine globale Erscheinung ist. Bei anhaltendem 
Bevölkerungswachstum mUßte sie dort zuerst spUrbar werden, wo das Ackerland bereits jetzt auf 
alle kultivierungsfHhigen FIHchen ausgedehnt ist sowie keine Importe und keine Ertragssteigerung 
möglich sind. 

Die Ursache des zunehmenden Anteils von AckerflHchen bei wachsender Bevölkerung liegt in den 
betrachteten LHndern in den höheren ErtrHgen des Ackerlandes (vgl. Schaubild 2). Die von oben 
links nach unten rechts zur Bestimmung des Versorgungsniveaus eingezeichneten SchrHglinien 
stellen die Agrarproduktion je Kopf der Gesamtbevölkerung dar 2). Jedes Land ist nunmehr mit 
der vorhandenen LN in m2 je Kopf, dem Ertrag je ha LN und dem allein aus eigener Agrarproduk
tion erreichten Versorgungsniveau charakterisiert. Wie HAYAMI und RUTTAN (21) gezeigt haben, 
lassen sich die ProduktivitHtsunterschiede in der Weltlandwirtschaft auf unterschiedliche Einsatz-

1) In diesem Beitrag bedeutet Bevölkerungsdichte = Bevölkerung pro Hektar Landwirtschaftliche 
NutzflHche (LN) und umgekehrt bedeutet "Landknappheit" = m2 LN pro Kopf. Bei der Bevöl
kerungsdichte wird die Zahl der Personen variiert und bei der "Landknappheit" l:Indert sich die 
pro Person zur VerfUgung stehende FIHche. Beide Begriffe drUcken deshalb den gleichen Sach
verhalt aus. Der logarithmische Maßstab gestattet es, große Unterschiede in der Bevölkerungs
dichte und der FIHchenleistung fUr viele LHnder in einem einzigen Schaubild zu erfassen. In 
den Schaubildern sind die Nettoimparte ebenso unberUcksichtigt geblieben wie die unterschied
liche photosynthetische Leistung einzelner Standorte. FUr den exakten internationalen Vergleich 
wHre deshalb die EinfUhrung eines Standardhektars notwendig, der Sonneneinstrahlung, Vegeta
tionsdauer, Niederschlagsmenge und -verteilung, BodenqualitHt usw. berUcksichtigt. Dafur 
stehen auf LHnderbasis nicht genUgend Daten zur VerfUgung. Eine Orientierung ober die zu
nehmende Fll:Ichenleistung bei zunehmender Bevölkerungsdichte sowie die unterschiedliche 
Entwicklungsstufe einzelner Ll:Inder scheint uns aber möglich. 

2) Die Agrarproduktion ist in Internationalen Weizeneinheiten (ohne Saatgut, Futter, Imparte) 
gemessen. Indien (lND), die Philippinen (PHI), Großbritannien (GRB), die Schweiz (SWZ) 
hatten beispielsweise um 1965 mit 3 500 m2 LN pro Kopf eine gleiche Bevölkerungsdichte. 
Die Fll:Ichenproduktivitl:lt war jedoch sehr unterschiedlich. Sie war vergleichsweise in der 
Schweiz dreimal höher als in Indien. Bedenkt man weiter, daß in Indien 65 %,in den Philip
pinen 68 %, in Großbritannien 4 % und in der Schweiz 12 % in der Landwirtschaft beschHf
tigt waren, errechnen sich daraus auch entsprechend niedrige partielle Arbeitsproduktivitl:lten 
fUr Indien und die Philippinen. 
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Schaubild 1: Landknappheit (1965) und Ackerlandanteil (1960) 38 Llinder 
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Schaubild 2: Landknappheit und Flöchenproduktivitöt 38 Lönder (1965) 
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mengen von Boden, Arbeit, industriellen Vorleistungen und Humankapital zurUckfUhren. Daraus 
IClßt sich fUr die Beurteilung der befUrchteten Landknappheit folgern, daß bei zunehmender Be
völkerungsdichte die Bodenfruchtbarkeit keine Konstante darstellt, sondern sie ist Uber weite 
Strecken eine Variable. 

2.2 Wirkung und Beurteilung der UnterernClhrung und MongelernClhrung 

Die unheilvolle Wirkung von UnterernClhrung (Kalorienmongel) und MongelernClhrung (Fehlen aus
reichender Mengen an einzelnen NClhrstoffen, insbesondere an vollwertigem Eiweiß) auf die Akti
vitClt des Menschen ist gleichfalls hClufig dargestellt worden (VON BLANCKENBURG, 5; S. 1 ff). 
Eiweißmangel wirkt vielleicht noch schlimmer als wir bisher schon annahmen. Das Wachstum des 
Gehirns und die Ausbildung des zentralen Nervensystems erfordert hochwertiges Eiweiß. Ein Kind, 
das im Mutterleib oder wClhrend der ersten sechs Lebensmonate unzureichende Eiweißmengen er
hCllt, bleibt in seinen geistigen FClhigkeiten vermutl ich ein Leben lang beschrCinkt (BELL!, 3, 
S. 1 ft). 

Ungleiche Einkommensverteilung in einem Land und unUberlegte Nahrungsmittelzuteilung inner
halb der Familie an Schwangere, SCluglinge und Heranwachsende aus mangelndem Wissen oder 
Uberkommenen soziokulturellen Vorstellungen erschweren eine genaue Beschreibung des ErnClh
rungsstandes anhand von Pro-Kopf-Verbrauchsangaben • Die Daten des Nahrungsmittelverbrauchs, 
die wir im folgenden in ihrer AbhClngigkeit von anderen Faktoren behandeln, haben viele MClngel. 
Sie wurden in der deutschen Literatur ausfUhrlich dargestellt (VON BLANCKENBURG und 
G. LORENZL, 6), so daß wir darauf verweisen können. Trotz vieler MClngel gestatten die von 
der FAO veröffentlichten Nahrungsmittelbilanzen einen guten Überbi ick Uber die Höhe und Struk
tur des Nahrungsmittelverbrauchs in den Weltregionen. 

Der Weltleitplan der FAO (16) und einzelne Autoren (VON BLANCKENBURG, 5; ABBOTT, 1) 
sehen eine bessere Versorgung mit vollwertigem Eiweiß besonders in Afrika und Teilen Asiens als 
ein dauerhafteres und schwierigeres Problem als die Erhöhung der Kalorienversorgung. WClhrend 
die FAO vor einigen Jahren die Mindestmenge an tierischem Eiwei ß fUr eine vollwertige ErnClh
rung noch sehr hoch ansetzte, wird die Gesamtmenge an Eiweiß und essentiellen AminosCiuren 
heute mehr betont. Damit ist der 1963 im dritten "World Food Survey" geClußerten Ansicht 
(FAO, 17, S. 7) die einstmals sichere Beurteilungsgrundlage entzogen, daß 60 % der Bevölke
rung in den EntwicklungslClndern mangelernClhrt seien. 

Mit dem Blick auf die Welt wissen wir deshalb nicht mehr genau, warum im europCIischen Ver
brauchsmuster soviel tierisches Eiweiß verzehrt wird. WIRTHS (44, S. 135) argumentiert, wir 
benötigen vor allen Dingen Fleisch zur physiologischen SCittigung, weil damit die Zahl der Mahl
zeiten eingeschrCinkt werden kann. CLARK (10, S. 28 ff) vertritt dagegen die Auffassung, wir 
leisten uns eben den von der Umwelt anerzogenen Geschmack von Fleisch, Fisch, Milch und 
Eiern. Fest steht nur, daß wegen der ausgewogenen Mischung an essentiellen AminosCiuren eine 
gewisse Menge an tierischem Eiweiß die GewClhr bietet, die Kost einer Bevölkerung aufzuwerten. 

2.3 FICIchenertrClge und Einkommen als Bestimmungsfaktoren der Struktur des Eiweißverbrauchs 

In den Schaubildern 3 und 4 kennzeichnen die eingezeichneten SchrCiglinien den jClhrlichen Je
Kopf-Verbrauch an pflanzlichem und tierischem Eiweiß. Beim Verzehr von pflanzlichem Eiweiß 
erreichen unabhClngig von der Bevölkerungsdichte alle LCinder ein Niveau, das zwischen 10 und 
15 kg Verbrauch je Kopf und Jahr liegt. Die Unterschiede werden jedoch deutlich größer im 
Verbrauch von tierischem Eiweiß. EuropClische oder von EuropClern besiedelte LCinder I iegen knapp 
unter der 10-kg oder zwischen der 10- und 25-kg-Verbrauchslinie. Einige asiatische und west
afrikanische LCinder haben einen extrem niedrigen Verbrauch von tierischem Eiweiß. Sie scharen 
sich um die 1-kg-Verbrauchslinie. Das sind (ohne Fisch) nicht mehr als 3 g je Kopf und Tag. 

14 



Schaubild 3: Zusammenhang zwischen Landwirtschaftlicher NutzflHche je Kopf und dem 
Verbrauch von pflanzlichem Eiweiß pro ha LN 124 LHnder 1964 - 66 
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Wenn wir in einer gewissen Vereinfachung den Je-Kopf-Verbrauch der Je-Kopf-Produktion 
gleichsetzen 1), ergibt sich, daß jene LHnder den bei der tierischen Veredlung auftretenden 
NHhrstoffverlust am ehesten in Kauf nehmen können, die entweder uber große FIHchen oder 
ein hohes Einkommen pro Kopf verfUgen, um uber Importe ihre genutzten FIHchen auszudehnen. 
Untersucht man die Wirkung eines höheren Einkommens, dann zeigt sich der Je-Kopf-Verbrauch 
an pflanzlichem Eiweiß bis zu 500 US-1 je Kopf fast unabhHngig vom Einkommen (vgl. Schau
bild 5). Erst ein im Weltmaßstab höheres Einkommen als 500 US-1 je Kopf verwandelt sich unmit-

1) Die Ausschaltung der uber den Außenhandel bezogenen oder abgegebenen Mengen wUrde 
kein Land aus der ihm geographisch und entwicklungsgeschichtlich zuzuordnenden Produkti
vitHtszone (SchrHglinie) wesentlich entfernen. Nur wenige LHnder haben einen so niedrigen 
Selbstversorgungsgrad wie beispielsweise England (50 %) oder die BRD (60 %) oder die DDR 
(75 - 80 %). Außerdem exportieren netto nur wenige LHnder soviel Agrarprodukte wie bei
spielsweise Australien oder Neuseeland. 
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Schaubild 4: Zusammenhang zwischen Landwirtschaftl icher Nutzflöche je Kopf und dem 
Verbrauch von tierischem Eiweiß (ohne Fisch) pro ha LN 

124 Lönder 1964 - 1966 
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Schaubild 5: Einkommen und Verbrauch von pflanzl ichem Eiweiß je Kopf 130 LCinder (1964 - 66) 
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telbar in steigende Nachfrage nach tierischem Eiweiß (vgl. Schaubild 6). Bei niedrigem Je
Kopf-Einkommen lassen sich allerdings schon große Unterschiede im Verbrauch von tierischem 
Eiweiß erkennen. Sie beruhen auf ungleicher tikologischer Ausstattung mit Flöchen (oder genutz
ten Fischbestönden). So haben bei gleichem Einkommen die flöchenreicheren ostafrikanischen 
Lönder oder die Mongolei einen viel höheren Verbrauch an tierischem Eiweiß als die dichter 
besiedel ten asiatischen Llinder. 

2.4 Geographische und historische Unterschiede im Eiweißverbrauch 

Sehr verschiedene Pflanzen- und Tierarten tragen in den einzelnen Llindern zur Eiweißversorgung 
bei. Die Unterschiede sind sowohl ökologisch als auch ökonomisch bestimmt. Sie erschließen 
sich voll im Querschnitt- und Zeitvergleich. Mit einem von K. R. GABRIEL (19) beschriebenen 
Verfahren 1) Ilißt sich die Bedeutung von neun Eiweißarten in einem einzigen Bild fUr 130 Uinder 
erfassen. Dabei zeigt sich, daß die meisten afrikanischen und asiatischen Llinder mit den Vekto
ren fUr Eiweiß aus Wurzel- und KnollenfrUchten, GemUse, Eiern, Ölsaaten, NUssen, Hulsen
frUchten positiv korreliert sind. Auch Fisch spielt im Verbrauchsmuster armer Völker eine beson
dere Rolle. Eng mit dem Getreideeiweiß korreliert sind die fortgeschrittenen Lönder Sudeuropas 
oder des Nahen Ostens. Die an Einkommen oder Ausstattung je Kopf reicheren Llinder liegen 
erwartungsgemliß zwischen den Vektoren fUr Fleisch aus Rauhfutterfressern oder fUr Milch. Die 
Darstellung verdeutlicht noch einmal eine alte europHische Erfahrung. Es ist leichter auf dem 
Ackerland Kalorien durch Kohlenhydrate als konzentrierte Nahrung in Form von Eiweiß zu pro
duzieren. In abgegrenzten Gebieten Äquatorialafrikas, in denen die Bevölkerung bei unverlinder
ter Technologie schneller als die Nahrungsmittel produktion wuchs, mußten zum Überleben des
halb kalorienreiche Wurzel- und KnollenfrUchte an Stelle der eiweißhaitigeren Getreidearten 
angebaut w"erden (RUTHENBERG, 32, S. 124) (Schaubild 7). 

Einen RUckblick Uber die allmlihliche Herausbildung des gegenwlirtigen Verbrauchsmusters in 
wichtigen Industriellindern gestatten die Schaubilder 8 und 9. Sie behandeln 20 % der WeItbe
völkerung, die 65 % des Bruttosozialproduktes der Welt erstellen. Die Schaubilder geben eine 
Vorstellung davon, welchen Druck die reichen Llinder auf die Eiweißressourcen der Welt ausUben. 

Am Vorabend der französischen Revolution 2), der bekanntlich große Mißernten vorausgingen, 
hatte nach den Berechnungen von TOUTAIN (37, S. 1982) die französische Bevölkerung einen 
Verbrauch von 14,4 g tierischem Eiweiß pro Kopf und Tag. In den Bezugsjahren 1964 - 1966 
hatten nach unseren Berechnungen 66,3 % der Menschheit einen noch geringeren Verbrauch 
an tierischem Eiweiß. Der Kalorienverbrauch der französischen Bevölkerung betrug damals 
1 753 kcal pro Kopf und Tag. Er wird heute fast in allen Llindern Ubertroffen. 

1) Das von K.R. GABRIEL beschriebene Biplot-Verfahren gestattet Uber eine kanonische 
Dekomposition Y = Pl\ Q' die Darstellung der Zeilen- und Spalteneffekte einer Daten-
matrix durch Vektoren. Die Zeilen der vorliegenden Matrix enthalten 130 Llinder und die 
Spalten neun verschiedene Eiweißarten je Kopf der Gesamtbevölkerung. Sofern die ersten 
zwei Eigenwerte (I\. und I\. ~ den größten Teil der Variabilitöt erklliren, gibt das 
Biplot eine annlihernJ gute Darstellung der Datenmatrix wieder. Die Lönge der Vektoren 
entspricht dann annöhernd der Variabil itöt der Zeilen (Llinde~ und Spalten (Eiweißarten). 
Die Winkel zwischen den Vektoren geben die Größe der Korrelation wieder: a) zwischen 
den Löndern, b) zwischen den Eiweißarten und c) zwischen Llindern und Eiweißarten. 
Orthogonal aufeinander stehende Vektoren weisen auf Unabhöngigkeit hin. Je kleiner der 
Winkel zwischen zwei Vektoren ist, desto größer ist der korrelative Zusammenhang. In ent
gegengesetzter Richtung verlaufende Vektoren weisen auf negative Zusammenhlinge hin. 

2) Bekanntlich sind sehr weit zuruckliegende Daten fUr einzelne Lönder nie sehr genau. Die 
beispielsweise im Schaubild 8 oder 9 gezeigte Differenz im Kalorien- und Eiweißverbrauch 
zwischen Deutschland und Frankreich stellt sicherlich eine quantit6 negligeable dar. Den
noch ist die parallele Grundrichtung erkennbar. Vgl. hierzu CLARK (11, S. 369). 
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Schaubild 7: Hi:She und Struktur des Eiweißverbrauches je Kopf in 130 Löndem der Welt 
(vektorielle Darstellung) 
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Schaubild 8: Langfristige Entwicklung des Je-Kopf-Verbrauchs an Kalorien 
Deutschland, Frankreich, Ital ien, Japan, Vereinigte Staaten von Amerika 
1785 bis 1964/66 
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Erst nachdem die landwirtschaftliche Produktion je Kopf eine Sl:Ittigung mit Sekundl:lrkalorien 
ermöglicht, kann der Verbrauch an tierischem Eiweiß betrl:lchtlich zunehmen. In Deutschland 
und Frankreich setzte die Verbrauchserhöhung von tierischem Eiweiß mit dem Anstieg des Volks
einkommens schon im 19. Jahrhundert ein. In Italien begann der Aufschwung kurz vor der Jahr
hundertwende. FUr die Vereinigten Staaten von Amerika und fUr Rußland II:Ißt sich der Zeitpunkt 
des Aufschwungs aus Datenmangel nicht genau isolieren. Nicht nur die Vereinigten Staaten mit 
Sicherheit, sondern auch das alte Rußland hatte mit großer Wahrscheinlichkeit schon vor dem 
Ersten Weltkrieg die schnelle Zunahme im Verbrauch von tierischem Eiweiß erreicht. In Japan 
setzte die Ausdehnung der Nachfrage nach tierischem Eiweiß vehement nach dem Zweiten Welt
krieg ein. Diese Entwicklung gibt eine Vorstellung von der Nachfrageexplosion fUr tierisches 
Eiweiß, die in der Welt kUnftig zu erwarten ist" wenn sich mehr Ll:lnder dem japanischen Ein
kommensniveau nl:lhem. 

Bis jetzt konnten die Industriell:lnder des Westens ihren hohen zusl:ltzl ichen Bedarf an Produkten 
der Rinder- und Schafhaltung aus der dUnn besiedelten Peripherie der Weltwirtschaft fast allein 
decken. Bei steigendem Einkommen treten neuerdings neben Japan, Sud- und Osteuropa zuneh
mencl fortgeschrittene arabische, asiatische und auch lateinamerikanische Ll:lnder als neue Nach
frager auf dem Weltmarkt auf. Der Preisanstieg fUr Rindfleisch und fUr die bevorzugten Meeres
tierarten {Thunfisch, Lachs, Langusten} wird sich deshalb mit großer Wahrscheinl ichkeit auch in 
Zukunft fortsetzen. 
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Schaubild 9: Langfristige Entwicklung des Je-Kopf-Verbrauchs an tierischem Eiweiß 
Deutschland, Frankreich, Italien, Japan, Sowjetunion, Vereinigte Staaten 
von Amerika 1785 bis 1964/66 
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2,5 Konventionelle und unkonventionelle Eiweißstrategien 

Jede Strategie zur Erhöhung der konventionellen Eiweißerzeugung Uber Pflanzen und Tiere muß 
die Kaufkraft der Bevölkerung und die Steigerungsfähigkeit der Haupteiweißquellen in ihrer er
nährungswissenschaftlichen und ökonomischen Eignung abwägen. Hulsenfruchte und Getreide 
liefern fast Uberall in der Welt das billigste und die flächenbeanspruchende Rinder- und Schaf
fleischerzeugung in den alt besiedelten Ländern 1) das teuerste Eiweiß (ABBOH, 1, S, 2; 

1) Absolut und relativ billig ist Rindfleisch in den dUnnbesiedelten Ländern, während Milcheiweiß 
auch in den Tropen Westafrikas, Asiens und Lateinamerikas ausgesprochen teuer ist. 
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FALK, 14, S. 79). Ein Bewohner Indiens, der durchschnittlich nur 10 US-Cents fUr ErnHhrung 
tHglich ausgeben kann, kann sich nur eine Kost, die im wesentlichen aus Getreide und HUlsen
frUchten besteht, leisten. Jede Kaufkraftsteigerung wirkt sich wegen des ungedeckten Bedarfs 
bei den breiten Massen stHrker bei pflanzlichen als bei tierischen Produkten aus. Als ein Indiz 
fUr die ungedeckte Nachfrage nach billigem pflanzlichem Eiweiß kann gelten, daß in Indien die 
realen Preise fUr HulsenfrUchte wHhrend der 60er Jahre stHrker als die Getreidepreise stiegen 
(WILLIAMS, 43, S. 3). 

Die Leistungen der Tierhaltung lassen sich bekanntlich weniger gut statistisch erfassen als Ernte
ertrHge. Der LeistungsrUckstand der Tierhaltung in vielen Entwicklungsländern ist vielleicht noch 
größer als im Ackerbau. Die sich Uber Jahrhunderte erstreckende Selektion der Haustiere geschah 
nicht nach der Leistung, sondern nach der BedUrfnislosigkeit (SCHEPER, 33, S. 17), um Perioden 
extremen Futtermangels zu Uberstehen. Jede Eiweißstrategie darf deshalb auch dort, wo pflanz
liches Eiweiß noch lange die vornehmliche Eiweißquelle der menschlichen Ernährung sein wird, 
die Tierhaltung wegen des hier besonders langfristigen Charakters der Produktivitätserhöhung 
nicht vernachlässigen. 

Die sich auf die Ernährungsindustrie stUtzende unkonventionelle Eiweißstrategie versucht einmal, 
die vielfach ungenutzten Eiweiße im Fisch durch Verarbeitung der menschlichen Ernl:lhrung un
mittelbar zuzufuhren. Zum anderen laufen Großexperimente, um Eiweiß aus Algen und Hefen 
von Erdöl fUr Futterzwecke zu gewinnen. Die technologischen Schwierigkeiten, toxikologisch 
und geschmacklich einwandfreies Eiweiß zu wettbewerbsfl:lhigen Preisen zu produzieren, konnten 
bisher in beiden Fl:lllen nicht Uberwunden werden (WAGENITZ, 38; SOEDER, 34). Als kommer
ziell einsatzfl:lhig haben sich bisher nur Produkte auf der Basis von Ölsaateneiweiß erwiesen. Ein 
sicheres Urteil Uber den sozialen und ökonomischen Nutzen der auf Ölsaateneiweiß beruhenden 
Produkte scheint nach den Ergebnissen der Studie von KRACHT (24, S. 270) noch nicht möglich. 

Die Anreicherung von Getreide mit der industriell hergestellten essentiellen Aminosl:lure Lysin 
galt lange Zeit als besonders effektives ökonomisches Mittel (ALTSCHUL, 2, S. 18), die Eiweiß
versorgung einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen in einer "Stillen Revolution" (ALTSCHUL) 
zu verbessern. Neuerdings bezweifelt SUKHATME (35, S. 22) aufgrund indischer Untersuchungen 
die ZweckmHßigkeit der Eiweißanreicherung von Getreide durch Aminosl:luren. Aus physiologi
schen GrUnden könne die Deckung des Eiweißbedarfs nicht vor der ausreichenden Versorgung mit 
Kalorien geschehen, da eine energiearme Kost die Nl:lhrstoffaufnahme begrenzt. Erst wenn ener
giereiche Produkte wie HulsenfrUchte und besonders Milch in ausreichender Menge angeboten 
werden, kann Eiweiß seine spezifische Wirkung voll entfalten. FUr die These von SUKHATME 
spricht die allml:lhliche Herausbildung des europl:lischen Verbrauchsmusters. Dieser Überblick 
mag deutlich machen, daß auch kUnftig die konventionelle Eiweißerzeugung durch die bekannten 
Kulturpflanzen und Tiere die ausschlaggebende Rolle bei einer Verbesserung der Ernl:lhrung spielt. 

2.6 Ausdehnung der Meeresfischerei 

Seit dem Jahrzehnt 1900 bis 1910 bis heute ist der Weltfischfang auf das Siebzehnfache gestie
gen, wl:lhrend sich die Weltbevölkerung nur verdoppelte (MESECK, 27, S. 519). Der zunehmen
de Beitrag, den das Meer seit der Jahrhundertwende zur Eiweißversorgung der Menschheit leistet, 
wird dennoch in agrarwirtschaftlichen Abhandlungen selten gewUrdigt. Der Bericht fUr den Klub 
von Rom folgt dieser Tradition, wenn er das Meer als Nahrungsquelle nur erwl:lhnt (MEADOWS, 
26, S. 45). Dabei kamen allein 1965 schon 15 % des unmittelbar vom Menschen verzehrten 
tierischen Eiweißes aus dem Meer 1). In Ll:lndern mit kurzer Vegetationsdauer und geringer FII:I-

1) Folgende Berechnungsweise wurde gewl:lhlt: Der Je-Kopf-Verbrauch an tierischem Eiweiß be
trug 1965 fUr die Weltbevölkerung 20 g/Tag, der Verbrauch an Fisch betrug 11 kg/Jahr/Kopf 
oder 3 g/TagfKopf Fischeiweiß (FAO, 16, 11, S. 129). 
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Schaubild 10: Fischverbrauch als Fltlchengewinn dargestellt 35 Ltlnder 1964 -. 1966 
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chenleistung (z.B. Island), niedriger Technolagiestufe (z. B. Afrika) oder großer Bevölkerungs
dichte (z.B. Taiwan und Japan) verdoppelt die Fischerei oft indirekt die landwirtschaftliche 
Nutzfll:lche 1) (vgl. Schaubild 10). 

Aber auch fUr die Welt als Ganzes bleibt die Fll:lchenerspamis durch die Meeresfischerei vielfach 
unterschl:ltzt. Die LN der Welt betrug 1965 insgesamt 4,4 Mrd. ha. Der Ertrag der Meeresfische
rei kam einer Fll:lchenersparnis fUr die Weltlandwirtschaft von rund 700 Millionen ha gleich. Die 
Fll:lchenerspamis durch die Meeresfischerei in den einzelnen Ll:lndem ist jedoch sehr unterschied
lich. 

Welchen kUnftigen Beitrag kann die Meeresfischerei zur Erhöhung der Eiweißversorgung leisten? 
Der bekannte Eml:lhrungswissenschaftler ZIEGELMAYER (45, S. 308) hatte 1947 das Meer noch 
als eine unerschöpfliche Eiweißquelie bezeichnet. Heute kann man etwas genauer sein. Bestands
aufnahmen der fischbaren Meerestiere in allen Weltmeeren nach verschiedenen Methoden, die 
Fischereibiolagen in Zusammenarbeit mit der FAO durchgefUhrt haben (GULLAND, 20, S. 251), 
lassen ein vorsichtiges Abschl:ltzen des möglichen Potentials zu. Allein die bisher genutzten Mee
restiere ermöglichen eine Ausdehnung der Fischereiproduktion von gegenwl:lrtig jl:lhrlich 62 Mill. t 
(1968) um 43 Mill. auf 105 Mill. t. Davon entfallen allein 29 Mill. t auf die tropischen Meere 
des Indischen Ozeans und des SUdwest-Pazifik. 

Bei weiter steigenden Preisen fUr tierisches Eiweiß, die neben verbesserter Fischereitechnologie 
die ökonomische Voraussetzung einer weiteren Expansion der Meeresfischerei sind, kann durch zu
sl:ltzlichen Fang von bisher wenig oder nicht genutzten Meerestieren (Tintenfisch, Krill, Squid fUr 
Emöhrungs- oder Futterzwecke usw.) bis zum Jahre 2000 der jl:lhrliche Ertrog auf 400 Mill. t stei
gen (vgl. Schaubild 11). Das erfordert ein verstl:lrldes Fischen außerhalb der Schelfgebiete. Fi
schen im offenen Meer oder in der Antarktis erzwingt unzweifelhaft sehr hohe Investitionen pro 
Fangeinheit. 

Eine' regelrechte Bewirtschaftung des Meeres durch DUngung und FUtterung, wie es oft vorgeschla
gen wird, ist außerhalb abgeschlossener Meeresbuchten jedoch in absehbarer Zukunft nicht mög
lich (HEMPEL, 22, S. 293). Die Fangausdehnung auf die niederen Trophiestufen (Planktonfresse~ 
der Nahrungskette kann dem Menschen helfen, weiterhin zusl:ltzliche Eiweißquellen im Meer zu 
erschl ießen (NELLEN, 29). Die großen Probleme fUr jedes Land und die gesamte Menschheit be
stehen darin, daß wir Biologie, Technologie und Ökonomik der Nahrungsketten auf dem Land 
besser beherrschen als die der Nahrungsketten des Meeres. 

Unz~reichende Preisanreize durch mangelnde Kaufkraft, unbefriedigender Stand der Fischereitech
nologie oder fehlender Zugang zum Meer behindem gerade die I:Irmeren Nationen, die Eiweißre
serven des Meeres fUr sich zu erschließen. 

Einzelne reiche Ll:lnder mögen sich am "Abweiden" des Meeres nicht zuletzt in Erwartung einer 
billigen "Landnahme" beteiligen. Sie wissen, daß ohne Zuteilung von Fangrechten sich eines 
Tages die noch freien Eiweißreserven des Meeres erschöpfen mUßten. Sie genießen nach der Zu
teilung dann Kontingentsrenten, denn nicht im Fanggebiet fischende Nationen sind bei Fischerei
abkommen bisher stets ausgeschlossen worden. 

1) Der im Schaubild 10 aus semantischen GrUnden benutzte Begriff "Fll:lchengewinn" ist natUrl ich 
nicht reale Fll:lche, um darouf Hl:luser, Straßen usw. bauen zu können. Der nur uber das ver
zehrte Fischeiweiß errechnete Fll:lchengewinn fUr die Versorgung mit tierischem Eiweiß ist bei 
Hinzurechnung der Priml:lrproteine aus Fischmehl noch etwas größer als im Schaubild darge
stellt. - Der Anteil der SUßwasserfl:lnge am Weltfischertrog betrl:lgt etwa 15 %. Nur ein ver
sFhwindend kleiner Prozentsatz der SUßwasserfl:lnge wird heute mit Produkten gefuttert, die 
Jnmittelbar mit der Viehhaltung konkurrieren. 

25 



Schaubild 11: Möglicher Ertrag der Meeresfischerei bis zum Jahr 2000 

Millionen 

Tonnen holblogarithmischer Maßstab 
1~'~------.------,.------.-------.------.------. 

500+----.-----+----4--- Kleine ozeanische -===;r-"""1 
Fische etc. 

I 
Ozeanischer Squid, Kr~ 

ra Ilone r -
100 

11 d·t' lle { Gesomtpotentiol 
Grätenfisch - Praktikable Fä~ 

50+-------+-------+----,~~----~~----~~----~ 

K =tatsächliche Fänge 

10;-------~------~------_r------_+------_+------~ 
~~ ~~ ~m ~~ ~OO 

Quelle: 1. A Gulland (Hrsg.J : The Fish 
Resources of the Ocean. Londan Q J.(1972) 5.21,6 

2000Jahr 

Es stellt sich in jedem Land deshalb die Frage, ob und in welchem Umfang die Beschaffung tieri
scher Proteine durch Intensivierung der Land- oder der Meeresnutzung erfolgen soll. Langfristige 
Versorgungsgesichtspunkte und kurzfristige Rentabil itötsUberlegungen deuten die Konfl iktsituation 
an. Eine vorausschauende Emöhrungspolitik kann deshalb niemals nur Agrarpolitik sein, sondern sie 
muß die kUnftige Fischereipolitik ausreichend berUcksichtigen. Eine störkere Nutzung des Meeres 
wirft bei freiem Zugang komplizierte und weitreichende ökonomische und politische Probleme auf, 
denn das Meer hißt sich bei wandernden Fischschwörmen nicht einfach aufteilen wie ehemals die 
Allmende an die Gemeindeglieder. 

3 Grenzen, Gefahren und Probleme der Ausdehnung der Nahrungsmittel produktion 

3.1 Zur wachsenden Abhöngigkeit moderner Nahrungsmittelproduktion von der Energieproduktion 

Die Verbesserung der Ernöhrung fUr eine vorläufig noch wachsende Weltbevölkerung wird in dem 
von MEADOWS angegebenen Zeitraum von 30 oder 60 Jahren mit ziemlicher Sicherheit nicht von 
der vorhandenen Landflöche begrenzt. Der flexible Teil der Anpossung ist die Technologie, die 
stets auf einer energetischen Basis beruht. W1LKINSON (42, S. 4) bringt ein einfaches, aber 
recht uberzeugendes Beispiel Uber die Wirkung einer wachsenden Bevölkerung bei gegebener Flö
che. Der dabei notwendig werdende Wechsel der Technologie verlangt einen zunehmenden Ener
gieeinsatz. 

Bei geringer Bevölkerungsdichte konnte der Mensch sich noch mit Fellen, Höuten und Haaren der 
Tiere ausreichenden Wörmeschutz verschaffen. Zunehmende Bevölkerungsdichte Uberbeanspruchte 
diese Quelle. Sie zwang zum zusötzlichen Anbau von Faserpflanzen. Spöter mußte man Bergwerke 
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und Bohrlöcher in die Erde treiben, um synthetische Fasern aus Kohle und Öl herzustellen. Jeder 
Schritt in dieser Kette brachte ein höheres Versorgungsniveau, da knapper oder teurer werdende 
gegen reichlicher vorhandene Ressourcen eingetauscht wurden. Der Substitutionsprozeß bedingte 
pro Einheit W/:Irmeschutz höhere Energiemengen in der Hand des Menschen. Gleiches gilt fUr die 
Nahrungsmittelproduktion. Wir können pro FI/:Iche nur dann mehr produzieren, wenn wir mehr 
Energie zur VerfUgung haben. 

Im traditionellen Hackbau der Brandwechselwirtschaft, als der Mensch - neben dem Feuer - nur 
seine eigene Arbeitsenergie zur Erzeugung von Nahrungsmitteln einsetzte, genUgten 100 Kalorien 
an Arbeit, um 1000 Kalorien an Nahrungsmitteln zu produzieren 1). Mit zunehmender Bevölke
rung!sdichte reichten die Ertr/:lge der Brandwechselwirtschaft nicht mehr aus. 

Der Mensch mußte zu untensiveren Bodennutzungen ubergehen. Die Arbeit, die die Natur seit 
Jahrmillionen im Mineralkreislauf, der Erhaltung der Bodenstruktur, der Verbreitung der Samen 
und der Regul ierung von Krankheiten und Schl:ldl ingen durch Bereitstellung einer Vielzahl von 
Arten fUr den J/:Iger und Samml er kostenlos verrichtete, muß bei der Zerstörung der natUri ichen 
Vegetation vom Landwirt durch höheren Einsatz an Arbeit und Hilfsmitteln laufend erg/:lnzt wer
den. Maschinen und alle ertragssteigernden Hilfsmittel, die der Mensch einsetzt, sind bei der Pro
duktion organischer Masse aber nicht effizienter als die Natur. Der Mensch kann nur nicht von 
Gras, Zweigen oder BI/:Ittern der naturlichen Vegetation leben. Maschinen und alle Hilfsmittel 
erhallten ihre Überlegenheit fUr den Menschen dadurch, daß sie ihm eine artgem/:lße Nahrung be
schalffen helfen (ODUM, 30, S. 125 ff; DUCKHAM, 12, S. 15 ff, 13). 

Berechnungen von TAYLER (36) fUr England zeigen, daß sich bei einem Weizenertrag von 4,15 tjha 
das Verh/:lltnis von aufgewandten Energiemengen zur gewonnenen Nahrungsenergie im Vergleich 
zur Brandwechselwirtschaft ver/:lndert hat 2). In der Brandwechselwirtschaft beruhte der Ene_rgieein
satz allein auf der j/:lhrl ich zugestrahl ten Sonnenenergie, der davon im Wind und Wasserkreislauf 
bedilngten Umweltenergie und der Arbeitsenergie des Menschen. Die modeme Nahrungsmittelpro
duktion nutzt seit der Industrialisierung zus/:ltzlich zur zugestrahlten Sonnenenergie und Arbeits
energie der Menschen und Tiere zunehmend die in Maschinen und Hilfsmittel verwandelten Ener
giemengen fossiler Brennstoffe. Die Energieproduktion bestimmt damit im wesentlichen die auf 
der FI/:Iche mögliche Produktion. Die seit der Industrialisierung einsetzende gewaltige Steigerung 
der Weltenergieerzeugung (Kohle, Öl, Gas, Wasserkraft, aber ohne Holz, Torf) war die Voraus
setzung des Wachstums der Weltbevölkerung. Dieser Zusammenhang ist in der oberen H/:Ilfte des 
Schaubildes 12 dargestellt. Die untere H/:Ilfte zeigt den engen Zusammenhang zwischen der Zu
nahme der Je-Kopf-Einkommen 3) und der Je-Kopf-Energieerzeugung fUr die Weltbevölkerung 

1) Nach Abzug der Verluste und ohne Berechnung der Energieverwendung im Rodungsfeuer. 
Beispiel nach TAYLER (36). 

2) Zur Herstellung von 1 kg Stickstoff sind beispielsweise 22 000 kcal oder 25,5 kWh erforderl ich 
(TAYLER). Einer m/:lnnlichen Arbeitskraft waren im Bundesgebiet 1970 allein durch die im Stick
stoffverbrauch der Landwirtschaft enthaltenen Energiemengen rund 25400 kWh zugeordnet. Man 
denke nur einmal nach, welche Energiemengen außerdem notwendig sind, um Eisenerze in ein
satzföhige Landmaschinen umzuwandeln oder um Produktionsmittel und Agrarprodukte vom und 
zum Hof zu transportieren. Der Landwirt setzt im Bundesgebiet deshalb nicht nur 10000 kWh 
pro Jahr in Form von Treibstoff und Elektrizit/:lt ein, sondern ein Vielfaches des industriellen 
Systems ist fUr den modemen Landwirt notwendig, um Nahrungsmittel produzieren zu können. 

3) Absolut hat das durchschnittliche Je-Kopf-Einkommen der Weltbevölkerung seit 1860 zugenom
men. Relativ ist die Einkommensverteilung zwischen den L/:Indern jedoch immer ungUnstiger ge
worden. Kein Staat könnte sicherlich diese Zunahme der Ungleichheit ohne Revolution Uber
stehen (ZIMMERMAN, 46, S. 39 ff). 
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Schaubild 12: 

Wachstum der Weltbevtslkerung und der Weltenergieerzeugung 
(Energie in Steinkohleneinheiten SKE) 
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von 1860 bis 1970. Die Entwicklung in den Weltregionen ist jedoch nicht einheitlich verlaufen. 
In den heutigen IndustrielHndern nahm die Energieverwendung und das dazu erforderliche ingenieur
mHßige Wissen im Vergleich zu den AgrarlHndern Uberproportional zu. 

Auch in der Landwirtschaft hHngt die ProduktivitHt pro FIHche und pro Arbeitskraft vom Wissen und 
den eingesetzten Energiemengen ab. Ein Mensch, der nur seine Arbeitskraft einsetzt, erreicht eine 
jHhrliche Arbeitsleistung von 150 kWh. Einem Landwirt stehen im Bundesgebiet auf dem Hof - ohne 
die Energie der technischen Hilfsmittel - etwa 10000 kWh oder das Siebzigfache seiner eigenen 
Arbeitskraft zur VerfUgung. 

Mit zunehmendem Einsatz von Hilfsmitteln sind alle Landwirte in der Welt bei der Ausdehnung 
der Nahrungsmittel produktion von den Energiepreisen viel stHrker abhtlngig, als sie es in Bewirt
schaftungsformen ohne Energiezufuhr des industriellen Systems waren. Steigen die Energiepreise, 
wie wir es in den letzten Jahren beobachteten, wird bei Andauer der relativen Energieknappheit 
die Substitution von Boden und Arbeit durch steigende Kapitalpreise begrenzt. Mensch und Zug
tiere mUßten dann mehr arbeiten, wenn sie die Nahrungsmittelproduktion bei teurer gewordenen 
Hilfsmitteln zur Verbesserung der Erntlhrung zUgig ausdehnen wollen. Investitionen zur Steigerung 
der Energieerzeugung und zur Verbesserung des Wirkungsgrades der Energieverwendung bestimmen 
damit wesentlich stHrker als fruher die Nahrungsgrundlage und den ErnHhrungsstand. 

3.2 Gefahren und Probleme der Ausdehnung der Nahrungsmittelproduktion 

Es kann wenig Zweifel bestehen, sieht man von lokalen oder kurzfristigen EngptIssen ab, daß es 
uns langfristig bei entsprechenden Investitionen zur Erschließung neuer Energiequellen gelingt, 
die Energieproduktion und damit auch die Nahrungsmittelproduktion je Kopf auszudehnen. 

Neuerdings werden unter anderem die in ferner Zukunft liegenden Gefahren industrieller Aktivi
tHt und damit steigender Energieverwendung auf die StabilitHt des Klimas betont. Da es aber 
kein~ Technologie gibt und geben kann, die die bei jeder Energieverwendung entstehende Wtlrme 
in dljJs Weltall bringt, stellt die zulHssige Energieverwendung die eigentliche malthusianische 
Grenze der Welt dar. MEYER-ABICH (28, S. 649) definiert diese Grenze mit der 2 2oo-fachen 
Energieverwendung im Vergleich zu der des Jahres 1970. Aus dem Stand der Forschung Uber die 
Ruckwirkung der Energieverwendung auf das Klima IHßt sich noch kein klares Bild gewinnen 1), 
um daraus schon jetzt eine entsprechende Politik der Energiezuteilung fUr Wirtschaftszweige, 
Standorte oder Produktionsverfahren abzuleiten. 

Theoretisch kann es dennoch von Bedeutung sein, die Effizienz von Nahrungsketten nicht nur 
monettlr, sondern in den Einheiten verbrauchter Energie pro FIHche oder pro erzeugte Einheit zu 
messen (DUCKHAM, 13). Nahrungsketten, die wenig industrielle Energie verbrauchen und sich 
uber große FIHchen verteilen, wH ren deshalb jenen vorzuziehen, die ein schon fragiles klimati
sches Gleichgewicht mit großen Energiemengen an bestimmten Orten belasten. Außerdem ist ein 
besseres VerstHndnis des direkten und indirekten Gesamtbedarfs an industrieller Energie in neuen 
Nahrungsketten (Algen, Hefen usw.) gerade fUr Entwicklungsltlnder mit normalerweise hohen 

, 
1) Weniger Gefahren infolge AbschwHchen des Energiezuwachses in den höher entwickelten 

Volkswirtschaften sehen WEINBERG (40, S. 70) und FELIX (l8, S. 174). Die Grenzen des 
Wirtschaftswachstums, soweit das Wachstum an den Einsatz von Energie gekoppelt ist, sieht 
MEYER-ABICH (28, S. 649) unter Fortschreibung wichtiger Faktoren (Bevölkerungswachstum 
von 1,5 bis 2 % p.a., Weltbevölkerung von 36 Mrd. Personen, Versechsfachung des amerika
nischen Energieverbrauchs und Übertragung auf die Weltbevölkerung, doppelte Rohstoffbear
beitungskosten) in 115 bis 160 Jahren, in den Ballungsgebieten in 75 Jahren erreicht. Eine 
fruhzeitigere Stabil isierung der Weltbevölkerung bei einer geringeren Zahl von Menschen 
bietet sich deshalb auch von der Energieseite an. 

29 



Energiepreisen notwendig. Wir haben zum Beispiel unzureichende Einsicht in den energetischen 
Zusammenhang, wenn wir den oft beschriebenen Verlust an Kalorien in der Tierhaltung mit dem 
Energiebedarf vergleichen, der bei industriell hergestellten Substitutionsprodukten aus dem Ei
weiß der Sojabohne (WEISS, 41) entsteht. 

Andere mögliche Gefahren und Probleme, die eine Ausdehnung der Nahrungsmittelproduktion 
begleiten (BOERMA, 7, S. 5; BROWN und FINSTERBUSCH, 9, S. 128 ff), können wir hier nur 
streifen. Nach diesen Autoren erhöht eine Ausdehnung des Ackerlandes auf marginale Böden in 
den dichtbesiedel ten Ltindem die Erosionsgefahr • Verschiedene RUcksttinde der industriellen und 
landwirtschaftl ichen Aktivitc:it, die im Meer oder im Grundwasser als schtidl iche Stoffe verblei
ben, vemichten möglicherweise zunehmend Teile der Flora und Fauna (31). Diese RUckstc:inde be
drohen schließlich, wenn keine effektiven Gegenmaßnahmen getroffen werden könnten, den Men
schen selbst. Biologen, Chemiker und Physiker, die die lebenserhaltenden Zusammenhc:inge der 
makro- und mikroökologischen Systeme der Erde erforschen, finden deshalb zunehmend Gehör und 
UnterstUtzung in der Öffentlichkeit. Politiker und auch Ökonomen werden auf der anderen Seite 
in der Auseinandersetzung die PrUfung naturwissenschaftlicher Beweisketten für bestimmte Erschei
nungen besser deuten lemen. 

Alle wesentlichen und möglichen Gefahren, die sich aus der Ausdehnung der Nahrungsmittelpro
duktion in den ntichsten Jahrzehnten ergeben, kann niemand in zuverlc:issigen Größenordnungen 
abschc:itzen. Wir sind darauf eingegangen, weil angesichts der einleitend erwc:ihnten, ansteigen
den neomalthusianischen Welle ein Übergehen dieses Problembereiches leichtfertig wc:ire. Der 
Mensch wird sich bewußt, daß nicht nur Krieg und Seuchen die Existenz der Menschheit bedrohen 
können. Es ist die friedliche industrielle Aktivittit des Menschen selbst, die den Kreislauf der 
Natur verc:indert. 

Dennoch, wir müssen von berufenen und unberufenen Deutern einer drohenden Umweltkatastrophe 
nicht nur Beweise verlangen, sondern ganz sicherlich der Entwicklung umweltschonender Techno
logien größere Beachtung schenken. Auf der anderen Seite verlangt das Heute sein Recht. Ein 
Grundrecht des Menschen stellt eine ausreichende Emtihrung dar. Um es Uberall auf der Erde zu 
verwirklichen, bedarf es weiterhin fortgesetzter wissenschaftlicher, politischer, moralischer und 
wirtschaftlicher Anstrengungen. Es werden bei der versttirkten Nutzung der Ressourcen zu Wasser, 
zu Lande und in der Luft Konfliktzonen heute sichtbar, die früher undenkbar waren. 

Die kUnftigen Probleme der Welterntihrung werden weiterhin in den folgenden Bereichen liegen: 

1. Herabsetzung des Bevölkerungswachstums; 
2. Erhöhung der Je-Kopf-Erzeugung an Nahrungsmitteln in den weniger gut versorgten Teilen 

der Welt und 
3. Ideen, Institutionen und wohl fundierte Maßnahmen, die die Ungleichheit im Zugang zum 

Wissen und zu den Ressourcen beseitigen und damit die Ernc:ihrung fUr die bedUrftigsten Teile 
der Weltbevölkerung verbessern. 
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Adolf WEBER (13) hat in seinem Referat "Gegenwörtige und zukUnftige Probleme der Welternöh
rung~1 in anschaulicher und eindringlicher Weise die differenzierte Situation der Lönder und die 
Vielfalt der Probleme in der heutigen Welternöhrungslage dargestellt sowie auf die enge Verflech
tung der Weltemöhrungssituation mit gesamtwirtschaftlichen Ablöufen hingewiesen. In der Zukunft 
wird die Weltnahrungsmittelproduktion immer störker mit der Energieerzeugung in der Welt ver
bunden sein; denn der zunehmende Einsatz wesentl icher ertragssteigender Produktionsmittel erhöht 
den Energieverbrauch, weil Energie zu deren Herstellung oder Einsatz notwendig ist. Damit ist 
die zukUnftige Weltversorgung mit Nahrungsmitteln eingebettet in das Gesamtproblem der "Gren
zen des Wachstums" (vgl. hierzu die kritische Betrachtung von HEILBRONER, 4). 

Diese Uberspitzt formulierte Kurzformel wird der von WEBER herausgearbeiteten Vielfalt der 
Aspekte nicht gerecht. Daher soll zunöchst kurz auf die Grundlegung fUr diese Aussage nöher 
eingegangen werden. 
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1.2 Prognoseschwierigkeiten 

(Erkenntnis des Wirksamwerdens systemimmanenter Ausgleichsmechanismen als 
Kemproblem langfristiger Voraussagen) 

Der Widerspruch zwischen den Zukunftsvisionen der zunehmenden Landknappheit (MEADOWS, 
6, S. 41) und der zureichenden EmCihrungskapazitCit aus verfügbaren Ressourcen (CLARK, 3, 
S. 184) weist auf ein Kemproblem aller Voraussagen hin. Die Landknappheitsprognose ICißt, 
wie WEBER treffend formuliert, Anpassungsprozesse außer Acht, die es ermöglichen, der drohen
den Situation u.a. durch Anwendung neuer Technologien in der Nahrungssicherstellung oder 
durch Geburtenregelung zu begegnen. Die These CLARK' s wiederum, man könne bei Anwendung 
der heute bekannten Produktionsmethoden in allen Klimazonen der Erde 35 Mrd. Menschen nach 
amerikanischem Lebensstandard ernCihren, scheint unter GeringschCitzung der natUrl ichen, ökono
mischen und psychologischen Hindernisse, die einer zügigen Übernahme der unterstellten Produk
tionsmethoden im Wege stehen, erstellt worden zu sein. 

In beiden FCilien der Wechselwirkung der verflochtenen Komponenten sind insbesondere die auf
tretenden Zeitverzögerungen im Anpassungsprozeß nicht bekannt. Zum Wirksamwerden der über 
ökonomische Anreize in Gang zu setzenden systemimmanenten Ausgleichsmechanismen wird je
doch Zeit benCitigt. Das erfahren wir in diesen Monaten steigender Weltmarktpreise für PrimCir
güter nur allzu deutlich. Dieser aktuelle Vorgang zeigt, wie RigiditCiten im Anpassungsprozeß 
die Probleme verschCirfen. 

1.3 Situationsanalyse als Basis für Folgerungen 

WEBER stellt mit Hilfe des MehriCindervergleichs Beziehungen zwischen Kennzahlen anschaulich 
dar, die sich als vollzogene Anpassungen der Agrarwirtschaften der untersuchten LCinder an na
türliche und ökonomische Gegebenheiten interpretieren lassen. Damit wird zugleich ein Rück
schluß auf den Prozeß weiterer Anpassung im Zeitablauf bei zukünftigen VerCinderungen einer 
der betrachteten Größen mögl ich. 

Der Landknappheit bei wachsender Bevölkerung ist im Bereich der Agrarproduktion mit einer 
anderen Nutzungsweise der landwirtschaftlichen NutzfiCiche (LN) begegnet worden. Mit stei
gender Bevölkerungsdichte (oder abnehmender FICiche pro Einwohner) nimmt c.p. der Ackeran
teil an der LN zu, weil die FICichenleistung des Ackerlandes in der Regel größer ist als die des 
Graslandes. Weiterer rascher Bevölkerungszuwachs würde mithin zu verstCirkter Nutzung der LN 
als AckerflCiche zwingen. Dieser Anpassungsprozeß ist allerdings nicht ohne Problematik hinsicht
I ich der Konsequenzen für die Eiweißversorgung (s. Abschnitt 3.1). 

Mit zunehmender Bevölkerungsdichte steigt im internationalen Vergleich die FICichenproduktivitCit. 
Dies ist ebenfalls eine vollzogene Anpassung. Geht man von etwa gleichem Ackeranteil an der 
LN aus, so sind LCinder mit Landknappheit und höherer FICichenproduktivitCit zumeist LCinder mit 
höherem Düngeraufwand je ha LN (Niederlande im Vergleich zu USA und Österreich; BR Deutsch
land im Vergleich zu Spanien; Schweiz im Vergleich zu Brasilien und Mexiko). Hier müssen mit
hin neben den technologischen Gegebenheiten die ökonomischen Anreize wirksam geworden sein. 

Ökonomische Anreize haben auch zwischen einzelnen LCindem mit unterschiedlichen potentiellen 
EmCihrungsniveaus infolge unterschiedl icher produktionstechnischer Gegebenheiten einen Aus
gleich durch die Aufnahme des Außenhandels herbeigeführt. Diese Warenströme sind von WEBER 
in seinen Darstellungen wegen der Schwierigkeiten bei der statistischen Aufbereitung nicht be
rücksichtigt worden. Sie erklCiren jedoch manche abweichende Lage von einzelnen LCindem in 
den Streuungsdiagrammen besonders bei dem Verbrauch an tierischem Eiweiß wegen des Außen
handels mit EiweißtrCigem oder mit Zukaufsfuttermitteln für deren Erzeugung. 

Eine Anpassung der EmCihrungskapazitCit an eine wachsende Bevölkerungsdichte ist überdies unter 
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Zuhilfenahme der Nutzung von Nahrung aus dem Meer erfolgt. Dies haben die Meeresanrainer 
teilweise in beachtl ichem Ausmaß verwirkl icht. Die Ausschöpfung dieser Nahrungsreserve ist zu
gleich Beitrag zur Verbesserung der Proteinversorgung insbesondere wegen der hohen biologischen 
Wertigkeit des Fischeiweißes. 

Bei wachsendem Bevölkerungsdruck ist die Anpassung aber auch teilweise unzureichend vollzogen, 
weil der physiologische Nahrungsbedarf fallweise quantitativ und vielfach qual itativ nicht abge
deckt werden konnte. So besteht in diesen Fl:lllen eine Unterversorgung mit Nahrungsmitteln. Der 
schlUssige Nachweis der verb I iebenen Diskrepanz zwischen Nahrungsbedarf und tatsl:lchl icher Nah
rungsaufnahme scheitert jedoch an der Unsicherheit in der Beurteilung des Ernl:lhrungszustandes 
ohne exakte Ernl:lhrungserhebungen. Bedenkliche Unterschiede werden allerdings insbesondere bei 
der Eiweißversorgung bereits aus den in der Statistik verfugbaren Angaben erkennbar. 

So offensichtlich wie nach der Darstellung von WEBER die Struktur der Bodenproduktion und die 
Produktivitl:lt der Agrarproduktion an die Bevölkerungsdichte geknUpft sind, so augenfl:lll ig ist 
die Bindung der Erzeugung und des Verbrauchs von tierischem Eiweiß an die Fll:lchenverfUgbar
keit und/oder an die Einkommenssituation • FUr den Verbrauch pflanzl ichen Eiweißes ist diese 
Abhl:lngigkeit von der Höhe des Einkommens nicht erkennbar. WEBER hat dieses Phl:lnomen an
schaulich fUr eine Vielzahl von Ll:lndern im Mehrll:lndervergleich und fUr einige Ll:lnder im histo
rischen Ablauf dargestellt. Neben der Bindung einer reichlichen Versorgung mit tierischem Ei
weiß an die Einkommenshöhe und/oder an die Fll:lchenverfUgbarkeit fUr eine bill ige Erzeugung 
von Eiweißtrl:lgern tierischer Herkunft ist auch die VerknUpfung der gesamten Eiweißversorgung 
an bestimmte Produkte fUr eine Vielzahl von Ll:lndern durch eine nicht all tl:lgliche Darstellungs
weise herausgearbeitet. Überdies ist der Fll:lchenzugewinn Uber die Nutzung der Weltmeere als 
Eiweißquelie bild I ich dargestellt. (Die Berechnungsweise des Fll:lchengewinns fUr jedes einzelne 
Land ist offenbar nicht mit einem festen SchlUssei erfolgt, daher in den einzelnen Ll:lndern von 
deren landesUblichen Eiweißerzeugung abhl:lngig und besonders in Ll:lndern mit starken Futtermit
tel importen vermutl ich Uberschl:ltzt.) 

Auf der Basis der dargestellten Grundzusammenhl:lnge zieht WEBER SchlUsse fUt die zukUnftige 
Welternl:lhrungssituation, die im folgenden kurz aufgenommen und ergl:lnzt werden sollen. 

2 Probleme der Welternl:lhrung - heute und morgen 

2.1 Symptome 

Wie trotz aller Schwierigkeiten der exakten Messung des Ernl:lhrungszustandes der Weltbevölke
rungl ohne Zweifel zu Recht ausgesagt werden kann, ist die Welternl:lhrungssituation durch gleich
zeitiges Auftreten von Hunger und Überfluß in den unterschiedlichen Regionen der Welt gekenn
zeichnet. In den reichen Industriestaaten, ob dicht oder weniger dicht bevölkert, ist die struk
turel le Situation reichl icher Nahrungsversorgung allein dadurch gegeben, daß ein hoher Anteil 
der tl:lglich verzehrten Kalorienmenge auf Erzeugnisse der tierischen Veredlung entföllt. Bei 
temporl:lren Engpl:lssen in der Produktion infolge ungunstigen Witterungsverlaufs besteht die Mög-
I ichkeit, die - in monetl:lren und physischen Einheiten gemessene - kostspiel ige Veredlung zu 
begrenzen, um zusl:ltzliche Mengen an direkt fUr die menschliche Ernl:lhrung nutzbarer pflanzli
cher Grundsubstanz freizusetzen. In weiten Teilen der Welt lebt die Bevölkerung an der Hunger
grenze und jede Unregelml:lßigkeit im Witterungsverlauf stellt eine Bedrohung im Hinbl ick auf die 
Versorgung der Bevölkerung mit ausreichender Nahrungsmittelmenge dar, weil,wie gezeigt wurde, 
die Deckung des Kalorienbedarfs fast ausschi ießI ich uber pflanzl iche Erzeugnisse erfolgt. 

Entsprechend bestehen gleichzeitig, wenn auch meist in unterschiedlichen Regionen der Welt, 
Eiwdißmangel und EiweißUberschuß in der Nahrung. Die Diskreponz, so wurde gezeigt, ist noch 
ausgbprl:lgter zwischen der reichl ichen und defizitl:lren Versorgung mit hochwertigem tierischen 
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Eiweiß. In reichen Industrieliindern Uberschreitet der Verbrauch an tierischem Eiweiß die von 
den Ernährungswissenschaftlern fUr erforderlich gehaltene Menge von 20 Gramm pro Kopf und 
Tag (einem Drittel der erforderlichen Gesamteiweißmenge) bei weitem. In armen dichtbevöl
kerten Ländern der Welt unterschreitet die Versorgung mit tierischem Eiweiß diese niedrigste 
Bedarfsnorm derart kraß, daß die nachhaltigen Schäden des Mangels an essentiellen Aminosäu
ren mit ihren katastrophalen Folgen auffreten. 

2.2 Problemursachen 

Die Darstellungen von WEBER lassen erkennen, daß ein zunehmender Bevölkerungsdruck mit ver
tikaler Produktionssteigerung aufgefangen werden kann. Hunger und Mangelernl:lhrung werden 
also nur dann auftreten, wenn es in den Zuwachsraten der Bevölkerung und der Nahrungsmittel
produktion zu Diskrepanzen kommt. Das starke Wachstum der Bevölkerung tritt in den armen Ll:ln
dem auf, wenn bei sinkender Sterberate infolge Übernahme hygienischer und medizinischer Fort
schritte die Geburtenrate mangels Anpassung der Geburtenhl:lufigkeit an die gestiegene Lebens
erwartung unverl:lndert bleibt. 

Eine Anpassung der Nahrungsmittelerzeugung an das durch das Bevölkerungswachstum gebotene 
Ausmaß erfolgt aus vielfältigen GrUnden nur zögernd. Die unzureichende Steigerung der Nahrungs
mittelerzeugung ist vor allem durch die verzögerte Übernahme der durch den technischen Fort
schritt gebotenen Möglichkeiten der vertikalen Produktionssteigerung bedingt. Hierfur gibt es 
wiederum eine Reihe von Ursachen. U.a. sind es die Überwindung der Schwierigkeiten bei der 
Übermittlung der ökonomischen Signale vom Markt bis zum Produzenten mangels geeigneter in
stitutioneller und organisatorischer Vorkehrungen sowie die unzureichende Umsetzung der Anreize 
in Aktionen der Erzeuger mangels ausgeprl:lgter Wirtschaftsgesinnung. 

Die Kopplung des bezuglich Aminosäuremuster ausgewogenen Eiweißverbrauchs an das Einkommen 
ist bei niedrigem Einkommensniveau und unzureichender Einkommensentwicklung ein echtes Hin
dernis, um aus der Mangelsituation in diesen Ländern herauszukommen (WILBRANDT, 12). Die 
Eiweißlucke ist eine KaufkraftlUcke, wie gleichzeitig der EiweißUberschuß fast nur in den Wohl
standsgesellschaften auftritt (ausgenommen einige durch Fll:lchenverfUgbarkeit und natUrl iche 
Standortvorteile begUnstigte Exportländer fUr tierische Erzeugnisse, z. B. Argentinien, die nicht 
zu den Wohlstandsgesellschaften zu rechnen sind) • 

2.3 Entwicklungstendenzen 

Bei der Betrachtung der Entwicklung der wichtigsten Bestimmungsfaktoren der Welternl:lhrungs
situation ist zu erkennen, daß die problematische Lage der Welternl:lhrung auf absehbare Frist 
keine Entspannung erfährt; im Gegenteil, es deuten sich teilweise zunehmende Engpässe an. 

Das Bevölkerungswachstum wird sich zunächst noch in etwa gleichem Ausmaß fortsetzen, solange 
die Geburtenhäufigkeit in volkreichen Ländern der Welt, wie beispielsweise Indien oder Bangla 
Desch, nicht oder nicht schnell genug der sinkenden Sterberate angepaßt wird. Die bewußte Ge
burtenregelung hat sich im Verlaufe der europäischen Entwicklung so langsam durchgesetzt, daß 
eine merkl iche Reduzierung der Wachstumsraten der Weltbevölkerung nur dann bald zu erwarten 
ist, wenn durch geeignete Maßnahmen der Familienplanung das Fortpflanzungsverhalten in Ent
wicklungsländern mit größerer Bevölkerungszahl auf breiter Basis beeinflußt werden kann. 

Eine beschleunigte Steigerung der Nahrungsmittelerzeugung ist in den Ländern mit bereits reich-
I icher Versorgung durch ökonomische Anreize leicht zu verwirklichen. Das Problem I iegt jedoch 
vielmehr in der Beseitigung der extrem ungleichen Nahrungsmittelversorgung in der Welt. Da eine 
ausreichende Nahrungsmittelversorgung armer Länder auf die Dauer nur Uber die Steigerung der 
einheimischen Agrarproduktion zu erreichen ist, besteht die Notwendigkeit, das Wachstum der 
Agrarproduktion in den Ländern mit unzureichend oder unausgeglichen ernährter Bevölkerung zu 
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beschleunigen. Die Ausdehnung des Ackeranteils an der landwirtschaftlichen Nutzfll::lche in 
dichtbevölkerten LCindern als Maßnahme zur Erzeugung von mehr Kalorien pro FICIcheneinheit 
(WEBER, 13, S. 7) ist zwar ein Weg, die quantitative Versorgung besser sicherzustellen, zu
gleich wird jedoch durch den Anbau von stClrkehaltigen Kulturpflanzen mit hohen RohertrClgen der 
Eiweißmangel noch verschClrft. Die EinfUhrung hochertragreicher Getreidesorten und die Steige
rung der ErtrClge im Gefolge dieser Maßnahmen haben zunCichst zu optimistischen Voraussagen 
Uber die mögliche vertikale Produktionssteigerung gefUhrt (BANERJI, 1, S. 13 u.19), die durch 
eine realistischere Betrachtungsweise ersetzt wurde, nachdem neben den ersten Erfolgen der 
"GrUnen Revolution" auch die Begleiterscheinungen und die Erfolgsvoraussetzungen erkannt wur
den. Nachhaltige Erfolge mit hochertragreichen Pflanzensorten und eine merkliche zusCitzliche 
Steigerung der Agrarproduktion in den armen LCindern sind erst zu erwarten, wenn mit ausreichen
der Wasser- und NClhrstoffversorgung die Bedingungen geschaffen sind, die die volle Ertragsent
fa I tung der neuen Sorten ermögl i chen. 

Die Ausstattung der Bevölkerung armer LCinder mit zusCltzl icher Kaufkraft Uber ein stClrkeres Ein
kommenswachstum, um damit von der Nachfrageseite her die bessere Versorgung der Bevölkerung 
zu induzieren, ist zwar in allen wenig entwickelten LCindem erklClrtes Ziel. Die Wachstumsraten 
der Realeinkommen je Kopf fUr die letzte Entwicklungsdekade weisen jedoch die Begrenztheit 
nachhai tiger Erfolge aus. Überdies bringt der Wachstumsprozeß und die Einkommenssteigerung in 
der Volkswirtschaft nicht notwendigerweise zusCitzliches Einkommen dorthin, wo es aus der Sicht 
der quantitativen Erhöhung und der qual itativen Verbesserung des Nahrungsmittelverbrauchs am 
notwendigsten wClre. Hiermit sind die Probleme der ungleichen Einkommensverteilung und der 
ungleichen Verteilung der zusCltzl ichen Einkommen im Wachstumsprozeß wenig entwickel ter LCln
der angeschnitten. FUr eine nachhaltige Vermehrung der Kaufkraft breiter Massen sind sowohl 
eine Beschleunigung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums als auch eine Änderung der Einkom
mensverte i I ung vonnöten. 

3 Ansatzpunkte und Konzee!.e der ProblembewClltigl:!!19.. 

3.1 Grenzen einseitiger Lösungsversuche 

Ein geeigneter Ansatzpunkt, das Bevölkerungswachstum auf ein tragbares Maß zu drosseln, liegt 
in der Änderung des Fortpflanzungsverhaltens. Die Maßnahmen der Familienplanung zielen in 
diese Richtung und sind in der gedanklichen Konzeption doppelt erfolgversprechend, weil sie 
sowohl auf eine gUnstigere Relation von Bevölkerungswachstum und Steigerung der Nahrungsmit
telproduktion als auch auf eine solche von Bevölkerungswachstum und Einkommenssteigerung ab
zielen. Damit wird c.p. nicht nur eine rasche quantitative Erhöhung der Nahrungsmittelmenge 
je Kopf erreicht, sondern Uber eine zUgigere Kaufkraftsteigerung je Einwohner auch eine quali
tative Verbesserung des Nahrungsverbrauchs möglich. 

Die Erfahrungen mit den Programmen der Familienplanung in verschiedenen LCindern der Welt 
(Barbara MEYER, 8) zeigen jedoch, daß diese Maßnahmen dort am ehesten zu nachhaltigem Er
folg fUhren, wo bestimmte Voraussetzungen, wie Enttabuisierung, Lockerung der hierarchischen 
Familienstruktur, verbesserte Interaktion und Kommunikation außerhalb der Familien (Zeitungen, 
Rundfunk, Telefon), zunehmende medizinische Versorgung, erfullt sind, die in der Regel ohne
hin an wirtschaftliche Wachstumsprozesse geknUpft sind. D.h., daß Familienplanung in den FCI
cher der gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsmaßnahmen eingebettet sein muß, um erfolgreich 
zu wirken. 

Die raschere Steigerung der Nahrungsmittelproduktion ist ein weiterer Ansatzpunkt zur Lösung 
des WelternClhrungsproblems. Hierbei sind zwei Wege möglich, die schwerpunktmClßig auf die 
quantitative bzw. qual itative Verbesserung der Nahrungsversorgung zielen. 
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Mit dem forcierten Anbau hochertragreicher Getreidesorten wird die Verringerung des Engpasses 
in der Versorgung mit Nah rungsm i tte I menge angestrebt. Abgesehen von den Voraussetzungen, die 
bereits geschildert wurden und erfulit sein mUssen, um eine nachhaltige Zunahme der Agrarproduk
tion zu erzielen, treten offenbar bei dem einseitigen Ltssungsversuch Uber vermehrten Anbau hoch
ertragreicher Getreidesorten markante Nebenwirkungen auf, die in einem geschlossenen Gesamt
konzept leichter in Grenzen zu halten sind, als bei isoliertem Vorgehen: 

1. In den Genuß höherer Ertrtlge und damit besserer Erlöse kommen zuntlchst diejenigen, die sich 
kraft ihrer besseren finanziellen Lage zuerst den Kauf des teureren Saatgutes leisten können. 
Hier muß von staatlicher Seite gegengesteuert werden, damit nicht die Ungleichheit der Einkom
mensverteilung noch versttlrkt wird. 

2. Bei raschen Ertragssteigerungen durch die neuen Sorten kann die stark zunehmende Produk-
tion schnell die Nachfrage Ubertreffen, weil mangelnde Kaufkraft selbst die Nachfrage nach 
Grundnahrungsmitteln begrenzt (THIMM, 10, S. 39). Hier wird deutlich, daß nicht nur das An
gebot vermehrt, sondern auch die Nachfrage durch Kaufkraftsteigerung geschaffen werden muß. 

3. Die höheren Ertrtlge der neuen Sorten bringen gegenUber den Alternativprodukten im Anbau 
eine relative VorzUglichkeit, so daß beispielsweise der Anbau eiweißhaitiger HulsenfrUchte zu
gunsten der hochertragreichen Getreidesorten verdrtlngt wird. Dies bewirkt eine Verschlechterung 
der an sich schon unzureichenden Eiweißversorgung unmittelbar durch die fehlenden Mengen an 
HUlsenfrUchten, mittelbar Uber die infolgedessen höheren Preise fUr eiweißhaltige Grundnahrungs
mittel. Dies zwingt zu versttlrlden Anstrengungen, tlhnliche Zuchtfortschritte auch bei den eiweiß
haItigen Pflanzen zu erzielen. 

Mit einer Erhöhung der Fischanlandungen Uber eine versttlrkte Nutzung der Weltmeere kann die 
Versorgung mit hochwertigem tierischen Eiweiß in einzelnen Ltlndern entscheidend verbessert 
werden (lise MERZ, 7). Dieser Ltssungsversuch findet seine Grenze in der Uberfischung der na
tUrlichen Gewtlsser. In diesem Zusammenhang ist auch der von WEBER vorgetragene Optimismus 
hinsichtl ich der Ergiebigkeit einer sttlrkeren Befischung der Wel tmeere in Frage zu stellen. 

Selbst wenn bei der Ausschöpfung der Nahrungsreserven in den Weltmeeren auf ein niederes 
Glied der Nahrungskette zurUckgegriffen wird, um den Veredlungsverlust bis zum letzten Glied 
der Kette einzusparen, sind solche Eingriffe bekanntlich nicht ohne Folgen auf das ökologische 
Gleichgewicht und deshalb so schwer abschtltzbar in ihrer Wirkung. 

Die Ltssung des Eiweißmangels durch die Effekte verbesserter Kaufkraft aufgrund der nachgewie
senen engen Beziehungen zwischen Einkommen je Kopf und Verbrauch an tierischem Eiweiß ab
warten zu wollen, hieße die Dringlichkeit des Problems verkennen. Sicherlich werden sich bei 
zunehmender Kaufkraft der Bevölkerung eines Tages auch in jetzt noch armen Ltlndern Preisrela
tionen herausbilden oder gesetzt werden können, die einerseits eine versttlrkte Erzeugung von 
tierischem Eiweiß uber die Veredlung pflanzlicher Grundsubstanz ermöglichen bzw. anreizen, 
andererseits aber durch die zugewachsene Kaufkraft auch eine Nachfrage in diesen Ltlndem zu
lassen. Die Zeitspanne bis zu dieser Konstellation muß jedoch uberbrUckt werden, um lebens
lang irreparable Schtlden durch unzureichende Eiweißemtihrung anftlll iger Gruppen, wie 
Schwangere, stillende MUtter und Kleinkinder, zu vermeiden. Hier ist in der Proteinstrategie 
mit unkonventionellen Eiweißtrtlgern wie Ölsaateneiweiß, bisher ungenutztes Eiweiß aus Fisch, 
Eiweiß aus Einzellern, (v. BLANCKENBURG, 2, S.13 ft) die Uberbruckung zu schaffen, bis 
die Versorgung mit konventionellen Eiweißnahrungsmitteln aufgrund der ökonomischen Konstel
lation auch in den dichtbevölkerten Entwicklungsltlndem möglich ist. 

Zuntlchst ist auf Grund der Einkommenssteigerung in der Welt (und vornehmlich in den Industrie
Itlndem) zu erwarten, daß die Diskrepanz zwischen den Preisen fUr" Eiweiß aus der pflanzlichen 
und fUr das aus der tierischen Erzeugung noch wachsen wird (WEBER, 13, S. 9) und so tierisches 
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Eiweiß aus der fll:lchenzehrenden Rinder- und Schafproduktion fUr die Menschen in den dichtbe
völkerten Entwicklungsll:lndern nicht erschwinglich ist. 

Die unzureichende Kaufkraft in den mit Eiweiß unterversorgten Gebieten der Welt macht es not
wendig, daß gerade die Möglichkeiten der billigen Versorgung mit hochwertigem Eiweiß pflanz
licher Herkunft (PAG STATEMENT, 9; KRACHT, 5) ausgelotet werden, um rasch zu Erfolgen zu 
kommen. 

Aber auch hierbei zeigen sich Schwierigkeiten, die Zielgruppen gleichml:lßig zu erreichen. So 
wird die Stadtbevölkerung leichter zu versorgen, die Lage der Landbevölkerung und insbesondere 
die der anfl:lll igen Gruppen nur mit verstl:lrkter Anstrengung zu verbessern sein (KRACHT, 5, 
5.291). 

3.2 Notwendigkeit integrierter und konzertierter Problembewl:lltigung 

Die angefUhrten Beispiele sollen andeuten, daß eine Lösung des Welternl:lhrungsproblems nicht 
von isolierten Einzeimaßnahmen zu erhoffen ist. Jede dieser Maßnahmen wird, einzeln ange
wandt, zu Fehlschll:lgen fUhren, weil fUr den Erfolg Voraussetzungen gegeben sein mUssen, die 
nur durch einen integrierten und konzertierten Einsatz aller Einzeimaßnahmen sichergestellt wer
den können. 

So werden beispielsweise die Maßnahmen der Familienplanung eine andere Wirkung haben, wenn 
neben den bereits genannten Erfolgsbedingungen (5. Abschnitt 3.1) ein (fur uns selbstverstl:lndli
ches) Alters- und Invalidenversicherungssystem besteht. Das Argument der Vorsorge fUr Alter und 
Siechtum durch eine große Zahl von Nachkommen w1:ire damit entkr1:iftet (THIMM, 10, 5.10). 
Andererseits hat eine erfolgreiche Familienplanung Uber die Senkung der "Aufzuchtlast" eine 
Förderung der Besch1:iftigungs- und Einkommensentwicklung zur Folge (Hilde WANDER, 11, 
5.8 ff u. 14 ff), die nicht unterschl:ltzt werden sollte. 

Auch kommen die begrUßenswerten Wirkungen der "GrUnen Revolution" erst voll zur Entfaltung, 
wenn neben den genannten produktionstechnischen Bedingungen und dem Mitwachsen der Kauf
kraft zur Aufnahme des Produktionszuwachses ein leistungsf1:ihiges Distributionssystem fUr die 
Versorgung der rasch wachsenden st1:idtischen Bevölkerung geschaffen ist. 

Die verst1:irkte Nutzung der Weltmeere zur Verbesserung der Eiweißversorgung in Entwicklungs
l1:indem setzt, wenn RUckschl1:ige vermieden und die nachhaltige Leistungsf1:ihigkeit des genutz
ten Ökosystems erhalten bleiben sollen, eine Einigung zwischen den Nationen uber das zul1:issige 
Ausmaß der Nutzung und uber die Verteilung der Nutzungsrechte voraus (WEBER, 13, 5.12). 

Die Verbesserung der Eiweißversorgung in den Entwicklungsl1:indem ist, wie gezeigt wurde, eng 
mit der Steigerung der Kaufkraft in diesen L1:indern verbunden. FUr eine stark wachsende Bevölke
rung Kaufkraft zu schaffen, setzt eine kr1:iftige Vermehrung der Arbeitspl1:itze voraus. Hierfur 
sind neben Kapital auch ausgebildete Arbeitskr1:ifte notwendig. Um oberhaupt erst einmal eine 
verst1:irkte Besch1:iftigung zu erreichen, die wiederum Uber zus1:itzliche Nachfrage nach Konsum
gUtern neue Arbeitspl1:itze ermöglicht, kann der in Entwicklungsl1:indern vorherrschende Agrarbe
reich nicht ausgeklammert werden. Gerade weil hier mit begrenztem Kapitaleinsatz und mit 
bereits vorhandenen F1:ihigkeiten ein betr1:ichtlicher Beitrag zum Bruttosozialprodukt erzielt wer
den kann, sollte dieser Sektor zur Ingangsetzung weiterer wirtschaftlicher Entwicklung zur Be
sch1:iftigungsausweitung genutzt werden (THIMM, 10, 5.5). Dies setzt jedoch in den Industrie
l1:indem einen gezielten Strukturwandel voraus, der es ermöglicht, einen Teil des Zuwachses der 
Agrarproduktion aus Entwicklungsl1:indem in die Industriell:lnder abzusetzen (THIMM, 10, 5.8 u. 
35) • 

Hienrnit wird besonders deutlich, daß die ungelösten Probleme der Weltern1:ihrung nicht nur inte
grierter und konzertierter Maßnahmen innerhalb der einzelnen Entwicklungsl1:inder bedUrfen, die 
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in den gesamten soziokulturellen und wirtschaftlichen Wandlungsprozeß eingebettet sind (THIMM, 
10, 5.5). Vielmehr muß die Lösung des Weltemöhrungsproblems als Ganzes in wohlwollender 
Zusammenarbeit der Industrienationen mit den Entwicklungslöndem gemeinsam herbeigefUhrt 
werden. Dazu ist nicht nur die Zusammenarbeit mit den Experten der verschiedensten Diszipli
nen zur Koordinierung einer in die gesamte Entwicklungspolitik integrierten Emöhrungspolitik 
notwendig, sondern es bedarf auch eines Einstellungswandels in der Welt, der den Egoismus der 
Menschen und Völker dömpft und letztlich zu einem Ausgleich der krassen Unterschiede zwischen 
reichen und armen Menschen und Völkern auf dieser Erde fuhrt. 
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Einfuhrung 

Aus dem hier spezifizierten Thema und dem General thema des ersten Tages der Tagung - "Der 
historische und weltwirtschaftl iche Hintergrund" - ist m. E. die Aufgabe abzuleiten, ein Uber
schaubares Bild der Stellung wirtschaftlich unterentwickelter LHnder im Welthandel zu skizzie
ren. Zur Erfullung dieser Aufgabe ist zweierlei notwendig, 
- erstens eine Beschreibung der Außenhandelsstrukturen und deren VerHnderungen sowie 
- zweitens eine ErklHrung dieser aus Daten der Außenhandelsstatistik berechneten Größen. 
Die Art der Vorgehensweise lößt sich am Ubersichtlichsten mit Hilfe eines einfachen Modells 
zeig~n, in dem vier LHnder, zwei Entwicklungslönder und zwei Industrielönder, jeweils zwei 
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Güter miteinander austauschen. Da die Handelsströme zwischen den lI:lndern durch die drei 
Merkmale Ursprungsland, Bestimmungsland und Güterart charakterisiert sind, tragen wir in die 
Felder einer Ursprungs-Bestimmungsland-Matrix soviel Einzelkomponenten ein w·ie es GUterarten 
gibt (hier:zwei): 

Figur 1: 

~ Urspr. land 
'Lrind 

1 2 3 4 L 

1 xi, x\, X'41 x' - +)('22 +X'32 + ><'42 

2 x?- X2 X2 
X2 1.1 2 - 3"2 4,'2 

+X12 +X32 + X4.2 

3 ~1 xi1 xi1 X3 
+ X12 + x12 - + xl2 

L. x4 Xi, ~ X4 ',1 4 
+ X~2 

3,' 4 -+X12 + X32 

~~ 2: M, M2 M3 M4 Welt: pcrt 
imoort 

xl k gibt den Wert des Imports des Landes i (i = 1, ••• , 4) aus dem Land i (j = 1, ••• , 4) für 
I, das Gut k (k = 1, 2) an. Die Gesamtexporte und Gesamtimporte eines Landes i werden 

durch die Symbole Mi bzw. xi ausgedrückt. Füllt man eine solche Matrix für alle Ltlnder und 
alle international gehandelten Güter der Weltwirtschaft mit Zahlen aus, dann erhtllt man die 
detaillierteste Beschreibung der Welthandelsströme, die überhaupt möglich ist. Dieses Vorgehen 
verbietet sich wegen des Umfangs schon von selbst, verstößt aber auch gegen die oben geforderte 
Übersichtl ichkeit. Daher sind Aggregationen der verschiedensten Art ie nach Fragestellung ge
boten. 

2 Beschreibung von Außenhandelsstrukturen und deren Vertlnderungen 

2.1 Ltlnderbezogene totale und partielle Welthandelsanteile, Itlnderbezogene Export- bzw. 

Importstrukturen 

Die höchste Aggregationsstufe unserer Matrix ist erreicht, wenn (im Modell) die Ltlnder 1 und 2 
zu der Region "Industrieltlnder", die Ltlnder 3 und 4 zu der Region "Entwicklungsltlnder" zusam
mengezogen werden und darüber hinaus in den einzelnen Feldern der Matrix lediglich ein Summen
wert angegeben wird. Wir können mit Hilfe dieser Darstellung einen ersten - und zwar den gröb
sten - Überblick über die Welthandelsströme gewinnen. 

Übersicht 1 enthtllt die Handelsströme zwischen den drei Großregionen "Industrieltlnder", "Ent
wicklungsltlnder" und "Sozial istische Ltlnder" für die Jahre 1955 und 1969; auch die Felder der 
Hauptdiagonalen sind ausgefüllt, weil der "intraregionale" Handel der drei Großregionen eine 
erhebliche Rolle spielt. 
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Ubersicht 1: Ltlnderbezogene totale und partielle Welthandelsanteile, Itlnderbezogene Export- und Importstrukturen (1955, 1969) 

~Jahr Total Industriel. Entwicklungs 1. Soz.L. 
rt Ec.Cl. I Ec.Cl. 11 Ec.Cl. III 

Ursprun (1) v.ll. (2) v.H. (3) v.H. (4) v.H. 

1955 93 540 60 960 23 240 8 810 
100 65,16 24,88 9,41 

W e 1 t 
1969 272 570 191 110 52 230 27 790 

70,11 19,16 10,19 

1955 60 480 42 150 16 730 1 330 
Industriel. (a) 100 69,69 27,66 2,19 

(b) 64,65 45,06 17 ,88 1,42 
Ec.Cl.I 

1969 193 190 147 900 37 460 7 140 
(a) 100 76,55 19,39 3,69 
(b) 70,87 54,26 13,74 2,61 

1955 23 730 17 100 5 790 580 

Entw.- (a) 100 72,06 24,39 2,37 
länder (b) 25,36 18,28 6,18 0,62 
Ec.Cl.II 1969 49 640 36 270 10 260 2 600 

(a) 100 73,06 20,66 5,23 
(b) 18,21 13,30 3,76 0,95 

1955 9 330 1 710 715 6 900 
(a) 100 18,32 7,66 73,95 

Soz.- (b) 9,97 1,82 0,76 7,37 
länder 
Ec.Cl.III 1969 29 750 6 940 4 505 18 060 

(a) 100 23,32 15,14 60,70 
(b) 10,91 2,54 1,65 6,62 

Absolute Werte in Mill S (f.o.b.). Totale Welthandelsanteile:Spalte (1), Zeilen (b). Partielle 
Welthandelsanteile: Spalten (2)-(4),Zeilen (b). Exportstrukturen: Spalten (2)-(4), Zeilen (a). 

~ 
Keine Angaben (in Prozenten) zu Importstrukturen, da diese Werte kaum von den Relativzahlen der 
Exportstrukturen abweichen. 



c.n 
~ Übersicht 2: Absolute und relative (v. H.) Vertlnderungen der Welthandelsströme von 1955 bis 1969 

Best.- Total Industriel. Entwieklungsl. 

~ 
(Ee.Cl.I) (Ee.Cl. II) 

Ursprun Abs. v.H. Abs. v.H. Abs. v.H. 

1955 93 540 60 960 23 240 
Welt 1969 272 570 191 110 52 230 

Differenz 179 030 130 150 28 990 
191,39 213,50 124,74 

1955 60 480 42 150 16 730 
Ee.Cl. 1969 193 190 147 900 37 460 

I Differenz 132 710 105 750 20 730 
219,42 250,88 123,90 

1955 23 730 17 100 5 790 
Ee.Cl. 1969 49 640 36 270 10 260 

II Differenz 25 910 19 100 4 470 
109,18 112,10 77,20 

1955 9 330 1 710 715 
1969 29 750 6 940 4 505 

Differenz 20 420 5 230 3 790 
218,86 305,84 530,06 

Absolute Werte in Mill.i (Lo.b. ) 

Soz.Länder 
(Ee.Cl. III) 

Abs. v.H. 

8 810 
27 790 
18 980 

215,43 

1 330 
7 140 
5 810 

436,84 

580 
2 600 
2 020 

348,27 

6 900 
18 060 
11 160 

161,73 



Zur Interpretation der Übersicht 1 und der darauf folgenden Tabellen benötigen wir einige Kenn
ziffern. Diese sind im Anhang - mit Symbolen der Figur 1 - definiert. ---

l!:lnderbezogene totale und partielle Welthandelsanteile sowie Ii:lnderbezogene Export- und Import
strukturen sind der Übersicht 1 unmittelbar zu entnehmen. Zusammen mit Übersicht 2, die die Ver
Clnderungen der Welthandelsströme in dem Zeitabschnitt 1955 - 1969 angibt, liegen statistische 
Informationen vor, aus denen sich erste hier relevante Fragen an die positive Ökonomie ableiten 
lassen: 
(l)(a) Warum ist der IClnderbezogene totale Welthandelsanteil der EntwicklungslClnder (1969: 18, 21 %) 

wesentl ich niedriger als der entsprechende Anteil der IndustrielClnder (1969:70,87 %)? 
(l)(b) Warum ist der IClnderbezogene totale Welthandelsanteil der EntwicklungslClnder gesunken 

(1955:25,36 %, 1969: 18, 21 %), der Anteil der IndustrielClnder dagegen gestiegen 
(1955:64,65 %, 1969:70,87 %)? 
Oder: Warum stiegen die Gesamtexporte der IndustrielClnder (+ 219,42 %) erheblich stClr
ker als die der EntwicklungslClnder (+ 109,18 %) ? 
Frage (1) ist zurückführbar auf Frage (2): 

(2) (a) Warum sind die IClnderbezogenen partiellen Welthandelsanteile betreffend den Handel 
zwischen 

- IndustrielClndern: 1969:54,26 % 
- Entwicklungs- und IndustrielClndern: 1969:13,3 % bzw. 13,74 % 1) 
- EntwicklungslClndern: 1969:3,76 % 

so unterschiedlich? 
(2) (b) Warum haben sich die IClnderbezogenen partiellen Welthandelsanteile fUr die Entwicklungs

IClnder ungUnstig entwickelt? 
- IndustrielClnder: 1955:45,06 %, 1969:54,26 % 
- IndustrielClnder, EntwicklungslClnder: 1955:18,28 % bzw. 17,88 %, 

1969:13,3 % bzw. 13,74 % 
- EntwicklungslClnder: 1955:6,18 %, 1969:3,76 % 

Oder: Warum war das Wachstum der fUr die EntwicklungslClnder relevanten Handelsströme 
relativ schwach? 

- IndustrielClnder: + 250,88 % 
- IndustrielClnder, EntwicklungslClnder: 2:123,9 % bzw'2:112, 1 % 
- EntwicklungslClnder: + 77,20 %. 

(3)(a) Aus (2)(a) folgt 2), daß - bei hohem Anteil der IndustrielClnder und geringem Anteil der 
EntwicklungslClnder am Welthandel - die IClnderbezogenen Export- bzw. Importstrukturen 
der bei den Großregionen extrem verschieden sein mUssen: Der intraregionale Handel ist 
im Vergleich mit dem Handel zwischen Industrie- und EntwicklungslClndern fUr die Entwick
lungslClnder von untergeordneter Bedeutung (1969:20,66 % zu 73,06 %), fUr IndustrielClnder 
dagegen dominierend (1969:76,55 % zu 19,39 %). 

(3)(b) Aus (2) (b) folgt, daß sich die Unterschiede zwischen den IClnderbezogenen Export- bzw. 
Importstrukturen der Entwicklungs- und IndustrielClnder in dem Beobachtungszeitraum 
1955 - 1969 verstClrkt haben mUssen: 

EntwicklungslClnder 
1955 24,39 % zu 72,06 % 
1969 20,66 % zu 73,06 % 

I ndustri e I Clnder 
69,69 % zu 27,66 % 
76,55 % zu 19,39 % 

1) Es ergeben sich unterschiedliche Werte, je nachdem ob der Export der EntwicklungslClnder in 
die IndustrielClnder oder der Import der EntwicklungslClnder aus den IndustrielClndern auf den 
Weltexport bezogen wird. 

2) Wenn der Anteil der dritten Großregion ("Sozial istische LClnder") klein ist. Das ist der Fall. 
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2.2 Produktbezogene Export- bzw. Importstrukturen 

Lag der Beschreibung der lönderbezogenen Export- bzw. Importstrukturen die Frage zugrunde, wo
hin bzw. woher wieviel exportiert bzw. importiert wurde, so ist jetzt zu fragen, was und wieviel 
in den Export bzw. Import floß. 

2.2.1 Produktbezogene Exportstrukturen 

Wie bei der Betrachtung der lönderbezogenen Exportstrukturen greifen wir aus der Welthandels
matrix eine Zeile heraus (die Zeile der Entwicklungs- oder der Industrielönder), aggregieren jetzt 
aber nicht uber die Produkte, sondern uber die "Bestimmungslönder" der Exporte einer Region. 

Übersicht 3: Produktbezogene Exportstruktur der Entwicklungslönder 

Klasse 1955 1969 Zunahme in 
Mrd. Si v.H. Mrd. Si v.H. v.H. 

0-9 23,73 100 49,64 100 109,19 
0-4 20,68 87,1 37,78 76,2 82,69 

0,1,2,4, 14,69 61,9 21,52 43,4 46,49 
0+1 7,72 32,5 11,82 23,8 . 53,11 
2+4 6,97 29,4 ,9,70 19,6 39,17 

3 5,99 25,2 16,26 32,8 171,45 
5-8 3,07 12,9 11,80 23,8 284,36 

5 0,24 1,0 0,83 1,7 245,83 
7 0,13 0,5 1,08 2,2 730,77 

6+8 2,70 11,4 9,89 19,19 266,30 

Übersicht 3 lößt erkennen, daß der uberwiegende Anteil der Entwicklungslönderexporte 1969 aus 
Rohstoffen (Klassen 0 - 4 : 76,2 %) und weniger als ein Viertel aus Halb- und Fertigwaren 
(Klassen 5 - 8: 23,8 %) bestand. Die produktbezogene Exportstruktur der Industrielönder (Über
sicht 4) ist dagegen durch einen hohen Halb- und Fertigwarenanteil (1969: 75,7%) und einen 
niedrigen Rohstoffanteil (1969: 22,8 %) charakterisiert. 

Übersicht 4: Produktbezogene Exportstruktur der Industrielönder 

\'Jarenklasse 1955 1969 
M1ll. Si v.H. Mill. i v.H. 

o - 9 60 480 100 193 190 100 
o - 4 20 950 jS,6 44 000 22,8 
5 - 8 38 130 63,0 146 330 75,7 

Internationales Warenverzeichnis fUr den Außenhandel (CST) 

o Nahrungsmittel 
1 Getrönke und Tabak 
2 Rohstoffe, ausgenommen mineral ische Brennstoffe 
3 Mineralische Brennstoffe, Schmiermittel und verwandte Erzeugnisse 
4 Tierische und pflanzliche Öle und Fette 
5 Chemische Erzeugnisse 
6 Bearbeitete Waren nach Beschaffenheit gegl iedert 
7 Maschinen und Fahrzeuge 
8 Verschiedene bearbeitete Waren 
9 Waren und Vorgönge, nicht nach Beschaffenheit gegliedert 



Der erste Eindruck einer extrem einseitigen Exportstruktur der Entwicklungsländer wird allerdings 
etwas modifiziert, wenn man die Globalziffern aufspoltet • Besonders bemerkenswert ist der rela
tiv hohe Anteil der "Bearbeiteten Waren" (Klassen 6 + 8) am Gesamtexport (19,19 %), der im
merhin den Anteil der Rohstoffklassen 2 + 4 (Rohstoffe ohne Nahrungsmittel und ohne Brennstoffe) 
fast erreicht (19,6 %). Von sehr geringer Bedeutung sind "Chemische Erzeugnisse" (1,7 %) sowie 
"Maschinen und Fahrzeuge" (2,2 %), am gewichtigsten demgegenUber die Brennstoff- (32,84 %) 
und Nahrungsmittelexporte (23,8 %) • 

Hatten wir oben festgestellt, daß sich im Zuge der weltwirtschaftlichen Entwicklung der Welthan
del zunehmend auf die "alten" Industrieländer konzentriert und den ohnehin schon geringen Welt
handelsanteil der Entwicklungsländer weiter absinken läßt, so ist eine derartige Bewegung zu noch 
gr/Sßerer "Kopflastigkeit" fUr die Exportstruktur nicht zu beobachten. Im Gegenteil. Während sich 
die Gesamtexporte der Entwicklungsländer von 1955 bis 1969 um 109,19 % erh/Shten, wuchsen 
die Rohstoffexporte unterdurchschnittl ich (82,69 %), die Halb- und Fertigwarenexporte dagegen 
weit Uberdurchschnittl ich (284,36 %) stark an. Das fUhrte zu einem sinkenden Rohstoffantei I (von 
87,1 % auf 76,2 %) und einem sich fast verdoppelnden Halb- und Fertigwarenanteil von 12,9 
auf 23,8 %. Diese Anteilsverschiebung hi:ltte ein noch gr/Sßeres Ausmaß angenommen, wenn die 
in den Rohstoffexporten enthaltenen Brennstoffexporte nicht mit uberdurchschnittlich hoher Rate 
gewachsen wären (1955 - 1969: 171,45 %). 

Nun wird man mit Recht einwenden, daß die hier angegebenen Globalzahlen, die sich zudem 
noch auf ein so heterogenes Gebiet wie "die Entwicklungsländer" beziehen, wenig oder gar 
nichts Uber die individuelle Situation eines Landes aussagen k/Snnen. Wesentlich stärkere Disaggre
gationen sowohl auf der "Produkt"- als auch auf der "Länderseite" wären notwendig, wollte man 
ein m/Sgl ichst umfassendes Bild von der Exportstruktur der Entwicklungsländer erhalten. Um die
sem Einwand wenigstens zum Teil zu entsprechen, sollen einige Betrachtungen zu den Regionen 
Lateinamerika, Asien und Afrika sowie zu den Hauptexportprodukten einiger Entwicklungsli:lnder 
hier angeschlossen werden. 

Die Übersichten 5, 6 und 7 enthalten Daten zu den Exportstrukturen der genannten Regionen. 
Hiernach ist der Rohstoffanteil an den Gesamtexporten in Lateinamerika mit 83 % Uberdurch
schnittl ich hoch (Durchschnitt der Entwicklungsländer: 76,2 %) und ubersteigt sowohl den An
teilswert Asiens (70,7 %) als auch den Afrikas (78 %). Die hierzu komplementären Gewichte der 
Halb- und Fertigfabrikate in Asien (28,7 %), Afrika (22,3 %) und Lateinamerika (16,8 %) er
scheinen in einem anderen Licht, wenn man die Brennstoffexporte aus den Gesamtrohstoffexporten 
herausnimmt 1). Es zeigt sich, daß die Halb- und Fertigwarenexporte in Asien fast 50 %, in 
Afrika fast ein Drittel und in Lateinamerika etwa 22 % der Nichtbrennstoffexporte ausmachen. 

Neben absoluten Anteilswerten enthalten die Übersichten 5, 6 und 7 auch prozentuale Verände
rungen fUr die Beobachtungsperiode 1955 - 1969. Auffallend sind die stark unterschiedlichen 
Wachstumsraten des Gesamtexports, die fUr Afrika 155,53 %, Asien 125,23 % und Lateinamerika 
69,51 % ausmachen. Es läßt sich zeigen, daß hierdurch der totale länderbezogene Regionenhcm
delsanteil Afrikas von 21 % auf 23 % und der entsprechende Antei I Asiens von 41,8 % auf 45, 3 % 
gestiegen ist, während Lateinamerikas Exportanteil von 33,6 % auf 27,4 % zurUckging. 

Die Veränderungen der produktbezogenen Exportstrukturen hatten in allen drei Regionen die 
gleiche Tendenz: Da das Wachstum der Halb- und Fertigwarenexporte (Lateinamerika: 198,68 %, 
Asien: 345,14 %, Afrika: 220,73 %) das Wachstum der Rohstoffexporte (Lateinamerika: 55,69 %, 
Asien: 87,74 %, Afrika: 145,28 %) Ubertraf, veränderte sich in allen Regionen die Exportstruktur 

1) Diese Vorgehensweise läßt sich mit der starken Konzentration von Erd/Slexporten auf wenige 
Länder rechtfertigen. 
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Übersicht 5: Produktbezogene Exportstruktur Lateinamerikas 

Klasse 1955 1969 Zunahme in 
Mrd. Si v.H. Mrd. S v.H. v.H. 

0-9 7,97 100 13,51 100 69,51 
0-4 7,20 90,3 11,21 83,0 55,69 

0,1,2,4 5,30 66,5 8,16 60,4 53,96 
0+1 3,76 47,2 5,58 41,3 48,4 
2+4 1 ,54 19,3 2,58 19,1 67,53 

3 1,90 23,8 3,05 22,6 60,53 
5-8 0,76 9,5 2,27 16,8 198,68 

5 0,09 1,0 0,27 2,0 200,00 
7 0,01 0,2 0,23 2,0 2200,00 

6+8 0,66 8,3 1,78 13,2 169,70 

Übersicht 6: Produktbezogene Exportstruktur Asiens 

Klasse 1955 1969 Zunahme in 
Mrd. Si v.H. Mrd. Si v.H. v.H. 

0-9 9,91 100 22,32 100 125,23 
0-4 8,40 84,7 15,77 70,7 87,74 

0,1,2,4 5,36 54,1 7,04 31 ,5 31,34 
0+1 1,92 19,4 2,96 13,3 54,17 
2+4 3,24 32,6 4,06 18,2 25,31 

3 3,04 30,7 8,73 39,1 187,17 
5-8 1,44 14,5 6,41 28,7 345,14 

5 0,11 1, 1 0,34 1,5 209,09 
7 0,08 0,8 0,74 3,3 825,00 

6+8 1,25 12,6 5,34 23,9 327,20 

Übersicht 7: Produktbezogene Exportstruktur Afrikas 

Klasse 1955 1969 Zunahme in 
Mrd. Si v.H. Mrd. $ v.H. v.H. 

0-9 4,43 100 11,32 100 155,53 
0-4 3,60 81,4 8,83 78,0 145,28 

0,1,2,4 3,57 80,6 5,32 46,9 49,02 
0+1 1,75 39,S 2,79 24,6 59,43 
2+4 1,82 41,0 2,53 22,3 39,01 

3 0,03 0,8 3,51 31,0 11700,0 
5-8 0,82 18,6 2,63 23,2 220,73 

5 0,04 0,9 0,14 1,2 250,00 
7 0,03 0,6 0,07 0,6 133,33 

6+8 0,76 17,2 2,43 21,S 219,74 
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zugunsten der Halb- und Fertigwaren. Diese Prozesse liefen jedoch mit unterschiedlichen Ge
schwindigkeiten ab. In Lateinamerika war der Strukturwandel leicht unterdurchschnittl ich, in 
Asien leicht Uberdurchschnittlich stark. Übersicht 7 weist dagegen fUr Afrika nur sehr schwache 
Anteilsverschiebungen aus, was auf die in den Rohstoffexporten enthaltenen Brennstoffexporte zu
rUckgefuhrt werden muß: Die Expansion der afrikanischen Erdölausfuhr ließ den Anteil der Brenn
stoffe an den Gesamtexporten von 0,8 % (1955) auf 31 % (1969) hochschnellen • 

Daß die unseren Betrachtungen zugrunde liegenden Großregionen noch sehr heterogene Einheiten 
sind, zeigt beispielhaft Übersicht 8. Die Auf teilung Asiens in den "Mittleren Osten" sowie "Sud
und Ostasien" fuhrt uns auf extrem unterschiedliche produktbezogene Regionenhcmdelsanteile fUr 
die genannten Teilregionen. Weiterhin ermöglicht eine auf Großregionen und Produktgruppen be
zogene Analyse keine Aussagen Uber die gerade fUr Entwicklungslönder so typischen "Monostruk
turen" • Zur Information des Lesers fUgen wir daher diesem Aufsatz eine an einzelnen Löndern und 
Produkten orientierte Tabelle hinzu (Übersicht 9). 

Übersicht 8: Regionale Herkunft wichtiger asiatischer Exportprodukte im Jahre 1964 
- in v. H. des Exportwertes -

~~~ion Produ Mittlerer Osten Süd- und Ostasien 

Mineralische Rohstoffe und 
Erze 1 ) 
NE-Metalle 
Garne und Gewebe 
Bekleidung 
Tabak 
Tee 
Kautschuk 
Kopra 
Reis 
Baumwolle 
Zucker 
Jute 
Kaffee 1) 
Zitrusfrüchte 
1) i'iegen Unstimmigkeiten in den 

s~tze nicht 100. 

2.2.2 Produktbezogene Importstrukturen 

12,6 
11 ,2 
8,5 
5,1 
3,9 
0,3 

0,3 
1 ,4 
0,5 
0,3 
2,3 

81 ,8 
Quellen ergibt die 

90,4 
88,8 
91 ,5 
94,9 
96,1 
99,7 

100 
100 

99,7 
98,6 
99,5 
99,7 
97,7 
8,2 

Addition der Prozent-

Wir betrachten nunmehr Uber Länder aggregierte Matrixspalten (Übersichten 10 und 11): Die 
Entwicklungsländer importierten weit mehr Halb- und Fertigfabrikate (1969: 68,5 %; Übersicht 10) 
als Rohstoffe (1969: 27,69 %). Im Zeitraum 1955 - 1969 entwickelten sich zudem die Anteile zu
gunsten der Halb- und Fertigwaren. 

In den Industrieländern hat sich von 1955 bis 1969 ein starker Wandel vollzogen (Übersicht 11): 
Waren 1955 die Rohstoffimporte (54,18 %) noch höher als die Importe von Halb- und Fertigwaren 
(1955: 42,49 %), so uberstiegen 1969.die Halb- und Fertigwarenimporte (62,88 %) die Importe 
von Rohstoffen (1969: 35,58 %) ganz erheblich. FUr beide L!indergruppen I!ißt sich somit - ganz 
ähnl ich wie in Abschnitt 2.2.1 - ein verstärkter Import von Halb- und Fertigwaren beobachten. 
Hieraus folgt, daß sich der (hier nicht berechnete) Welthandelsanteil der Halb- und Fertigwaren 
in dem Beobachtungszeitraum 1955 - 1969 erhöht haben muß. 
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Übersicht 9: Hauptexportprodukte einzelner Entwicklungslönder und Anteil am 
Gesamtexport 1969 - in v.H. -

Land 

Äthiopien 1 ) 
Afghanistan 
Argentinien 
Bolivien 2) 
Brasilien 
Burundi 
Ceylon 
Chile 
Dahomey 
Dominikanische 
Republik 
Ecuador 
Elfenbeinküste 
El Salvador 
Gabun 2) 
Guatemala 
Haiti 
Honduras 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Irak 
Kamerun 
Kenia 
Kolumbien 
Kongo, Dem. Rep. 
Kongo VR 
Libyen 
Malawi 
Malaysia 
Mali 
Harokko 
Mauretanien 
Mexiko 
Nicaragua 
Niger 
Nigeria 
Pakistan 
Panama 
Paraquay 
Peru 
Philippinen 
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Hauptexportprodukte (v.H.) 

Kaffee 58,2 
Obst 32,4,Karakulfelle 16,9,Baumwolle 20,6 
Fleisch 26,8,Getreide 12,0,Weizen 8,6 
Zinn 49,0 
Kaffee 41,2,Baumwolle 7,0 
Kaffee 79,5,Baumwolle 9,8 
Tee 54,9,Gummi 22,5 
Kupfer 77,7 
Palmprodukte 33,9 

Zucker 51,2 
Bananen 53,4, Kaffee 14,6,Kakao 13,3 
Kaffee 25,5,Kakao 22,3,Holz 29,7 
Kaffee 44,2,Baumwolle 9,0 
Erdöl 34,7,Holz 25,4,Mangan 20,8 
Kaffee 33,5,Baumwolle 18,4, Bananen 4,3 
Kaffee 38,2,Bauxit 16,5,Sisal 6,4 
Bananen 47,7,Kaffee 11,6 
Juteerzeugnisse 14,8,Tee 8,6 
Roherdöl und Erdölprodukte 44,9,Gummi 21,7 
Erdöl 86,1 
Erdöl 93,1 
Kakao 28,2,Keffee 20,2,Aluminium 10,2 
Kaffee 29,3,Tee 19,6 
Kaffee 29,3, Erdöl 5,7 
Kupfer 58,9 
Holz 63,3 
Erdöl 99,6 
Tabak 28,8 Tee 21,7,Erdnüsse 12,8 
Gummi 40,2,Zinn 18,6,Nutzholz 15,4 
Fisch 14,4,Erdnüsse 9,1,Baumwolle 10,4 
Phosphat 22,4,Zitrusfrüchte 15,8,Tomaten 5,9 
Eisenerz 87,0 
Baumwolle 13,7,Zucker 7,3,Kaffee 5,2,Zinn 3,5 
Baumwolle 29,4,Kaffee 13,2,Fleisch 13,5 
Erdnüsse 59,5 

Gesamt
anteil am 
Export 

58,2 
69,9 
47,4 
49,0 
48,2 
89,3 
77 ,4 
i7,7 
33,9 

Palmnüsse und Palmöl 17,6,Erdöl 42,2,Kakao 4,4 
Baumwolle 8,1,Jute 21,5,Jutewaren 22,2 

51,2 
81,3 
77,5 
53,2 
80,9 
56,2 
61 ,1 
59,3 
23,4 
66,6 
86,1 
93,1 
58,6 
48,9 
59,6 
58,9 
63,3 
99,6 
63,3 
74,2 
33,9 
44,1 
87,0 
29,7 
56,1 
59,5 
74,2 
51,8 
79,7 
56,' 
60,7 
62,9 

Bananen 59,8, Erdöl 19,9 
Nutzholz 23,0,Fleisch 22,1,Tabak 11,0 
Kupfer 30,0,Fischmehl 23,2,Baumwolle 7,5 
Kokosnußprodukte 19,1,Zu.cker 17,4,Holz 26,4 



Übel'Sicht 9: Fortsetzung 

Land 

Ruanda2 ) 
Sambia 
Senegal 
Sierra ~Tone 
Somalia 
Sudan 
Südjemen 
Syrien 

Hauptexportprodukte (v.H.) 

Kaffee 56,9, Zinn 23,1 
Kupfer 94,5 
Erdnüsse und Erdöl 53,6 
Diamanten 69,3,Eisenerz 11,1 
Bananen 25,8,Häute und Felle 5,5 
Baumwolle 60,1 
Erdöl 74,2 
Baumwolle 38,6,Gerste 4,8 
Sisal 9,6,Kaffee 15,3,ßaumwolle 14,1 

Gesarnt
anteil am 
Export 

Tansania 
Tilailand 
Togo 

Reis 19,9,Gummi 18,5,Zinn 11,0,Getreide 11,3 
Kakao 35,2, Kaffee 15,3, Phosphat 27,3 

70,0 
94,5 
53,6 
80,4 
31,3 
60,1 
74,2 
43,4 
39,0 
60,7 
82,4 
55,9 
82,4 
57,3 
91 ,6 

'l'unesien 
Uganda 
VAR 
Venezuela 
Zentral afrika
nische Republik 
Zypern 
Uruquay 

1) Angaben von 1966. 
2) Angaben von 1968. 

Erdöl -roh- 24,4,Phosphat 20,0,Wein 11,5 
Kaffee 55,8,Baumwolle 18,0,Kupfer 8,6 
Baumwolle 40,3, Reis 17,0 
Erdöl 91,6 

Diamanten 44,S,Baumwolle 25,9,Kaffee 15,3 
Kupfer 16,1,Zitrusfrüchte 18,2 
Wolle 33,6,Fleisch 31,0,~elle 11,9 

86,0 
34,3 
76,5 

Quelle: WILHELMS, C.; VOGELSANG, D. W.: Untel'Suchung über die Fragen der Diversifi
zierung in Entwicklungsländern; HWWA-Report Nr. 3, Hamburg 1971, S. 192. 

Übersicht 10: Produktbezogene Importstrukturen der Entwicklungsländer 

~varenklasse 1955 1969 
Mi 11 Si v. H. Mill. Si v.H. 

0-9 23 240 100 52 230 100 
0-4 8 140 35,15 14 470 27,69 
5-8 13 729 59,07 35 781 68,50 

Übersicht 11: Produktbezogene Importstrukturen der Industrieländer 

Warenklasse 1955 1969 
l"U11 Si v.H. Mi11. Si v.H. 

0-9 60 960 100 191 110 100 
3 6 215 10,19 18 410 9,63 

0-4 33 035 54,18 68 010 35,58 
5-8 25 902 42,49 120 183 62 88 
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2.3 Verbindung Il:Inder- und produktbezogener Export- bzw. Importstrukturen 

2.3.1 Ll:lnder- und produktbezogene Exportstrukturen 

Hatten wir bisher getrennt Antworten auf die Fragen gesucht, wieviel wohin oder was wieviel 
von einer Großregion exportiert wurde (entweder Aggregation der Matrixzeilen Uber die Produkte 
oder die Bestimmungsll:lnder), so ist jetzt eine Kombination beider Fragestellungen vorzunehmen: 
Was wird in welchem Ausmaß wohin exportiert (keine vollkommene Aggregation in den Matrix
zeilen mehr)? Hieraus lassen sich zunl:lchst wieder zwei Unterfragen ableiten (vgl. die Zeilen 1 
und 2 der Ubersichten 12 und 13). (1) Wie hoch ist der Anteil einzelner Bestimmungsregionen an 
den verschiedenen GUterexporten einer Großregion. (2) Wie hoch ist der Anteil einzelner GUter
gruppen an den Exporten einer Großregion in die verschiedenen Bestimmungsregionen? 

Übersicht 12 zeigt, daß die Entwicklungsll:lnder sowohl den weitaus größten Teil der Rohstoffe 
(1969: 74 %) als auch der Halb- und Fertigwaren (1969: 71 %) in die Industriell:lnder exportierten 
und daß sich diese Konzentration in dem Beobachtungszeitraum verstl:lrkt hat. - Beim Export in 
die Industriell:lnder wie im intraregionalen Handel dominieren die Rohstoffe (1969: 77 % bzw. 
68 %); allerdings sind fUr beide Bestimmungsgebiete tendenziell abnehmende Rohstoffanteile zu 
beobachten. 

Ubersicht 12: Ll:lnder- und produktbezogene Exportstrukturen der Entwickl ungsll:lnder 
(v. H. -Werte) 

Industrieländer EntwiCklungsländer 
Warenklassen 1955 1969 1955 1969 

0-4 73 74 23 18 
5-8 66 71 32 25 
0-4 88 77 83 68 
5-8 12 23 17 2+ 

Zeilen 1 und 2: Anteile der Industrie- bzw. Entwicklungsll:lnder an den Rohstoff- bzw. Halb
und Fertigwarenexporten der Entwicklungsll:lnder. 

Zeilen 3 und 4: Anteile der Rohstoffe bzw. Halb- und Fertigwaren an den Entwicklungsll:lnder
exporten in Industrie- bzw. Entwicklungsll:lnder. 

Ubersicht 13: Ll:lnder- und produktbezogene Exportstrukturen der Industriell:lnder (v.H.-Werte) 

Warenklassen 

0-4 
5-8 
0-4 
5-8 

Industrieländer 
1955 1969 

80 
61 
40 
55 

82 
74 
25 
74 

EntwiCklungsländer 
1955 1969 

19 
33 
19 
74 

16 
21 
16 
74 

Zeilen 1 und 2: Anteile der Industrie- bzw. Entwicklungsll:lnder an den Rohstoff- bzw. Halb
und Fertigwarenexporten der Industriell:lnder. 

Zeilen 3 und 4: Anteile der Rohstoffe bzw. Halb- und Fertigwaren an den Industriell:lnder
exporten in Industrie- bzw. Entwicklungsll:lnder. 

Im Gegensatz zu den Entwicklungsll:lndem sind Rohstoff- und Halb- und Fertigwarenexporte der 
Industriell:lnder (Ubersicht 13) in erster Linie auf intraregionalen GUteraustousch zurUckzufuhren 
(1969: 82 % bzw. 75 %). Auch hier hat sich die Konzentration verstl:lrkt. - Der intraregionale 
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Handel der Industrieländer ist im wesentlichen ein Handel mit Halb- und Fertigpradukten. Noch 
weitaus höher ist der Halb- und Fertigwarenanteil bei den Exporten in die Entwicklungsländer. 

2.3.2 Länder- und produktbezogene Importstrukturen 

In Analogie zu Abschnitt 2.3.1 wird jetzt keine vollkommene Aggregation in den Matrixspalten 
mehr vorgenommen. Entsprechend lassen sich wieder zwei Fragen ableiten: (1) Wie hoch ist der 
Anteil einzelner Ursprungsregionen an den verschiedenen Güterimporte einer Großregion? 
(2) Wie hoch ist der Anteil einzelner Gütergruppen an den Importen einer Großregion aus den 
verschiedenen Ursprungsregionen? Fragen der Art (2) brauchen hier nicht behandelt zu werden, 
da sie in Abschnitt 2.3.1 schon beantwortet wurden; denn die Exporte der einen Region sind die 
I m porte der ande ren. 

Übersicht 14: Länder- und produktbezogene Importstrukturen der Entwicklungsländer 
(v.H.-Werte) 

Warenklassen 

0-4 
5-8 
0-4 
5-8 

Industrieländer 
1955 1969 

38 
91 
19 
74 

42 
84 
16 
81 

EntWicklungsländer 
1955 1969 

58 
7 

82 
17 

50 
8 

71 
29 

Zeilen 1 und 2: Anteile der Industrie- bzw. Entwicklungsländer an den Rohstoff- bzw. Halb
und Fertigwarenimporten der Entwicklungsländer. 

Zeilen 3 und 4: Anteile der Rohstoffe bzw. Halb- und Fertigwaren an den Entwicklungsländer
importen aus Industrie- bzw. Entwicklungsländern. 

Nach Übersicht 14 stammten die Rohstoffimporte der Entwicklungsländer (1969) etwa je zur 
Hälfte aus Industrie- bzw. Entwicklungsländern. Völlig ungleichgewichtig war dagegen die 
Herkunft der Halb- und Fertigfabrikate, die zu 84 % (1969) aus den Industrieländern importiert 
wurden. Starke Veränderungen hat es in dem Beobachtungszeitraum nicht gegeben. Erwähnens
wert ist vielleicht, daß die relative Bedeutung der Industrieländer als Halb- und Fertigwaren-
I ieferanten leicht abgenommen hat. 

Übersicht 15: Länder- und produktbezogene Importstrukturen der Industrieländer (v. H. -Werte) 

,';arenklasse 

0-4 
5-8 
0-4 
5-8 

Industrieländer 
1955 1969 

51 
90 
40 
55 

53 
91 
25 
74 

EntWiCklungsländer 
1955 1969 

46 
8 

88 
12 

41 
7 

77 
23 

Zeilen 1 und 2: Anteile der Industrie- bzw. Entwicklungsländer an den Rohstoff- bzw. Halb
und Fertigwarenimporten der Industrieländer • 

Zeilen 3 und 4: Anteile der Rohstoffe bzw. Halb- und Fertigwaren an den Industrieländerim
porten aus Industrie- bzw. Entwicklungsländern. 

Auch die Rohstoffimporte der I ndustrieländer waren bezüglich ihrer Herkunft zieml ich gleichge
wichtig! Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß der intraregionale Handel der Industrie
länder mit Rohstoffen zu einem großen Teil durch "Nahrungsmittel" und "Rohstoffe landwirt
schaftlichen Ursprungs" bestritten wurde; eine Information, die der Übersicht 15 wegen der star
ken Aggregation nicht entnommen werden kann. 
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2.3.3 GesamtUberblick 

Aus den Grundfragen, was in welchem Ausmaß wohin exportiert bzw. woher importiert wird, 
lassen sich noch zwei Unterfragen 3. Art ableiten: 
(3)(a) Wie hoch ist der Anteil des Exports der Region i in die Regionen i bezUglieh des Gutes k 

(der GUtergruppe k) am Gesamtexport der Region i? 
(3)(b) Wie hoch ist der Anteil des Imports der Region i aus der Region i bezUglieh des Gutes k 

(der GUtergruppe k) am Gesamtimport der Region i? 

Die Anteilswerte können der Übersicht 16 entnommen werden. Danach exportierten die Entwick
lungsll:inder in erster Linie 

- Rohstoffe in Industriell:inder (l969: 56,4 %). 

Übersicht 16: ll:inder- und produktbezogene Export- und Importstrukturen der Entwicklungs- und 
Industriell:inder (v.H.-Werte): Anteile an den Gesamtexporten bzw. -importen der 
Entwicklungs- bzw. I ndustriell:inder 1) 

1. Entwicklungsländerexporte 

1955 1969 

Rohst.-I-Länder 63,5 56,4 
H.u.F.-I-Länder 8,5 17 ,6 
Rohst.-E-Länder 20,0 13,7 
H.u.F.-E-Länder 4,1 6,0 

2. Industrieländerexporte 

1955 1969 

Rohst.-I-Länder 27,9 19,1 
H.u.F.-I-Länder 38,3 56,6 
ROhst.-E-Länder 5,3 3,1 
H.u.F.-E-Länder 20,5 14,3 

3. Entwicklungs länder importe 

1955 1969 

Rohst.-I-Länder 13,4 11,6 
H.u.F.-I-Länder 53,7 57,5 
ROhst.-E-Länder 20,4 13,8 
H.u.F.-E-Länder 4,1 5,5 

4. Industrieländerimporte 

.lru 1969 

Rohst.-I-Länder 27,6 18,9 
H.u.F.-I-Länder 38,2 57,2 
Rohst.-E-Länder 24,9 14,6 
H.u.F.-E-Länder 3,4 4,4 

1) Die Werte entstehen, indem man entweder die Anteile der Zeilen 1 und 2 der Übersichten 
12 - 15 mit den Anteilswerten der produktbezogenen Export- bzw. Importstrukturen multi
pliziert, oder sie ergeben sich durch Multiplikation der Anteilswerte in den Zeilen 3 und 4 
der Übersichten 12 - 15 mit den Anteilswerten der Il:inderbezogenen Export- bzw. Import
strukturen. 
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Weniger bedeutend waren die Exporte von Halb- und Fertigwaren in IndustrieiHnder (17,6 %). 
Die geringsten Anteile entfielen auf den intraregionalen Handel, in dem der Austausch von 
Rohstoffen (13,7 %) aber immer noch wesentlich größer war als der Handel mit Halb- und Fertig
produkten (6 %). 

Die Exportstruktur der IndustrieiHnder war spiegelbildlich zur Exportstruktur der Entwicklungs
IHnder • Die IndustrieiHnder exportierten hauptsHchlich 
- Halb- und Fertigprodukte in IndustrieiHnder (1969: 56 %). 

Weniger bedeutend waren die Exporte von Rohstoffen in IndustrieiHnder (19,1 %). Am geringsten 
waren die Gewichte der Exporte in EntwicklungsiHnder: Mit einem Anteil von 14,3 % war der 
Fertigwarenexport allerdings erheblich umfangreicher als der Rohstoffexport (3,1 %). 

Die EntwicklungsiHnder importierten 1) vorwiegend 
- Halb- und Fertigprodukte aus IndustrieiHndem (1969: 57,5 %). 

Weitere Rangfolge: Intraregionaler Handel mit Rohstoffen (13,8 %), Rohstoffimporte aus Industrie
IHndem (11,6 %), intraregionaler Handel mit Halb- und Fertigwaren (4,1 %). 

Die IndustrieiHnder importierten 1) vorwiegend 
- Halb- und Fertigprodukte aus IndustrielHndern (1969: 57,2 %). 

Weitere Rangfolge: Intraregionaler Rohstoffhandel (18,9 %), Rohstoffimport aus Entwicklungs
IHndem (14,6 %), Halb- und Fertigwarenimport aus EntwicklungsiHndem (4,4 %). 

Zuletzt seien noch zwei wichtige VerHnderungen angegeben: 
1. Im Export der EntwicklungsiHnder verdoppelte sich der Anteil der Exporte von Halb- und 

Fertigwaren in IndustrieiHnder (Erhöhung von 8,5 % auf 17,6 %). 
2. Der intraregionale Handel der IndustrieiHnder mit Halb- und Fertigwaren nahm stark an Be

deutung zu: Der Anteilswert stieg von 38,2 % auf 57,2 %. 

3 ErklHrungshypothesen zur Außenhandelsstruktur und deren VerHnderungen 

3.1 ErklHrungshypothesen zu Export- und Importstrukturen 

Ausgangspunkt unserer Überlegungen sei die "Grundfrage" der reinen Außenwirtschaftstheorie: 
Warum werden GUter international ausgetauscht? Hierauf sind zunHchst zwei einfache Antworten 
möglich L8, S. 95J: 

- Erstens, weil bestimmte GUter von auslHndischen Produzenten billiger angeboten werden 
als von inlHndischen und 

- zweitens, weil es GUter gibt, die von InlHndem zwar nachgefragt, aber von inlHndischen 
Produzenten nicht angeboten werden können. 

Entsprechend diesen Antworten unterscheiden wir zwei Ursachenkomplexe zur ErklHrung des 
intemationalen Handels: Intemationale Preisunterschiede und beschrHnkte nationale GUterver
fUgbarkeiten. 

3.1.1 Preismodelle 

(1) Eine Theorie, die die intemationalen Preisunterschiede als einzige Bestimmungsfaktoren an
sieht, impliziert 
- die Existenz homogener WeltmHrkte sowie 
- die Produktionsmöglichkeiten aller GUter in allen LHndem zu einem gegebenen Zeitpunkt. 

1) Die Zahlen zum intraregionalen Handel sind auch in der Beschreibung der Exportstrukturen 
enthalten. Abweichungen sind auf Abrundungsfehler zurUckzufuhren. 

63 



Akzeptieren wir diese bei den Voraussetzungen vorläufig als Arbeitshypothesen, so ist zu fragen, 
durch welche Faktoren internationale Preisunterschiede verursacht werden. Die erste unmittel
bare Antwort muß lauten: Preisunterschiede beruhen auf unterschiedlichen nationalen Angebots
und Nachfragestrukturen • Setzen wir weiterhin 
- vollständige Konkurrenz auf allen Märkten 
voraus, so können wir gemäß der "neoklassischen Preistheorie" auch präziser sagen, internationale 
Preisunterschiede seien auf unterschiedliche 

Produktionsfunktionen 1), 
Faktorausstattungen und 
Bedürfnisstrukturen 

von Volkswirtschaften zurückführbar. 

(2) In der außenwirtschaftstheoretischen Literatur ist wohl am heftigsten die mit den Namen 
HECKSCHER und OHLIN [12, 25, 26J verbundene Theorie diskutiert worden, nach der inter
nationale Kosten- und damit Preisunterschiede vornehmlich mit divergierenden Faktorausstattun
gen zu erklären sind. Ein Land, so wird argumentiert, wird jeweils die Güter exportieren (impor
tieren), die - bei gegebenen Faktorpreisrelationen - in der Produktion relativ viel (wenig) von 
dem Produktionsfaktor benötigen, der in dem betreffenden Land relativ reichlich - im Vergleich 
zu anderen Ländern - vorhanden ist. Mit anderen Worten, ein beispielsWeise reichlich mit Ar
beit ausgestattetes Land wird auch arbeitsintensive (kapital intensive) Produkte exportieren (im
portieren), weil es wegen der relativ niedrigen Lohnkosten (hohen Kapitalkosten) diese Güter 
(nur) relativ bill ig (teue~ herstellen kann. 

Die Gültigkeit dieses Theorems ist offenbar an die Voraussetzung international nicht stark von
einander abweichender Produktionsfunktionen und Nachfragestrukturen 2) gebunden. Zudem muß 
es möglich sein, alle international handelbaren Güter nach dem Kriterium der Faktorintensität 
zu klassifizieren. Da diese Prömissen des "H-O-Modells" stark angegriffen wurden, wollen wir 
kurz auf sie eingehen. Beginnen wir mit der letzten. 

(3) Wegen der Annahme vollständiger Konkurrenz war von linear-homogenen Produktionsfunktio
nen auszugehen. Diese Einschränkung genügt aber nicht. Denn selbst wenn wir international 
gleiche Produktionsfunktionen für alle Güter voraussetzen, so ist eine eindeutige Klassifikation 
der Güter nach Faktorintensitäten nur möglich, wenn die Substitutionselastizitäten der Produk
tionsfunktionen aller international gehandelten Güter einander gleich sind Z23, 1ij. Andern
falls gibt es zwei Schnittpunkte 3) für Isoquantenpaare verschiedener Güter und es läßt sich 
nicht mehr für den gesamten Bereich mögl icher (positiver) Faktorkombinationen sagen, ein Gut A 
werde beispielsweise arbeitsintensiver produziert als ein Gut B. 

Welche Bedeutung diesem Fall "umschlagender Faktorintensitäten" beigemessen wurde, zeigt die 
Diskussion über das sogenannte Leontief-Paradoxon. Leontief hatte festgestellt, daß die Exporte 
der - als "kapitalreich" angesehenen - USA relativ arbeitsintensiv waren !...-!9J. Dieses dem 
H-O-Modell widersprec!!.ende Ergebnis wurde beispielsweise von HARROD!... 6, S. 247J als 
auch von ELLSWORTH!... 1, S. 35J u.a. auf umschlagende Faktorintensitäten zurückgeführt. 

Zeigen empirische Ergebnisse von Querschnitts- oder Zeitreihenuntersuchungen eine sich verän
dernde Stellung einzelner Güter in der "Faktorintensitätshierarchie" , so kann man diese umschla-

1) Die Voraussetzung der vollständigen Konkurrenz ist in Gleichgewichtssituationen nur mit 
linearhomogenen Produktionsfunktionen vereinbar. 

2) Da eine Beziehung zwischen Faktorausstattung und Pro-Kopf-Einkommen besteht und die 
Nachfragestrukturen wiederum von den Bedürfnisstrukturen und den Pro-Kopf-Einkommen 
determiniert werden, genügt es nicht, hier von international gleichen Bedürfnisstrukturen 
zu sprechen. 

3) Bei monoton sinkender Grenzrate der Substitution. 
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genden Faktorintensitöten nicht apriori auf unterschiedliche Substitutionselastizitöten zurUck
fuhren. Denn es bestehen auch die Möglichkeiten, daß sich entweder die Produktionsfunktionen 
im Zeitablauf (bei u.U. konstant gebliebenen Substitutionselastizitöten) veröndert haben, oder 
daß die Produktionsfunktionen international verschieden sind. Damit kommen wir zum zweiten 
Kritikpunkt. 

(5) Obwohl Ricardos Theorie der komparativen Kostenvorteile als Vorlöufer des H-O-Modells an
zusehen ist, geht Ricardo im Grunde schon von international unterschiedlichen Produktionsfunk
tionen aus. Hieran öndert auch sein arbeitswerttheoretischer Ansatz nichts, der ihn im Gegen
satz zur neoklassischen Theorie nicht auf unterschiedliche Globalproduktivitöten, sondern auf 
divergierende (partielle) Arbeitsproduktivitöten fuhrt. 

(6) Ricardo erklört die Produktivitötsunterschiede noch mit naturl ichen Faktoren (z. B. Klima). 
In jUngerer Zeit werden diese Unterschiede störker auf Ursachen zurUckgefUhrt, die der Wirt
schaftsprozeß selbst hervorbringt. So besteht nach LlNDERS Vorstellungen ein enger Zusammen
hang zwischen Produktionsfunktionen und Nachfragestruktur L2~ S. 101J. Hiernach produzie
ren die Unternehmer aus unterschiedlichen GrUnden ["8, S. 12Qf/vorzugsweise fUr den heimischen 
Markt, d.h. sie orientieren ihr Angebot in erster Linie an der heimischen Nachfrogestruktur. 
Durch Sammlung von Erfahrungen erwirbt jedes land besondere Fertigkeiten bei der Produktion 
solcher GUter, die in dem betreffenden land relativ stark nachgefragt werden. Die hierous resul
tierende vorteilhafte Kostenstruktur beftihigt damit jedes land, gerade diese GUter auch auf dem 
Weltmarkt preisgUnstig anzubieten. 

(7) International unterschiedliche Produktionsfunktionen impl izieren unterschiedliche Faktorqual i
töten, ntiml ich 
:---c;)ual itötsunterschiede beim Realkapital und 
- . Qualitötsunterschiede beim Faktor Arbeit. 
Wenn es richtig ist, daß lönder mit hohen Pro-Kopf-Einkommen gerade solche GUter stark nach
fragen, die fUr eine kostengUnstige Produktion technisch hochentwickelte Produktionsverfahren 
sowie einen hohen Anteil qualifizierter Arbeitskröfte erfordern, dann werden nach lINDERS 
Modell 1) Industrielönder auch vornehmlich diese GUter exportieren. 

(8) Nun sind unterschiedliche Faktorqualitöten nicht nur eine Folge, sondern gerade auch eine 
Ursache hoher oder niedriger Pro-KopF-Einkommen. Daher liegt es nahe, die lönderweise von
einander abweichenden Ausstattungen mit bestimmten Faktorqualitöten - in Analogie zum H-O
Theorem - als eine mögliche Ursache von Kostendifferenzen und damit als Außenhandel auslösen
den Faktor anzusehen. In der neueren Literatur sind solche Ansötze auch zu finden. 

(9) Nach der neo-factor-proportions theory l(16, 22J wird das H-O-Modell realistischer, wenn 
man die Hypothese homogener Faktoren aufgibt und den Faktor Arbeit in qualifizierte und un
qualifizierte Arbeit aufspaltet. Wir wollen diese Weiterentwicklung der H-O-Theorie als Kritik 
an der Voraussetzung international gleicher Produktionsfunktionen interpretieren: Sind Unterschie
de in den Produktionsfunktionen auf international unterschiedliche Faktorqualitöten zurUckfUhrbar, 
dann wird - ceteris pari bus - ein land, das relativ viel qualifizierte Arbeit besitzt, auch Effi
zienzvorteile real isieren können. 

00) Die technological gap-These ["27 J geht von einer unterschiedl ichen Ausstattung der lönder 
mit technischem Wissen aus. Hierous ergeben sich unterschiedlich effiziente Produktionsverfahren 
und damit auch internationale Kostendifferenzen. Man könnte allerdings einwenden, daß kosten-

1) llNDERS Grundgedanken sind in diesem Abschnitt nur unvollstöndig dargestellt. LlNDER be
tont gerade die Heterogenitöt der Weltmörkte, was mit unserer ersten Arbeitshypothese un
yereinbar ist. Wir werden unten hierouf noch zurUckkommen. 
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gUnstige Produktionsverfahren - Uber Importe - jedem Land zugtlngl ich sind. Das ist allerdings 
nicht immer möglich. Grundstltzlich nicht, weil etwa durch Patente bestimmte Verfahren ge
schutzt sind und von den potentiellen LieferItIndern nicht abgegeben werden, oder aber nicht 
in genUgendem Ausmaß, weil die Uber die Exporterlöse limitierte Importkapazittlt nicht ausreicht 
bzw. die internationale Kapitalmobil ität ungenUgend ist. 

Es bleibt festzuhalten, daß sowohl die neo-factor proportions theory als auch die technological 
gap-These eine uberlegene Position der Industrieltlnder im Welthandel fUr Guter konstatieren, die 
mit einem relativ hohen Anteil qual ifizierter Arbeit kostengUnstig hergestellt werden können und/ 
oder deren Produktionsverfahren einer technischen Weiterentwicklung zugänglich sind. 

(11) Wegen der Annahme vollständiger Konkurrenz waren wir bisher von linear-homogenen Pro
duktionsfunktionen ausgegangen. Lassen wir diese Voraussetzungen jetzt fallen, dann können wir 
insbesondere Produktionsfunktionen mit steigenden Skalenertrtlgen (Ersparnisse durch Massenpro
duktion) berUcksichtigen. Es werden, wenn Produktionsfunktionen mit dieser Eigenschaft fUr ein
zelne Guter von Bedeutung sind, gerade solche Lönder Kostenvorteile aufweisen, die fUr diese 
Guter gUnstige Absatzmöglichkeiten besitzen. Folgt man LlNDERS Überlegungen, dann werden 
das wiederum vornehmlich die hochentwickelten Industriestaaten sein. 

(12) Eine Integration aller bisherigen Ansätze - bei Aufrechterhaltung unserer Arbeitshypothesen -
wöre ohne große Schwierigkeiten mögl ich, wenn alle Einwendungen gegen das H-O-Madell ledig
lich als Ergönzungen eines zu eng konzipierten Außenhandelsmodells aufgefaßt werden könnten. 
Das ist aber nicht der Fall. Denn das H-O-Modell kann in seiner jetzigen Form schwerl ich Grund
lage einer umfassenderen Theorie sein, wenn umschlagende Faktorintensitäten berUcksichtigt wer
den mUssen. 

(13) HAITANI hat einen Ansatz entwickelt, mit dessen Hilfe wir trotz der genannten Schwierig
keiten doch noch zu einem integrierten Modell kommen können LV. Es erweist sich als zweck
mößig, unser Modell unter Berucksichtigung von HAITANIs Grundgedanken in mehreren Schritten 
abzul eiten. 

(0) Gäbe es keine international unterschiedlichen Produktionsfunktionen (keine unterschiedl ichen 
Faktorqualitäten und BedUrfnisstrukturen), dann wUrde - wieder bei Aufrechterhaltung unserer 
Arbeitshypothesen - das auf der neoklassischen Preistheorie aufbauende H-O-Theorem den Außel1l
handel erklören können, wenn auch die neoklassischen Voraussetzungen erfullt wären. Diese Aus
sage wird von HAITANI nicht bestritten, sondern er versucht auf der Grundlage empirischer Da
ten nachzuweisen, daß die Voraussetzungen der neoklassischen Theorie in der Weltwirtschaft 
nicht gegeben sein können. Es zeigt sich nömlich, daß zwar die Lohnsätze international sehr 
verschieden sind, nicht aber die Kapitalentlohnungen. Hieraus folgt, daß die StUckkosten bei 
allen GUtern (vor Aufnahme von Außenhandel) in jenen Löndern am geringsten wören, die den 
niedrigsten Entwicklungsstarld (niedrigste Löhne) aufweisen. 

Wtlren die Voraussetzungen dieses Modellteils (0) realistisch, dann wäre durchaus Außenhandel 
möglich. Der Wechselkursmec;:hanismus oder - bei konstanten Wechselkursen - monettlre Nach
frageströme könnten dafUr sorgen, daß die Lönder mit relativ hohem Lohnniveau Kostenvorteile 
bei GUtern mit hohem Kapitalkostenanteil erhalten. Wir kömen somit zum gleichen Ergebnis wie 
das H-O-Modell und mUßten zugeben, daß auch hier Faktorintensitöten eine Rolle spielen. Die
ses Problem verschwindet jedoch, wenn wir die Modellteile (0) und (b) miteinander verbinden. 

(b) Tatstlchlich gibt es Produktivitötsunterschiede. Diese lassen sich mit dem LlNDER-Modell, 
gegebenen unterschiedlichen Faktorqualitöten und economies of scale begrUnden. Aus unseren 
bisherigen AusfUhrungen ist bekannt, daß alle drei Komponenten tendenziell zu Kostenvorteilel1l 
hochentwickel ter Lönder fuhren. 
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(c) Verbindung von (a) und (b) 

Betrachten wir die Lönder A (hohes Pro-Kopf-Einkommen), B (mittleres Pro-Kopf-Einkommen) 
und C (niedriges Pro-Kopf-Einkommen). Land A besitzt fUr alle GUter effiziente Produktionsfunk
tionen und könnte somit, wören die Faktorpreise in der ganzen Welt gleich, alle GUter zu den 
niedrigst möglichen Kosten herstellen. Gemöß dem L1NDER-Modell kann jedoch auch Land B 
GUter effizient produzieren, nömlich solche, die bei dem Land B entsprechenden Pro-Kopf-Ein
kommen relativ stark nachgefragt werden. Da die Löhne in Land B niedriger sind als in Land A, 
wird Land B diese GUter auch billiger anbieten können als Land A. Der Vorteil des Landes B be
steht im Prinzip also unabhöngig von den Faktorintensitöten dieser GUter. Ganz analog lassen 
sich Kostenvorteile des Landes C gegenUber den Löndern A und B konstruieren. 

(14) Aus (c) folgt, daß jedes Land im wesentlichen solche GUter exportieren wird, bei denen es 
gegenUber höher entwickelten Löndem keine Effizienznachteile, im Vergleich mit geringer ent
wickelten Löndern aber Effizienzvorteile aufweist. Der Satz ist unabhöngig von der GUltigkeit 
des L1NDER-Modells, weil die Existenz oder Nichtexistenz von Effizienzunterschieden auch 
andere GrUnde haben kann (s. Punkt (b)). Diese Feststellung ist insofem wichtig, als das in 
Punkt (3) als Beispiel verwendete L1NDER-Modell fUr eine dynamische Interpretation der hier ab
geleiteten Theorie nicht ausreicht: 
Wachsen die Pro-Kopf-Einkommen der Lönder Bund C, dann wird Land B in steigendem Ausmaß 
GUter kostengUnstig produzieren können, die bisher allein Land A auf dem Weltmarkt angeboten 
hatte. Ebenso wird Land C in die bisherigen Mörkte des Landes B eindringen. Land A verliert 
zunehmend durch Land B Exportchancen, hat selbst aber nicht die Möglichkeit, sich auf Kosten 
eines anderen Landes neue Absatzmörkte zu verschaffen. Land A wird, wenn nicht eine starke 
Annöherung des Pro-Kopf-Einkommens an das Niveau des Landes B erfolgt, im Zuge seines eige
nen Wachstums neue GUter hervorbringen, die ihm auch neue Exportchancen eröffnen. 

(15)! Dieser sich aus dem Wirtschaftswachstum in Verbindung mit dem LlNDER-Modell ergebende 
"Verdröngungswettbewerb" wird durch einen Mechanismus verstörkt, der mit dem Begriff "Pro
duktzyklus" (product cycle theory) umschrieben wird {"3"JJ. Je lönger ein Produkt bereits auf 
dem Markt ist, umso größer wird die Wahrscheinlichkeit, daß das Produkt sowie die zur Herstel
lung erforderlichen Produktionsverfahren standardisiert sind und das Experimentierstadium verlas
sen haben. Damit sinken auch die AnsprUche an den Faktor "qualifizierte Arbeitskröfte", so daß 
immer mehr Lönder in die Lage versetzt werden, dieses Gut kostengUnstig zu produzieren. 
Es bleibt anzumerken, daß economies of scale den unter (14) und (15) beschriebenen Prozeß 
hemmen. 

(150) Die hier vorgestellte "integrierte Theorie" löuft letztlich darauf hinaus, daß in einer 
"ersten Zone" Vorteile fUr Industrielönder zwischen den Produktionen in Entwicklungs- und 
Industrielöndem bestehen. In einer "zweiten Zone" verschwinden die Effizienzunterschiede, 
und die Entwicklungslönder können in diesem Bereich alle Produkte - unabhöngig von den Fak
torintensitöten - bill iger anbieten. 

Eine realitötsnahe Betrachtung der Außenhandelsströme verlangt jedoch die EinfUgung einer 
"Zwischenzone", in der nicht so eindeutig festgestellt werden kann, bei welchen GUtem die 
einzelnen Löndergruppen Vorteile besitzen. Denn Effizienzvorteile der Industrielönder mUssen 
nicht prohibitiv hoch sein und können bei einzelnen Produkten durchaus von den Faktorpreisvor
teilen der Entwicklungslönder uberkompensiert werden. Die Wahrscheinlichkeit hierfUr wöchst 
mit steigenden Lohnkostenanteilen in der Produktion von Gutem, so daß auch die H-O-Theorie 
wieder zu ihrem Recht kommt, falls umschlagende Faktorintensitöten keine große Rolle spielen. 
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3.1.2 Verfügbarkeitsmodelle. Synthese 

(16) Grundlage unserer bisherigen Ableitungen, die sich auf die Preismodelle bezogen, waren 
zwei Arbeitshypothesen: 

Exi stenz homogener Weltmtlrkte, 
Produktionsmögl ichkeiten aller GUter in allen Ltindern zu einem gegebenen Zeitpunkt. 

Diese Hypothesen sollen jetzt aufgehoben werden. Beginnen wir mit der zweiten. 

(17) Es ist sicherl ich unreal istisch anzunehmen, alle GUter könnten zu jedem Zeitpunkt in allen 
Ltlndern hergestellt werden. Zun/:lchst einmal schon deswegen, weil dem natUri iche Faktoren 
(K I i ma, begrenzte Rohs toffvorkommen) entgegenstehen. 

(18) Weiterhin ergeben sich aber auch Beschränkungen, die aus dem Wirtschaftsprozeß heraus 
erkltlrt werden können. Wir hatten oben gezeigt, daß internationale Kostendiffererizen u.a. durch 
unterschiedl iche Ausstattung der Ltlnder mit technischem Wissen und qual ifizierter Arbeit verur
sacht werden. Aus diesen BestimmungsgrUnden lassen sich auch Produktionsunmöglichkeiten her
leiten. Dabei ist allerdings vorauszusetzen, daß Länder niedrigerer Entwicklungsstufen qual ifizier
te Arbeit und technisch hochentwickelte Produktionsverfahren nicht durch minder qual ifizierte 
Arbeit bzw. technisch einfachere Verfahren substituieren können 1). Diese Substitutionsmögl ich
keit mußte oben angenommen werden LlO, S. 12J. 
Ist der Bestand an qualifizierter Arbeit nicht der limitierende Faktor, dann kann von Produktions
unmöglichkeiten einzelner GUter nur gesprochen werden, wenn die zur Produktion eines Gutes 
notwendige "höhere" Technologie nicht unbeschr/:lnkt verfügbar ist (z. B. Patente). Andernfalls 
ist davon auszugehen, daß sich jedes Land im Prinzip uber KapitalgUterimporte die notwendigen 
Technologien beschaffen kann. 

(19) Mit der Bemerkung, von Produktionsunmögl ichkeiten einzelner Güter könne nicht immer ge
sprochen werden, tritt ein Problem hervor, das insbesondere kleine Länder betrifft. Wegen der 
mangelnden Teilbarkeit der Produktionsfaktoren ist es fUr viele Länder unmöglich, alle GUter 
herzustellen, die im Inland nachgefragt werden. Auch hierdurch entsteht Außenhandel. 

(20) Mit den bisherigen Theorien läßt sich schwer der sehr umfangreiche Handel von gewerblichen 
Produkten zwischen Industrieltlndern gleicher Entwicklungsstufe erklären. Denn nach den Preis
modellen wird man auf geringe Kosten- und Preisunterschiede schließen und daher nur wenig 
Möglichkeiten zum Güteraustausch sehen. Auch die Überlegungen zum Punkt (18) helfen kaum 
weiter, weil hier ebenfalls Entwicklungsunterschiede die wichtigsten Außenhandel verursachen
den Faktoren hervorbringen. Punkt (19) mag einen Erkl/:lrungsbeitrag liefern, jedoch wird man 
hiermit den Handel zwischen großen oder mittleren Industrienationen kaum erfassen können. 

Einen Ausweg bietet die Aufhebung der Homogenitätsvoraussetzung. Hat man einmal erkannt, 
daß der Nichtpreiswettbewerb /,,-9, S. 101J eine große Rolle spielt und weiterhin an Bedeutung 
gewinnt, dann ist nicht einzusehen, warum der Außenhandel hiervon ausgenommen werden sollte. 
Tats/:lchlich findet ja auch ein erheblicher Austausch ähnlicher gewerblicher GUter zwischen In
dustrieländern statt, der insbesondere durch die sachlichen Pr/:lferenzen der Nachfrager ermög
licht wird 2). Zeitliche (aufgrund unterschiedlicher Kapazit/:ltsauslastung L21, S. 157 fJ und 

1) Hierunter fallen insbesondere solche Produkte, die einen hohen Forschungsaufwand erfordern. 

2) Auch die technological gap-These spielt im internationalen Handel der Industrieländer eine 
Rolle, da ja Neuerungen nicht in allen Ländern gleichzeitig erfolgen. DarUber hinaus darf 
nicht Ubersehen werden, daß gerade auch die Einführung von Neuerungen als Bestandteil des 
"dynamischen Nichtpreiswettbewerbs" anzusehen ist. 
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rl:lumliche Prl:lferenzen (5. Transportkosten 1» seien hier nur erwl:lhnt. 

(21) Fassen wir die bisher betrachteten Theorien in einem Katalog zusammen: 

(5) 
(13) - (15) 
(17) 
(18) 
(19) 
(20) 

"Ricardo-Modell" 
"Haitani-Modell" 
Naturliehe VerfUgbarkeiten 
Monopol durch technological gap und/oder qualifizierte Arbeitskrl:lfte 
Unteilbarkeit der Produktionsfaktoren 
Heterogener Markt. 

FUr eine Erkll:lrung des Handels zwischen Entwicklungs- und Industriell:lndem sind m.E. als 
Grundpfeiler die Modelle (13) - (15) und (17) anzusehen, die allerdings ergl:lnzungsbedurftig 
sind: 

I. NatUrliehe Verfugbarkeiten 

Soweit Produktionsmtsglichkeiten bestimmter GUter oder deren naher Substitote auch im Import
land vorhanden sind, ist zu prUfen, ob Preisunterschiede eine Rolle spielen. Sie könnten erkll:lrt 
werden mit 
- dem "Ricardo-Modell" und/oder 
- dem "Haitani-Modell". 

11. "Haitani-Modell" 

Exporte der Entwicklungsll:lnder: Da nach Modell (13) - (15) die Entwicklungsll:lnder gegenUber 
den Industriell:indem immer Faktorpreisvorteile besitzen, ist zu fragen, bei welchen Produkten 
das Export-Import-Verhl:iltnis der Entwicklungsll:inder besonders hoch ist; es lassen sich dann die 
Produkte bestimmen, deren Handel durch niedrige Lohnsl:itze der Entwicklungsll:inder erkll:lrt wer
den kann. 
Imwrte der Entwicklungsll:inder: Bei sehr hohen Import-Export-Relationen schließen wir auf Effi
zienzunterschiede zugunsten der Industriell:lnder, die wiederum auf 
- die technological gap-These, 
- die neo-factor praportions theory und/oder 
- economies of scale 
zurUckzufuhren wl:iren. In der empirischen Forschung werden wir jedoch auf große Schwierigkei
ten stoßen. Einmal stellt sich die Frage der relativen Bedeutung der drei genannten Ursachen fUr 
Effizienzunterschiede. Zum anderen begrUnden die beiden ersten Ursachenkomplexe nicht nur 
Effizienzunterschiede, sondem auch 
- monopolistische VerfUgbarkeiten von Ll:indem uber GUter «18». 
Wie soll im konkreten Fall entschieden werden, ob Effizienzunterschiede oder Produktionsunmög
lichkeiten vorliegen? 
Eine besondere Komplikation ergibt sich aus 
- der Heterogenitl:it der Weltml:irkte «20». 
Neben den zeitlichen und rI:Iumlichen Prl:iferenzen sind in erster linie die sachlichen Prl:iferenzen 
zu beachten. Zwar wird man einen hohen gegenseitigen Austausch bestimmter GUter zwischen 
Entwicklungs- und Industriell:indem i.d.R. als ein Indiz fUrdie Bedeutung sachlicher Prl:iferenzen 
ansehen können; jedoch ist der Umkehrschluß m.E. unzull:issig, weil sachliche Prl:lferenzen auch 
einseitige Handelsströme erzeugen können. Damit ergeben sich wieder Indentifikationsschwierig
keiten im Verhöltnis zu den oben genannten Faktoren. 

1) Die Transportkosten lassen sich auch in den Preismodellen berUcksichtigen. Zudem mag von 
Standorttheoretikern eingewendet werden, daß ein kurzer Hinweis auf rI:Iumliche Pröferenzen 
<Jer Bedeutung dieser Faktoren nicht gerecht wird. 
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111. Da hier die empirische Forschung angesprochen wurde, muß den Modellen I ul"!d 11 eine 
wichtige Ergönzung hinzugefUgt werden, nömlich die Wirtschaftspolitik als ein hemmender wie 
ftsrdernder Faktor des internationalen Warenaustausches. 

3.1.3 Einige empirische Betrachtungen 

(1) Ein hoher Rohstoffanteil der Entwicklungsli:inderexporte in die Industrielönder und ein hoher 
Halb- und Fertigwarenanteil der Importe aus Industrielöndern weisen darauf hin, daß 
- ein hoher Prozentsatz der Entwicklungslönderexporte mit natUrlichen VerfUgbarkeiten 

erklört werden muß und 
- die Industrielönder bei Halb- und Fertigwaren weitgehend Effizienzvorteile und/oder 

VerfUgbarkei tsmonopol e besitzen. 

(2) Die zweite Schlußfolgerung lößt sich aus dem oben dargestellten Modell 11 ableiten. Sie be
darf aber der Modifikation, weil das Modell 11 eine Voraussetzung enthölt, die m.E. der gegen
wörtigen internen Situation der meisten Entwicklungslönder nicht gerecht wird. Implizit ist nöm
lich unterstellt, die Lönder mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen ktsnnten in dem Moment die ent
wickelten Lönder bei bestimmten Produkten vom Weltmarkt verdröngen oder wenigstens ohne wirt
schaftspolitische Eingriffe erfolgreich Importsubstitution betreiben, in dem die Effizienzunter
schiede verschwunden sind. Dahinter steht wiederum die Vorstellung, man ktsnne unverzUglich 
die notwendigen Produktionsfaktoren in die entsprechenden Erzeugungen leiten. Das wird aber 
nicht ohne weiteres mtsglich sein, weil die erforderlichen Produktionsfaktoren nicht einfach aus 
anderen Sektoren transferiert werden ktsnnen, sondern im Zuge des strukturellen Wachstums be
reitgestellt werden mUssen. Die Begrenzungen des (strukturellen) Wirtschaftswachstums in Entwick
lungslöndern werden dann wiederum die Wandlungen der Export-Import-Strukturen begrenzen. 
Mit anderen Worten, wir haben es hier weniger mit einem statischen Reallokationsproblem homo
gener Faktoren als vielmehr mit einem intersektoralen Wachstumsproblem zu tun, in dem der Zeit
faktor wie die qualitative Beschaffenheit der Produktionsfaktoren eine wichtige Rolle spielen. 
Daher kann auch nicht angenommen werden, die Industrielönder verfUgten bei allen ImportgUtern 
der Entwicklungslönder uber Effizienzvorteile. --

(3) Die Existenz von Importen bestimmter GUter berechtigt uns ohnehin noch nicht, Effizienz
nachteile der Entwicklungslönder anzunehmen, weil auf heterogenen Mi:irkten unabhöngig von 
Kostenunterschieden Erzeugnisse einer GUtergruppe sowohl exportiert als auch importiert werden. 
DarUber hinaus ist schließlich die Großregion "Entwicklungslönder" so heterogen, daß einige 
Lönder ein Gut exportieren, andere es dagegen vornehml ich aus Industrielöndern importieren 
werden. 

Generelle Effizienznachteile "der Entwicklungslönder" wird man hiernach nur dann vermuten 
ktsnnen, wenn das Export-Import-Verhöltnis bei einzelnen GUtern vergleichsweise niedrig ist. 
In einem zweiten Schritt wöre dann zu untersuchen, worauf sich die Effizienzunterschiede zu
rUckfuhren lassen. 

(4) Bei einer dynamischen Interpretation des Modells 11 ist zu berUcksichtigen, daß ein beginnen
der Verdl'Öngungswettbewerb zugunsten der Entwicklungslönder nicht immer in einer Richtung zu 
verlaufen braucht. K05tenvorteile der Entwicklungslönder mUssen nicht endgUltig sein, weil neue 
Erfindungen in den Industrielöndern durchaus erneut Effizienzvorteile beg rUnden ktsnnen L18, 
S. 168J. Daher ist aus relativ hohen Entwicklungslönderexporten bestimmter GUter in der Ge
genwart nicht sicher auf K05tenvorteile in der Zukunft zu schließen. 

(5) HIRSCH LllJ hat in einer Studie Export-Import-Relationen fUr den Handel zwischen 
"Industrieregionen" und "den Entwicklungslöndern" mit unterschiedlichen GUtern berechnet 
(Obersicht 17). Wir wollen exemplarisch eine Interpretation von HI RSCHs Zahlenmaterial 
(dessen geringer Umfang uns hier entgegenkommt) versuchen, ohne jedoch nöher auf seine eigenen 
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Bemerkungen einzugehen, die stark auf die Unterschiede zwischen den "Industrieregionen" abge
stelltsindLll, S. 16J. 
HIRSCH klassifiziert die zu unterscheidenden Gütergruppen nach dem Reifegrad (N:new, 
M:mature) sowie der Faktorintensit!:it (K:capital intensive, L:labor intensive) 1), wobei er Huf
bauers Indikatoren "skili ratio" (share of scientists, engineers and skilled craftsmen in the labor 
force) bzw. "capital per man" Ubernimmt. Nach unseren Überlegungen werden die Effizienzvor
teile der Industriel!:inder mit steigendem Indikator "skili ratio" ebenfalls steigen. 

(6) Eine hohe Kapitalausstattung pro Arbeitskraft bedeutet einen hohen Kapitalkostenanteil und 
daher relativ geringe Faktorpreisvorteile der Entwicklungsl!:inder. Zudem besteht die Möglichkeit, 
daß mit steigender Kapitalintensit!:it auch die Unteilbarkeiten von Realkapitalkomplexen vermehrt 
auftreten und so L!:inder mit kleinen nationalen M!:irkten benachteiligt sind 2). Diese Vermutung 
eines Zusammenhanges zwischen Kapitalintensit!:it, Marktgröße und Kosten wird durch die (be
triebswirtschaftliche) Theorie der Verfahrenssubstitution erh!:irtet, nach der die (minimalen) 
Stückkosten bei gegebenen Faktorpreisen nicht - wie bei nichtlinear - homogenen Produktions
funktionen - nur eine Funktion der Produktionsmenge, sondern auch der Kapitalintensit!:it sind. 
Funktionen dieser Art sind nicht mehr homothetisch, wir werden aber trotzdem noch von economies 
of scale sprechen können. 

(7) Übersicht 17 gibt uns einige Anhaltspunkte für die mögliche Bedeutung einzelner Faktoren im 
Außenhandel der Entwicklungsl!:inder: 

Geringe Kapitalintensit!:it oder hoher Reifegrad von Produkten allein begründen hiernach noch 
kein für die Entwicklungsl!:inder "günstiges" Import-Export-Verh!:iltnis der Industriel!:inder. 
Fallen die bei den Merkmale zusammen (Textilien, Bekleidung), dann sind gegenUber einigen 
"Industrieregionen" (Nordamerika, EFTA) sogar Exportüberschüsse zu beobachten. Dieses Er
gebnis stützt auch LlNDERs These, weil gerade Textilien und Bekleidung Produkte umfassen, 
die in den Entwicklungsl!:indern relativ stark nachgefragt werden. 
Hohe Kapital intensit!:it in Verbindung mit hohem Antei I qual ifizierter Arbeit (chemische Pro
dukte) garantieren noch nicht die höchsten Export-Import-Relationen der "lndustrieregionen"3). 
Daß die Eigenschaft eines Gutes, noch wenig standardisiert zu sein (N goods), eher Kosten
vorteile begründet als eine hohe Kapitalintensit!:it, geht aus Übersicht 17 nicht hervor. Die 
Industriel!:inder weisen die höchsten Export-Import-Relationen bei den kapitalintensiven und 
wohl weitgehend als standardisiert anzusehenden Straßenfahrzeugen auf. Vermutl ich liegen 
hier economies of scale vor; ob auf der Grundlage homothetischer oder nichthomothetischer 
Produktionsfunktionen sei hier offen gelassen. 

(8) Wir hatten in dem beschreibenden Teil dieses Aufsatzes nicht nur die Halb- und Fertigwaren
anteile der Entwicklungsl!:inderexporte für ein Jahr betrachtet, sondern auch deren Ver!:inderungen 
in der Zeit. Es konnte gezeigt werden, daß der Anteil für die Gesamtheit der Entwicklungsl!:inder 
wie auch für drei Teilregionen (Lateinamerika, Asien, Afrika) angestiegen war (1955 - 1969). 
Um die Verbindung zwischen diesem beschreibenden Teil und dem hier mehr analytischen Ab
schnitt herzustellen, genUgt die Bemerkung, daß die Pro-Kopf-Einkommen der Entwicklungsl!:in
der in dem Zeitraum 1955 - 1969 angestiegen sind. Zusammen mit unseren theoretischen Ablei
tungen ist somit zu vermuten, daß ein urs!:ichl icher positiver Zusammenhang zwischen Pro-Kopf-

1) Hierbei muß unterstellt werden, daß Umschl!:ige von Faktorintensit!:iten keine große Rolle spielen. 

2) Man kann darüber streiten, ob es sich hier um ein Prablem der economies of scale handelt. 

3) Möglicherweise ist die Erdölindustrie für "die Entwicklungsl!:inder" von besonderer Bedeutung. 
Wenn sich diese Vermutung best!:itigt, könnte man hieraus ableiten, daß die Frage des Stand
c>rts von Produktionsst!:itten internationaler Unternehmungen und die damit verbundenen Kapi
tal infusionen in Außenhandelsmodellen st!:irker berücksichtigt werden müßten. 
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'-I Übersicht 17: Export-Import-Relationen wichtiger Ilndustrieregionen" im Handel mit den Entwicklungsländern (1968 - 1971) ...., 

Textilien u. Eisen u. Straßen- Chemische Engeerlng 1 ) 

Regionen / Güterarten Bekleidung Stahl fahrzeuge Produkte products 
(nL-M Goods n) ("K _ MU) (UK_Mn) (UK _ NU) (U L _ NU) 

Nordamerika 0,29 5,09 93,25 6,62 8,14 

Japan 9,11 22,76 GO 13,94 49,17 

EWG 1,56 10,37 00 10,56 41,45 
EFTA 0,73 27,00 227 4,65 17,79 

1) Machinery other than electric, instruments, photographie goods, watches 

Übersicht 18: Strukturdaten des Außenhandels verschiedener Entwicklungsländer 

(1) (2) (3) (4) 

Land 1) Anteil d.gew.Exp.2) 2ew•Ex l2. Ant.d.gew.lmp. Ant.d.!fP.v.Kap- Ant.d.lmp.v.Kap.-
a.d.Gesamtexp. gew.lmp. a.d.Gesamtimp. gütern a.d.gew.I. gütern a.d.Ges.lmp. 

(v.H.) (v.H.) (v. H.) (v. H.) 

Argentinien 13,73 0,18 73,35 40,51 30,52 

Zypern 9,98 0,06 71,55 36,38 26,04 

Singapur 23,57 0,35 50,24 34,71 17,44 

Hong Kong 92,52 1 ,21 67,66 22,20 15,02 

Mexico 29,86 0,24 84,68 60,78 51,47 

Chile. 80,34 1,36 69,43 58,91 40,90 

Panama 2,46 0,012 67,6 31,9 21,57 

Libanon 60,49 0,31 62,01 33,43 20,73 
Costa Rica 18,05 0,16 83,9 33,06 27,73 

Zambia 98,88 3,18 75,05 52,58 39,45 

Brasilien 9,80 0,14 69,73 49,09 34,23 



. Fortsetzung Übersicht 18: 

Colwnbien 10,44 0,10 84,24 57,0 48,02 
Ivory Coast 5,84 0,10 78,19 43,03 33,64 
Malaysia Sabah 6,9 1,37 63,17 54,51 34,43 

• Sarawak 4,84 0,13 29,40 38,77 11,4 
• West 30,74 0,79 56,48 40,68 22,94 

China (Taiwan) 69,94 0,92 65,44 55,16 36,1 
Marocco 10,44 0,13 65,86 46,55 30,66 
Tunesien 21,37 0,21 61,33 41,61 25,52 
Volksrep.Kongo 30,69 0,21 78,7P 47,93 37,73 
Phillipinen 7,87 0,081 71,87 54,22 38,96 
Syrien 10,0 0,082 67,78 35,73 24,22 
Sudan 0,091 0,0011 73,73 33,42 24,64 
Kamerun 18,4 0,25 80,17 39,51 31,68 
Indonesien 21,58 0,27 78,17 36,46 29,07 
Kenia 11,78 0,081 78,11 44,54 34,79 
Pakistan 56,07 0,46 81,15 51,67 41,93 
Chad 0,82 0,0098 56,17 38,33 21,53 
Indien 55,28 0,93 53,03 47,23 25,05 
Afghanistan 8,92 0,139 41,88 19,08 7,99 
Nigeria 5,45 0,092 76,01 38,74 29,44 
Tanzan1a 13,77 0,20 78,95 41,50 32,77 
Äthloplen 0,0061 0,0058 79,05 43,48 34,37 

1) Die Rangfolge der LHnder entspricht der Rangfolge der Pro-Kopf-Einkommen 
2) "Gewerbliche GUter": Klassen 5 - 8 

'" 3) "KapitalgUter": Klasse 7 Co) 



Einkommen und Halb- und Fertigwarenanteil an den Exporten der Entwicklungslönder besteht. 

Zur Uberprufung dieser These haben wir die Zeitreihenbetrachtung durch einen Querschnittsver
gleich ergönzt, in dem die Pro-Kopf-Einkommen von 33 Entwicklungslöndem (ohne Erdöllönder) 
dem Anteil der Halb- und Fertigwarenexporte an den Gesamtexporten gegenUbergestellt wurden 
(Ubersicht 18, Spolte (1». Es ergibt sich ein (Spearmanscher) Rangkorrelationskoeffizient von 
r = 0,2611. Aus diesem niedrigen Wert kann nun aber nicht geschlossen werden, die Querschnitts
untersuchung widerspreche der Hypothese, Pro-Kopf-Einkommen und Halb- und Fertigwarenanteil 
an den Entwicklungslönderexporten seien ursächlich miteinander verbunden. Es ist vielmehr anzu
nehmen, daß der Einfluß des Pro-Kopf-Einkommens von den Wirkungen anderer Einflußgrößen Uber
lagert wird 1). Zu denken ist hier etwa an die ländelWeise unterschiedliche VerfUgbarkeit und 
Exportföhigkeit von Rohstoffen sowie an den auch von der absoluten Löndergröße abhöngigen In
dustrialisierungsgrad. Dies wird besonders an den Beispielen Pakistan und Indien deutlich. Beide 
Länder weisen außerordentlich hohe Halb- und Fertigwarenanteile am Export auf, obwohl sie in 
der Rangfolge der Pro-Kopf-Einkommen sehr ungUnstig liegen. Nun spielen steigende Rohstoff
exporte ja sicher auch in Zeitreihenbetrachtungen eine Rolle 2); aber offensichtlich waren die 
Verönderungen im Zeitablauf nicht stark genug, um eine positive Entwicklung des Halb- und 
Fertigwarenanteils zu verhindern. 

(9) Neben den Exportanteilen sind ähnlich wie bei HIRSCH Export-Import-Relationen fUr Halb
und Fertigfabrikate berechnet worden. (Ubersicht 18, Spolte (2». Anders als HIRSCH haben wir 
jedoch nicht die Gruppe der Halb- und Fertigwaren, sondern die Großregionen "Entwicklungs
länder" disaggregiert • Auch aus dieser Querschnittsbetrachtung ergibt sich - aus den oben ge
nannten GrUnden - kein enger Zusammenhang zwischen Pro-Kopf-Einkommen und Export-Import
Relation (Koeffizient: r = 0,2683). In dem Zeitabschnitt 1955 - 1969 ist dieser Quotient hingegen 
von 0,22 auf 0,33 gestiegen (zu berechnen aus den Tabellen 3 und 10). 

(10) Zuletzt sei noch auf die Veränderung der Importstruktur eingegangen. Uns interessieren hier 
nicht so sehr die Anteile der Halb- und Fertigwarenimporte an den Gesamtimporten als vielmehr 
die Verönderungen innerhalb dieser GUtergruppen. Es zeigt sich, daß der Anteil der KapitalgUter
importe an Importen von Halb- und Fertigwarenimporten tendenziell steigt ["8, S. 251 f J. 
HESSE beg rUndet diese Entwicklung mit der zunehmenden Importsubstitution bei solchen Produkten, 
die im Zuge des Wachstumsprozes!!es der Entwicklungsländer dort in immer größeren Mengen nach
gefragt und schließlich u.U. auch kostengUnstig produziert werden können. (Das ist bei Kapital
gUtem, wenn Uberhaupt, erst sehr speit der Fall) ["8, S. 241 V. Eine auf die Industrialisierung 
gerichtete Wirtschaftspolitik unterstutzt in der Regel diesen Prozeß durch außenwirtschaftspoliti
sche Maßnahmen, weil durch Importsubstitution Devisen fUr benötigte KapitalgUter freigesetzt 
werden können. 

Die Querschnittsbetrachtung (Ubersicht 18, Spolten (3) und (4» lößt einen Zusammenhang zwi
schen Pro-Kopf-Einkommen und KapitalgUteranteil an den Halb- und Fertigwarenimporten (oder 
an den Gesamtimporten) nicht hervortreten: Die Korrelationskoeffizienten betragen r = 0,016 
(Spalte (4» bzw. r = 0,072 (Spalte (3». Das ist angesichts der unterschiedlichen Nachfragestruk
turen - auch bei gleichen Pro-Kopf-Einkommen - und divergierenden politischen Maßnahmen im 
Bereich der Importsubstitution nicht velWunderlich. 

3.2 Erklärungshypothesen zu lönderbezogenen totalen und portiellen Welthandelsanteilen 

(1) Wir hatten oben die totalen lönderbezogenen Welthandelsanteile als Summe partieller Anteils
werte dargestellt. Daraus geht hervor, daß bei ausgeglichener Bilanz des Handels zwischen In-

1) Hier sind störker differenzierende Analysen notwendig. 
2) Was ja besonders von den Erdölländern demonstriert wird. 
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dustrie- und Entwicklungsllindern die Welthandelsanteile beider Regionen gleich groß wliren 
(= 0,5), wenn die Großregionen als Lönder aufgefaßt wUrden 1}. Andernfalls löuft der Vergleich 
totaler lönderbezogener Welthandelsanteile (18,21 % zu 70, ~ % : Differenz 52,66 %) auf eine 
Gegenuberstellung der intraregionalen Handelsvolumen hinaus (2,76 % zu 54,26 % : Differenz 
50,50 %). 

(2) Da das Volumen des grenzUberschreitenden Warenverkehrs innerhalb einer Großregion entschei
dend von den politischen Löndergrenzen mitbestimmt wird, sind derartige Vergleiche zeitpunktbe
zogener Größen wenig sinnvoll. Wir wollen uns daher auf die Betrachtung von Verönderungen be
schrönken und unterstellen, daß der Einfluß von Gebietsverönderungen vernachlössigbar klein war. 

Soll ledigl ich eine BegrUndung dafUr angegeben werden, warum der totale Welthandelsanteil der 
Enlwicklungslönder gesunken ist, so genUgt ein Vergleich des Wachstums intraregionaler Handeis
ströme 2}. Will man dagegen auch das Ausmaß dieses Unterschieds erklören, dann muß der Handel 
zwischen Industrie- und Entwicklungsllindern in die Betrachtung einbezogen werden. Wir kommen 
damit auf die Frage (2}(b) von Seite zurück. 

(3) Den statistischen Angaben ist zu entnehmen, daß die portiellen Welthandelsanteile der Entwick
lungsllinder gesunken sind (1955 - 1969), weil das Wachstum der fUr sie relevanten Handelsstrtsme 
relativ schwach war. Zur Erklörung könnte man dem llinderbezogenen Ansatz weiter folgen und 
fragen, wohin die Entwicklungsllinder vornehmlich exportierten und dann untersuchen, wie sich 
die Gesamtnachfrage, die Importquote ~nd der Anteil der Entwicklungsllinder am Import dieser 
Hauptbestimmungsgebiete verlindert hat. HESSES ["8, S. 39 - 40J Vorgehensweise ist in unserer 
Sache als produktbezogen zu interpretieren. Man fragt zunlichst, welche Produkte die Entwicklungs
Ilinder in erster Linie exportierten, um dann zu erklliren, wie sich die Gesamtnachfrage, der "Im
portgehalt" und die "Konkurrenzkoeffizienten" (Marktanteile i.u.S.) der Entwicklungsllinder fUr 
dieses Gut entwickelt haben. 

(4) In einem lönder- und produktbezogenen Ansatz ist zu untersuchen 
- wie sich die Nachfrage der Industrie- bzw. Entwicklungsllinder nach GUtem der Entwicklungs-

Ilinder verlindert hat 
bzw. wie stark die Nachfrage der Industrie- bzw. Entwicklungsllinder nach GUtem der Industrie
llinder gestiegen ist. Diese Vorgehensweise hat den Vorteil, daß man sich schnell einen graben 
Oberbl i ck verschaffen kann. 

In Obersicht 19 sind die prozentualen Verlinderungen der nach Rohstoffen und Halb- und Fertig
waren aufgeteilten Handelsströme angegeben. Hiernach haben sich die totalen Welthandelsanteile 
der Industrie- und Entwicklungsllinder hau ptslich I ich deswegen noch weiter voneinander entfernt, 
weil 
- sich der intraregionale Handel der Industrielönder mit Halb- und Fertigwaren außerordentlich 

stark erhöht hat (um 368 %), 
- sich der fUr die Entwicklungsllinder wichtigste Handelsstrom, die Rohstoffexporte in die 

Industriellinder, nur relativ schwach ausweitete (um 35 %) 
- und schließlich innerhalb der Entwicklungsllinder kein dem intraregionalen Handel der Industrie-

llinder vergleichbarer GUteraustausch stattfand. 

Der intensive intraregionale Handel der Industriellinder mit Halb- und Fertigfabrikaten Ilißt sich 
insbesondere mit dem LlNDER-Modell erklören, wenn man die Hypothese homogener Mlirkte auf
gibt und die sachlichen Pröferenzen der Nachfrager sowie die damit einhergehende Produktdiffe-

1) Bei Vernachllissigung der "Sozial istischen Länder". 
2} Genauer: Ein Vergleich der mit den Handelsanteilen gewichteten Wachstumsraten. 
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()! Übersicht 19: Wachstum lönder- und produktbezogener Handelsstrijme 

Ursprung 

Ind.- L. 

Entw.-L. 

Best.
Land 

Industrieländer 

1955 

16 810 1.) 

23 390 1.) 

15 050 

2014 

1969 

36 280 
(115 1)2.) 

109 310 
(368 I) 

27 980 

(85 I) 

8 380 

(316 .) 

Entwicklungsländer 

1955 

3 121 

12 430 

47 32 

977 

1.) Die erste Zahl gibt den Wert des Handels (in Mill ,) mit Rohstoffen, die zweite Zahl den Wert des Handels 
mit Halb- und Fertigwaren an. 

2.) Prozentzahlen in Klammem: Zuwachs im Zeitabschnitt 1955 - 1969. 

1969 

6 119 
(55 I) 

.30 200 
(143 I) 

7 240 

(53 I) 

2 965 

(203 I) 



renzierung durch die Anbieter berücksichtigt 1) ~(8, S. 223 fij. Gerade hierauf hat LlNDER 
ja auch hingewiesen ["20, S. 103J. Der Handel zwischen einzelnen Industrielöndern einer be
stimmten Region wird dem Binnenhandel immer öhnl icher und "die adöquate Beschreibung dieses 
Sachverhalts ist •••• weniger jene der Arbeitsteilung als der Wachstums- und Expansionskonkurrenz" 
["18, S. 172J. 
Auf diesem Hintergrund ist auch der geringe intraregionale Handel zwischen den Entwicklungslön
dem zu sehen. Das Ausmaß der Produktdifferenzierung ist sicherlich positiv mit dem Pro-Kopf
Einkommen korreliert und somit sind dem gegenseitigen Austausch öhnlicher Produkte zwischen 
Entwicklungslöndem von hier aus Grenzen gesetzt. Zudem muß beachtet werden, daß sich der 
intraregionale Handel der Industrielönder in steigendem Maße auch auf Vorprodukte erstreckt, 
weil die übemationale Integration von Wirtschaftsröumen fortschreitet und die gegenseitige Ab
höngigkeit der Unternehmungen nicht mehr nur für nationale Volkswirtschaften gilt. In den Ent
wicklungslöndem ist ein hoher Verflechtungsgrad der Regionen höufig noch nicht einmal auf na
tionaler Ebene vorhanden. 

Das Problem eines nur langsam wachsenden Rohstoffexports der Entwicklungslönder wird in der li
teratur eingehend behandelt. Wir wollen uns daher auf die Aufzöhlung einiger Standardargumente 
beschrönken: "Substitution natürlicher Rohstoffe durch synthetische Materialien" ["14, S. 139 G 
geringe Einkommenselastizitöten, bessere Ausnutzung der Rohstoffe und damit eine Senkung des 
Rohstoffverbrauchs pro Produkteinheit sowie restriktive Maßnahmen der Industrielönder verschie
denster Art einschi ießI ich der Binnenmarktregul ierungen. 

1) Zu empirischen Untersuchungen siehe besonders /"'-9, 1~. 
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Kennziffern zur Außenhandelsstruktur 

1. Welthandelsanteile (bzw. Regionenhandelsanteile) 
1.1 Totale Welt- (Regionen-) handelsanteile 
1.1.1 Lönderbezogen 

n m 
~ ~ xl k 
k I, 

n m m 
~ ~ ~ xl k 
k I, 

1 • 1 .2 Produktbezogen 

xl k 
I, 

xl k 
I, 

Anteil des Landes i oder der Region i am Welt
export (am Export einer Großregion) • 

Anteil des Produkts k am Wel texport 
(am Export einer Großregion) • 

1.2 Partielle Welt- (Regionen-) handelsanteile 
1.2.1 Lönderbezogen 

xl k 
I, 

~ ~ ~ xl k 
k I, 

1.2.2 Produktbezogen 

~ xl k 
I, 

~ ~ ~ xl k 
k I, 

2. Marktanteile 

~. xl k 
I, 

~ ~ xl k 
I, 
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Anteil des Exports von Land i oder Region i in 
Land i oder Region i am Weltexport 
(am Export einer Großregion) • 

Anteil des Exports von Land i oder Region i bez. 
des Gutes k am Wel texpart 
(am Expart einer Großregion) • 

Anteil des Exports von Land i oder Region i bez. 
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Einleitung 

GANS liefert mit seinem Beitrag (8) umfangreiche Diskussionsgrundlagen zur Analyse der Außen
handelsstruktur der Entwicklungsll:lnder 1). Der erste Teil seines Beitrages liefert in komplizier
ter Form eine systematisch statistische Gesamtschau. Die zum Teil nicht ganz einfach zu lesen
den Tabellen und Kommentare geben einen Einblick in die Entwicklung der hochaggregierten 
Welthandelsströme, zeigen strukturelle Situationen und Verl:lnderungen bei den Exporten und Im
porten der Entwicklungsll:lnder auf und liefern Zahlen zu wichtigen Einzelproblemen. Der zweite 
Teil des Beitrages von GANS bemUht sich, aus der Theorie diejenigen Elemente herauszufiltern, 
die fUr die Erklärung des Außenhandels der Entwicklungsländer bedeutsam sind. Auch hierbei 
bevorzugt GANS die komprimierte Form. Von den bekannten Ansl:ltzen ausgehend gelangt er 
mit Hilfe zahlreicher ModellUberlegungen - genauer gesagt handelt es sich um Modellskizzen -
zu einer Synthese, die nach seiner Ansicht die geeigneten Grundpfeiler fUr die Diagnose liefert. 
Im letzten Teil seiner Arbeit präsentiert GANS einige empirische Tests. 

Das hier vorgelegte Korreferat zur Arbeit von GANS ist zum Teil zusammenfassender, zum Teil 
kritischer und zum Teil ergl:lnzender Natur. Es werden zahlreiche Punkte in Kurzfassung behan
delt. Insofern ist auch das Korreferat in erster Linie als Diskussionsgrundlage anzusehen. Die 
Punkte 2 bis 12 stellen das Gegenstuck zum statistischen Teil von GANS dar. Die Punkte 13 
bis 18 setzen sich kritisch und ergänzend mit den mode 11 theoreti sehen AusfUhrungen von GANS 
auseinander. Die Punkte 19 bis 24 behandeln Einflusse und Einflußmi:lglichkeiten der staatlichen 
Wirtschaftspol itik auf den Außenhandel der Entwicklungsländer und die restl ichen Punkte be
schäftigen sich mit einem Ausblick auf die zukunftige Entwicklung. 

2 Überraschend starkes Wachstum des Entwicklungsll:lnderaußenhandels 

Übersicht 1 in der Arbeit von GANS sollte m.E. alle diejenigen, die an die Vorteile einer ver
mehrten internationalen Arbeitsteilung glauben, in eine optimistische Stimmung versetzen. Von 
1955 bis 1968 hat sich das Welthandelsvolumen fast verdreifacht. Der Weitaußenhandel ist somit 
stl:lrker gewachsen als das Weltsozialprodukt. Allerdings gibt es bei der Expansion Unterschiede: 
Wl:lhrend das Außenhandelsvolumen der Industrieländer von 1955 bis 1969 um das Dreifache ge-

1) Dieses Korreferat bezieht sich auf die Fassung der Arbeit von GANS, die als Manuskript 
auf der Braunschweiger Tagung prl:lsentiert wurde. Das mUndliehe Referat von GANS ent
hielt bereits die Korrektur einiger Punkte, die im vorliegenden Korreferat kritisiert worden 
waren. 
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stiegen ist, hat das Wachstum des Außenhandelsvolumens der EntwicklungslClnder nur um etwa das 
Doppelte zugenommen. Diese Verdopplung hat - selbst wenn die Inflation in Rechnung gestellt 
wird - in den fUnfziger Jahren kaum jemand fUr möglich gehalten. 1) Insofern kann gesagt wer
den, daß die EntwicklungslClnder heute stClrker an der weltwirtschaftlichen Verflechtung beteiligt 
sind als dies allgemein erwartet wurde. 

3 Steigende AußenhandelsintensitClt bei steigende~..QP-f-Einkommen 

Tabelle I gibt die Export- und Importquoten wichtiger ltinder an. 2) Sie ist nach Industrie- und 
EntwicklungslClndern geordnet, und innerhalb dieser Gruppen wird die Rangfolge durch die Höhe 
der Exportquote bestimmt. Die Tabelle zeigt, daß die AußenhandelsintensitClt der meisten Entwick
lungslCInder geringer ist als die der IndustrielCinder und deutet darauf hin, daß unter sonst ver
gleichbaren Bedingungen die Außenhandelsintensittit umso größer ist, je höher das pro Kopf-Ein
kommen ist. 3) Demnach spricht vieles fUr die These, daß im Wachstumsprozess eine positive Kor
relation zwischen Außenhandelsintensittit und pro Kopf-Einkommen besteht. Diese These wird 
durch die Entwicklung nach dem Kriege gestUtzt: Da die Wachstumsraten des Sozialprodukts der 
EntwicklungslClnder und der IndustrielCinder ungefClhr gl eich groß gewesen sind und die Wachstums
raten des IndustrielCinderaußenhandels bedeutend höher lagen als die Wachstumsraten des Entwick
lungslClnderaußenhandels (30), ist die AußenhandelsintensitClt der IndustrielCinder schneller gestie
gen als die der Entwicklungsltlnder. Gleichzeitig ist aber auch das pro Kopf-Einkommen in den 
Industrieltlndern schneller gestiegen als in den Entwicklungsitindern. Die Ursachen fUr das gleich
gerichtete Wachstum von Außenhandel und pro Kopf-Einkommen sind bei der Arbeitsteilung zu 
suchen. Höheres pro Kopf-Einkommen setzt meistens versttlrkte Arbeitsteilung voraus und höhere 
intranationale Arbeitsteilung bringt unter marktwirtschaftlichen Bedingungen auch höhere inter
nationale Arbeitsteilung mit sich. Im Gegensatz zu den Industrieltlndern ist in den Entwicklungs
ICIndern der relative Anteil derjenigen Wirtschaftszweige, die eine intensive intranationale und 
internationale Arbeitsteilung aufweisen, gering. 

1) Es wurde noch 1960 mit Vorausschtltzungen gearbeitet, die den traditionellen Export der 
EntwicklungslClnder fUr das Jahr 1980 mit 35 Mrd. Dollar angaben und davon ausgingen, daß 
der benötigte Import der EntwicklungslClnder 1980 im Höchstfall 60 Mrd. Dollar betrüge. 
TatsCichlich haben bereits jetzt sowohl die Exporte als die Importe die 55 Mrd. Grenze über
schritten. Vgl. dazu (26, S. 3) und (20). 

2) Die Exportquote (die Importquote) eines landes ist definiert als Relation zwischen den Ex
porten und dem Sozialprodukt (den Importen und dem Sozialprodukt) dieses lahdes. Sie wird 
übl icherweise als Indikator für die AußenhandelsintensitClt verwandt. 

3) Ausnahmen von der Regel ergeben sich insbesondere aus der unterschied I ichen ltlndergfÖße, 
d .h. von zwei ltlndern mit Clhnl icher Entwicklungsstufe weist meistens das kleinere land 
eine höhere AußenhandelsintensitClt auf. Weitere Ausnahmen resultieren aus Besonderheiten 
bei der Ausstattung mit natUrl ichen Ressourcen (z. B. Erdölltlnder) und aus Unterschieden in 
den Wirtschaftssystemen (höhere Außenhandelsintensittit der marktwirtschaftl ich orientierten 
Ltlnder) • 
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Tabelle I: Ex- und Importquoten ausgewöhlter Industrie- und Entwic:klungslönder fUr 1964 

Nations Exportquote Importquote 

Belgium-Luxembourg 0,43 0,46 
Netherlands 0,42 0,51 
Denmark 0,30 0,37 
Ireland 0,29 0,46 
Norway 0,26 0,41 
New Zealand 0,25 0,22 
Switzerland 0,24 0,33 
Sweden 0,23 0,24 
Canada 0,23 0,21 
Austria 0,22 0,28 
Finland 0,22 0,25 
Germany, F.R. 0,20 0,18 
Portugal 0,18 0,28 
United Kingdom 0,16 0,21 
Italy 0,15 0,18 
France 0,13 0,15 
Japon 0,11 0,14 
United States 0,03 0,05 

lraq 0,58 0,28 
Venezuela 0,46 0,19 
Sudan 0,18 0,26 
Bolivia 0,18 0,20 
Ecuador 0,17 0,17 
Uruguay 0,16 0,18 
Ta iwan 0,16 0,16 
Guatemala 0,16 0,21 
Brazil 0,15 0,13 
Columbia 0,13 0,14 
Chile 0,13 0,13 
United Arab. Rep. 0,12 0,20 
Argentinia 0,09 0,07 
Mexic:o 0,06 0,08 
Spain 0,06 0,14 
Pakistan 0,05 0,12 
India 0,04 0,06 

Quelle: UN-Statistic:al Yearbook 1965 
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~ Die Exportwachstumsunterschiede sind exportstrukturbedingt 

Das im Vergleich zu den Industrielttndern langsamere Wachstum der Entwicklungslttnderexporte 
ist in erster Linie auf die unterschiedliche Zusammensetzung der Exportstrtlme zurUckzufuhren. 
Bei den einzelnen Warengruppen sind nttmlich die Zuwachsraten des Exports recht tthnlich. So 
konnten sowohl die Entwicklungslttnder als auch die Industrielttnder bei den Halb- und Fertig
waren (Position 5 - 8 CST) im Zeitraum 1955 - 1969 um den gleichen Prozentsatz, und zwar um 
ca. 285 %, steigern. Auch bei den Rohstoffen und den rohstoffnahen Waren (Position 0 - 4 CST) 
fallen im Zeitraum 1955 - 1969 die Zuwachsraten der Industrie- und Entwicklungslttnder nicht 
sehr weit auseinander (Zuwachs der Industrielttnder 110 %, Zuwachs der Entwicklungslttnder 
83 %). Die geringere Zuwachsrate der Gesamtexporte der Entwicklungslttnder hat also in erster 
Linie ihre Ursache darin, daß in den Volkswirtschaften der Entwicklungslttnder diejenigen Sek
toren, in denen die weltwirtschaftliehe Arbeitsteilung besonders rasch voranschreitet, relativ 
schwach vertreten sind. Hierbei muß, wie in anderen Bereichen der Entwicklungspolitik, sorg
faltig zwischen N iveau- und Wachstumsbetrachtung unterschieden werden. Das Ausgangsniveau 
der fUr die internationale Arbeitsteilung geeigneten Industrien war 1955 und ist auch jetzt noch 
sehr niedrig. Diese Feststellung fuhrt httufig zu pessimistischen Beurteilungen. FUr die Zukunft 
ebenso wichtig sind die Wachstumsraten. Diese sind - da sie kaum hinter denen der Industrielön
der zurUckbleiben - durchaus ermutigend. 

5 Zunehmende Differenzierung bei den Exportwachstumsraten 

GANS und andere (8, S. 3; 6, S. 27) weisen mit Recht darauf hin, daß trotz des Uberall bei 
den Entwicklungslöndern geltenden Grundmusters "hoher Exportanteil an Rohstoffen und rohstoff
nahen Produkten, niedriger Exportanteil an Halb- und Fertigwaren" die Unterschiede - sowohl 
was Teilbereiche als auch den Gesamtimport und -export angeht - von Land zu Land und auch 
von Großregion zu Großregion beachtlich sind. Viele Beobachtungen deuten darauf hin, daß sich 
die Unterschiede zugunsten der Lttnder vergrößern, bei denen der Exportanteil der Halb- und 
Fertigwaren bereits relativ groß ist. Wenn die Wachstumsraten der Halb- und Fertigwarenexporte 
grtSßer sind als die Wachstumsraten der Exporte von Rohstoffen und rohstoffnahen Produkten, folgt 
dies sogar zwangslttufig, denn in den Lttndern mit htSherem Halb- und Fertigwarenanteil drUcken 
die htSheren Wachstumsraten des Halb- und Fertigwarenexports die Wachstumsrate der Gesamt
exporte stttrker nach oben als in Löndern mit geringem Halb- und Fertigwarenanteil. 

6 Schwierigkeiten bei der Analyse der Importstrukturen 

Die Arbeit von GANS liefert Uber die Exportstruktur der Entwicklungslttnder wesentlich mehr In
formationen als Uber die Importstruktur. Sie folgt damit den in der Literatur Ublichen Gepflogen
heiten. Tatstlehlieh ist die Kenntnis der Importstruktur allein schon wegen der intensiv betriebe
nen Importsubstitutions-, Importkredit- und Importrestriktionspolitik genauso wichtig wie die 
Kenntnis der Exportstruktur. Es ist im Hinblick auf Wachstum, Wohlstand und Einkommensvertei
lung der Entwicklungslttnder ein großer Unterschied, ob die Devisen der Entwicklungslttnder in 
erster Linie zum Ankauf von lebensnotwendigen Konsumgutem und beschttftigungs- und breiten
einkommensinduzierenden KapitolgUtem verwendet werden oder zum Kauf von Luxus- und 
RUs~ungsgUtern. Um hier einen Einblick zu gewinnen, muß allerdings eine sehr weitgehende Auf
gliederung der Importe erfolgen (10). 

7 Handelsbilanzdefizite ftSrdern das Wachstum der Entwicklungslttnder 

Der! Importuberschuß der Entwicklungslttnder wird oft als Nachteil fUr die Entwicklungslönder 
ang~sehen. Diese Aussage ist in der Mehrzahl der Fttlle nicht haltbar. Eine possive Handelsbi-
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lanz bedeutet, daß die Entwicklungsländer mehr Güter importieren als exportieren. Bei einem 
Importüberschuß stehen in den Entwicklungsländern mehr Güter zur Investition und zum Konsum 
zur Verfügung als bei einer ausgeglichenen Handelsbilanz. So gesehen tragen Handelsbilanz
defizite der Entwicklungsländer dazu bei, Wachstum und Wohlstand der Entwicklungsländer zu 
fördern. Handelsbilanzdefizite der Entwicklungsländer sind letzten Endes nur möglich, weil d ie 
Industrieländer den Entwicklungsländern Kredite im weitesten Sinne des Wortes gewähren. Fort
laufende Handelsbilanzdefizite der Entwicklungsländer implizieren eine fortlaufe.nd zunehmende 
Kreditgewährung der Industrieländer an die Entwicklungsländer, es sei denn, die Industrieländer 
verzichten auf Rückzahlung und Verzinsung der Kredite oder nehmen nicht rückzahlbare Über
tragungen vor. 

8 Veränderung der Terms of Trade 

Eine Zerlegung der als Nominalwerte ausgewiesenen Exporte und Importe in Preis- und Mengen
komponenten ist aus verschiedenen Gründen zweckmäßig. Einmal wird sie um so dringender, je 
stärker Inflation und Wechselkursänderungen in den Vordergrund treten. Zum anderen führt e in 
auf nominale Größen beschränkter Vergleich der Importe und Exporte des Jahres 1969 mit dem 
Jahr 1955 zu einem für die Entwicklungsländer übertrieben pessimistischen Bild. Die Terms of 
Trade der Entwicklungsländer sind näml ich von 1954 bis 1962 um insgesamt 15 % gefallen, dann 
bis 1971 kaum merkl ich gestiegen und ab 1971 rasch in die Höhe gegangen (30). Dem von GANS 
durchgeführten Vergleich von 1955 mit 1969 liegt also ein Trend der Terms of Trade zugrunde, 
wie er sich keineswegs fortsetzen wird. Hätte GANS beispielsweise für seinen Vergleich die 
Jahre 1960 und 1971 herangezogen, so hätte er bedeutend höhere Exportzuwächse diagnostiziert . 
Die Umkehr der Terms of Trade-Entwicklung Mitte der 60er Jahre ist in erster Linie auf die rela
tive Stabilisierung der Rohstoffpreise zurückzuführen, die in den letzten Jahren durch eine rasche 
Zunahme abgelöst worden ist. 

9 Der Nettozufluß von finanziellen Ressourcen in die Entwicklungsländer ist beachtlich 

Der Nettozufluß von finanziellen Ressourcen in die Entwicklungsländer hat sich im Zeitraum 
1961 bis 1971 verdoppelt. Er betrug 1961 ca. 8,8 Mrd. Dollar und im Jahre 1971 ca. 17,5 
Mrd. Dollar (30). Diese Zahlen erscheinen im Vergleich zum Außenhandelsvolumen der Entwick
lungsländer beachtlich, im Vergleich zum Sozialprodukt der Industrieländer dagegen gering. Es 
kommt also sehr auf die Betrachtungsweise an. Doch darf angenommen werden, daß der Nettozu
fluß von finanziellen Ressourcen nicht nur starke expansive Auswirkungen auf den Entwickl ungs
länderimport hat, sondern indirekt auch stimulierend auf die Entwicklungsländerexporte wirkt. 
Etwa 40 % des Nettozuflusses stammen aus privaten Quellen, der Rest besteht aus bilateralen 
und multilateralen Mitteln, also aus öffentlichen Krediten und nicht rückzahlbaren öffentlichen 
Finanztransfers. Diese Aufteilung ist in den letzten Jahren etwa konstant geblieben. 

10 Ohne Berücksichtigung der Handelshemmnisse ist eine Darste~des Entwicklungsländer

außenhandels inkomplett . 

GANS berücksichtigt weder in seinem statistischen noch in seinem theoretischen Teil die tarifä
ren und nichttarifären Handelshemmnisse. Daß die Handelshemmnisse einen beachtlichen Einfluß 
auf die Außenhandelsstruktur haben, ist unbestritten (17). Die Quantifizierung der Einflüsse be
reitet jedoch Schwierigkeiten (1; 9). Erstens verlangt bereits die Erfassung der einzelnen Han
deishemmnisse (Zollarten und -sätze, Kontingente, nichttarifäre Handelshemmnisse, Wechsel
kursverzerrungen und Devisenbewirtschaftung) eine sehr differenzierte Betrachtung. Zweitens 
müssen die effektiven Protektionsgrade errechnet werden, um Rückschi üsse auf die Wettbewerbs-
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verzerrungen ziehen zu können. Drittens kann man von der Analyse der Wettbewerbsverzerrungen 
durch Handelshemmnisse fUr Teilbereiche der Wirtschaft noch nicht zwingend auf die Auswirkungen 
auf das gesamte Außenhandelsvolumen schließen. Pauschale Aussagen fuhren gerade auf diesem 
Gebiet leicht zu falschen Bildern. Wir wollen deshalb an dieser Stelle auf eine ergänzende Dar
stellung verzichten und das Problem der Handelshemmnisse bei der später folgenden wirtschafts
politischen Analyse wieder aufgreifen. 

11 Die wirtschaftliche Entwicklung der Dritten Welt zwingt zu differenzierten Betrachtungen 

Die weltwirtschaftliche und weltpolitische Entwicklung in den letzten Jahren war stark differen
zierend. Wahrscheinlich setzt sich die Differenzierung fort. Es erscheint deshalb heute weniger 
sinnvoll als vor wenigen Jahren, die Welt in nur drei Blöcke, näml ich in den Block der westli
chen Industrieländer, den Block der sozialistischen Länder und den Block der Entwicklungsländer 
zu gliedern. Eine Gliederung in etwa 10 bis 12 Weltregionen könnte erheblich dazu beitragen, 
die sich fortlaufend verstärkenden Regional isierungstendenzen transparenter zu machen. Eine 
solche Untergliederung könnte etwa aus der Unterteilung Nordamerika, Westeuropa, Osteuropa 
einschließlich Sowjetunion, Rest der Industrienationen, Ölländer in Nordafrika und mittlerem 
Osten, Schwarzafrika, China, SUdostasien ohne China, Lateinamerika und dem Rest der Welt 
bestehen. GANS betont die Bedeutung von Welthandelsmatrizen. Dem ist zuzustimmen. Die 
Aufstellung einer Welthandelsmatrix fUr die genannten Regionen mit einer zusätzlichen Gliede
rung nach 10 Produktgruppen wäre eine gute Sache. Andererseits darf nicht Ubersehen werden, 
daß es Grenzen fUr komplette Matrixdarstellungen gibt. Zu viele Zeilen und Spalten fuhren 
zu UnUbersichtlichkeit und kollidieren mit dem Ziel der einfachen Definition und Darstellung. 
GANS demonstriert bei seinen statistischen Darstellungen, daß aus dem Gesamtkonzept der 
Matrixdarstellung systemgerecht hergeleitete Relationen und Begriffe fUr den schnellen Leser 
eher verwirrend als klärend sind, z. B. die Begriffe "länderbezogene totale" und "länderbezo
gene partielle Welthandelsanteile" (8, S. 2). Diese und andere Begriffe bereiten dem Leser auch 
dann noch Schwierigkeiten, wenn er den Ubrigens mit einigen Notationsfehlern behafteten mathe
matischen Anhang von GANS gelesen hat. Insbesondere die bei GANS zu findenden Übersichten 
sind eine anstrengende Lekture, selbst wenn man von einem Fehler in Übersicht 13 absieht. 

Die komplette Matrixdarstellung ist um so aussagekräftiger, je heterogener die GUter innerhalb 
der einzelnen Gruppen sind, je mehr Transportkosten eine Rolle spielen und je bedeutsamer 
special relations zwischen den einzelnen Ländern sind. Von einem gewissen Punkt der Disaggre
gation an muß allerdings zur Partialbetrachtung Ubergegangen werden. Bei der Partial analyse 
kann einmal produktweise und zum anderen länderweise vorgegangen werden. Produktweise 
vorzugehen ist am leichtesten mögl ich bei standardisierten GUtern, also insbesondere auf den 
Rohstoff- und rohstoffnahen Märkten. Hier sind auch partielle Welthandelsmodelle denkbar, wie 
beispielsweise auf dem Agrarsektor. Bei den Halb- und Fertigwaren ist ein Vorgehen von Produkt 
zu Produkt problematischer, insbesondere deshalb, weil die Produkte sich hier schwieriger derart 
in Klassen einteilen lassen, daß innerhalb der Klassen von GUterhomogenität gesprochen werden 
kann. Letzteres fUhrt zu mangelnder Vergleichbarkeit von Land zu Land und zusammen mit ande
ren Merkmalen des unvollkommenen Wettbewerbs zu einer beschränkten Anwendbarkeit der her
kömmlichen Gleichgewichtsmodelle. Die Analysen, die länderweise vorgehen, stellen in der 
Regel ein Land in den Mittelpunkt und ziehen die Ubrigen Länder nur insoweit in Betracht, wie 
diese zur Erklärung der interessierenden Außenhandelsstrukturen des ersten Landes erforderlich 
sind. Auf diese Weise können Unvollkommenheiten der Märkte, dynamische Anpassungsprozesse 
und institutionelle Besonderheiten auf dem Halb- und Fertigwarensektor besser erfaßt werden 
als bei einem an der herkömmlichen Gleichgewichtstheorie orientierten weltweiten Vorgehen. 
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12 Begrenzte Aussagekraft der reinen Außenhandelstheorie 

GANS bewegt sich bei der Formulierung seiner Erklärungshypothesen fast ausschließlich auf dem 
Boden der reinen Außenhandelstheorie. So bleiben die monetäre Außenhandelstheorie und insbe
sondere die am Keynesschen Gedankengut orientierten theoretischen Ansätze außer Betracht 
(13, 14, 24). Die reine Außenhandelstheorie ist als ein Teil der allgemeinen Gleichgewichts
theorie (5, 22) zu verstehen und - wenn man von jUngeren Ansätzen absieht - in erster Linie 
eine statische Betrachtung. Solche Modelle können streng genommen die Realität nicht genau 
erklären. Sie können dem empirisch arbeitenden Ökonomen nur helfen, geeignete Ausgangs
punkte fUr die Analyse der Realität zu finden, d.h. sie können helfen, die komplizierte Reali
tät zu systematisieren, Hypothesen zu formul ieren und gedankliche Inkonsistenzen zu vermeiden. 
Die theoretischen Modelle der reinen Außenhandelstheorie und die Realität liegen zu weit aus
einander, als daß es möglich ist, Schritt fUr Schritt eine unrealistische Prämisse nach der anderen 
derart exakt abzubauen, daß am Ende ein quantitatives realistisches Modell steht, aus dem sich 
zwingend ein realistisches Theorem ergibt. GANS hat diese Schwierigkeiten m.E. etwas unter
schätzt, denn er versucht, die einzelnen Modelle unter Beachtung ihrer Prämissen durch eine 
geschlossene Folge von Modellmodifikationen zu einer realistischen Synthese zu verarbeiten. 
Nach einer mUhsamen Modellodyssee stellt er jedoch richtig fest, daß die Modelle nur Grund
pfeiler zur Erklärung des Entwicklungsländeraußenhandels liefern. Wir wollen uns deshalb nach
folgend nur auf zwei Bereiche des theoretischen Teils der Arbeit von GANS beschränken, näm
lich auf die Ausgangsmodelle und auf die "Grundpfeiler", die GANS daraus zur Erklärung des 
Entwickl ungsländeraußenhandels ableitet. 

13 Die Basismodelle 

Die Ausgangsmodelle bei GANS lassen sich in drei Gruppen einteilen, die RICARDO-Modelle, 
die HECKSCHER-OHLlN-Modelie und die Product Cycle- und Effizienzmodelle. Die RICARDO
Modelle betrachten - in ihren einfachen Versionen auf dem Boden der Arbeitswertlehre stehend -
die internationale Wettbewerbsfähigkeit eines Gutes als Funktion der Ausstattung mit naturl ichen 
Ressourcen. Das berUhmte England-Portugal-Beispiel mit den GUtern Tuch und Wein macht dies 
ganz deutlich. Die HECKSCHER-OHLlN-Modelie erklären die Außenhandelsrichtung der GUter 
aus der relativen Knappheit der Faktoren Arbeit und Kapital. Das HECKSCHER-OHLI N-Theorem 
besagt, daß ein Land mit niedriger Kapitalintensität GUter exportiert, zu deren Herstellung viel 
Arbeit und wenig Kapital benötigt wird und GUter importiert, zu deren Herstellung wenig Arbeit 
und viel Kapital benötigt wird. Die Umkehrung fUr ein kapitalintensives Land gilt. Bei Gultig
keit des HECKSCHER-OHLlN-Theorems sind also in einer Volkswirtschaft, die im Vergleich zu 
anderen Volkswirtschaften wenig kapitalintensiv ist, die Exporte weniger kapitalintensiv als die 
Importe. Eine Erweiterung der einfachen HECKSCHER-OHLlN-Modelie fUhrt zu der sogenannten 
neo-factor proportions theory (8, S. 9), die wie auch andere Erweiterungen auf eine modifizierte 
Messung der Größen Arbeit und Kapital hinauslaufen 1). Die Gruppe der Product Cycle- und 
Effizienzmodelle ist die heterogenste. Sie liefert auch im Gegensatz zu der Gruppe der HECK
SCHER-OHLlN-Modelle und der RICARDO-Modelle keine strenge Theorie im Sinne der quanti
tativen Gleichgewichtsanalyse. Sie umfaßt das LlNDER-Modell, das HAITANI-Modell, die 
technological gap Modelle sowie Modelle, die den Außenhandel aus dem Phänomen der econo
mies of scale im weitesten Sinne des Wortes erklären. Im Gegensatz zu den RICARDO- und 
HECKSCHER-OHLlN-Modelien sind die Product Cycle- und Effizienzmodelle dynamische Modelle. 

1) So versucht man in jUngerer Zeit, das in den Arbeitnehmern investierte Bildungskapital dem 
Sachkapital zuzuschlagen und Uber diese Erweiterung des Kapitalbegriffs zu einer besseren 
Übereinstimmung der HECKSCHER-OHLlN-Theorie mit der Realitclt zu kommen (15, 19). 
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Ihre geistigen Väter gehen davon aus, daß die Standorte und Handelsströme nur als das Ergebnis 
einer dynamischen Entwicklung erklärt werden können und weniger mit Hilfe einer statischen 
Gleichgewichtsanalyse. Der Grundgedanke der Product Cycle- und Effizienzmodelle läßt sich 
ungefähr wie folgt skizzieren. Technischer Fortschritt ist heute zum großen Teil das Ergebnis 
von längerfristigen Forschungs- und Entwicklungsbemühungen und komplizierten Learning-by
doing-Prozessen innerhalb der Unternehmen und Volkswirtschaften. Der technische Fortschritt 
ist deshalb weitgehend unternehmens- und ortsbezogen, d.h. er läßt sich durch andere Unter
nehmen und andere Volkswirtschaften nur mit Zeitverzögerungen und nach Modifikationen 
übernehmen. Je größer die Zeitverzögerungen und je schwieriger die erforderlichen Modifika
tionen sind, desto länger dauert es, bis die Imitatoren den Wettbewerbsvorsprung aufholen, der 
dem Pionierunternehmer durch Erarbeitung des technischen Fortschritts erwachsen ist. SCHUM
PETER hat diesen Zusammenhang zwischen Pionierunternehmer und Imitatoren klar herausgestell t. 
Seine Gedanken werden von den Product Cycle- und Effizienztheoretikern auf die Verhältnisse 
zwischen den Volkswirtschaften übertragen, d.h. man geht vom "temporären fortschrittsbeding
ten Wettbewerbsvorsprung" eines Landes gegenüber anderen Ländern aus. Der Begriff "temporä
rer fortschrittsbedingter Wettbewerbsvorsprung" ist dabei relativ weit auszulegen. Er umfaßt 
nicht nur die besseren Herstellungstechniken im Einzelunternehmen (blue prints), sondern auch 
die im Zuge des Entwicklungsprozesses entstandene Erfahrung der Arbeitskräfte, die bessere 
Einordnung des Unternehmens in die vor- und nachgelagerten Bereiche, bessere Zusammenarbeit 
von Unternehmensgruppen usw. In der vereinfachten und formal isierten Sprache der Produktions
funktion besagt fortschrittsbedingter Wettbewerbsvorsprung des Landes I gegenüber dem Lande II 
beim Gut i, daß die mit f . (A, K) bezeichnete Produktionsfunktion des Landes I für das Gut i 
die mit fll' (A, K) bezeich1nete Produktionsfunktion des Landes 11 für das Gut i im relevanten 
Bereich I dominiert, d.h. daß f , (A, K) > fll'(A, K). A kennzeichnet die Menge der einge
setzten Arbeit und K die Menge dJs eingesetzteri Kapitals. Die Ungleichung besagt deshalb, 
daß bei gleichem Arbeits- und Kapitaleinsatz bei der Produktion des Gutes i in den Ländern I 
und 11 im Land I eine größere Produktmenge entsteht, weil die Produktion dort durch den fort
schrittsbedingten Vorsprung bedingt effizienter ist. Bei Gültigkeit von fl, (A, K) > fll , (A, K) 
ist die Produktion des Gutes i im Lande I1 stets teurer, wenn im Lande I I und 11 I die glei-
chen Faktorpreise vorliegen. Land II kann bei Gut i nur dann im Außenhandel wettbewerbsfähig 
sein, wenn seine Faktorentlohnung genügend geringer ist. Je größer f r (A, K)/fll' (A, K) ist, 
desto größer ist der Effizienzvorsprung des Landes I gegenüber dem Lan1d 11. Für I den Güter
austausch zwischen Land I und Land 11 kommt es allerdings nicht auf den absoluten, sondern auf 
den relativen Effizienzvorsprung an. Im Zwei-Länder-zwei-Güter-Fall exportiert das Land I im 
Fall fl1 (A, K)/fI2(A, K) > fll1 (A, K)/fIl2(A, K) das Gut 1 nach Land 11 und das Land 11 bezahl t 

durch Lieferung von Gut 2. Insofern hat das Effizienzmodell Ähnlichkeit mit den RICARDO
Modellen. Die relativen Produktivitätsunterschiede beeinflussen in beiden Fällen die Austausch
richtungen. Der Unterschied liegt bei den Ursachen der Produktivitätsunterschiede. Im RICARDO
Modell sind es die Unterschiede durch natür! iche Ressourcen, im Effizienzmodell sind es Ressour
cen, die weder natürliche Ressourcen sind noch bei der Messung der Aggregate Arbeit und Kapi
tal gebührend Berücksichtigung finden. 

14 Gefahr einer einseitJ..gen Betonun~er Product Cycle- und Effizienztheorien 

GANS mißt den Product Cycle- und Effizienztheorien bei der Erklärung des Entwicklungsländer
außenhandels die größte Bedeutung bei und sieht in den RICARDO-Modellen eine ergänzende 
Erklärung. Die HECKSCHER-OHLlN-Theorien haben nach seiner Ansicht kaum eine Erklärungs
funktion. Diese Position stUtzt die Auffassung derjenigen, die die Funktionsfähigkeit des Marktes 
beim Atlokationsprozeß in Frage stellen, Je mehr die HECKSCHER-OHLlN-Theorie verworfen 
wird, 
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- desto unwahrscheinlicher ist es, daß eine internationale Arbeitsteilung durch Verlagerung 
arbeitsintensiver Produktionen in die Entwicklungsliinder zur lösung der dortigen Beschiifti
gungs- und Einkommensprobleme beitriigt, 

- desto unwahrscheinlicher ist es, daß die Entwicklungsliinder langfristig aus dem Stadium des 
ausschließlichen Technologieimports herauskommen und auf beschiiftigungsintensiven Gebieten 
uber learning by Doing und systematische Forschung eigene Technologien produzieren und auf 
diese Weise auf einigen Gebieten den Wechsel vom imitierenden Produzenten zum Pionierpro
duzenten im Sinne SCHUMPETERs werden, 

- desto mehr Bedeutung haben Marktunvollkommenheiten, Machtstrukturen und desto weniger 
nUtzt die bUrgerliche Preistheorie bei der Ausbildung unserer Studenten. 

GANS ziihlt zahlreiche wirklichkeitsfremde Voraussetzungen auf, die bei der Ableitung des 
HECKSCHER-OHlI N-Theorems in der Modellanalyse gemacht werden, z. B. vollstiindige Kon
kurrenz, linear-homogene Produktionsfunktionen, gleiche Produktionsfunktionen fUr den gleichen 
Sektor in verschiedenen liindern, iihnliche Substitutionselastizitiiten zwischen Arbeit und Kapital 
von Branche zu Branche innerhalb eines landes. Es entsteht der Eindruck, als ob diese Voraus
setzungen notwendige Voraussetzungen sind. Tatsiichl ich handel t es sich nur um hinreichende 
Voraussetzungen, d.h. es lassen sich auch Modelle konstruieren, in denen einige dieser Voraus
setzungen nicht gelten und trotzdem das HECKSCHER-OHlIN-Theorem gilt (5, S. 23 ff). GANS 
Ubersieht diesen Zusammenhang in seinem Dreisektorenmodell, wenn er sagt, "der Vorteil des 
landes B besteht im Prinzip also unabhiingig von den Faktorintensitiiten dieser GUter" (8, S. 11). 
GANS meint damit anscheinend, daß bei Effizienzunterschieden zwischen den Produktionsfunk
tionen der verschiedenen liinder allein der relative Effizienzvorteil die Austauschrichtung be
stimmt, nicht aber die relative Seltenheit der Faktoren. Diese Position ist - wie sich zeigen 
liißt 1) - unhaltbar. Es haben vielmehr neben der Struktur der relativen Effizienzvorteile die Ge
stalt der Produktions- und Nutzenfunktionen - die ja die Faktorintensitiiten mitbestimmen - einen 
Einfluß auf die Austauschrichtung. Praktisch lassen sich beide Effekte gar nicht genau trennen. 
Es bleibt folgende Faustregel: Je größer der relative Effizienzunterschied ist und je kleiner die 
Faktorintensitiitsunterschiede sind, desto mehr spricht fUr einen Außenhandel, der der Theorie der 
relativen Effizienzunterschiede folgt. Sind dagegen die relativen Effizienzunterschiede klein uncl 
die Faktorintensitiitsunterschiede groß, so spricht mehr fUr die HECKSCHER-OHLI N-Theorie 2). 

1) Ausgangspunkt seien gleiche Produktionsfunktionen fUr das land I und das land 11, d.h. es gilt 

(1) fl1 (A, K)/f1l1 (A, K) = f I2(A, K)/fIl2 (A, K) = 1 

Wir nehmen an, daß das HECKSCHER-OHlIN-Theorem in der Ausgangssituation gilt und land 
11 relativ zum Kapital gesehen uber mehr Arbeitskriifte verfUgt und die Produktion des Gutes 1 
arbeitsintensiver ist als die Produktion des Gutes 2. Dann liefert das land 11 Mengen des Gu
tes 1 nach land I und erhiilt dafUr von land I Mengen des Gutes 2 als Bezahlung. Wir nehmen 
an, daß ein kriiftiger Warenaustausch stattfindet und bei den liindern erhebl iche Vorteile 
bringt. Dann ist es nicht einzusehen, daß ein beliebig kleiner Fortschritt, der dem land I 
gegenUber dem lande 11 beim Gut 1 einen relativen Effizienzvorteil verschafft, also zu 

(2) f I1 (A, K)/fI11 (A, K»fI2(A, K)/fIl2(A, K)= 1 

fUhrt, zu einer Umkehrung der Handel sströme fuhren soll. 

2) Diese Zusammenhiinge hatte GANS in seinem ursprUnglichen Manuskript lediglich in Fußnoten 
angedeutet. Im Vortrag dagegen waren sowohl die Kompensationsmöglichkeiten 

92 

der Effizienznachteile durch Faktorkostenvortei le wie auch die Bedeutung hoher lohnkosten
anteile fUr Entwicklungsliinder explizit angesprochen worden. 



15 Notwendigkeit einer produktbezogenen Betrachtung 

Ob die RICARDO-Modelle oder die HECKSCHER-OHLlN-Modelie oder die Product Cycle- und 
Effizienzmodelle den besseren Ausgangspunkt für die Erklärung des Außenhandels zweier Staaten 
sind, hängt letztlich von der Struktur dieser Staaten ab. Da die Strukturen der außenhandeltrei
benden Nationen sehr verschieden sind und außerdem der Handel nicht auf Zwei-Länderfälle be
grenzt ist, gerät man bei der Suche nach einer generellen Theorie leicht in die Sackgasse. Des
halb bevorzugen neuere Ansätze die produktbezogene oder besser gesagt produktgruppenbezogene 
Analyse (12, S. 1 f). So bürgert sich bei den Erklärungen von Außenhandelsströmen eine Eintei-
1ung in drei Gruppen ein, nämlich in die Gruppe der RICARDO-Güter, in die Gruppe der 
HECKSCHER-OHLlN-Güter und in die Gruppe der Product Cycle-Güter. RICARDO-Güter sind 
diejenigen Güter, die am ehesten in die RICARDO-Modelle, HECKSCHER-OHLlN-Güter dieje
nigen, die am ehesten in die HECKSCHER-OHLlN-Modelie und Product Cycle-Güter diejenigen, 
die am ehesten in die Product Cycle- und Effizienz-Modelle possen. Es ist sicherlich nicht ohne 
gewisse Willkür mögl ich, alle Außenhandelsgüter in eine der drei genannten Gütergruppen einzu
ordnen. Die dazu notwendige Ermittlung der Faktormengen Arbeit und Kapital ist teilweise nur 
mit Hilfe heroischer Annahmen mögl ich. Außerdem gibt es Abgrenzungsprobleme. Z. B. soll man 
neben dem Sachkapital in den Unternehmen auch das in die Arbeiterschaft investierte Ausbildungs
kapital berücksichtigen oder soll man auch öffentliche Güter in die Rechnung mit einbeziehen? 
Schwierigkeiten bereiten auch die forward- and backward-linkages. 

16 RICARDO-Güter 

AlsRICARDO-Güter werden Außenhandelsgüter bezeichnet, deren Austauschrichtung in starkem 
Maße von dem unterschiedl ichen Bestand der Länder an natürl ichen Ressourcen abhängt. Hierzu 
gehören mit Sicherheit viele Rohstoffe, insbesondere Bergbauprodukte, Erdöl, sowie zahlreiche 
landwirtschaftliche Produkte. Die Außenhandelsrichtung der RICARDO-Güter beruht auf einem 
natürlichen Wettbewerbsvorteil, den die Rohstoffländer allerdings in unterschiedlicher Weise 
nutzen können. Bisher herrschte vielfach eine fast ruinöse Konkurrenz unter den Rohstoffländern, 
d. h. der natürl iche Vorteil wurde nur ungenügend genutzt. 

Güter sind um so eher HECKSCHER-OHLlN-Güter, je leichter sich die Herstellungstechnik die
ser Güter von einem Land in das andere transferieren läßt und je stärker die Faktoren Arbeit und 
Kapital die ausschlaggebenden Faktoren sind. Ein leichter Transfer ist gegeben, wenn es z.B. 
einem Entwicklungsland ohne Schwierigkeiten möglich ist, die Fabrik eines Industrielandes in 
ihrem Lande nachzubauen und diese sofort oder nach kurzer Zeit mit der gleichen technischen 
Effizienz (den gleichen Produktivitäten) zu betreiben. Dies setzt voraus, daß das Entwicklungs
land über Faktoren gleicher Qual ität verfügt oder sich solche Faktoren kurzfristig beschaffen kann. 
Von Industriezweig zu Industriezweig ergeben sich erhebliche Unterschiede. So sind im Bereich 
der Textilindustrie, der Metallverarbeitung und der Elektroindustrie Technologietransfers leicht 
möglich. In diesen Bereichen sind ausgereifte Techniken vorhanden und werden überdurchschnitt
lich viele ungelernte und angelernte Arbeitskräfte beschäftigt; weiterhin ist die Vorlieferungs-
und Absatzstruktur durch tatsächliche oder potentielle Fernmärkte gekennzeichnet und die An
forderung an die Infrastruktur gering. Die Erfahrung zeigt, daß in diesen Bereichen das HECK
SCHER-OHLlN-Theorem gilt, d.h. es werden hier arbeitsintensive Prozesse in die Entwicklungs
länder verlagert und kapitalintensive in den Industrieländern ausgebaut. Häufig vollzieht sich 
diese Arbeitsteilung innerhalb eines Industriesektors, in dem einige Bereiche des Sektors in Ent
wicklungsländer ausgelagert werden. Die Halb- und Fertigwaren, mit denen die Entwicklungs
länder auf den Industrieländermärkten vordringen, lassen sich zum größten Teil den HECKSCHER-
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OHLlN-Gütern zuordnen. Bei den Importen der Entwicklungslönder ist die Situation schwieriger 
zu beurteilen. Zwar sind hier zahlreiche kapitalintensive Güter zu finden, doch haben die mei
sten Importgüter Eigenschaften, die eine Zuordnung zu den Product Cyde-Gütern sinnvoll er
scheinen lassen. 

18 Produc t C.lf! e-Güter 

RICARDO- und HECKSCHER-OHLlN-Guter würden vielleicht die Gesamtheit der Außenhandels
güter umfassen, wenn es keinen technischen Fortschritt göbe. Dann würde nach einiger Zeit der 
Effizienzvorsprung der fUhrenden Lönder durch Technologietransfer abgebaut sein. In einer Welt 
des technischen Fortschritts können jedoch viele Branchen der Industrielönder ihren Effizienzvor
sprung gegenüber den Entwicklungslöndern laufend durch Entwicklung neuer Produkte und Verfah
ren verteidigen, wenn diese Neuerungen fUr ihren Transfer in die Entwicklungslönder ebenfalls 
eine bestimmte Zeit brauchen. Guter, bei denen einige Länder gegenUber anderen Löndern be
deutende fortschrittsbedingte Wettbewerbsvorteile aufweisen, werden als Product Cycle-GUter 
bezeichnet. Zu den Product Cyde-Gutern auf der Exportseite der Industrielönder gehören in 
erster Linie Maschinen und kapitalintensive AusrUstungsgUter, aber auch arbeitsintensive Pro
dukte wie z.B. Produkte der Computerindustrie. Sie machen auf der Importseite der Entwicklungs
lönder einen erheblichen Anteil aus. Auf der Exportseite der Entwicklungslönder findet man kaum 
Product-Cyde-Guter. Im Zeitablauf werden viele Güter, die ursprUnglich Product Cycle-GUter 
waren, zu HECKSCHER-OHLlN-GUtern, nömlich dann, wenn die Technik ausgereift und infolge
dessen leichter transferierbar ist. Bei den konkurrierenden AgrargUtern erscheint es angesichts der 
Ausmaße des technischen Fortschritts und angesichts der großen Unterschiede, in den Produktions
funktionen in vielen Föllen sinnvoll zu sein, eine Einordnung in die Gruppe der Product Cycle
GUter vorzunehmen, obwohl die Agrarguter selbst z. T. keine wesentl ichen Qual itötsönderungen 
aufweisen. AgrargOter, bei denen mit Sicherheit gesagt werden kann, daß sich ihr Austausch 
zwischen Entwicklungsländern und Industrielöndern der HECKSCHER-OHLlN-Theorie entsprechend 
vollzieht, sind m. E. nicht sehr bedeutsam. Doch bedarf es genauerer Untersuchungen in dieser 
Richtung. 

Obwohl GANS den Faktorintensitäten als Bestimmungsgrund fUr die Außenhandelsrichtung relativ 
geringe Bedeutung beimißt, referiert er ausfuhrlich die Ergebnisse von HIRSCH (12), die den so
eben dargelegten Sachverhalt durch empirische Untersuchungen stUtzen. HIRSCH zeigt, daß sich 
bei den ausgereiften GUtem, also bei den Gutem, bei denen keine großen internationalen Unter
schiede in der Effizienz der Produktionsverfahren angenommen werden können, die Export-Import
relationen zwischen den Industrie- und Entwicklungslöndern von Gutergruppe zu Gutergruppe er
heblich unterscheiden, bei GUtern aus kapitalintensiver (arbeitsintensiver) Produktion ist die 
Export-Importrelation der Industrielönder gegenUber den Entwicklungslöndern hoch (niedrig). 
Dies zeigt, daß sich ein Teil des Warenaustausches dem HECKSCHER-OHLlN-Theorem entspre
chend vollzieht. 

20 Die Chance der Entwicklungslönder li~ bei den HECKSCHER-OHLlN-GUtern 

Nach Ansicht fast aller Experten mUssen die meisten Entwicklungsländer in Zukunft ihr jetzt 
noch weitgehend durch RICARDO-Guter gekennzeichnetes Exportsortiment durch zusötzl iche 
Halb- und Fertigwaren erweitern, wenn sie die Möglichkeiten der internationalen Arbeitsteilung 
voll for ihre Länder nutzen wollen. Da sie kaum ober Produktionen verfUgen, die gegenUber den 
Industrielöndern einen fortschrittsbedingten Wettbewerbsvorsprung aufweisen, liegt ihre Chance 
in erster Linie bei den GUtem, bei denen sie aufgrund der billigen Arbeitskräfte gegenUber den 
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Industrieländern wettbewerbsfähig sind. Mit anderen Worten, die mit der Exportexpansion ver
bundene Exportmodifikation kann nur in erster Linie mit HECKSCHER-OHLlN-Gütern, nicht 
aber mit Product Cycle-Gütern erfolgen. Ebenso muß auf der Impartseite die Importsubstitution 
vorwiegend durch HECKSCHER-OHLI N-Güter erfolgen. 

21 Vortei le der Importsubstitutionspol itik 

Die Entwicklungsländer müssen bei der Entwicklung ihres Außenhandels sowohl Exportexpansion 
als auch Importsubstitution betreiben. Ob dabei die Exportexpansion oder die Importsubstitution 
mehr gefördert werden soll, wird unterschiedlich beurteilt. In den fünfziger Jahren wurden von 
PREBISCH (23) und anderen die Vorteile der importsubstituierenden Industrialisierung in den Vor
dergrund gestellt. Die Entwicklungsländer sollen den einseitigen Austausch, Rohstoffe gegen kon
sumtive Fertigwaren, durch Veränderung der Importstruktur modifizieren, d.h. Fertigwaren, die 
im Entwicklungsland hergestellt werden können, sollen dort produziert werden und die dadurch 
ersparten Devisen für den Import hochwertiger, das Wachstum fördernder Güter verwendet wer
den (27). Der Vorteil dieser Strategien ist insbesondere in folgenden Punkten zu sehen: 

- Es werden inlandsorientierte Industrien aufgebaut, die speziell auf die Bedürfnisse der Bevöl
kerung zugeschnitten sind und diese deshalb besser versorgen können als Industrien in den In
dustrieländern • 

- Inlandsorientierte Industrien haben über ihre backward and forward I inkages oft positive ex
terne Effekte auf die Volkswirtschaft, während exportorientierte Industrien oft, wegen ihres 
Enklavencharakters, negative externe Effekte haben sollen. 

- Die Unsicherheit auf den internationalen Märkten und die übergroße Überlegenheit der 
etablierten Konkurrenz läßt den Entwicklungsländern nur geringe Chancen, erfolgreich außen
handelsorientierte Industrien aufzubauen. 

- Die politische Vergangenheit der Entwicklungsländer und das daraus verstärkt resultierende 
Streben nach Unabhängigkeit führt in vielen Ländern zu einer weitergehenden positiven Beur
teilung der Importsubstitution, d.h. zu einer Beurteilung, die sich nicht allein aus ökonomi
schen Überlegungen ableitet. 

Die Mittel der Importsubstitution sind neben Außenhandelsschutz (Zölle, Kontingente, Regulie
rung und Zweckbindung des kommerziellen und nichtkommerziellen Kapitalimports) struktur
und ablaufpolitische Maßnahmen der inneren Wirtschaftspolitik {Investitionslenkung, verbilligte 
Kredite, Aufbau geeigneter Infrastrukturen, Abnahmegarantien des Staates, usw.). Sie sind in 
den meisten Entwicklungsländern in kräftiger Dosierung zum Einsatz gekommen und haben zum 
Aufbau beachtl icher einheimischer Industrien geführt. Wahrscheini ich wäre ohne eine solche 
Politik der industrielle und halbindustrielle Sektor der Entwicklungsländer weit weniger schnell 
gewachsen. 

22 Grenzen der Importsubstitutionspol itik 

Nachteile der Importsubstitutionspolitik sind wenig bedeutsam, solange die Entwicklungsländer 
die Importsubstitution auf arbeitsintensive einfache Gebrauchsgüter beschränken, die auf dem 
Inlandsmarkt leicht abzusetzen sind. Sie gewinnen an Bedeutung, wenn die Importsubstitution 
auf Güter ausgedehnt wird, bei deren Produktion erstens in starkem· Maße hochwertige Kapital
güter und Arbeitsmengen benötigt werden, zweitens große Ausstoßmengen zur Nutzung der 
economies of scale erforderlich sind und drittens hohe Ansprüche an die vor- und nachgelagerten 
Bereiche gestellt werden müssen (Sicherung eines qualitativ und quantitativ ausreichenden Inputs, 
genügende Absatzmöglichkeiten usw.). Bei solchen Gütern haben die Entwicklungsländer zum 
wel;1igsten kurz- und mittelfristig zahlreiche Mißerfolge zu verzeichnen gehabt. Die Mißerfolge 
äußerten sich in mangel nder Qual ität der Produkte, Absatzschwierigkeiten, hohem Verbrauch' 
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an Kapital, geringem Beitrag zur Lösung des BeschCiftigungsproblems. Weiterhin trat oft die er
wartete Devisenersparnis nicht ein, weil die notwendigen Investitionen und die aus dem Ausland 
zu beziehenden laufenden Inputs genauso viel oder gar mehr Devisen verbrauchten als der direk
te Import des Fertiggutes verbraucht haben würde (7, S. 7). Von einem gewissen Punkt an geht 
die Importsubstitutionsstrategie fühlbar zu Lasten der Exportindustrie, weil die Mittel der Volks
wirtschaft in Sektoren konzentriert werden, die nur durch starken Außenhandelsschutz am Leben 
gehalten werden können und infolgedessen die Mittel für den Ausbau exportintensiver Branchen 
nicht vorhanden sind. 

23 Der Phase der vermehrten Importsubstitutionsanstrengung muß eine Phase der vermehrten 

Exportexeansionsanstrengung folgen 

Aus den vorangegangenen Punkten ergibt sich die Notwendigkeit für die Entwicklungsltinder, die 
Importsubstitutionspol itik kritisch zu dosieren und nach einer gewissen Anlaufphase der Export
expansionspol itik sttirkere Beachtung zu schenken (11). Diese Feststellung steht im Einklang mit 
der wirtschaftl ichen Entwicklung der kontinentalen europtiischen Industrieltinder im 19. Jahrhun
dert, in der sich sowohl Erziehungszölle (Importsubstitutionspolitik gegenüber England) als auch 
Freihandel sinnvoll ergCinzten. Der Einsatz der Exportexpansionspolitik bei Halb- und Fertigwaren 
muß sptitestens dann beginnen, wenn die Entwicklungsltinder bei der Produktion arbeitsintensiver 
Gebrauchsgüter so weit fortgeschritten sind, daß diese als HECKSCHER-OHLlN-Güter angespro
chen werden können. Es scheint, als ob viele Ltinder diesen Punkt erreicht haben, und in den 
ntichsten Jahren die Exportexpansion und -diversifikation größere Bedeutung haben wird als in 
den fünfziger und Anfang der sechziger Jahre (2). Die Bedeutung der Exportexpansion bei den 
Halb- und Fertigwaren ist zunCichst einmal lCinderspezifisch zu sehen (18). Kleine LCinder stoßen 
natürl ich bei der Importsubstitution eher auf Grenzen als die großen Ltinder. Deshalb kommt für 
die kleinen LCinder der Exportdiversifikation relativ größere Bedeutung zu. Sicherl ich liefern 
die Entwicklungen von Singapur und Hongkong keine voll übertragbaren Beispiele, wohl aber 
wertvolle Anregungen zur Entwicklung exportorientierter Wachstumsstrategien für kleine Ltinder. 
Rohstoffreiche Ltinder haben es aus verschiedenen Gründen einfacher. Erstens scheint der Roh
stoffboom anzuhalten und die Devisenkassen der Lieferanten zu füllen. Zweitens bietet die Roh
stoffbearbeitung und zum Teil die Rohstoffverarbeitung günstige Ansatzpunkte für eine export
expansive Industrie und drittens scheint sich die machtpol itische Position der Rohstoffitinder ge
genüber den anderen Ltindern laufend zu verbessern. Die ungünstigste Ausgangsposition haben 
kleine rohstoffarme Ltinder, die weder die Prtiferenzen bedeutsamer Handelsnationen genießen, 
noch sonst große Bedeutung in den allgemeinen politischen Auseinandersetzungen haben. 

24 Schwierigkeiten bei der Exportexpansion und E~rtdiversifikation 

Die Schwierigkeiten bei der Exportexpansion und -diversifikation beginnen bei der Auswahl der 
Exportrichtung. Neben dem Gesichtspunkt des komparativen Vorteils dia RlCARDO und 
HECKSCHER-OHLIN spielt der Einstieg in die internationalen Mtirkte die Hauptrolle. Die Un
vollkommenheit der internationalen Mtirkte, insbesondere die negativen Vorurteile bezüglich 
der Qualittit der Produkte aus Entwicklungsltindern und der Zuverltissigkeit der Lieferanten sind 
neben Abwehrmaßnahmen der etabl ierten Konkurrenz für die Exporteure aus den Entwicklungsltin
dern erhebliche Hemmnisse. Jedoch zeigt die Erfahrung, daß die Entwicklungsltinder bei einigen 
Produkten tiefe Einbrüche in die MCirkte der Industrieltinder erzielt haben und die Beurteilung von 
Halb- und Fertigwaren aus den Entwicklungsltindern langsam positiver wird (16). Auf jeden Fall 
ist es für die Entwicklungsltinder angesichts der aufgezeigten Schwierigkeiten zweckmCißig, eine 
massive temportire Exportförderung zu betreiben. Eine solche Exportförderung kann aus Steuerver
günstigungen, Ausfallbürgschaften, staatl ich betriebener Werbung usw. bestehen. Besondere Be-
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deutung kommt in diesem Zusammenhang den neuerdings oft verteufelten multinationalen Unter
nehmen zu. Die multinationalen Unternehmen können - eine richtige Politik der Entwicklungs
lönder vorausgesetzt - ein bedeutendes Mittel der Erreichung der gewUnschten Exportexpansion 
sein. Erinnert sei in diesem Zusammenhang nur an die Auslagerung zahlreicher arbeitsintensiver 
Produktionen innerhalb eines Unternehmens in die Entwicklungslönder. Naturlieh höngt das Aus
maß der Exportexpansion nicht nur von den Exportanstrengungen der Entwicklungslönder ab, son
dem auch vom Verhalten der Importeure. Oft wird Ubersehen, daß als Importeure nicht nur die 
Industrielönder, sondern auch andere Entwicklungslönder in Frage kommen. Gerade der Guter
austausch zwischen den Entwicklungslöndern ist sowohl was das Niveau als auch was die Wachs
tumsraten anbelangt unbefriedigend. Solange hier kein grundlegender Wandel eintritt, werden 
viele kleine Staaten - insbesondere die kleinen Staaten Schwarzafrikas - wenig Chancen haben, 
an dem allgemeinen Fortschritt der internationalen Arbeitsteilung in gebUhrendem Maße teilzu
nehmen. Versuche, die internationale Arbeitsteilung durch GrUndung von Freihandelszonen, 
Zollunionen und Wirtschaftsunionen zwischen diesen Gebieten zu forcieren, stecken noch in den 
Anföngen (21, S. 170). 

2L.Q$ Außenhandelspol itik der Industrielönder 

Die Außenhandelspolitik der Industrielönder gegenUber den Entwicklungslöndern enthölt zahl
reiche Elemente, die die Konservierung der alten Kolonialarbeitsteilung begUnstigen (26, S 12 
ffj 28). Die Entwic klungslönder haben ziemlich freien Zugang zu den Rohstoffmörkten der In
dustrielönder, soweit es sich um komplementöre Guter handelt. Dagegen gewöhren bzw. gewöhr
ten die Industrielönder ihren heimischen rohstoff- und arbeitsintensiven Industrien im allgemeinen 
einen uberdurchschnittlich hohen effektiven Schutz vor auslöndischer Konkurrenz. Hierdurch 
wurde bzw. wird den Entwicklungslöndern der erste Schritt in Richtung einer Exportdiversifikation 
ersi:hwert und infolgedessen bleiben viele Entwicklungslönder vorwiegend Rohstoff! ieferanten. 
Der effektive Schutz vor Auslandskonkurrenz in den genannten Bereichen umfaßt nicht nur Zölle 
und Kontingente, sondern auch zahlreiche selektiv eingefUhrte nichttariföre Handelshemmnisse 
(z.B. Vertröge zur freiwill igen Exportselbstbeschrönkung der Entwicklungslönde". Zu den ge
nannten Bereichen gehören einmal Branchen mit traditioneller Rohstoffabhöngigkeit, insbesondere 
Teile der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Holzbearbeitung, NE-Metall industrie und Leder
erzeugung. Zum anderen sind einige arbeitsintensive VerbrauchsgUterindustrien zu nennen, wie 
die Textil industrie, Bekleidungsindustrie, Lederverarbeitung, Musikinstrumente- und Spielwaren
industrie sowie die Schuhindustrie und die Elektroindustrie. Diese Bereiche, zu denen noch Teile 
der Landwirtschaft hinzuzuzöhlen sind, weisen unterdurchschnittliche Arbeitseinkommen auf und 
bringen - was Produktionsumstellung in Richtung profitabler Wachstumsbranchen angeht - erheb
liche Schwierigkeiten mit sich. Auf jeden Fall werden diese Industrien durch Einflußnahme auf 
die staatl iche Wirtschaftspolitik versuchen, eine protektionistische Außenhandelspolitik aufrecht 
zu erhalten. Da andererseits die Entwicklungslönder immer störker Zugang zu den Mörkten der 
Industrielönder fordern, ist mit verschörften Konfliktsituationen zu rechnen. Das Thema Exporte 
der Entwicklungslönder in die Industrielönder ist eines der wichtigsten Verhandlungspunkte der 
Welthandelskonferenzen (29, S. 52 ff). Die Entwicklungslönder haben durch Vereinbarungen 
Uber Pröferenzschemata fUr Exporte der Entwicklungslönder in die entwickelten Lönder und da-
rin enthaltenen gönzlichen oder teilweisen Zollbefreiungen von Fertig- und Halbfertigwaren 
betröchtliche Erfolge erzielt (21, S. 43). Allerdings sind die Pröferenzschemata wegen ihrer 
zahlreichen Ausnahmen und Sonderregelungen nur schwer in ihrer effektiven Auswirkung auf 
den Export der Entwicklungslönder zu beurteilen. Es ist wahrscheinlich, daß gerade die Ausnah
men und Sonderregelungen noch erheblichen effektiven Protektionsschutz mit sich bringen. 
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26 GUnstige Außenhandelsaspekte fUr die Entwicklungsll:lnder 

Insgesamt gesehen, zeigen die jUngsten Entwicklungen, daß der wirtschaftspolitische Spielraum 
oder besser gesagt, die wirtschaftspolitische Sensibilitl:lt zunimmt und den Entwicklungsll:lndern 
damit zunehmend eine aktive Rolle zufl:lllt. Erstens haben einige Entwicklungsll:lncler demonstriert, 
daß durch eine gezielte Exportexpansionspolitik bei den Fertig- und Halbfertigwaren sehr wohl 
Marktanteile in den Industriell:lndern zu erobem sind. Dieser Durchbruch wird, sowohl was andere 
Entwicklungsll:lnder als auch was weitere Produkte anbetrifft, stimulierend wirken. Zweitens hat 
der Rohstoffboom der letzten Zeit nicht nur die Terms of Trade zugunsten der Entwicklungsll:inder 
verbessert. Eine vielleicht noch wichtigere Folge des Rohstoffbooms ist die zunehmende Erkennt
nis, daß das Rohstoffdefizit der Industriell:lnder diese in eklatanter Weise von den Rohstoffll:lndern 
der Dritten Welt abhl:lngig macht. Beim Erdöl wird heute demonstriert, in welchem Umfang ein 
Ölkartell der wichtigsten Öllttnder die Ölpreise in die Höhe treiben kann und darUber hinaus die 
allgemeine Machtposition der Lieferlttnder verbessert. Das Ölkartell bietet den Produzenten an
derer Rohstoffe, insbesondere den Produzenten von NE-Metallen geradezu ein Lehrbeispiel, wie 
man durch koordinierte Angebcitsverknappung Preiserhöhungen und weitere Forderungen durch
setzen kann. Hierbei spielt allerdings der Entwicklungsstand der kartellierten lieferll:inder eine 
Rolle. Die Macht der lieferll:lnder wird nl:lmlich im allgemeinen umso größer sein, je mehr diese 
in der Lage sind, Rohstoffgewinnung, Bearbeitung, Lagerung und Transport in eigene Httnde zu 
Ubernehmen. Drittens haben sich die wirtschaftlichen Probleme der Industriell:lnder verschoben. 
Bis vor wenigen Jahren standen Vollbeschl:lftigung und Wirtschaftswachstum bei der Politik der 
Industrieltinder im Vordergrund. Jetzt ist die Inflation das Hauptproblem der Industrieltinder. 
Hieraus können positive Einflusse auf den Außenhandel mit den Entwicklungsll:lndern resultieren. 
Angst vor Arbeitslosigkeit begUnstigt die Einfuhrung von Importrestriktionen, schnelles Inflations
tempo dagegen zwingt zu einer kritischen lberprufung der preiserhöhenden Importrestriktionen. 
So gesehen, begunstigt die Inflation heute die liberalisierung der Importe in den Industriell:lndern 
und erleichtert damit den Entwicklungsltindern den Zutritt. Die Neuordnung des Weltwl:lhrungs
systems in Richtung flexiblerer Lösungen und die Ausweitung der Sonderziehungsrechte hat auf 
die Interessen der Entwicklungslttnder mehr RUcksicht zu nehmen als seinerzeit die Konferenz in 
Bretton Woods. Wahrscheinlich werden die Verhandlungen zu einer besseren Kreditversorgung 
der Entwicklungsll:lnder fUhren. 

27 Das Problem "arme Ll:lnder" bleibt bestehen 

Das relativ gUnstige Bild, das die vorstehenden AusfUhrungen von der zukUnftigen Außenhandels
situation der Entwicklungsll:lnder zeichnen, darf nicht mißverstanden werden. Es besagt nur, daß 
in Zukunft wichtige Entwicklungsll:lnder in wichtigen Teilbereichen gUnstigere Aussichten haben. 
Es besagt nicht, daß sich die Situation fUr alle Entwicklungsll:lnder in allen Bereichen verbessern 
wird (4). Es lassen sich leicht einige Entwicklungsltinder aufzeigen, die von der neueren Entwick
lung nur wenig oder gar nicht profitieren werden. Da die meisten dieser Lttnder zu den am wenig
sten entwickelten Ll:indem gehören, wird sich der Differenzierungsprozeß innerhalb der Dritten 
Welt fortsetzen. Inwieweit die geschilderten Tendenzen wirksam werden, hl:lngt in entscheiden
dem Maße von der Entwicklung der Nahrungsversorgung in den Entwicklungsll:lndern ab; ein ra
sches Wachstum der Nahrungsmittel produktion in den Entwicklungslttndern wird die skizzierte Um
strukturierung der Hanclelsströme der Entwicklungsll:lncler beschleunigen, Engpl:isse in der Nahrungs
mittelproduktion werden das gesamte Wachstum und damit auch die Ausdehnung der Exporte redu
zieren. Die Unsicherheit bei der Prognose der weltweiten Nahrungsmittelversorgung bedeutet in
sofern gleichzeitig Unsicherheit bei der Prognose der Export- und Importentwicklung bei den Ent
wicklungsitIndem • 
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Die besondere Schwierigkeit in der Behandlung dieses Themas besteht darin, daß Interessenkon
flikte zwischen zwei Teilbereichen der Wirtschaftspolitik zu untersuchen sind, die sowohl in 
ihrer Bedeutung als auch in ihrem Real isierungsgrad stark unterschiedl ich sind. Während die ge
meinsame Agrarpol itik eine der wesentlichen - wenn auch häufig kritisierten - Grundfesten der 
europäischen Integration bildet (KÖHLER, 15), kann man von einer Gemeinsamkeit in der Ent
wicklungspolitik noch keinesfalls sprechen (BILLERBECK, 3). Die privaten und öffentlichen Ent
wicklungshilfeleistungen aller EG-Staaten erreichten 1972 zwar mit 7,2 Mrd. % fast das Niveau 
der US-amerikanischen Hilfe (7,4 Mrd. %), doch eine gemeinsame Politik existiert allenfalls an
satzweise 
- in Form des Europäischen Entwicklungsfonds (RÜCKERT, 28), 
- in der Assoziierungs- und Präferenzpolitik gegenüber den ehemals französischen Kolonien 

und den Mittelmeerländern (FASBENDER, HASENPFLUG, JÄGELER, KEBSCHULL, 6) sowie 
in der generellen EG-Präferenzregelung. 

Sie erfaßt somit nur einen kleinen Ausschnitt der Technischen Hilfe, der Kapitalhilfe und der 
Handelsförderung. Weitergehende Vorschläge zur Gemeinsamkeit mußten bisher an der starren 
Ha~tung der französischen Regierung scheitern. Denn ihr Wunsch, Entwicklungspolitik auf die 
ass~ziierten Staaten zu beschränken, steht in teilweise krassem Widerspruch zu der bisher verfolg
ten Politik der übrigen EG-Staaten. 
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Trotz des EG-immanenten Zwangs zum gemeinschaftlichen Vorgehen zeichnet sich gerade auf 
diesem Gebiet noch kein gangbarer Kompromiß ab. Die Entwicklungspolitik innerhalb der Ge
meinschaft dürfte deshalb auch in den nächsten Jahren vorwiegend durch die Maßnahmen der 
einzelnen Mitgliedstaaten gekennzeichnet sein. 

Eine Analyse der Interessenkonflikte zwischen dieser Art der Entwicklungspolitik und der gemein
samen Agrarpolitik muß daher zunächst einmal versuchen, bei der Differenzierung der entwick
lungspolitischen Ziele in den einzelnen Mitgliedstaaten die gemeinsamen allgemein gültigen 
Grundl inien herauszuarbeiten, die für die EWG-Agrarpol itik von Bedeutung sein können, um sie 
dann den relevanten Zielen der Agrarpolitik gegenüberzustellen. 

2 Bereich möglicher Interessenkonflikte zwischen EntwicklunJlli?olitik und A.9IQffi.olitik 

2.1 Interessen der Entwicklungspol itik 

Als verbindliches Oberziel der Entwicklungspolitik aller Gemeinschaftsstaaten kann die Verbesse
rung der wirtschaftlichen und sozialen Situation in den Ländern der Dritten Welt angesehen wer
den. Dabei ist es nach den Erfahrungen der ersten Entwicklungsdekade unbestritten, daß sich die 
Verbesserung nicht in der Verwirklichung globaler Zuwachsraten des gesamten Sozialprodukts aus
drücken kann, sondern daß vor allem Maßnahmen zur Hebung des Lebensstandards - speziell der 
armen Bevölkerungsschichten - eingesetzt werden müssen. 

Diesem - somit leicht modifizierten - Wachstumsziel sind als wichtigste Ziele die Steigerung der 
Beschäftigung und die Verbesserung der Zahlungsbilanz bei möglichst stabilem Preisniveau zugeord
net. Angesichts der Unterbeschäftigung in den wichtigsten Entwicklungsländern kommt besonders 
dem Ziel der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze große Bedeutung zu. Nach vorliegenden 
- keineswegs unrealistischen - Schätzungen müßten bei etwa gleichbleibenden Bevölkerungszuwachs
raten allein bis zum Ende dieses Jahrzehnts ca. 200 bis 300 MiI!. neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden, wenn sich die bestehende Arbeitslosigkeit nicht weiter erhöhen soll (BAREND, 2, S. 11). 
Da innerhalb dieses Zeitraums nicht mit einem grundlegenden Wandel der Wirtschaftsstruktur zu 
rechnen ist, wird ein großer Teil dieser Arbeitsplätze in der Landwirtschaft - bzw. in unmittel-
bar mit ihr verbundenen Bereichen - zu schaffen sein. Denn der Agrarsektor bildet trotz aller In
dustrialisierungskonzepte noch wie vor die Bosisdes zukünftigen Wachstums (ROBINSON, 27; 
KEBSCHULL, 12, S. 31 ff). Das unterstreichen Berechnungen der FAO, nach denen zur Zeit die 
Hälfte bis vier Fünftel der Beschäftigten in Entwicklungsländern im Agrarbereich tätig sind (vgl. 
Tabelle 1). 

Tabelle 1: Landwirtschaftliche Beschäftigte in v.H. der Gesamtbeschäftigten in ausgewählten 
Regionen 

Lote i namerika 45 % 
Ferner Osten 65 % 
Naher Osten 70 % 
Afrika 77 % 
EWG 6 % 
USA 5,7 % 

Quelle: Production Yearbook 1970 der FAO, S. 24 

Die angestrebte Verbesserung der Zahlungsbilanz soll außer mit Maßnahmen zur Substitution von 
Importen im Regel fall über eine Erhöhung der Güterausfuhr erreicht werden (FELS, 7). Wegen des 
geringen Entwicklungsstandes der Entwicklungsländer beschränkt sich die Ausfuhr industrieller 
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Halb- und Fertigwaren jedoch noch immer auf eine kleine Gruppe relativ fortgeschrittener Län
der mit besonders günstigen Wachstumsbedingungen wie z.B. Hongkong, Taiwan, Singapur, 
Mexiko, Spanien, Israel, Brasilien und Süd-Korea. Das Pro-Kopf-Einkommen einiger dieser 
Länder bzw. ihrer fortgeschrittenen Regionen hat heute bereits ein Niveau erreicht, das es kaum 
noch gerechtfertigt erscheinen läßt, sie weiterhin als Entwicklungsländer zu bezeichnen. Für die 
überwiegende Zahl der Entwicklungsländer - speziell für die mit Sonderproblemen behafteten 
"least developed", "island" and "Iand-Iocked" countries - dürften sich größere zusätzliche Ex
portchancen innerhalb der nächsten Jahre, wenn überhaupt, bei landwirtschaftlichen Produkten 
bzw. auf der Basis der We i terverarbe itung landw irtschaftl icher Erzeugn isse ergeben (WI LHELMS, 
BOECK, 36). 

Eine erfolgreiche Politik der Entwicklungsländer zur Steigerung des Wachstums sowie zur Verbes
serung der Beschäftigungs- und Zahlungsbilanzsituation erfordert weit mehr Kapital als diese 
Staaten selbst bereitstellen können. Nicht zuletzt, um die Lücke zwischen notwendigen Investi
tionen und tatsächlicher Kapitalbildung im Lande schließen zu helfen, gewähren die Industrie
länder umfangreiche Kapitalhilfe und Technische Hilfe. In der Bundesrepublik liegt dabei der An
teil der Leistungen für die Verbesserung der Situation im landwirtschaftlichen Bereich mit einer 
Gesamthöhe von 572 Mi 11. DM be i 24 % (1972). 

Die Erfahrungen mit dieser Form der Hilfe zeigten jedoch, daß sie allein nicht ausreicht, um die 
Kapital lücke zu schließen. Aus diesem Grunde wird sowohl von Vertretern der Entwicklungslän
der als auch der Industrieltlnder seit langem das Konzept des "Aid-by-Trade" propagiert, nach 
dem die Staaten der Dritten Welt den größten Teil ihrer Mittel zur Finanzierung wachstumsnot
wendiger Importe durch Steigerung der eigenen Exporte beschaffen sollen (UNCTAD, 34; 
MICHALSKI, 22; KEBSCHULL, 12, S. 127 ff). 

Nelben Anstrengungen der Entwicklungsltlnder zur Erhöhung ihrer traditionellen Ausfuhren und 
zur Diversifizierung ihres Angebots in horizontaler, vertikaler und/oder punktuell-lateraler 
Form setzt dies handelspolitische Maßnahmen der Industriestaaten zur Erleichterung derartiger 
Einfuhren voraus, die eine Erhöhung der Exportpreise und -mengen, vor allem aber der Export
erlC:Sse bewirken. Die Handelshilfepolitik, deren grundstltzliche Notwendigkeit auch von den 
EG-Mitgliedstaaten auf keiner der bedeutenden Konferenzen im Rahmen der UN oder des GATT 
bestritten wird, bildet damit eines der Hauptelemente der Entwicklungspolitik. 

Als Fazit bleibt festzustellen, daß die agrarische Produktion und der Export landwi rtschaftl icher 
Produkte sowohl unter Wachstumsaspekten als auch unter Berücksichtigung der beschäftigungs-, 
zahlungsbilanz- und handelspolitischen Zielsetzungen der meisten Entwicklungsländer eine zen
trale Rolle in der wirtschaftlichen Entwicklung spielen. Die Entwicklungshilfekonzeptionen der 
einzelnen EG-Ltlnder versuchen diesem Tatbestand Rechnung zu tragen. Welcher Spielraum da
bei sowohl den Entwicklungsländern als auch der Entwicklungspolitik zur Verfügung steht, ist 
nicht zuletzt von der Agrarpolitik der Gemeinschaft abhängig. 

2.2 I nteressen der Agrarpol i tik 

Der entscheidende Interessenunterschied zwischen der Agrarpolitik und der kurz skizzierten Ent
wicklungspolitik dürfte darin bestehen, daß 

die Entwicklungspol itik schon wegen ihres Abstellens auf die Verbesserung des Lebensstandards 
der Bevölkerung in den Entwicklungsländern stark außenbezogen ist, wtlhrend 

- die Agrarpolitik vorwiegend den Eigeninteressen der Gemeinschaft Rechnung zu tragen sucht 
und damit zwangsläufig EG-binnenmarktsbezogen ist. 

Das zeigt sich deutlich in den Artikeln des EG-Vertrages, die die Zielsetzungen der Agrarpoli
tik präzisieren sollen. In erster Linie zu erwähnen ist hier neben dem grundsätzlichen Artikel 2, 
der allgemein eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, 
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eine bestöndige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung "sowie eine größere Stabilitöt" vorsieht, 
der Artikel 39. Er zielt ab auf: 
- eine Produktivitötssteigerung der Landwirtschaft durch Förderung des technischen Fortschritts, 

Rationalisierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der Produk
tionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskröfte; 
die Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft tätigen Personen; 
die Gewöhrleistung einer angemessenen Lebenshai tung; 
eine Stabil isierung der Mörkte; 
die Sicherstellung der Versorgung; 
und die Bel ieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen. 

Konflikte zwischen diesen Zielsetzungen wUrden bereits auftreten, wenn die Gemeinschaft völlig 
nach außen abgeschirmt wöre. Denn versucht man zum Beispiel vorwiegend Uber die Preispol itik 
eine ParitClt der landwirtschaftlichen Einkommen zu anderen Sektoren herzustellen und gleichzei
tig eine Stabilisierung der Mörkte - d.h. ein Gleichgewicht uber Angebot und Nachfrage - zu 
erreichen, so fuhrt das unter Einkommensaspekt angestrebte relativ hohe Preisniveau zwangslClufig 
zu Produktionssteigerungen und damit zu Überangeboten (PRlEBE, 25). Zur Beseitigung dieses im 
Preis hohen Überangebots gibt es folgende vier Möglichkeiten: 
- die Vernichtung des nicht absetzbaren Angebots als extremste - aber immerhin nicht unUbliche -

Lösung; 
- die Einlagerung und Reservebildung fUr Zeiten mit geringeren Ernten; 
- den subventionierten Export in nicht-Gemeinschaftsländer und/oder 
- die Vergabe als Nahrungsmittelhilfe an notleidende Entwicklungslönder. 

ZusCitzlich verschörft wird der innere Zielkonflikt dieser Agrarpolitik durch die denkbare Einfuhr 
agrarischer Produkte in die Gemeinschaft. Um ein dadurch entstehendes weiteres Überangebot 
und eine Verschörfung des Marktungleichgewichtes zu vermeiden, muß die EG zu Schutzmaßnah
men - wie Zöllen, zollClhnl ichen Abgaben, Kontingenten und Marktordnungen - greifen. 

3 Analyse des Interessenkonflikts 

Bei dieser Sachlage wirkt es nahezu als Binsenweisheit, wenn man feststellt, daß Interessenkon
fl ikte zwischen einer auf agrarische Entwicklung mit mögl ichst hohen Exporten ausgerichteten 
Entwicklungspolitik und der durch vorwiegend EG-interne, gruppenorientierte Zielvorstellungen 
geprClgten Agrarpolitik bestehen mUssen. Es bedarf nicht unbedingt der Forderung des Art. 110 
"zur harmonischen Entwicklung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung der Beschrönkun
gen im internationalen Handelsverkehr und zum Abbau der Handelsschranken beizutragen", um 
zu erkennen, daß die EG-Agrarpolitik mit den Interessen einer welthandelsfreundlichen Entwick
lungspolitik nur sehr schwer vereinbar ist. 

Dabei ergeben sich Probleme fUr die EntwicklungslClnder nicht nur daraus, daß sie bei der liefe
rung von GUtern in die Gemeinschaft gehindert werden, sondern vor allem aus der Tatsache, daß 
die EG-Staaten mit ihren subventionierten Exporten in dritte Lönder zusötzliche Devisenerlöse 
mögl icher Lieferanten aus Entwicklungslöndern und damit die Beschaffung des notwendigen Ent
wicklungskapitals verhindern (ZUREK, 39, S. 31 ff; KÖHLER, 15, S. V-26). Diese Erkenntnis 
durfte selbst von Vertretern einer protektionistisch ausgerichteten Landwirtschaftspolitik kaum 
noch bestritten werden, wenn sie sich einmal den Subventionsaufwand der öffentlichen Hand bei 
derartigen Ausfuhren vor Augen fUhren, der z. B. im Falle von Getreide, Milch und Zucker 
höher ist als die entsprechenden Einnahmen aus dem Export (ZUREK, 39, S. 31). 

Daß derartig extreme AuswUchse eines in sich nicht widerspruchsfreien - aber immer auf Erhaltung 
ausgerichteten - Systems im Interesse aller an wirtschaftl ichem Wachstum interessierten Lönder -
und das sind sowohl die Entwicklungslönder als auch die Industrieländer einschi ießI ich der 
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EG-Staaten - schnellstmögl ich beseitigt werden mUssen, soll te außer Frage stehen. 

Ungeklärt bleibt bei solchen globalen Überlegungen allerdings, inwieweit die Schutzpolitik der 
EG die Entwicklungsländer mit ihren besonderen Angebotsstrukturen tatsächl ich in der Ausfuhr 
behindert. Die Feststellung, daß fast die Hälfte der gesamten Exporterlöse aller Entwicklungslän
der aus dem Export agrarischer Produkte stammt, kann wegen der unterschiedlichen Behandlung 
verschiedener Produktgruppen nicht genUgen, um die Agrarpolitik aus entwicklungspolitischer 
Sicht generell zu verdammen. 

3.1 Durch Marktordnungen geregelte Einfuhren 

Daß sich die Hoffnungen der Entwicklungslönder auf ein starkes Wachstum der Agrarexporte in 
die EG bisher keinesfalls erfUlit haben, wird daraus deutlich, daß ihr Anteil an den entsprechen
den EG-Importen zwischen 1963 und 1970 von 36,6 % auf 29,2 % zuruckging. Da der Agrar
außenhandel der EG in diesem Zeitraum mit einer Gesamtzuwachsrate von nur 32,6 % gegenUber 
den Drittländern ohnehin eine weit geringere Dynamik zeigte als der Außenhandel mit Drittlän
dern insgesamt, der immerhin um 84,9 % stieg, muß diese Entwicklung Vertreter einer Export
strategie fUr die Staaten der Dritten Welt besonders herausfordern. 

Der schärfsten Kritik sind in diesem Zusammenhang die Marktordnungen der Gemeinschaft ausge
setzt, bei denen die landwirtschaftlichen Betriebe innerhalb der EG mit Mitteln, die eigentlich 
in das Gebiet der Zentralverwal tungswirtschaften gehören, vor jeder Konkurrenz rigoros abge
schirmt werden. Hier liegt die Zuwachsrate der Entwicklungsländerlieferungen (zwischen 1963 
und 1970) mit 11,7 % sogar noch unter dem ohnehin bescheidenen Anstieg der Gesamtagrarein
fuhren (von 32,6 %); der Anteil an den gesamten Gemeinschaftsimporten fiel damit von 31,3 % 
auf 19,9 % 1). 

Entgegen der vielfach geäußerten Ansicht von Interessenvertretern, handelt es sich bei den durch 
Ma1rktordnungen betroffenen GUtern nicht um Produkte, die in den Entwicklungsländern zumeist 
selbst Mangelware sind und bei denen schon deshalb kaum mit einer Beeinträchtigung der Aus
fuhrmClglichkeiten zu rechnen ist. Denn die betreffenden GUter, unter denen Rind-, Kalb- und 
Schweinefleisch, Reis, Getreide, Zucker, Wein, Tabak, Öle und Fette, Milch- und Milcher
zeugnisse die wichtigsten sind, hatten 1970 einen Anteil von rund einem Drittel an den Agrar
ausfuhren der Entwicklungsländer. Das waren immerhin 11,5 % der Gesamtausfuhren dieser Län
der. Besonders hart betroffen von den Marktordnungen sind lateinamerikanische Länder wie 
Uruguay, Argentinien und Paraguay, deren Exporterlöse zum Teil zu Uber 50 % aus GUtern die
ser Art stammen, sowie einige Mittelmeerländer. Von einer "quantite negligable" läßt sich da
mit keinesfalls sprechen. 

Erschwerend kommt hinzu, daß sich innerhalb der letzten Jahre ein deutlicher Trend der Ver
drängung von durch Marktordnungen betroffenen Importen aus Entwicklungsländern abzeichnet. 

Die ohnehin begrenzten Absatzchancen werden aufgrund des wachsenden Austauschs innerhalb 
der Gemeinschaft zunehmend geringer. Entwicklungspolitisch ist dabei von Bedeutung, daß auch 
das Ausweichen auf die im Regelfalle empfehlenswerte vertikale Diversifizierung durch Weiter
verarbeitung im Lande aufgrund der Marktordnungen verhindert wird, sobald sich auch nur das 
Anzeichen einer Bedrohung innergemeinschaftl icher Produktionen ergibt. 

Die These, daß eine große Zahl der Entwicklungsländer die von den Marktordnungen betroffenen 
Guter vorläufig gar nicht exportieren kann und will, ist damit zwar ebenso wenig widerlegt wie 
das Argument, daß diese Ausfuhren wegen der allgemein geringen Elastizitäten der Nachfrage 

1) Alle Zahlen berechnet nach Statistisches Amt der EG. 
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Tabelle 2: Anteil der Entwicklungslönder an der Deckung der Importnachfrage -ij der fWG 
nach einzelnen MarktordnungsgUtern in v.H. der Gesamtimporte, 1963 und 1970 

Schweine, Schweinefleisch u. dgl. 
Getreide, -zubereitungen u. dgl. 
Obst u. Gemüse, frisch o. gekühlt 
Eier 
Geflügel, Geflügelfleisch u. dgl. 
Wein 
Reis 
Molkereierzeugnisse 
Rinder, Rind- und Kalbfleisch 
öle und Fette 
Zuckerrohr, -rüben, Zucker u. dgl. 

1963 1970 

6,37 

23,57 

30,08 

5,01 

0,49 

57,08 

57,74 

0,19 

12,47 

54,87 

52,31 

4,80 

18,53 

18,12 

0,52 

0,98 

27,15 

34,49 
0,01 

13,82 

37,50 

32,01 

+) Importnachfrage = innergemeinschaftlicher Handel und Drittlöndereinfuhren 

in Bezug auf das Einkommen langfristig nur geringe Wachstumsraten versprachen. Doch durfte 
kaum zu bestreiten sein, daß 
- einzelne lönder bereits heute durch die Existenz der Marktordnungen erhebi ich in ihrer Ex

portföhigkeit beeintröchtigt sind und daß 
- lönder, bei denen gute Chancen zur Entwicklung entsprechender Produktionen bestehen, sie 

angesichts der hoch protektionistischen EG-Maßnahmen gar nicht erst aufnehmen bzw. inten
sivieren. 

Nun ist das strenge Prinzip der Marktordnungen - besonders in den letzten Jahren - durch die 
Assoziierungs- und Pröferenzpolitik der Gemeinschaft gegenUber den afrikanischen Staaten und 
den löndern des Mittelmeerraums scheinbar aufgeweicht worden. Doch sollte man bei all diesen 
Ausnahmeregelungen nicht Ubersehen, daß sie - soweit es sich, wie z.B. im Falle des hochent
wickelten Neuseelands, nicht um reine Übergangsregelungen (fUr Butter, Köse und Hammelfleisch) 
handelt - nur in begrenzter Form und lediglich insoweit gewöhrt wurden, wie das "Marktgleich
gewicht" nicht gestört wird. Außerdem werden gerade durch die Vorzugsbehandlungen ausgewöhl
ter, im unmittelbaren EG-Einzugsbereich liegender lönder die Marktzugangsschwierigkeiten fUr 
alle Ubrigen (speziell in lateinamerika) um so größer. 

Trotz der Vorteile, die fUr einzelne lönder durch die Ausnahmeregelungen zweifellos entstehen, 
ist das Instrument der Marktordnungen somit vom Standpunkt einer weltweiten wachstumsorientier
ten Entwicklungspolitik ebenso abzulehnen wie die subventionierten Exporte. Dieses Ergebnis 
bleibt auch von der Tatsache unberUhrt, daß die Hauptstoßrichtung der Marktordnungen nicht 
gegen die Entwicklungslönder, sondern vielmehr gegen andere hochentwickelte Staaten geht und 
daß bei der - öußerst unwahrscheinlichen - lockerung der Einfuhrbestimmungen gerade fUr die 
Entwicklungslönder erhebliche Importhindernisse in Form der nichttarifören Handelshemmnisse be
stehen bleiben. 

106 



3.2 Rohstoffeinfuhren 

Weit größere Bedeutung als die MarktordnungsgUter haben im Export~ngebot der meisten Entwick
lungsll:lnder nach wie vor industrielle und landwirtschaftliche Rohstoffe. 

Ursl:lchl ich dafur ist vor allem 
- der einseitige Aufbau von Monokulturen in der Kolonialzeit, 
- die "komparativen Vorteile" aufgrund des Klimas und der Umweltbedingungen sowie 
- die relativ spl:lte Einsicht in die Notwendigkeit einer beschleunigten Diversifizierungspol itik. 

Eine nl:lhere Untersuchung zeigt jedoch, daß die industriellen Rohstoffe nahezu vollstl:lndig zoll
frei eingefUhrt werden können und fUr agrarische tropische Rohstoffe aus den AASM nur relativ 
geringe Handelshemmnisse existieren. 

Wenn sich hier Unterschiede in der Importbehandlung zwischen assoziierten und nicht-assoziier
ten Staaten ergeben, so liegt das nicht immer an der protektionistischen Grundeinsteilung der 
Gemeinschaft, sondern zum großen Teil auch an dem Verhalten der bisher bevorzugten Staaten. 

Daß beispielsweise die AASM nicht gewillt sind, ihre Vorteile gegenUber anderen Konkurrenten 
aus Entwicklungsll:lndern aufzugeben, zeigte sich, als die EG-Kommission die Zölle fUr Rohkaffee, 
Kakaobohnen und Palmöl sowie einer Reihe weniger wichtiger tropischer Erzeugnisse aussetzen 
wollte, um so den lateinamerikanischen Staaten entgegenzukommen. Denn die Initiative der 
Kommission scheiterte am Widerstand der Assoziierten. 

Dabei sollte die Bedeutung der Prl:lferenzierung ohnehin nicht uberbewertet werden. Denn neuere 
empirische Untersuchungen weisen eindeutig nach, daß die Prl:lferenzierung bestimmter Ll:lnder 
durch die EG gerade im Rohstoffbereich nicht zu einer spUrbaren Benachteil igung der Ubrigen 
Drittll:lnder gefuhrt haben (FASBENDER, HASEN PFLUG, JÄGELER, KEBSCHULL, 6, S. 223). 
Au~h wenn man diese Untersuchungsergebnisse nur sehr vorsichtig verallgemeinern kann, zeigt 
sich doch, daß die Preiskomponente fUr den Absatz auf dem Gemeinschaftsmarkt nur begrenzt 
entscheidend war. 

Geht man von der damit durchaus geringen Einfuhrbehinderung fUr diese GUter aus, so II:Ißt sich 
feststell en, daß die EG-Agrarpol itik fUr die wichtigsten Ausfuhrprodukte der Entwicklungsll:lnder 
(mit Ausnahme der zuvor erwl:lhnten lateinamerikanischen Staaten) offensichtl ich wenig hemmend 
wirkt. Tatsl:lchlich hat auch die Ausfuhrlandwirtschaftl icher Nahrungs- und Genußmittel, zu 
denen z.B. Kaffee, Tee, Kakao und GewUrze gehören, zwischen 1963 und 1970 mit einem Zu
wachs von 62,9 % etwa fUnfmal so stark zugenommen wie die Einfuhr der durch Morktordnungen 
betroffenen GUter und fast doppelt so stark wie die Gesamtagrareinfuhren aus Entwicklungsll:lndern. 
Dennoch fiel ihr Anteil am Weltexport in dieser Gruppe von 36,4 % auf 31,9 % zurUck. 

FUr diese Entwicklung jedoch ausschließlich - oder uberhaupt - die EG-Agrarpolitik verantwort
lich machen zu wollen, wl:lre verfehlt. Denn die Hauptursachen der erschwerten Einfuhr bestehen 
in diesen Fl:lllen in 
- der geringen Einkommenselastizitl:lt der Nachfrage, 
- der Verringerung der potentiellen Nachfrage durch Finanzabgaben und Steuern, 
- der verbesserten Ausnutzung von Rohstoffen aufgrund des technischen Fortschritts, 
- der wachsenden Konkurrenz von Substituten und Synthetika, 
- der Exktenz von nichttarifl:lren - vor allem administrativen - Einfuhrhemmnissen, und nicht 

zuletzt in 
- der geringen Marktkenntnis und dem mangelhaften Einsatz des adl:lquaten Absatzinstrumenta

riums auf den hochdifferenzierten Ml:lrkten der Gemeinschaftsll:lnder. 

All dies ist nicht Folge, sondern allenfalls Nebenerscheinung der EG-Agrarpolitik. Es zeigt 
deutl ich, daß sich eine ausfuhrorientierte Entwicklungspol itik nicht allein mit der Landwirt-
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Tabelle 3: Hauptexportprodukte ausgewtihl ter Entwicklungsltinder und Anteil am Gesamtexport 
1972 in v.H. 

Land 

Ägypten 
Äthiopien 
Äquatorialafrika (Tschad) 
Aigerien 
Bolivien 1) 
Birma 
Burundi 
Ceylon (Sri Lanka) 1) 
Chile 2) 
Dominikanische Republ ik 
Ekuador 
Gambia 
Ghana 
Haiti 
Honduras 
Indonesien 
Iran 
Irak 
Jamaica 
Kolumbien 
Libyen 
Nigeria 
Pakistan 

Panama 
Paraquay 

Peru 
Rwanda 
Sierra Leone 
Somali 
Sudan 
Syrien 
Trinidad und Tobago 
Tunesien 

Uganda 
Uruguay 1) 
Venezuela 1) 
Vietnam 
Westafrika (Mauritius) 
Westafrika (Togo) 
Yemen 1) 
Zaire 1) 
Zambia 

1) 1971 2) 1969 

Hauptexport-/ Anteil am Gesamt-
produkte export in v. H. 

Baumwolle 45,2 
Kaffee 47,4 
Baumwolle 65,8 
Roherdöl 74,6 
Zinn 31,3 
Reis 37,3; Teakholz 26,5 
Kaffee 84,7 
Tee 58,8; Gummi 15,8 
Kupfer 73,0 
Zucker 48,3 
Bananen 38,2 
Erdnusse 93,6 
Kakao 60,3 
Kaffee 38,9; Bauxit 16,1 
Bananen 41,6; Kaffee 13,8 
Roherdöl 45,8; Gumm i 11,6 
Erdöl 86,3 
Erdöl 91,5 
Aluminium 39,9; Bauxit 22,7 
Kaffee 40,7 
Erdöl 99,6 
Roherdöl 81,2 
Jute und Jutewaren 28,4 
Baumwolle 20,9 
Bananen 54,8 
Fleisch 34,6; Nutzholz 11, ° 
Ölsaaten 6,6 
Fischmehl 24,7; Kupfer 19,7 
Kaffee 45,4 
Diamanten 61,9 
Lebende Tiere 54,1; Bananen 26,2 
Baumwolle 61,2 
Baumwolle 34, ° 
Erdöl 77,6 
Roherdöl 25,8; Olivenöl 30,6 
Phosphate 13,3 
Kaffee 59,3 
Fleisch 33,8; Wolle 31,4 
Erdöl 92,3 
Gummi 28,1 
Eisenerz 79,9 (1971) 
Phosphate 37,3; Kakao 29,7 
Erdölprodukte 75,2 
Kupfer 67,1 
Kupfer 90,6 

Gesamtante iI 
am Export 

45,2 
47,4 
65,8 
74,6 
31,3 
63,8 
84,7 
74,6 
73,0 
48,3 
38,2 
93,6 
60,3 
55,0 
55,4 
57,4 
86,3 
91,5 
62,6 
40,7 
99,6 
81,2 

49,3 
54,8 

52,2 
44,4 
45,4 
61,9 
80,3 
61,2 
34,0 
77,6 

69,7 
59,3 
65,2 
92,3 
28, 1 
79,9 
67,0 
75,2 
67,1 
90,6 

Quelle: Berechnet nach IMF: International Financial Statistics, Vol. XXVI, No. 12, 
Washington D.C. Dezember 1973, S. 42ff. 



schaftspolitik, sondern auch mit den anderen Bereichen der Wirtschaftspolitik auseinanderzu
setzen hat. 

Wichtig im Hinblick auf die Agrarpolitik erscheinen jedoch zwei weitere Punkte 
- die Regulierung der landwirtschaftl ichen Rohstoffpreise und 
- die Behandlung weiterverarbeiteter Produkte. 

Hinsichtlich der Preisentwicklung IHßt sich ganz allgemein feststellen, daß die Entwicklungs
IHnder fUr solche Rohprodukte, die langfristig unter Preisdruck stehen, seit langem Rohstoffabkom
men fordem. Daß derartige Abkommen von der EG, den USA und anderen IndustrieiHndem abge
lehnt werden, hat sich in der Vergangenheit immer wieder gezeigt. Daß aber gerade die hochpro
tektionistische EG ihre Ablehnung und begrenzte HandlungsfHhigkeit manchmal mit dem Argument 
zu rechtfertigen suchte, daß auf diese Weise der Preismechanismus auf dem Weltmarkt gestört wird, 
kann nur noch als Mischung aus NaivitHt und Arroganz angesehen werden. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist ein verstHrktes Eintreten der Gemeinschaft fUr Rohstoffabkom
men wenig wahrscheini ich. Am Beispiel Zucker wird sich in KUrze zeigen, inwieweit zahlreiche 
anderslautende Beteuerungen wirklich einen Kurswechsel andeuten oder nach wie vor als unver
bindliche Lippenbekenntnisse zu werten sind. 

3.3 Sonstige Agrarprodukte 

FUr solche Lippenbekenntnisse spricht zumindest der Umstand, daß zwar zollfreie Einfuhren bei 
GUtem zugelassen werden, die nicht mit Gemeinschaftsprodukten konkurrieren, daß aber fUr wei
terverarbeitete Produkte in der Regel hohe ZollsHtze erhoben werden, da die Weiterverarbeitung 
bisher zum Teil in den EG-Staaten erfolgte (BALASSA, 1). Diese Art der Einfuhrpolitik behindert 
die notwendige vertikale Diversifizierung im landwirtschaftlichen Bereich, die eine wesentliche 
Basis der Industrialisierung und Arbeitsplatzbeschaffung bildet, und verringert gleichzeitig die 
Möglichkeiten höherer Deviseneinnahmen infolge höherer Wertschöpfung im Lande. 

Unter entwicklungspolitischem Aspekt besteht kein Zweifel darUber, daß gerade der Prozeß der 
Weiterverarbeitung in den ErzeugerlHndern gefördert werden muß. Denn in diesen Produktionen 
haben diese LHnder aufgrund ihrer Standortvorteile und des im Regelfalle niedrigen Lohnniveaus 
zumeist echte komparative Vorteile. Solange aber die Agrarpolitik mit der Zielsetzung der Ein
kommensparitHt den dafUr notwendigen Auslagerungsprozeß verhindert, besteht ein kaum lösbarer 
Interessengegensatz. Er wird noch dadurch verschHrft, daß Projekte des EuropHischen Entwick
lungsfonds und der EuropHischen Investitionsbank sowie weite Bereiche der Technischen Hilfe di
rekt oder indirekt den Aufbau weiterverarbeitender landwirtschaftlicher Produktionen zum Ziel 
haben. 

Die ZollsHtze und Kontingentierungen sind allerdings durch die EWG-Assoziierungs- und PrHfe
renzpolitik gesenkt und in einzelnen FHllen sogar ausgesetzt worden. FUr die Gruppe der Nicht
assoziierten und -prHferenzierten hat das allgemeine EG-PrHferenzsystem im Landwirtschaftsbe
reich dagegen nur begrenzte Fortschritte gebracht. Es sieht Zollsenkungen und Kontingentsauf
hebungen fUr 150 weiterverarbeitete Produkte mit einem maximalen Einfuhrwert von 44 Mill.1 
vor. Das sind bei insgesamt 2,4 Mrd.1 Agrarimporten aus DrittiHndem nur 2 v.H. (UNCTAD, 
35) • 

GegenUber der Ausgangslage ist das kaum noch als Verbesserung anzusehen. Außerdem ist nach wie 
vor zu kritisieren, daß 
- das Verfahren der PrHferenzgewHhrung zu unUbersichtl ich ist, 
- der Umfang des betroffenen Einfuhrvolumens zu gering ist, 
- keine Null-Zölle eingefUhrt werden und 
- ~lie gewHhrten VergUnstigungen durch eine Schutzklausel in Anlehnung an Art. 24 GATT bei 

"schwerwiegender BeeintrHchtigung der Gemeinschaftsproduktion" ganz oder teilweise aufge
hoben werden können. 
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Tabelle 4: Zollsätze der EWG für ausgewählte Rohstoffe und weiterverarbeitete Produkte 
nach der Kennedy-Runde in v. H. 

Produkte Nominal Effektiv 

Fleisch 
frisch und gefroren 
Fleischprodukte 

Fisch 
frisch und gefroren 
Fischprodukte 

Obst 
Frischobst 
Obstkonserven 

Gemüse 
Frischgemüse 
Gemüsekonserven 

Kakao 
Kakaobohnen 
Kakaopulver und -butter 
Schokolade 

Erdnußöl 
Erdnüsse 
Erdnußöl, roh und ölkuchen 
Erdnußöl, verarbeitet 

Kokosnüsse 
Kokosnüsse 
Kokosnußöl, roh und ölkuchen 
Kokosnußöl, verarbeitet 

Kautschuk 
Naturkautschuk 
Kautschukprodukte 

Holz 
Stämme 
einfach verarbeitet 
Sperrholz 
Holzwaren 

Wolle 
roh 
Garn 
Webstoffe 
Wollbekleidung .. 

Baumwolle 
roh 
Garn und Fäden 
Webstoffe 
Baumwollbekleidung 

Jute 
roh 
Webstoffe 
Säcke und Beutel 

Quelle: BALASSA, 1, und eigene Berechnungen 
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17,8 
19 ,5 

14,9 
18, 7 

13,9 
20,6 

9,9 
14,8 

3,2 
18,2 
18,0 

o 
7,5 

15,0 

o 
10,0 
15,0 

o 
7,9 

1 ,0 

1 ,6 
11 ,3 
8,7 

o 
5,7 

16,5 
15,4 

o 
10,0 
12,0 
14,0 

o 
19,6 
15,5 

44,3 

35,8 

28,9 

22,7 

126,6 
19,3 

92,5 
179,7 

85,4 
186,3 

16,3 

4,0 
19,6 
16,3 

17 ,5 
38,1 
19 ,2 

32,9 
19 , 1 
20,8 

53,3 
14,0 



Verbesserungen des Systems innerhalb der nächsten Jahre dürften nur insoweit auszuschl ießen 
sein, wie dabei ledigl ich der Widerstand der bisher stärker begünstigten assoziierten Länder ge
gen eine Gleichbehandlung aller Entwicklungsländer abgebaut werden muß. Alle Zugeständnisse 
werden aber darUber hinaus immer durch die beiden Ziele der EG - Einkommensparität und Ver
meidung von Marktstörungen - begrenzt. Sie engen den Spielraum jeder entwicklungsländerbezo
genen Handelspolitik ein. 

4 Zusammenfassung und Lösungsmöglichkeiten = 

Faßt man das Ergebnis der bisherigen Betrachtung zusammen, so bestehen folgende wichtige Inte
ressenkonfl ikte: 
- die Länder der Gemeinschaft behindern durch ihre subventionierten Agrarausfuhren die Export

bemUhungen der Entwicklungsländer auf Drittmärkten; 
die Marktordnungen treffen unmittelbar vor allem Länder Lateinamerikas und Mittelmeerländer, 
bei denen die von Marktordnungen betroffenen Waren einen großen Teil des gesamten Exports 
ausmachen. Die These, daß die Entwicklungsländer von den Marktordnungen kaum betroffen 
sind, ist insofern nicht haltbar. Außerdem läßt sich vermuten, daß die strengen Regeln poten
tielle Anbieter von der Aufnahme bzw. Intensivierung der Erzeugung entsprechender Güter ab
halten. Die Präferenzgewährungen an die assoziierten Staaten Afrikas und des Mittelmeerraums 
mildern den Konflikt kaum und behindern gleichzeitig nicht begünstigte Drittländer zusätzlich; 
die Einfuhrbehinderungen bei agrarischen Rohstoffen sind demgegenüber gering. Eine Diskrimi
nierung von Drittländern entsteht hier z. T. durch das Verhalten der Assoziierten. Der RUck
gang des Anteils am Weltexport läßt sich nicht in erster Linie auf die EG-Agrarpolitik zuruck
fuhren. Interessenkonfl ikte bestehen dagegen bei der Rohstoffpreisregul ierung und bei der star
ken Belastung weiterverarbeiteter GUter, die dem wichtigen Diversifizierungsziel entgegen
steht und teilweise auch mit den Maßnahmen der Projekthilfe und der Technischen Hilfe unver
einbar ist. 

Bei diesem doch relativ großen Umfang von Interessenkollisionen stellt sich die Frage, wie Ent
wicklungspolitik und Agrarpolitik weiterhin nebeneinander bestehen können. Dabei ist zunächst 
eines klarzustellen: Es wäre völlig weltfremd, der Agrarpolitik den Weg zum Freihandel zu empfeh
len. Denn nach allen Erfahrungen erscheint diese Lösungsmögl ichkeit pol itisch völl ig utopisch. 

Geht man daher realistischerweise davon aus, daß die EG-Agrarpolitik in ihren GrundzUgen in ab
sehbarer Zeit unverändert bleibt und die Entwicklungspolitik - auch bei einer möglichen stärkeren 
Gemeinsamkeit - ihre traditionelle Ausrichtung beibehält, so können die bestehenden Schwierig
keiten fUr die Entwicklungsländer nur teilweise beseitigt werden. Im Bereich der GUter, die durch 
Marktordnungen geregelt sind, ist mit einer durchschlagenden Verbesserung der Situation kaum zu 
rechnen. Chancen bestehen dagegen bei allen anderen Gütern, deren Einfuhr nicht mengenmäßig 
begrenzt ist. 

Dabei mUssen die Entwicklungsländer durchaus - wie bisher - den Abschluß von Rohstoffabkommen 
und die Gewährung verbesserter Präferenzen fordern. Besonders für weiterverarbeitete Güter ist 
ein stärkerer Abbau der Zölle unerläßlich. Verhandlungen über diesen Punkt dUrfen in der gerade 
angelaufenen GATI-Runde nicht vernachlässigt werden. 

Allerdings soll te die Wirkung einer Zoll senkung nicht Uberschätzt werden; denn durch die Präfe
renzmarge, deren Weitergabe im Endpreis keinesfalls gesichert ist, wird ein wesentlich höherer 
Absatz und damit eine fühlbare Erlössteigerung nicht zwangsläufig gesichert. Um die relativ ge
ringe Nachfrage zu steigern und die Nachfrageelastizität zu beeinflussen, mUssen zusätzl iche 
Maßnahmen ergriffen werden. 
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Sie könnten auf Seiten der Industrieltinder im Abbau der Steuern und nichttarifi:iren Hemmnisse 
bei einzelnen Produkten bestehen, die einen höheren Absatz hemmen. Und sie mUßten auf Sei
ten der Entwicklungsll:inder darauf gerichtet sein, sich stHrker als bisher den Gegebenheiten der 
IndustrielHndermHrkte anzupassen. Das heißt, daß die bisherigen AbsatzbemUhungen mit geziel
ter Marktforschung, regelml:ißiger Werbung, verbrauchsgerechter Produktgestaltung (WILHELMS, 
BOECK, 36) und Einsatz des kosten- und ertragsgUnstigsten Distributionssystems gekoppelt wer
den (KEBSCHULL, BORRMANN, JÄGELER, SCHAMS, STEUBER, 13). 

Nur wenn es auf diese Weise gelingt, die qualitativen und quantitativen Bedarfsvorstellungen 
der Nachfrager zu treffen, ist ein zusl:itzlicher Absatz von Agrarprodukten möglich. Das gilt in 
gleicher Weise fUr den notwendigen Aufbau weiterverarbeitender Produktionen (trotz der inner
halb der EG bestehenden Schwierigkeiten). 

Die in diesem Zusammenhang durchzufuhrenden Maßnahmen sollten gleichermaßen von und fUr 
alle EntwicklungsiHnder ergriffen werden. Eine Begrenzung der EG-Entwicklungspolitik auf die 
Gruppe der assoziierten und prtiferenzierten LHnder wUrde zusHtzliche Schwierigkeiten und Be
nachteiligungen schaffen, die von vornherein vermieden werden sollten. Entwicklungspolitik 
kann sich zwar an den gleichartigen Zielen gleichartiger Entwicklungsltinder orientieren, sie 
darf dabei aber nicht die Gesamtheit dieser Staaten vergessen und ihre Maßnahmen möglicherweise 
auf eine kleine Ll:indergruppe begrenzen. 

Bei den Konflikten zwischen Agrar- und Entwicklungspolitik der Gemeinschaft erscheint eine 
Fortsetzung der bisherigen Entwicklungspolitik nur unter dieser Voraussetzung sinnvoll. Gelingt 
es ihr nicht, diesen vorhandenen Kompromißspielraum auszufUllen, so muß zwangsll:iufig die eine 
oder andere Politik grundlegend gel:indert werden. 
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AGRARPOLITIK UND ENTWICKLUNGSPOLITIK DER EWG 

IM INTERESSENKONFLIKT (Korreferat) 

von 

Dr. A. Henze, und Prof. Dr. G. Schmitt, Göttingen 

1. Diesem Korreferat zu der Abhandlung von KEBSCHULL Uber "Agrar- und Entwicklungspolitik 
der EWG im Interessenkonflikt" sei die Bemerkung vorausgeschickt, daß die Verfasser in vielen 
und vielleicht den wesentl ichsten Punkten dem Referenten zustimmen. Wenn wir dennoch im Ver
lauf dieses Korreferats einige von dem Referenten vorgetragene Thesen über die spezifischen RUck
wirkungen der Gemeinsamen Agrarpolitik auf die Exporte der Entwicklungsländer an Agrarproduk
ten - und damit auf deren davon abhängige Chance wirtschaftlicher Entwicklung - sowie die von 
ihm geschilderten handelsverlagemden Effekte des Gemeinsamen Agrarmarktes aufgreifen, so ge
schieht dies vor allem in der Absicht, die Überlegungen des Autors zu vertiefen und so zu einer 
etVfas differenzierteren Betrachtung beizutragen. Diese allein kann u. E. den so vielgestaltigen 
un4 komplexen Zusammenhängen zwischen dem gemeinsamen und dem Weltagrarmarkt gerecht 
werden. Erschwert wird uns freil ich diese Aufgabe dadurch, daß der Autor seine Thesen nicht in 
jedem Falle konsistent vertritt und somit teilweise zu widersprüchlichen Aussagen gelangt. 

2. Herr KEBSCHULL zeichnet in seiner Ausarbeitung an hand von wenigen Daten ein Bild des 
strukturellen Wandels des Welthandels mit Agrarprodukten 1) zwischen 1963 und 1970, also unge
föhr seit der Bildung des Gemeinsamen Agrarmarktes und der diesen konstituierenden Agrarmarkt
ordnung der EWG: Danach sind der gesamte Außenhandel mit Drittländern um 84,9 %, die Agrar
exporte der Drittlönder lediglich um 32,6 %, diejenigen der Entwicklungslönder nur um 27,2 % 
gestiegen. Deren Exporte an "Marktordnungsgütern" nahmen lediglich um 11,7 % zu. Entsprechend 
sank der Anteil der Drittländer an den Agrareinfuhren der Gemeinschaft von 79,1 auf 65,7 %, der 
Anteil der Entwicklungslönder von 36,6 auf 29,2% und bei Marktordnungsprodukten sogar von 
31,3 auf 19,9 %. 

3. Eine konsistente Begründung fUr die geschilderten Veränderungen in der Struktur der Einfuh
ren der EWG nach Herkunftsregionen und Produktgruppen gibt u.E. der Referent jedoch nicht. 
Infolgedessen bleibt weitgehend offen, ob und inwieweit 
(a) der abnehmende Anteil der Agrareinfuhren an den Einfuhren aller GUter aus Drittländern 

durch die EWG, 
(b) der abnehmende Anteil der Drittlönder an den Einfuhren von Agrarprodukten durch die Mit

gliedsländer, 
(c) der rückläufige Anteil der Entwicklungslönder an den Importen von Agrarprodukten aus allen 

Drittländern durch die Gemeinschaft und schließlich 

1) Leider gibt der Verfasser nicht an, welche Produkte und Produktgruppen (nach Maßgabe des 
SITq von ihm unter "Agrorprodukten" erfaßt werden, so daß eine genauere Diskussion dieser 
Daten unterbleiben muß. 
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(d) der besonders stark absinkende Anteil der Entwicklungsländer an den Importen von landwirt-
schaftlichen "Marktordnungsgütern" aus allen Drittländern durch die EWG 

auf die Gemeinsame Agrarpolitik, insbesondere auf die Einfuhrrestriktionen und Exporterstattungen 
im Rahmen der Marktordnungen, zurückzuführen sind. Mit diesen Fragen wollen wir uns zunächst 
näher auseinandersetzen und sodann einige Bemerkungen zu möglichen Auswirkungen eines redu
zierten Außenhandelsschutzes der Gemeinschaft auf die Entwicklungsländer anbringen, um ab
schi ießend die Probleme von Wel twarenabkommen kurz zu streifen. 

4. Die relativ geringe Zunahme des Agraraußenhandels der Gemeinschaft gegenüber derjenigen 
des gesamten Außenhandels - um auf den Punkt (a) zurückzukommen - erklärt sich in erster Linie 
aus der abnehmenden Bedeutung des Agrarsektors in einer wirtschaftl ich expandierenden Vol ks
und Weltwirtschaft (s. hierzu u.a. 8, S. 40 ff). Sie ist also kein Spezifikum der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und gilt damit für die Außenhandelsstruktur aller wachsenden Volkswirt
schaften, wo allein schon die höhere Einkommenselastizität der Nachfrage nach nichtlandwirt
schaftlichen Gütern ein größeres Wachstum des internationalen Austausches industrieller Produk te 
als von Agrarprodukten zur Folge hat. Die Handelspolitik im Bereich landwirtschaftlicher 
Güter vermag diese allgemeine Gesetzmäßigkeit nur unwesentlich zu beeinflussen. 

5. Zu Punkt (b), der relativ starken Zunahme des Agrarbinnenhandels der EWG, verglichen mit 
der Zunahme der Agrareinfuhren aus Drittländern, sind folgende Bemerkungen zu machen: Betrach
tet man in diesem Zusammenhang Übersicht 1, die die weltweiten Wachstumsraten der intraregio
nalen und der interregionalen Agrarexporte aufzeigt, so ist festzustellen, daß in der Zeit von 
1962/ 64 bis 1967/ 69 der intraregionale Agrarhandel nicht nur in der EWG, sondern weltweit hö
here Zuwachsraten aufweist als der interregionale Agrarhandel , d. h. der Agrarhandel der ver
schiedenen Regionen mit dem Rest der Welt. Dabei ist das Verhältnis der Wachstumsrate des intra
regionalen Handels zum interregionalen Austausch von Agrarprodukten in Südamerika und in den 
"sonstigen entwickelten Ländern" größer als dasjenige der EWG, während es in den übrigen Re
gionen, mit Ausnahme der Zentralverwaltungswirtschaften Süd- und Ostasiens, nur geringfügig 
kleiner ist. Die Zahlen deuten darauf hin, daß die Regionalisierung des Agrarhandels nicht allein 
handelspolitischen Ursprungs ist, sondern auch in einer Reihe rein ökonomischer Faktoren begrün
det liegt 1). S icherl ich besitzt der handelspol itische Aspekt bei der Regional isierung des EWG
Agrarhandels ein relativ großes Gewicht. 

Was die handelspolitisch bedingte Regionalisierung des EWG-Agrarhandels betrifft, sollte zu
nächst nicht übersehen werden, daß durch den Abbau des Agrarschutzes innerhalb der EWG die 
intraregionale Arbeitsteilung zugenommen hat (8, 9). Mit anderen Worten : Durch die Bildung 
des Gemeinsamen Agrarmarktes in der EWG ist zusätzl icher Binnenhandel entstanden mit der no t
wendigen Folge, daß c.p. dieser stärker steigen mußte als der Handel mit Drittländern. 

Zwar bewirkt die durch die Beseitigung des Binnenschutzes entstandene relative Begünstigung des 
Binnenhandels, daß dieser auch auf Kosten des Handels mit Drittländern ansteigt. Indirekt ver
stärkt diese Begünstigung aber auch den Handel der Drittländer untereinander, weil bisherige 
Exporte und Importe der EWG-Länder in bzw. aus Drittländern von anderen Drittländern über
nommen werden können; dadurch wird allerdings der Ausfall des Handels der Drittländer mit der 
EWG nicht vollkommen kompensiert. Somit entsteht für die Drittländer c.p. zwar ein handeIsmin
dernder Effekt, über dessen Ausmaß der "Regionalisierungsgrad" des EWG-Agrarhandels allein aber 
noch ni chts aussagt 2) • 

1) Vgl. dazu im einzelnen: 5, S. 43 ff. 

2) Die hier verkürzt vorgetragenen Überlegungen über die handelsschaffenden bzw. -umlenken
den Effekte eines Gemeinsamen Marktes beruhen auf bestimmten Prämissen, die hier nicht di s
kutiert und in ihrer Gültigkeit untersucht werden können. Hierzu muß auf die inzwischen sehr 
umfangreiche Literatur verwiesen werden (vgl. hierzu u. a. 10). 
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Übersicht 1: Entwicklung des intra- und interregionalen Handels mit Agrarprodukten, 1962/64 bis 1967/69 

~arexport. insges. Jährliche Zuwaohsraten 1962/64 bis 1967/69 in ~ 

!Ländergruppen 10 1962/64 ~ 1967/69 der Gesaatexporte der intraregionalen der interregio-

in Mrd. US-Dollar Exporte nalen Exporte I 

Entwickelte Länder I 
~avon Nordamerika 8,96 10,39 3,0 5,1 2,5 

EWG 5,32 8,49 9,8 14,0 5,0 
übriges Westeuropa 6,13 7,67 4,6 4,7 4,5 
Sonstige 4,18 4,66 2,2 5,.7 2,0 

~twiokl~llnder 

~avon Afrika 3,76 4,26 2,5 5,4 2,3 

Latein-Amerika 5,54 6,61 3,6 9,5 3,1 
West-Asien 0,53 0,71 6,0 7,6 5,6 
Süd- und Ost-Asien 4,86 5,23 1,5 0,5 2,2 
Sonstige 0,51 0,58 2,8 4,3 2,7 

Zentralverwaltung.wirt-
soh&fte~ 
~&von Asien 0,78 1,06 6,4 - 6,4 

UdSSR und Ost-Europa 3,63 4,94 6,4 2,5 10,0 

~nsgesamt 44,20 54,58 4,3 6.9 3,4 

'I Quelle: UNCTAD Handbook of International Trade and Development Statistics, 1972. 



Eine handelspolitisch verursachte Regionalisierung des Außenhandels ließe sich nur dann verhin
dern, wenn die Handelshemmnisse nicht nur regional, sondern weltweit in gleichem Maße ver
ringert oder beseitigt wUrden, wozu die Bereitschaft offensichtlich fehlt. Doch sollte der regiona
le Freihandel aus weltwirtschaftlicher Sicht nicht immer nur negativ beurteilt werden, vor allem 
dann nicht, wenn mit der Beseitigung des Binnenschutzes eine Verringerung des Außenschutzes 
einhergeht, was bei der EWG fUr IndustriegUter, Rohstoffe und Genußrnittel, wenn auch nicht fUr 
Nahrungsmittel, zutrifft 1). Denn bei gleichzeitiger Verringerung des Außenhandelsschutzes ge
genUber Drittli:lndern entsteht interregional nicht nur ein handelsumlenkender, sondern auch ein 
handelsschaffender Effekt. Insoweit erscheint die regionale Integration sogar als ein geeignetes 
Mittel, um dem weltweiten Freihandel ni:lherzukommen, nicht aber, wenn sie zu einer Erhöhung 
des Außenhandelsschutzes gegenuber Drittli:lndern fuhrt 2) • 

6. Wenden wir uns nunmehr dem Problem (c) des relativ geringen Zuwachses der Importe von 
Agrarprodukten aus den Entwicklungsli:lndern, verglichen mit der Zunahme der Agrareinfuhren 
aus allen Drittli:lndern in die Gemeinschaft, zu. Diese Strukturverschiebung allein mit den Auswir
kungen der Agrarmarktordnungen erkli:lren zu wollen, wi:lre nur dann gerechtfertigt, wenn die Ent
wicklungsli:lnder uber einen höheren Anteil von den Marktordnungen unterliegenden Produkten an 
den Gesamtagrarimporten der Gemeinschaft zum Ausgangszeitpunkt verfUgten als die Gesamtheit 
der Drittli:lnder. Wie die Übersicht 2 jedoch andeutet, liegen die Verhi:lltnisse gerade umgekehrt. 
Danach belief sich im Durchschnitt der Jahre 1967/69 der Anteil der Entwicklungsli:lnder an den 
Exporten der Welt bei den Marktordnungsprodukten Getreide, Fleisch, Eier, Wein und bei Molke
reiprodukten zwischen einem % (Malkereiprodukte) und 21 % (Futtergetreide), wi:lhrend er bei 
Fetten, Ölen und Ölsaaten 29 und bei Reis 45 % erreichte. Lediglich bei Zucker betrug ihr An
teil 74 %. Dagegen war und ist der Anteil der Entwicklungsll:lnder an Agrarprodukten, die keiner 
Marktordnung und keinen diese konstitutierenden Abschöpfungen bei der Einfuhr unterliegen, we
sentl ich höher; er erreicht bei den meisten Rohstoffen, Genußrnitteln und SUdfrUchten Anteile von 
56, 95 und 37 %. Der geringe Zuwachs der Agrarexporte von Entwicklungsli:lndem, den diese im 
Vergleich zu den Agrarexporten der Ubrigen Drittli:lnder erzielten, kann also nicht dem Agrarpro
tektionismus der Gemeinschaft allein angelastet werden, sondern er ist auf jene, teilweise von 
KEBSCHULL selbst genannten Faktoren der Import-Nachfrageentwicklung in der Gemeinschaft, 
aber auch auf solche der unzureichenden Zunahme des Exportangebots der Entwicklungsli:lnder, 
besonders an substitutiven Agrarprodukten, (Übersichten 3 und 4) zurUckzufuhren. So ist es auch 
zu erkli:lren, daß selbst die den Entwicklungsli:lndern von der EWG fUr deren Agrarexporte einge
rI:Iumten Pri:lferenzen die geschilderte strukturelle Verschiebung nicht haben verhindern können. 
Daraus ist sodann auch der Schluß zu ziehen, daß ein Abbau des gemeinsamen Außenschutzes fUr 
Agrarprodukte kaum dazu beigetragen hi:ltte, den relativen Anteil der Entwicklungsli:lnder an den 
Agrareinfuhren der EWG zu erhöhen. Die gegenteil ige Annahme scheint aufgrund des bisher Ge
sagten eher gerechtfertigt. 

7. Aus diesen Überlegungen heraus finden wir schließlich auch den Zugang zu dem letzten im 
Zusammenhang mit den strukturellen Wandlungen der Agrareinfuhren der Gemeinschaft bestehen
den Problem (d) des starken ZurUckbleibens des Anteils der Entwicklungsli:lnder an den Einfuhren 

1) So wurde der Außenhandelsschutz der EWG gegenUber Drittll:lndern bei Industrieprodukten Uber 
die Vereinbarungen der 2. GATT-Runde hinaus gesenkt. International gesehen liegt er bei In
dustrieprodukten auf einem relativ niedrigen Niveau (1, 2). 

2) Langfristig scheinen mehr GrUnde dafUr zu sprechen, daß der regionale Freihandel den weltwei
ten GUteraustausch begunstigt. Nicht zuletzt durfte sich auch das Ziel der Sicherstellung der 
Versorgung, das zumindest langfristig den Außenhandelsschutz wesentlich beeinflußt, inner
halb einer Wirtschaftsgemeinschaft - aufgrund der Vielfalt ihrer Ressourcen - mit einem ver
gleichsweise niedrigen Außenhandelsschutz verwirkl ichen lassen (7). 
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Übersicht 2: Struktur der Agrarexporte nach Pradukten und Ursprungsregionen, 1967/69 

Anteil am Weltexport in ,. 
Wert der 

Gegenstand Exporte in jEntwickelte I Entwicklungs- Izentralverwal-
Mill. US-Dol-Iar Länder länder tungswirtsch. 

IExlIort«l1ter der 
Industrieländer 10 525 76 11 1, 

Weizen u.Weizenmehl , ,64 79 5 16 
Futtergetreide1) 2 043 72 21 7 
Fleisch u. Fleisch-
produkte , 609 71 16 l' 
MOlkereiprodukte2) 1 268 95 1 , 
Eier 241 60 7 '3 

Substitutive EXDort-

~ 10 970 50 40 10 
Reis 1 152 40 45 15 
Zucker 1 992 17 74 9 
ZitrusfrUchte 649 61 37 2 
Fette, Öle, ÖIsa&ten 4 128 59 29 12 
Tabak (unverarbeit.) 1 181 74 21 5 
Wein 721 67 16 17 
Futtermittel 1 147 49 48 3 

Tropische Produkte 4 183 4 95 1 
Kaffee 2 399 3 97 -
Kakao 656 1 99 -
Tee 633 9 84 7 
Bananen 495 4 95 1 

Landwirtsch. Rohstoffe 5 452 36 56 8 
Wolle 1 591 8' 13 4 
Baumwolle 2 270 26 57 17 
Jute 180 5 95 -
Faserstoffe 83 3 97 -
Kautachuk 1 '28 2 98 -

1) Ohne Sorghum und Hirse 
2) Ohne Butter, Mi I eh und Sahne 

Quelle: FAO, Commadity Review and Outlook 1972/73, Rom 1973, S. 38. 
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Übersicht 3: Volumenindices der Importe an Agrarprodukten 
Westeuropo, 1967 bis 1971 (1957/59 = 100) 

Anteil 

in % 1967 

~arprodukte insgesamt 100 126 

tfahrungs- und Futtermittel 64 138 
Getreide 15 133 
Obst 8 144 
Öle und ölsaaten 10 138 
Fleisch 11 154 
Molkereiprodukte 6 117 

petränke und Tabak 20 127 
Kaffee 8 159 
Tabak 5 138 

~dwirtschaftliche Rohstoffe 16 95 
Wolle 6 87 
Baumwolle 5 94 
Kautschuk 3 117 

1968 

128 

140 
128 

143 
141 
158 
124 

131 
173 
132 

99 
94 
92 

125 

Quelle: FAO, The state of food and agriculture. Rom 1972, S. 47. 

1969 1970 

134 139 

147 154 
131 141 
150 150 
146 162 

170 170 
127 137 

135 141 
182 186 

141 143 
102 101 

99 99 
94 88 

140 141 

aller den gemeinsamen M:lrktordnungen unterliegenden Agrarprodukten. KEBSCHULL weist 

1971 

141 

160 

147 
156 

173 
174 
137 

143 
189 

154 

95 
91 
83 

141 

in diesem Zusammenhang auf einzelne Li:lnder SUdamerikas hin, deren Agrarexporte stark von 
"MarktordnungsgUtern" bestimmt werden und die von den Marktordnungen "besonders hart betrof
fen sind". Das Bild ist durch den Hinweis auf die zuckerexportierenden Li:lnder zu ergi:lnzen, ins
besondere soweit diese keine Pri:lferenzbehandlung durch die Gemeinschaft erfahren haben bzw. 
werden. Obwohl KEBSCHULL an anderer Stelle zu dem Ergebnis kommt, daß "die EG-Agrarpolitik 
fUr die wichtigsten Ausfuhrprodukte der Entwicklungsli:lnder (mit Ausnahme der ••• erwi:lhnten la
teinamerikanischen Staaten) offensichtl ich wenig hemmend wirkt", bleibt dennoch zu fragen, wa
rum die Exporte der Entwicklungsli:lnder an "MarktordnungsgUtern" so wenig gestiegen sind im Ver
gleich zu den entsprechenden Exporten durch alle Drittli:lnder - also besonders der entwickelten 
Volkswirtschaften. Zur Erkli:lrung dieses Struktureffektes bieten sich vor allem folgende Hypothe
sen an, ni:lmlich erstens ein relativ hoher Anteil dieser Li:lnder an Marktordnungsprodukten, die 
einer geringen Zunahme oder gar Abnahme der Importe der Gemeinschaft infolge rasch wachsen
der Selbstversorgungsquote ausgesetzt sind: dies dUrfte vor allem fUr Zucker gel ten 1), fUr die 
anderen Marktordnungsprodukte (Fleisch, Molkereiprodukte, Weizen und Futtergetreide, Tabak, 
Wein, Öle, Fette und Ölsaaten) aber kaum zutreffen. Hier ist vor allem zweitens auf die geringe 
Wettbewerbskraft der Entwicklungsli:lnder gegenUber den Industrieli:lndern zu verweisen, die u.a. 
in ihrer geringen Exportfi:lhigkeit angesichts der durch das Bevölkerungswachstum bedingten starken 
Zunahme der Binnennachfrage bei relativ geringen Produktionszunahmen - im Gegensatz zu den 
Industrieli:lndern mit großen biologisch-technischen Fortschritten (Sojabohnen, Hybridmais) - be
grUndet ist (5, 6, 12). Hierin sind insbesondere die Ursachen fUr die Verluste von Marktanteilen 

1) Zuckerexporte der Entwicklungsli:lnder 1966/70 (1961/65) 12,89 (12, 16) Mill. t, der Industrie
li:lnder (ohne Ostblock) 4,24 (3,23) Mill. t, Importe Westeuropas 4,68 (4,63) Mill. t. 
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Übersicht 4: Die VerClnderungen in der Struktur des Welthandels insgesamt und mit Agrarprodukten 
nach Herkunftsregionen, 1962/64 bis 1967/69, in % p.a. 

!Exporte nach Industrie- Entwicklungs- Zentral ver- Welt 

vo~ 
Länder Länder waltungswirtsch. insgesamt 

gesamter Welthandel in % p. a. 

Industrieländer 10,7 7,7 11,2 10,1 
Entwicklungsländer 7,5 6,1 6,2 7,1 
Zentralverwaltungs-
wirtsch. 12,2 8,5 5,9 7,6 
Welt insgesamt 10,1 7,4 7,2 9,2 

Agrarprodukte in % p. a. 

Industrie länder 5,4 4,8 -2,2 4,8 
Entwicklungsländer 2,2 3,8 4,3 2,7 
Zentralverwaltungs-
wirtseh. 10,0 9,8 1,4 6,4 
lWelt insgesamt 4,7 4,8 1,3 4,3 

Quelle: UNCTAD, Handbook of International Trade and Development Statistics 1972. 

durch die EntwicklungslClnder zu sehen, wobei es sich, was besonders zu betonen ist, meist um 
diejenigen MClrkte mit den größten Zuwachsraten auch der Importnachfrage (Fleisch, Futterge
treide, Ölsaaten) handelt. Zum Ausdruck kommt diese strukturelle Verschiebung auch in der Tat
sache, daß die EntwicklungslClnder in zunehmendem Maße derartige Produkte aus den IndustrielCln
dem selbst importieren (Übersicht 4). 

8. Faßt man die bisherigen Überlegungen zusammen, so ist festzuhalten, daß der relativ geringe 
Zuwachs der Exporte der EntwicklungslClnder an Agrarprodukten in die Gemeinschaft seine Ursache 
überwiegend in der geringen FlexibilitClt der Agrarproduktion dieser LClnder hat und sehr viel 
weniger - was der Autor auch nicht verkennt - in den spezifischen Auswirkungen der EWG-Agrar
politik. Erst dann, wenn die Agrarproduktion in den EntwicklungslClndem sich der Struktur und 
Entwicklung der Importnachfrage der Gemeinschaft in dem Maße angepaßt hCltte, wie dies für die 
industrialisierten DrittlClnder gelten kann, könnte von direkten und betrClchtlichen Auswirkungen 
der EWG-Agrarpolitik auf diese LClndergruppe gesprochen werden. Die Annahme von KEBSCHULL, 
daß "LClnder, bei denen gute Chancen zur Entwickl ung entsprechender Produktionen bestehen, die
se angesichts der hochprotektionistischen EG-Maßnahmen gar nicht erst aufnehmen bzw. intensi
vieren", ist zumindest eine nicht falsifizierbare Spekulation. Dagegen wClre anzuführen, daß die 
EntwicklungslClnder ja auch dort Marktanteile an IndustrielClnder (Übersicht 5) verloren haben, wo 
sie seit IClngerem bereits als Anbieter auf dem Weltmarkt existent waren (Fleisch, Getreide). Um 
MißverstClndnissen vorzubeugen, sei einem aus diesen Überlegungen möglicherweise ableitbaren 
PICldoyer für die Agrarpolitik der EWG mit der Feststellung begegnet, daß das hohe Ausmaß des 
Agraraußenschutzes, insbesondere die nicht marktkonforme Handhabung der Abschöpfungen, und 
die Subventionierung des Agrarexports selbstverstClndlich nicht ihre Rechtfertigung aus den relativ 
geringen Auswirkungen auf die EntwicklungslClnder ableiten können. Um so ungünstiger sind die 
handelseinschränkenden Wirkungen auf den gesamten Welthandel mit Agrarprodukten zu beurteilen, 
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Übersicht 5: Hypothetische Marktgewinne und -verluste 1) der Entwicklungsländer beim Export 
von Agrarprodukten 1967/69 gegenUber 1962/64 in Mill. US-Dollar 

E~orte der Entwioklun~sländer ins~esamt 

1962/6 1967/69 Gewinne (+ 
Produktmarkt Anteil Anteil in Mill. in Mi 11. 

US-Dollar am US-Dollar am insgesamt 
Weltexport Weltexport 

Weizen und 
Weizenmehl 234 7,0 178 5,3 - 57 
Futtergetreide 296 17,6 429 21,0 + 69 

tReis 540 63,5 515 44,8 -217 
Fleisch 412 17,6 579 16,0 - 56 
Zucker 1420 66,2 1466 73,6 +147 
Zitrusfriichte 122 24,1 293 36,8 + 83 
Fette, Öle, 
Ölsaaten 1306 34,5 1189 28,7 -235 
Ölkuohen 243 48,6 295 39,5 - 68 
Kaffee 2018 97,4 2338 97,5 + 2 

Bananen 284 91,2 471 , 95,1 + 20 

Wolle 254 13,4 206 12,9 - 7 
Kautsohuk 1203 95,1 1296 97,5 + 33 
Gesamter Agrar-
export 15219 34,4 17382 31,8 - 1397 

~esamter Export 31723 20,3 44740 18,6 - 4385 
--------- ---- - ------------- - - - - - ---- - - - -

1) Geschätzt aufgrund der Verluste (Gewinne) an Marktanteilen 1967/69 gegenUber 1962/64. 
2) Einschließlich Zentralverwaltungswirtschaften (Economic Classes 1 und 111). 

Quelle: FAO, Commodity Review and Outlook, 1972/73, Rom 1973, S. 43. 

bzw. Verluste (-) in Mill.US-Doll. 

davon beim Export 2) 
in Industrieländer 

• 

- 84 

+ 43 

- 58 
- 68 

+136 

+ 75 

-271 

- 75 
- 26 
+ 11 

- 19 

- 86 

- 1350 

- 2836 
- ---- - - --- -------------- - I 



auch wenn diese vor allem "nur" die Landwirtschaft der entwickelten Volkswirtschaften betref
fen. 

9. In diesem Zusammenhang bleibt noch zu prUfen, ob und in welcher Weise ein Abbau des 
Agrarprotektionismus (Außenhandelsschutz) der EWG (a) den Weltagrarhandel und (b) insbesondere 
die BemUhungen der unterentwickelten U:lnder um eine Lösung ihrer Entwicklungsprobleme durch 
erhöhte Erlöse aus ihren Agrarexporten erleichtern wUrde: 

(a) Der Effekt eines reduzierten Außenhandelsschutzes auf den Weltmarkt fUr Agrarprodukte 
hängt ab von (1) dem Ausmaß der Minderung des Protektionsgrades, (2) der Preiselastizität 
des Angebots in den Import- und Exportländern und (3) derjenigen der Nachfrage in 
den Irriport- und Exportländern. FUr die Gemeinschaft muß von sehr niedrigen Angebotselasti
zitäten fUr pflanzliche Produkte ausgegangen werden. Bei den tierischen Veredlungsprodukten 
(unter der Annahme eines der Inzidenz Rechnung tragenden Preisverhältnisses) ist kaum eine 
Einschränkung, möglicherweise sogar eine Ausdehnung des inländischen Angebots zu erwarten. 
Als Folge der Preissenkung wUrde lediglich eine einmalige Zunahme der Nachfrage nach 
Agrarprodukten eintreten. Insoweit kann hier gesagt werden, daß sich der Mengeneffekt 
eines Abbaus des Außenhandelsschutzes auf die Importnachfrage der Gemeinschaft vor ollem 
auf pflanzl iche Produkte beschränken, dieser - sofern der Außenhandelsschutz nicht drastisch 
gesenkt wUrde - sehr gering sein und Uberdies kaum die Entwicklungsländer als Exportländer 
begUnstigen wUrde (vgl. oben unter 7.). Wiederum wUrde Zucker hier die Ausnahme darstel
lenQ) • 

(b) Ob und inwieweit eine Reduzierung des Agraraußenschutzes der EWG zur Verbesserung der 
Handelsbilanz und damit zur Lösung der ökonomischen Probleme der Entwicklungsländer bei
tragen kann, hängt jedoch nicht nur von den Auswirkungen eines verminderten Außenschutzes 
auf den Agrarexport dieser Länder ab. Wie aus Übersicht 6 hervorgeht, werden von diesen 
Ländern Agrarprodukte auch in relativ, allerdings länderweise unterschiedlich starkem Maße 
importiert. Der mit dem Abbau des Außenschutzes verbundene Anstieg der Wel tmarktpreise 
wUrde auch eine Verteuerung der Nahrungsmittel importe (und damit einen Anstieg des inlän
dischen Preisniveaus) der Entwicklungsländer zur Folge hoben und einen Anstieg der Devisen
ausgaben bei den Ländern bewirken, deren Importnachfrage preisunelastisch reagiert. Da bei 
einer Reduzierung des Agraraußenschutzes der EWG die Weltmarktpreise vor ollem der Markt
ordnungsprodukte ansteigen wUrden, also der Agrarprodukte, die einen relativ geringen Anteil 
am Agrarexport und einen relativ hohen Anteil am Agrarimport der meisten Entwicklungsländer 
ausmachen, dUrften sich die terms of trade der von diesen Ländern importierten gegenUber den 
von ihnen exportierten Agrarprodukten sogar zuungunsten vieler Entwicklungsländer ändern. 

Eine fUr die Entwicklungsländer gUnstigere Veränderung der terms of trade wUrde sich 
dann ergeben, wenn der Außenhandelsschutz der EWG nur oder bevorzugt bei den Agrarpro
dukten gesenkt wUrde, die allein oder in relativ starkem Maße von den Entwicklungsländern 
exportiert (Zucker) und nicht oder nur relativ wenig von ihnen importiert werden (tropische 
Nahrungsmittel und Rohstoffe landwirtschaftl ichen Ursprungs). Bei den zuletzt genannten Pro
dukten ist der Außenhandelsschutz der EWG allerdings relativ niedrig. Sie werden - vor allem, 
soweit es sich um Genußmittel handelt - wesentlich stärker durch Verbrauchssteuern belastet. 

1) Es ist zu betonen, daß wir hier lediglich von den Auswirkungen eines regional auf die EWG 
begrenzten Abbaus des Außenhandelsschutzes auf die Agrarexporte der Entwicklungsländer 
sprechen, nicht jedoch von einem weltweiten Abbau des Agrarprotektionismus. Von ihm wUr
den die Entwicklungsländer wahrscheinlich stärker begUnstigt werden. Dies zeigt auch eine 
von der FAO vorgelegte Studie (3, 4), gegen deren Ergebnisse freilich eine Reihe von metho
dischen und sachlichen Einwänden zu erheben ist. 
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Übersicht 6: Ag ra raus- und Agrareinfuhren 1) verschiedener Regionen 2), 1960 bis 1970, in Mill. US-Dollar 3) 

IEntwiokel te Länder 

~twicklungsländer 

Idavon: Afrika 

Latein
Amerika 

~60 

Export 16 679 
Import 25 455 
Differenz - 8 776 

Export 13 315 
Import 5 374 
Differenz 7 941 

Export 2 697 

1962 
18 351 
27 408 

- 9 057 

13 448 
6 521 
6 927 

2 671 

1964 
22 842 
31 206 

- 8 364 

15 364 
7 799 
7 565 

3 182 

1966 
24 882 

35 644 
-10 762 

15 814 
8 657 
7 157 

3 186 

1968 
25 206 

35 735 
-10 529 

15 599 
8 674 
6 925 

3 274 

19704) 

31 083 
42 964 

-11 881 

18 748 
9 498 
9 250 

3 792 
Import 1 046 1 050 1 115 1 301 1 205 1 398 
~~!!!:!!! ____ !_§2! _____ !_§~! ______ ~_2§1 ______ !_~~2 ______ ~_2~2 ______ ~_~2~_ 

Export 4 959 5 144 6 017 6 449 6 294 7 990 
Import 1 195 1 536 1 869 1 907 2 050 2 285 
~!!!!:!!! ____ ~_1~~ _____ ~_~2~ ______ ~_!~~ ______ ~_2~~ ______ ~_~~~ ______ 2_122_ 

Naher Osten I Export 1 202 1 262 1 406 1 560 1 619 1 756 
Import 770 1 019 1 273 1 366 1 320 1 394 
~!!!!:!!!-_____ ~~g _______ ~!~ ________ !~~ ________ 12~ ________ ~22 ________ ~~~_ 

Asien und 
Ferner Osten I Export 4 358 4 282 4 628 4 495 4 277 5 052 

Import 2 325 2 850 3 452 3 962 3 958 4 264 
~!!!!:!!! ____ ~_2~~ _____ 1_~}g ______ 1_!1§ ________ 2~~ ________ }!2 ________ 1~~_' 

Sonatige 
Entwl0klungs-1 Export 
länder 

Import 

DUrerenz 

100 

39 
61 

90 
66 
24 

131 
90 
41 

125 
122 

3 

135 
143 

- 8 

1) Umfaßt: SITC 0, 1, 21, 22, 231.1, Ex 26, 29 und 4. - 2) Ohne Zentralverwaltungswirtschaften. 
3) Umrechnung in US-Dollar nach Maßgabe der in der FAO Trade Yearbooks veröffentlichten Wechselkurse. 
4) Vorlöufig. Quelle: FAO, Commadity Review and Outlook, 1971 - 1972, Rom 1972, S. 22 f. 

158 
157 
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Doch dürfte auch deren Abbau keine wesentl iche Exportsteigerung mit sich bringen, da diese 
Produkte relativ preisunelastisch nachgefragt werden. 

10. Aufgrund unserer stärker differenzierenden und analysierenden Betrachtungsweise kommen wir 
in weitgehender Übereinstimmung mit KEBSCHULL zu dem Ergebnis, daß "die EG-Agrarpolitik fUr 
die wichtigsten Ausfuhrprodukte der Entwicklungsländer ••• offensichtlich wenig hemmend wirkt". 
Wir fügen hinzu, daß die unzureichende Produktionsflexibilität innerhalb der Entwicklungsländer 
sogar dazu geführt hat, daß diese die potentiellen Exportmöglichkeiten weitgehend nicht wahrneh
men konnten und deshalb bedeutende Marktanteile verloren haben (vgl. hierzu !.hersieht 5). Wir 
beurteilen darüber hinaus die Annahmen des Autors, von dem "Abbau von Steuern und nichttarifä
ren Hemmnissen bei einzelnen Produkten" deutliche Erleichterungen für die Exporte der Entwick
lungsländer zu erwarten, mit Skepsis. Die gleiche Skepsis möchten wir den Erwartungen entgegen
bringen, die der Autor an den Abschluß von internationalen Warenabkommen knüpft - ohne daß 
er hier allerdings genauere Überlegungen angestellt hat. Warenabkommen können nach allen Er
fahrungen nur einen sehr bescheidenen Beitrag zur Lösung der bestehenden Welthandelsprobleme 
leisten, insbesondere dann, wenn sie nicht begleitet sind von unumgänglichen Anpassungen in 
der Produktion in den jeweiligen Lieferländern 1). Eine verstärkte Förderung der Entwicklungslän
der muß vor allem von Maßnahmen außerhalb des Bereichs der Agrarhandelspolitik ausgehen, ins
besondere von den Bemühungen dieser Länder selbst, ihre Agrarproduktion anpassungsfähiger zu 
gestalten. Dazu zählt auch die Notwendigkeit, das Bevölkerungswachstum einzuschränken. 

1) So kommt die Expertengruppe der OECD zu dem Urteil, daß "experience to date with inter
national agreements suggests tOOt they can playa useful role in promoting short term stabil ity. 
A danger exists, however, that they can be used to inhibit long term adjustments required to 
bring overall agricul tural resource use into I ine with market requirements and to promote 
appropriate international balance of resource use" (11, S. 85). 
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Bemuh~ um Ausdehnun~des Agrarhandels mit Entwicklun~ländern 

Die Handelsbeziehungen auf dem Agrarsektor zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland und den 
Entwicklungsländern sind seit Jahren rege. So hat sich die Einfuhr an Agrarerzeugnissen aus die
sen Ländern von 1,27 Mrd. $ im Jahre 1963 auf 1,86 Mrd. $1971 1) kontinuierlich erhöht. Der 
Anteil dieser Einfuhren an der gesamten deutschen Agrareinfuhr aus Drittländern liegt bei 40 %. 

Die deutschen Ausfuhren an Agrarerzeugnissen in Entwicklungsländer sind im Vergleich zur Ein
fuhr verhäl tnismäßig gering. Sie zeigen allerdings eine beachtl iche Zuwachsrate von 41,5 Mill. 
$ 1963 auf 158 Mill. $ 1971. In diesen Zahlen ist die Nahrungsmittelhilfe zur Linderung akuter 
Nahrungsmittelnotstände in den Entwicklungsländern enthalten. Die Bundesregierung leistet diese 
Hilfe aus humanitären GrUnden und aus ihrer Mitverantwortung fUr die Ernährung der Bevölkerung 
in der Dritten Welt. 

Die Außenhandelspolitik der Bundesregierung ist eingebettet in die gemeinsame Handelspolitik 
der Europäischen Gemeinschaften. Im Rahmen dieser Politik wird von deutscher Seite stets auf 
eine I iberale Gestaltung dieser gemeinsamen Handelspol itik gedrängt. Dabei werden alle Bestre
bungen unterstutzt, die auf eine Ausdehnung des Agrarhandels mit den Entwicklungsländern zielen, 

1) Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Außenhandel, Monatsstatistiken • 
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damit die wirtschaftliche Basis dieser Ltinder nachhaltig verbessert werden kann. An einem mög
lichst freizügigen Handel ist unserm Land auch aus eigenem Interesse gelegen. Die Agrarerzeugung 
in den Entwicklungsländern liefert Produkte, die wir benötigen und die zu einem großen Teil in 
keiner Konkurrenz zur heimischen Erzeugung stehen. Konkurrenzprobleme gibt es bei einigen 
landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, teilweise auf dem Sektor Obst und Gemüse und 
bei Zucker. Diese bestehen jedoch gleichermaßen gegenüber den Agrarexporten aus industriellen 
Drittländern, deren Exportfähigkeit ungleich größer ist. Die Europäischen Gemeinschaften sind 
daher bestrebt, die Stellung der Entwicklungsländer auf den Märkten der Gemeinschaft gegenüber 
den industriellen Drittländem zu stärken. 

In diesem und in den kommenden Jahren werden eine Reihe von intemationalen Verhandlungen ge
führt, die die Außenhandelsbeziehungen sowohl zwischen den Industrieländem als auch zwischen 
den Industrieländem und den EntwicklungslCindern nachhaltig beeinflussen werden. 

Da sind zunl:ichst die bevorstehenden Handelsverhandlungen im GATT zu nennen, deren Ziel die 
allgemeine Ausdehnung des Welthandels ist. Der Agrarsektor ist voll einbezogen. Es werden aber 
die Besonderheiten des Agrarsektors anerkannt. 

Hinzu treten für die Europäischen Gemeinschaften 
die Aufnahme von Verhandlungen über die zukünftige Gestaltung der Beziehungen zu den 
AASM und den im Protokoll Nr. 22 des Beitrittsvertrages genannten Commonweal th-Ländern 
sowie die 

- Vertiefung der Beziehungen zu den Mittelmeerltindern. 

Von diesen teilweise zeitlich parallel laufenden Bemühungen erhoffen sich die jeweils beteiligten 
Entwicklungsländer eine Verbreiterung ihres Handels insbesondere auf dem Agrarsektor. Da viele 
dieser liinder Agrarländer sind, sind für sie die Ergebnisse auf dem Agrarsektor entscheidendes 
Kriterium für den Erfolg. 

2 Tendenzen und Probleme im Agraraußenhandel mit den Entwicklungsländern 

2.1 Verzicht auf Gegenseitigkeit 

In Handelsverhandlungen ist es üblich, vom Grundsatz der Gegenseitigkeit auszugehen. Ohne an
gemessene Gegenleistung gibt es keinen Abschluß. Gegenüber den Entwicklungsländern zeichnet 
sich zunehmend die Bereitschaft der Industrieländer ab, auf die strikte Anwendung der Reziprozi
tät der Zugeständnisse zu verzichten. Dies geschieht in der Erkenntnis: Das wirtschaftl iche Kräfte
verhältnis zwischen IndustrielCindern und Entwicklungsländern ist derartig ungleich, daß nicht die 
Gegenseitigkeit, sondern der Grundsatz der Angemessenheit Anwendung finden muß. 

In der Deklaration von Tokio über die künftigen GATT -Verhandlungen ist dieser Grundsatz aner
kannt. Sie spricht von besonderen und günstigeren Bedingungen der EntwicklungslClnder für den 
Marktzugang in den IndustrielCindern. Darüber hinaus werden noch zusätzliche Vergünstigungen 
für die am wenigsten en.twickelten LCinder vorgesehen. 

Auch die Kommission der Europäischen Gemeinschaften sieht in ihren Vorschlägen zur Vorberei
tung der Verhandlungen mit den AASM und den LCindern des Protokolls Nr. 22 zum Beitrittsver
trag, die gegenwClrtig in den Gremien des Ministerrats diskutiert werden, den Verzicht auf Ge
genseitigkeit vor. Deutscherseits wird dieser Grundsatz befürwortet. Schwierigkeiten werden von 
Frankreich erwartet. Mögl icherweise ist dies aber eine taktische Position. 

2.2 Zoll präferenzen für verarbeitete Agrarerzeugnisse 

Die erste praktische Anwendung des Verzichts von Gegenleistungen besteht im Rahmen der All
gemeinen Zollpräferenzen. Auf Grund der Resolution Nr. 21 der 2. Welthandelskonferenz in 
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New Delhi 1968 haben die Europäischen Gemeinschaften seit dem 1.7.1971, gefolgt von den 
meisten Industriestaaten außer USA und Kanada, ein Allgemeines Zoll präferenzsystem gegenUber 
den Entwicklungsländern eingefuhrt. Dieses System gilt weltweit gegenUber 91 dieser Länder. 
Hier wurde eine Ausnahme von der GATT-Regel der MeistbegUnstigung gemacht. Vorzugszölle 
der Industrieländer gegenUber den Entwicklungsländern sollen helfen, die Wettbewerbsposition 
der Entwicklungsländer zu verbessern und ihre Exporterlöse zu vermehren. 

In dieses Allgemeine Zollpräferenzsystem sind die landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse 
nur fallweise einbezogen. Das bisherige Angebot der Gemeinschaft an Zoll präferenzen bei land
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen ist recht bescheiden. Es umfaßt gegenwärtig nur etwa 
10 % des Handelsvolumens an landwirtschaftlichen Verarbeitungswaren. 

Es gehen daher die Bestrebungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaften dahin, ab 1. Januar 
1974 die Zoll präferenzen fUr landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse beträchtlich zu erwei
tern. 

FUr die Europäischen Gemeinschaften bestehen hier jedoch große Schwierigkeiten. Sie mUssen ge
wisse RUcksichten auf die Interessen der eigenen Landwirtschaft bei konkurrierenden Erzeugnissen 
nehmen, insbesondere bei Obst und GemUse und ZitrusfrUchten. Hier sind besonders die Wider
stände Italiens zu uberwinden. Sodann stehen die vielfachen Bindungen der Europäischen Gemein
schaften aufgrund bestehender Assoziationsverträge mit einer Reihe von Entwicklungsländern der 
Ausdehnung der Allgemeinen Zollpräferenzen entgegen. Diejenigen Entwicklungsländer, die be
sonders regionale Präferenzen gegenUber den Europäischen Gemeinschaften genießen, achten 
sehr darauf, daß sie diese besonderen Wettbewerbsvorteile nicht durch weltweit zu gewährende 
Zol I präferenzen verlieren. Hier stellt sich deutlich das Problem der Konkurrenz der Entwicklungs
länder untereinander um Vorteile auf den Märkten der Europäischen Gemeinschaften. Bei Minde
rung solcher Vorteile verlangen die betroffenen Länder häufig Kompensationen. 

Die Diskussion innerhalb der Europäischen Gemeinschaften uber die von der Kommission vorge
schlagene Ausdehnung der Allgemeinen Zoll präferenzen fUr landwirtschaftl iche Erzeugnisse ist 
noch nicht abgeschlossen. Wir hoffen jedoch auf eine beachtliche Ausdehnung einmal durch Er
höhung der Zollkonzessionen bei den bereits diesem System unterliegenden Erzeugnissen sowie be
sonders durch Einbeziehung weiterer landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse. 

2.3 Konkurrierende Agrorerzeugnisse des Mittelmeerraumes 

Die Europäischen Gemeinschaften haben aus allgemein-politischen und wirtschaftlichen GrUnden 
ein großes Interesse an einer positiven Entwicklung in den ihr nicht angehörenden Anrainer-Staaten 
des Mittelmeers. Sie suchen daher zu den Mittelmeerländern besonders enge wirtschaftliche Bezie
hungen. Die schwierigsten Fragen, die hieroei auftreten, betreffen den Agrarsektor, weil diese 
Länder in beträchtl ichem Umfang Agrarerzeugnisse in die europäischen Länder exportieren. Es han
delt sich im wesentlichen um ZitrusfrUchte, Obst und GemUse sowie deren Veraroeitungserzeug
nisse, Wein sowie Fisch und Fischerzeugnisse. 

Innerhalb der Gemeinschaft stoßen die genannten Produkte auf die Konkurrenz der in Italien und 
Frankreich produzierten Waren. In langen internen Verhandlungen haben daher die Europäischen 
Gemeinschaften einen Kompromiß zwischen den italienisch/fronzösischen Forderungen zum Schutz 
ihrer Erzeuger und den Erfordernissen eines mögl ichst hohen Imports von Agrarerzeugnissen aus den 
Mittelmeerländern gefunden. Die Europäischen Gemeinschaften haben den Mittelmeerländern vor 
einigen Monaten ein Verhandlungsangebot unterbreitet, das erhebliche Zollsenkungen bei wichti
gen Erzeugnissen, vor allem bei ZitrusfrUchten, vorsieht. Ital ien erhäl t als Ausgleich fUr die Ver
minderung seiner Präferenzen eine Erhöhung der Vermarktungsprämie fUr die in die Mitgliedstaaten 
der EG gel ieferten Orangen. 
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Den Mittelmeerländern ist dieses Angebot nicht ausreichend. Sie versuchen daher in den Verhand
lungen eine Verbesserung zu erreichen. Erst in der Schlußphase der Verhandlungen durfte es hier
uber zu einer Entscheidung kommen. Deutscherseits wUrden wir eine Ausdehnung des Angebots 
begrußen. 

2.4 Stabilisierung der Exporterlöse bei Rohstoffen 

Abgesehen von Zucker und Tabak bestehen bei tropischen Erzeugnissen und Rohstoffen keine grö
ßeren Konkurrenzverhöltnisse zwischen den Entwicklungslöndern und den europöischen Gebieten. 
Diese Produkte werden in Europa nicht oder kaum erzeugt, aber benötigt. Daher sind Zölle und 
Abschöpfungen entweder Null oder sehr niedrig. 

Das Hauptproblem in diesem Marktbereich sind die starken Preisschwankungen. Dies hat unmittel
bare RUckwirkungen auf die Exporterlöse der betreffenden Entwicklungsländer mit allen Folgen fUr 
deren wirtschaftliche und soziale Entwicklungsprogramme. 

Diese Tatsache ist seit vielen Jahren der wichtigste Antrieb fUr den Abschluß von internationalen 
Rohstoffabkommen. Vermeidung großer Preisausschläge sowie bessere MarktUbersicht auf den Roh
stoffmärkten sind wesentliche Ziele dieser Abkommen. Auch in der Orientierung der Europäischen 
Gemeinschaften fUr die GATT -Verhandlungen ist der Abschluß von Rohstoffabkommen bei geeig
neten Erzeugn issen vorgesehen. 

Die Frage nach dem Erfolg dieser Abkommen wird von uns zurUckhaltend beantwortet. Die Erfah
rung zeigt, daß Rohstoffabkommen befriedigend arbeiten, wenn die Preise auf den Weltmörkten 
relativ stabil sind. FUr diesen Fall aber brauchen wir keine Abkommen. Bei großen Schwankungen, 
insbesondere bei stark fallenden Preisen, d.h. bei großem Angebotsdruck, halten sich einzelne 
Exportlönder nicht an ihre Verpflichtungen. Dies fuhrt dann zu zeitweiser Funktionsunföhigkeit 
einzelner Abkommen. Es sind GrUnde allgemein-politischer Art, die deutscherseits die Teilnahme 
an diesen Abkommen nahelegen. 

Seit einiger Zeit ist eine neue Art der Erlösstabilisierung in der Diskussion. Die Argumentation 
der Entwicklungsländer geht dahin, daß zu wenig Rohstoffabkommen existieren und daß die Vor
teile dieser Abkommen fUr die Entwicklungsländer zu gering ausfallen. Sie fordern daher seit 
löngerem eine stärkere Sicherung der Devisenerlöse aus Rohstoffexporten zur Gewöhrleistung eines 
stetigen Entwicklungsprozesses. 

Besonders nachdrUck I ich wird dies von den AASM und den im Protokoll Nr. 22 zum Beitrittsver
trag genannten Ländern des Commonwealth in den Verhandlungen mit den Europäischen Gemein
schaften verlangt. 

Um diesem Verlangen der Entwicklungsli:lnder entgegenzukommen, hat die Kommission der Euro
päischen Gemeinschaften dem Ministerrat einen Vorschlag unterbreitet, der eine Stabilisierung 
der Exporterlöse durch Ausgleichszahlungen bei Kaffee, Kakao, ErdnUssen, Erdnußöl , Baumwolle, 
Bananen, Zucker und Kupfer vorsieht. Die kalkulatorische Basis des Stabil isierupgsvorschlages 
bildet eine Referenzsumme fUr jedes Land. Diese errechnet sich aus den durchschnittl ichen Wel t
marktpreisen des jeweiligen Erzeugnisses in den zurUckliegenden 5 Jahren und den in die Gemein
schaft exportierten Mengen pro Jahr. Fällt die tatsi:lchliche Erlössumme bei Einfuhren in die Ge
meinschaft unter diese Referenzsumme, so entsteht fUr das betreffende Lieferland automatisch ein 
Anspruch auf Ausgleich in Höhe der Differenz. Dieser kann in Form von Krediten oder Beihilfen 
befriedigt werden. 

Über diesen Vorschlag der Kommission gibt es große Meinungsverschiedenheiten. Man muß sich 
fragen, ob der Vorschlag im langfristigen Interesse der betroffenen Entwicklungsländer selbst liegt. 
Seine Anwendung wUrde dazu fUhren, daß bestimmte Länder bevorzugt, andere diskriminiert wer
den. Er begUnstigt eine Spaltung der Rohstoffmärkte. Es besteht die Gefahr der kUnstlichen Auf-
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blähung der Produktion uber die Marktnachfrage hinaus und damit der Ruf nach immer stärkeren 
marktordnungsmäßigen Regelungen mit unUbersehbaren finanziellen Folgen. Außerdem fragt es 
sich, ob der Warenkatalog richtig gewCihlt ist, zumal es fUr einige Produkte bereits Rohstoffab
kommen gibt (Kakao, Kaffee, Baumwolle) oder Sonderregelungen zweckmäßiger wären (z.B. 
Zucker, Bananen). 

Sicher ist jedoch, daß eine Lösung dieser Fragen gefunden werden muß. Die Entwicklungsländer 
werden hierauf nicht verzichten, nachdem der Vorschlag einmal in der Welt ist. Es sollten Lö
sungen gefunden werden, die wettbewerbspolitisch neutraler bleiben und eine Spaltung der Roh
stoffmCirkte vermeiden. Außerdem mUßte auf jede Automatik bei einzelnen Waren verzichtet wer
den. Es sollte vielmehr von der wirtschaftlichen Gesamtsituation des Landes ausgegangen werden. 
Globale Strukturbeihilfen in besonders benachteil igten Entwicklungsländern wären bei starken 
Erlösminderungen aus Rohstoffverkäufen auf lange Sicht auch im Interesse der betroffenen LCinder 
wirksamer. 

2.5 Interessenkonflikt bei Zucker 

Zucker ist das Erzeugnis, bei dem die Interessen der Erzeuger und der Zuckerwirtschaft innerhalb 
der Gemeinschaft mit den Exporterfordernissen einer Reihe von EntwicklungslCindern am meisten 
in Konfl ikt geraten. Die Zuckererzeugung innerhalb der erweiterten Europäischen Gemeinschaf
ten deckt in etwa den Verbrauch. Andererseits ist eine Reihe von Entwicklungsländern auf den 
Export von Zucker angewiesen. 

Im gegenwCirtigen Zeitpunkt wird im Rahmen der Vereinten Nationen uber die Neufassung des 
Internationalen Zuckerabkommens beraten. In den Verhandlungen der Europäischen Gemeinschaf
ten mit den AASM und den im Protokoll Nr. 22 des Beitrittsvertrages genannten Ländern des Com
monwealth mUssen die im Beitrittsvertrag hinsichtl ich Zucker ubernommenen Verpfl ichtungen kon
kretisiert werden. Sodann gilt die jetzige EWG-Zucker-Marktordnung nur noch bis Ende des 
Wirtschaftsjahres 1974/75. Auf Grund dieser Situation ergibt sich fUr die Europäischen Gemein
schaften die Notwendigkeit, ihre interne Zuckerpolitik neu zu bestimmen und dabei zu entschei
den, welche Politik sie bei Zucker gegenUber den Entwicklungsländern eingehen wollen. Die Kom
mission der Europäischen Gemeinschaften hat hierzu dem Ministerrat einen Vorschlag unterbreitet, 
der u.a. folgendes vorsieht: 

Begrenzung der internen Produktion auf eine Menge, die etwa 600 000 t unterhalb des Ver
brauchs in der erweiterten Gemeinschaft liegt 
Übernahme von 1,4 Mill. t Zucker aus den AASM und den im Protokoll Nr. 22 zum Beitritts
vertrag genannten Commonwealth-Ländern zu angemessenen Abnahmepreisen 
Beteiligung am Internationalen Zuckerabkommen als Netto-Importeur (d.h. bei einer Einfuhr 
der genannten 1,4 Mill. teine Ausfuhrquote von 800 000 t). 

Über diesen Vorschlag wird gegenwärtig im EG-Ministerrat verhandelt. Es ist nicht zu erwarten, 
daß dieser Vorschlag in der vorliegenden Form angenommen wird. Eine Reihe von Delegationen 
hat sich bereits negativ zum wesentlichen Inhalt des Vorschlages ausgesprochen. 

Die größte Schwierigkeit liegt in der Ungewißheit uber die kUnftige Entwicklung der Versorgungs
lag.e bei Zucker in der Welt. Die letzten drei Jahre haben gezeigt, daß die Zunahme der Erzeu
gung in den Entwicklungsländern nicht in dem Umfang erfolgte, wie es erwartet worden ist. Ab
gesehen von ordnungspolitischen Bedenken, die gegen ein absolutes Produktionsverbot in der Ge
meinschaft uber eine bestimmte Grenze hinaus bestehen, wäre der Kommissionsvorschlag nur dann 
vertretbar, wenn in den nCichsten Jahren seitens der EntwicklungslCinder in ausreichendem Maße 
Zucker angeboten werden könnte. Dies kann niemand mit Sicherheit vorhersagen. Aus diesem 
Grund verlangt besonders Frankreich, gefolgt von Belgien und Irland, eine beträchtliche Auswei
tung der internen Produktionsquoten und lehnt einen Beitritt zum Zuckerabkommen unter den von 
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der Kommission vorgeschlagenen Bedingungen ab. Die Bundesregierung befUrwortet mit RUcksicht 
auf die EntwicklungslCinder einen Beitritt der furopCiischen Gemeinschaften als Nettoimporteur, 
ohne daß heute schon etwas uber die Höhe der Quote gesagt werden könnte. Welchen politischen 
Kompromiß der Ministerrat hinsichtlich Quoten und Beitritt zum Internationalen Zuckerabkommen 
finden wird, ist im gegenwCirtigen Zeitpunkt nicht absehbar. 

Dagegen ICißt sich absehen, daß die EuropCiischen Gemeinschaften 1,4 Mill. t Zucker aus den 
AASM und den im Protokoll Nr. 22 des Beitrittsvertrages genannten Commonwealth-LCindern zu 
garantierten Preisen abnehmen werden. Da gerade fUr eine Reihe dieser LCinder Zucker das tra
gende Exportprodukt darstellt, wird hiermit ein beachtlicher Beitrag zur Förderung der Entwick
lung dieser LCinder geleistet. 

Charakteristisch fUr unsere Außenhandelsbeziehungen zu den EntwicklungslCindern auf dem Agrar
sektor ist das BemUhen um eine Synthese zwischen der fUr den Bestand des gemeinsamen Agrarmark
tes notwendigen GemeinschaftsprCiferenz und den Exportbedurfnissen der EntwicklungslCinder. Es 
besteht die berechtigte Hoffnung, daß im Rahmen der verschiedenen parallel laufenden Verhand
lungen auch in Zukunft Kompromißlösungen gefunden werden, die diesem Ziel entsprechen. 

Die zUgige Kaufkraftentwicklung in der Gemeinschaft hat den EntwicklungslCindern die Möglich
keit eröffnet, ihre Agrareinfuhren betrCichtlich zu steigern. Eine harmonische Wirtschaftsentwick
lung innerhalb der Gemeinschaft trCigt daher neben der besonderen Gestaltung der Handelsbezie
hungen zu den EntwicklungslCindern in bedeutendem Maße dazu bei, die wirtschaftliche Entwick
lung in diesen LCindern zu verbessern. 
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In comparison to nearly oll other sec tors of American economic and social enterprise, agriculture 
has enjoyed specific attention from the Federal Government. President Lincoln, already during 
the Civil War, endeared the Federal Government (and the Republican Party) to the farming com
munities through the Landgrant Act of 1863. It brought some order in the land development pat
tems and led to the establishment of land grant colleges and the extension service through the 
county agent. The Government subsidized development in various ways, including research. 

It took 0 long time before average yields per hectare rose spectacularly, but the government's 
activities, including irrigation and soilconservation prevented the destruction of large areas of 
farm land. Important were the successes with wheat, cotton, sorghum, soybean, citrus fruits. In 
general, policies were aimed at increased and improved production, sustaining exports to Western 
Europe. 

The world depression of the thirties coincided with severe droughts in the Mid-West but tempora
rily slowed down the flight from the land. The Roosevelt administration changed the promotional 
acHvities into protective (parity prices) and regulatory (avoidance of market gluts) services. 
The stated objective was to save the American family farm as a social system. 

During World War 11 the war industries attracted many rural laborers and this promoted mechani
zation. Roosevelt, followed byTruman, launched the idea that the USA was called by history to 
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"feed the hungry world". This was especially directed towards victims of the war in Europe, 
North Africa, and China. Suddenly, the promotional foundations of the policies were lifted 
towards international social policy. 

It should be noted that the "developing countries" were not yet discovered as an object of policy, 
with the exception of the treatment of vegetable fats and oils, where the tropical countries were 
a serious competitor. In such cases, the farmer became protected by import duties. The case of 
cane sugar is very interesting, because it promised protection (guaranteed quotas for domestic 
and foreign producers ct guaranteed prices). Although perhaps initially geared to the joint-enter
prise in sugar on Cuba, its consequences for the world sugar markets were wide-spread. 

2 Internal Dynamics Since World War 11 

The war effort greatly accelerated the flow of - white and black - rural people to the industrial 
centers. This promoted the already existing trends towards mechanization in agriculture and con
centration of farm units into larger entities. There was little in the domestlc agricultural policy 
to channel or cushion these trends (Iike higher support price for the small farmer, or regional 
differences in support price). 

With rapid increase in consumers income, Engel's law made itself feit. 

Consumption of carbohydrah~s per capita hardly rose, a trend underlined by dietary advise. 
Protective foods - meat, milk, fruit, vegetables - came into the limelight and these were 
suddenly geared towards wide national markets, rather than local foodmarkets. This brought 
about regional specialization and intensified the confl ict between the family farm and the agri
cultural enterprise. Carbohydrates (wheat, corn, oilseeds) and fibers (cotton) plagued by low 
income elasticity of national demand, remained the suppl iers of the international markets. 

3 External Dynamics After World War 11 

The war had interrupted (Argentine) or destroyed (South East Asia) some traditional competitive 
producers. As mentioned, the war-devastated countries needed North American food, fodder and 
fibers, often on non-commercial terms (UNRRA, Marshall Plan). This made international trade in 
food a governmental affair. If this was temporary, events in the developing world changed the 
scene more permanently: 
(a) A combination of more rapid population increase and rising per capita income means a ~ 

high propensity to increase demand for food - easily 3 - 4 % per annum in many instances. 
(b) Even with commendable efforts to increase food production, developing continents could 

not keep up with demand. 
(c) National and international agencies "discovered" a high degree of mal nutrition and hunger; 

catastrophes could no longer go unnoticed by the world at large. 

Since 1955, the developing nations as a whole have to import increasing volumes of grain, milk 
and other products, which also can be produced or even better produced in the highly developed 
industrialized countries. --

4 Il'!!EQct on USA Poli~ 

The first hard hitting factor was widespread famine in India in 1953 - 54. Food help resulted out 
of three f~rces - firstly humanitarian impulses (feed the hungry) - secondly, commercial (India 
needs exactly what we do not need so much at home, and Europe is back on its feet) - thirdly, 
pol itical (food is an agent in the Cold War, certainly in Madras and Calcutta in 1953/54). 
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This was socral ized in the famous Eisenhower doctrine - "food for peace". This also stimulated 
multilateral efforts (World Food Program) and at a later stage the E.E.C. contributions to food 
programs. The tri pie motivation gave an excellent opportunity for domestic forces of various 
kinds to press for more or less, or influence the choice of commodities, or the directions of the 
flow. An important humanitarian contribution is based on the policy to give and transport at low 
cost or for free, food to be distributed through voluntary agencies (CARE, Church World Service, 
Cathol ic Reliet). This rel ieved the Government of enormous administrative and political I iabil i
ties. 

At the same time, "food for peace" for large groups in the farm belt had "surplus disposal" as its 
major aim and opera ti onaI directive. The pressure in that direction would be directly proportio
nate to the existence of burdensome surpluses. And, of course, the program tended to serve 
"friendly" governments rather than "unfriendly" ones. In a sense, these motivations reinforced 
rather then contradicted each other. They gave leeway to changing governmental pol icies. 

Quantitatively, over time this led to a gradual decrease of amounts (or value) of exports under 
these programs, as indicated in the following table I. As a percentage of total agricultural 
exports it dropped from 26 % to 13 %. It is interesting to note that soles in foreign currency 
dropped drastically, concessional dollar credit soles increased greatly and donations remained 
stable. 

Table 1: UNITED STATES: AGRICULTURAL EXPORTS, CONCESSIONAL AND COMMERCIAL 

1961-65 1967 1968 1969 1970 1971 average 

Mi11ion U S Do11ars 

Concessiona1 Exports 

Pub1ic Law 480 
Foreign currency sales 1,035 736 540 337 276 171 
Dollar credit sales 69 194 384 428 490 509 
Donations 253 287 251 256 255 291 
Barter 83 13 3 -- -- --

TOTAL EXPORTS UND ER 
PL 480 1,440 1,230 1,178 1,051 1,033 1,057 

Mutual Security/Aid 55 33 11 -- -- --
TOTAL CONCESSIONAL 1,495 1,263 1,1 89 1,051 1,033 1,057 

Commercial Exports 4,148 5,117 5,039 4,885 6,226 6,638 

TOTAL AGRICULTURAL 
EXPORTS 5,644 6,380 6,228 15,936 7,259 7,695 

Perce lt 

Concessional as per- I 20 I 181 14J centage o~ total 26 19 13 

§OUR~E: FAO. 
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Qualitatively, the mixture of motivation is a mixed blessing. If it led to dependence upon USA 
food help, there might either be complacency about domestic production or a feeling of frustra
tion and resentment about such dependency - to wit the attitude of the Government of India 
over the last five years. These ambivalent attitudes may change abruptly, causing misunderstan
ding again in the American press or among the humanitarian-minded public. Most likely, the 
commercial interests and the politicians are least ruffled by changing sentiments abroad. 

~ Conseguences of Food Assistance 

Domestically, they are a corollary to national policy as weil as foreign trade policy. These are 
remarkably interwoven in the hierarchy of the Department of Agriculture and domestic group 
interests. For some products, notably the carbohydrates and cotton, subsidized exports are an 
important stabilizer of stocks and prices. They help the Government, the Commodity Credit Cor
poration and private industry to finance and regulate agricultural production and marketing. For 
other products (meat, poultry) these policies seem to have little politicalimpact 1~ perhaps 
because stability in fodder prices is everybody's interest. 

Abroad, the USA Government shows a "fatherly" interest that irregularities in food distribution 
do not disrupt the benign "c1imate" at home. It has shown little interest in good, indifferent, or 
bad effects on agricultural production and marketing in the receiving countries of various alter
natives in treating concessional food imports. This aspect will be treated in more detail below. 

Internationally, subsidized exports are technically "dumping" and from the beginning Australia 
and other commercial exporters hove insisted on "consultations", as required under GATT. 
Generally they are organized in Washington under the auspices of the Food and Agriculture 
Organization. Already in 1953/54, Dr. Mordechai Ezekiel and I tried to "rationalize" the sub
sidized food exports as developmental aid. Obviously, the transaction and the use of the food 
would have to meet specific criteria. Essentially, they should not interfere with "normal trade
channels", of donor, recipient and third countries. More recently, the term "food for work" has 
become the connotation for developmental surplusdisposal deals. Aside from these, emergency
relief grants or transactions also have generally been recognized as being legitimate and "not 
harmful to normal international trade channels" • 

6 The Nixon Administration's Agricultural Policies 

No administration has been able to extricate itself from the heavy financial burdens of agricul
tural policies claimed to be as high as 14 billion annually. This is the logical result of a special 
set of circumstances: 
(a) as years went by, new weapons were added to the arsenal of governmental agencies to 

pursue the widely diversified domestic and international goals, 
(b) farmers, or groups of farmers (dairy farmers for instance) maintain well-organized labbies 

in Washington, 
(c) many members of the House of Representatives depend for re-election on rural votes - the 

"green front" is bi partisan, 
(d) as a result, many measures, introduced as "emergency" and "temporary" became long-lived. 

1} The rapidly rising prices of meat and related products in early 1973 suddenly made them 
politicallya Iiability of the administration. 
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But gradually, other political issues have become more important. The Nixon administration 
wished to leave more to private initiative (read powerful agricultural big business and cooperati
ves), with the "social pieces of poverty" being picked up by the States and lacal govemment. In 
this line of thinking, the maintenance of sub-efficient farming for sacial or even political reasons 
became less compelling. This had already been expressed by the Secretary of Agriculture, Ezra 
Benson. As from the mid-fifties, the administration started to become critical of its own activities, 
although private interests tended to keep them in force. 

At one point, of course, private big agricultural and processing business and the administration 
see eye to eye - the $OIe of American products at commercial rates in convertible currency. It 
found these markets in Europe, in Japon, in Soviet Russia, but also - more or less as a surprise -
in developing countries. 

And indeed, these exports have risen rapidly, in many directions and for many products, over the 
last 10 or 15 years. It is in this direction, tOOt the Nixon administration wants to score with the 
farming community. The occasional or persistent diatribes against the Common tv\arket for protec
tive measures are easily explained on the domestic scene. 

The developing countries have, so far, not suffered too much from the debate. In many cases, a 
mixture of "hard" and "soft" selling made the deal palatable or desirable for a developing country. 
Thus, the "food for peace and for work" program could be defended as export promotional beyond 
its immediate scope. 

Ofjcourse, this has made USA agriculture trade palicyan important factor in domestic agricultural 
pol:icy. It also has made trade in agricultural products highly vulnerable to political influences 
(including regional interests), and govemmental managerial manoeuvres. For instance, a notable 
drop in wheat prices in February 1973 could to a large extent be attributed to unannounced but 
veo/ effective $Oles from govemment held stocks or refu$Ol to refinance stocks in private hands. 

ThE!refore, the policy of leaving decisions on production more in private hands (without production 
quota) does not mean less interest in agricultural policies. Primarily, the means and methods 
have changed. 

7 ConseQuences of the Bad Harvests, 1972 

A large $OIe to the USSR, suffering from a major crop failure in 1972, seemed to offer many 
advantages. It would defuse the military threat, especially in the Middle East and Vietnam, it 
wovld pave the way for an ongoing barter of food for fuel. It also would rel ieve the Govemment 
of "surplus-stock" of wheat and endear the Govemment to private industry in agriculture and a 
long range of industries, related to agriculture. 

When the deal was made, few people foresaw the worldwide implications of the crop failures, 
coi,..ciding in a large number of countries. 

In Asia, contrary to expectations of the "green revolution" a serious rice shortage developed in 
thesecond half of 1972. As rice and wheat prices are closely correlated in countries where food
handling and processing are simple, ~prices rose by 50 - 70 % or more. 

8 Prospects for USA Agricultural Policy 

The Administration is torn by two conflicting trends. It wants to keep the cost of living down, but 
has excluded "primary products" from price controls throughout Phases I, 11 and 111. Therefore it 
makes every effort to picture a near future with prices decreasing, even during 1973. 

! 
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On the other hand, it considers the high prices a vindication of its pol icy to reduce subsidies to 
agriculture and quotes with pleasure the 1971 - 73 increase in soles for domestic consumption 
and export. 

Obviously, two different objectives clash. If - as may be expected - it takes a few years to create 
a substantial surplus on world markets, commercial demand will remciin high, at least in dollars, 
even from the side of developing nations. At the some time, the American publ ic expects - and 
the govemment cannot deny - a plentiful supply of agricultural products at low prices. Even with 
the hassle about meat prices in 1973, these are relatively low at least in comparison to Europe 
and other importing countrle$, 

9 Impact onthe Developing Countries 

The value of concessional exports of the USA's agricultural products amounted to roughly % 1.5 
billion annually in 1961 - 65 and % 1.0 billion in later years. The importance of the "concession" 
in the form of grants emd sales for "frozen accounts" of local, inconvertible currency would vary 
from year to year and country by country. These transactions undoubtedly have cushioned the 
impact of natural catastrophes (drought, floods, earthquakes) to a considerable extent. Also, 
distributing food to "vulnerable groups" through UNICEF and many non-govemment agencies has 
alleviated human suffering and has contributed to the general well-being. 

The intemationally accepted theory, supporting theseactions has always been that the food would 
not interfere with "normal market channels", both nationally and internationally. Only the 'atter 
one, however, was covered by the implicit or explicit arrangements with competing exporters, 
mainly Australia, Canada and New Zealand. 

However, considerable arguments have arisen about the indirect obstacles to trade between 
"developing countries" and to domestic trade in the receiving country. There are some focal 
points on the first issue, centered around rice in South and South East Asia and wheat in South 
America. Would Burma and Thailand havehad a better market in India or Indonesia, if there had 
been less concessional sales to the importing countries? Would Taiwan have converted to wheat 
(bread consumption), whilst exporting rice - earl ier and even more decisively, if the concessional 
sales to Asian countries had not kept rlce prices down in crucial years? Similarly, would Argen
tina have sold more wheat to its customers, or would it have produced more, if market prices had 
not been influenced by concessional soles or export subsidaries? Most I ikely, the answer is affir
mative. But USA agricultural palicy as we sow - has important domestic roots and the competition 
in the world market would most likely have been less controlled (if there had been no government 
interference) 1). Perhaps the policy of financing stocks was the most influential single tool of 
controll ing world markets. 

The impact on internal trade in food and on govemmental palicies by a developing country has 
largely centered on India and some other Asian countries. Concessional sales brought in the parts 
of entry inexpensive food. This greatly widened the options for a domestic agricultural policy. 
Would the domestic sale be left to domestic competing commercial interests (lndonesia) or would 
the imported food be distributed to preferred customers (governmental officials, army, etc. -
again Indonesia), or would the additional supply be used to bring food prices down in the large 
metropalitan coastal cities (India) • In general, the "donors" were not overly concerned. 

The consequences, of course, depend upan circumstances. In the mid-fifties, the govemment of 

1) This applies a fortiori to the concessional soles by the Common Merket Countries to developing 
countries, or by concessional Japanese rice exports. 
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India was not convinced that the average Indian peasant would react to higher prices by increased 
production. Rather, there was a belief in a fixed-target-monetary income and a backward sloping 
supply curve 1). In pre-war Indonesia we had met with a positive response of rice growers to 
price support or stabilization, provided there were goods or services available to be sold to the 
peasont after the harvest. This "normal" economic reaction of small farmers is at present generally 
accepted by agricul tural economists and governments. 

During some periods, the large imports of food-grains into Indian ports have resulted in low or 
even negative price differentials between the big coastal cities and supply-areas in the interior 
and must have had a deterring effect on domestic supply. I would also venture to hypothesize 
that farmers and merchants have a long memory of what they call "vascillating governmental 
policies", "broken promises" (or thwarted expectations of a big profit). When restrictions are 
I ifted - I ike in the case of lowering export levies on rice in Thailand - it takes time to regain 
confidence in the operation of a "free market" • 

Thus soles at concessional prices to countries in need of food imports may have had an ambivalent 
effect - it rel ieved suffering, brought prices down from an emergency level, but might have 
stalled the much needed national effort to produce more food for domestic use or regional exports. 

One of the more distressing happenings has been the "drying up" of burdensome milksurplusses in 
North America and Western Europe. Milk distribution schemes of various agencies and govern
ments heavily depended on inexpensive sources of supply of dried milk powder. 

I must admit that generalizations are dangerous and case studies may lead to conflicting testimony. 
However, it seems that the lessons are clear - the handling of such emergencies requires unusual 
skill on the side of importing countries. It also requires a concerted, coordinated medium term 
international policy, rather than aseries of emergency actions. 

One of the elements in such a policy would have been part of a variety of FAO proposals to 
institute a worldwide or a set of interrelated regional foad supply programs. The lack of such 
consultative arrangements and the vague lines of distinctions between "relief" and "economic 
assistance for development" may have been one of the root causes of the serious disagreements 
between the governments of India and the USA in the last two years. What one party considered 
a weil meant effort to assist, was considered by the other an intrusion into a coherent promising 
national policy. 

1 0 General Comments 

What would be needed to avoid disturbing effects or side effects, is a world-agricultural policy 
in which the USA (with Canada and Australia) would play a dominant role as the major supplier 
of carbohydrates on the world market. This pol icy would have to be integrated with meat, dairy 
products, of which there is a long-term world shortage. 

It would have to be integrated or at least related to the agricultural policies of the European 
Nine. It would have to include plans for structural changes in America's agriculture, by regio
nalizing the integrated measures. 

It would have to synchronize its exports pol icies to the developing world (flexible mixtures bet
ween commercial and concessional) toliberal importation policies from the developing continents, 
in close consultation with porallel policies in the European Economic Community. . 

1) Private communication, by the former Minister of Agriculture, the Rt.Hon. P. Munshi, 
to the author. 
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This may seem to be a Fata Morgana, but there must soon be a serious comparison, even if this 
were a temparary confrontation, between American and European approaches. 

Much is at stake, not only in the North Atlantic zone but also in the developing nations. 

Finally, but this still may be further off, it would be highly desirable to survey periodically the 
world export and in participation for basic products like food grains, rice, fodder grains, as a 
whole and draft supply demand projections, linked to productivity, impart needs and export 
availabilities. Intemationally held stocks, long a dream of agricultural planners, might be 
indispensable 1). 

Developmental change, if it is to become persistent and positive, must combine dynamism, flexi
bility and stabiIi ty • Farmers everywhere respond more rationally if they can trust Govemments to 
have a persistent longterm pol icy. 

Since this discussion paper was written in the Spring of 1973, much has happened. 

A threatening shortage of a variety of basic food became apparent. The wamings by the Food 
and Agriculture Organization at first might not have been taken seriously, but more recently the 
interrelationship of diverse food and fodder supplies, on aglobal scale has proven to be very 
close. 

For instance, the decline in Peruvian-Ecuadorian fisheries and fish meal production aggravated 
the soybean situation. And high prices for soybean meal caused farmers to use more cereals, and 
even wheat as cattlefodder. 

Exporting countries, one by one, put restrictions on the expart of vital commodities, aggravating 
the situation. When the United States in June started with soybean and soybean cakes, it had on 
very short notice to expand the list to 44 items. Such is the substitutibility of products. 

Europe and ..Japan were hardest hit by the shortage of protein for fodder. For the developing 
countries protein, both vegetable and animal, is too scarce and expensive to be imparted except 
as food for vulnerable groups. Concessional deals were abruptly curtailed. It was reported that 
India had to sacrifice half of its hard currency reserves in order to import wheat and other food
stuffs. 

At the moment of writing, wheat prices are over % 4.50 per bushel, tripled in about a year. And 
com (maize) doing over % 3.00, with soybeans at % 10.00 per bushel likewise were three to four 
times as expensive as early 1972. There is little or no indication of planning on anational or 
intemational scale to allocate world-wide scarce resources on a rational basis, or stabil ize 
prices, or finance the necessary imports into low-income countries with intemational funding. 

In Asia, where Govemments often were caught by disappointing crop results, an effort to improve 
agricultural production statistics (especially yields) has been strongly advocated. This need would 
apply almost world wide, even in socalIed developed countries. In order to implement a world
food distribution network, FAO would need an immediate waming system, similar to WHO system 
on contagious diseases. Sometimes, Governments know that serious trouble is coming, but inter
national suspicion and national pride make them reluctant to release the facts. "There is no 

1) This idea coincides with the recent report of dr A. H. Boerma, director general of FAO, to 
ECOSOC although the present FAO proposals stress the national responsibility to hold 
minimum stocks. 
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(famine) (hunger) (food shortage) (etc.) in this country" - it is below our dignity. 

It is !!!l. suspicion that since mid 1972 the various production estimates of the USDA have been 
"on the optimistic side". This may have been an effort to dampen price increases, but also it 
would fit nicely in overall national and international policies for the USA. Of course, when the 
shortages appear on the surface, reactions by traders, processors and consumers are very pronoun
ced. Unfortunately, such deceptive forecasts are not conducive to a rational even medium term 
production pol icy. 

The August, 1973 "farm bill" goes a long way in acknowledging that the period of burdensome 
surpluses and low prices is over, at least in medium term perspective. 

The new "floor prices" on wheat, soybean and cotton mark the end of that period. 

Hopefully, this also may mean that farmers in many parts of the world have a chance to improve 
their income relative to that of wage earners. The fact that there is I ittle hope that international 
cooperation will mobilize the required tonnage of food products to bring nutritional standards in 
the developing countries to a more acceptable level, means that "as a group", the LDCs must 
produce their own food, including the proteins. This is an enormous challenge. It means doubling 
the recent rate of growth over a 10 - 20 year period • In the meantime, the DCs could intensify 
their efforts to act together for emergency cases (Iike the drought in Sahelian Africa) and for 
supplementary food for vulnerable groups. This also is a great challenge. It means, most likely, 
doubling the present effort of food aid. Obviously, aprerequisite for such an achievement is the 
clo$est cooperation among the DCs and a major shift in national (or community) food export 
policies. 

Last but not least, to make the combined tasks bearable for mankind as a whole, there must be an 
adjustment downward of the rate of population increase in the LDCs from the present average of 
2.5 % per annum to 1.0 - 1.5 % - the sustainable rate of increase is directly correlated to the 
rate of increase in food production. 

It is no small set of requirements, and it involves a change from short term tactical national or 
"Community" moves to Ion 9 term strategic global approaches. 
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"THE IMPACT OF THE AGRICULTURAL POLICY OF THE 

UNITED STATES ON DEVELOPING COUNTRIES" (Korreferat) 1) 

von 

Dr. JUrgen Mulier, Berlin 

Im Vortrag von Prof. DE VRIES sind zwei Hauptpunkte enthalten: Die Hilfsmaßnahmen der 
US-Regierung in der Art des PL. 480 oder "Food for Peace" Programmes und deren Vor- und 
Nachteile 2). 

Beim "Food for Peace" Programm weist er besonders auf die innenpolitischen EntstehungsgrUnde 
hin. Die damit verbundene Exportpolitik beruhte nicht so sehr auf den Friedensmotiven der USA, 
sondern war eine angenehme Art, die durch gewisse landwirtschaftliche UnterstUtzungsprogramme 
entstandenen ÜberschUsse mit humanitörem Echo loszuwerden. Es stellte eine politische Preisdis
kriminierung dar, auf die ich spl:lter noch nöher eingehen möchte. Laut DE VRIES beruht diese 
Pqlitik also auf innenpolitischer Notwendigkeit - die Auswirkungen auf die Entwicklungsländer 
woren sekundör. Ich akzeptiere diese These, finde aber, daß DE VRIES sie nicht genUgend ab
siehert. 

In Bezug auf die Vor- und Nachteile solcher Hilfsprogramme schildert der Autor besonders die 
menschliche Seite des "Food for Peace" Programmes, welches echte Nahrungsmittelverknappun
gen uberbrucken half. Dabei trat die Debatte Uber mögliche negative Angebotsauswirkungen bei 
Produzenten in den Entwicklungslöndern etwas in den Hintergrund. Allerdings war gerade zu An
fang des PL. 480 Programmes die Meinung sehr verbreitet, daß solche Produzenten nicht, nur 
wenig oder gar negativ auf Preisönderungen reagieren 3). Die Geberländer (auch die EG) machten 

1) Herrn Prof. G. LORENZL und F.M. SCHERER danke ich fUr Kommentare zu diesem Korreferat. 
FUr etwaige Fehler, die ihnen entgangen sind, liegt die Verantwortung natUrlich beim Autor. 

2) Obwohl insgesamt drei Versionen des DE VRIES schen Vortrages bestehen, möchte ich mich nur 
mit einer befassen. Neben dem Erstentwurf, nach dem ich dieses Korreferat vorbereitete, dem 
Zweitentwurf, der sich etwas mehr mit der derzeitigen Weltmarktlage und ihren Konsequenzen 
befaßt, ging Prof. DE VRIES in seinem heutigen Referat fast ausschließlich auf die augenblick
liche Marktlage ein. Der Einfluß der US Agrarpolitik auf die Entwicklungsländer, unser heuti
ges Thema, wurde besonders in den ersten zwei EntwUrfen erwöhnt, denen ich mich in diesem 
Beitrag widmen will. 

3) Die Arbeiten von Ray KRISHNA, "Farm Supply Response in India - Pakistan: A Case Study of 
the Punjab Region"; E. J.Sept. 1963; T • W • SCHULTZ, Transforming Traditional Agriculture, 
New Haven, 1964; M.J. BATEMAN, "Agricultural and Regional Supply Functions for Ghanaian 
Cocoa, 1946-62", JFE, May 1965; J.R. BEHRMAN, "Supply Response in Underdeveloped 
Agriculture: A Case Study of 4 Major Annual Crops in Thailand, 1937-63", in C.R. WHARTON, 
ed., Subsistence Agriculture and Economic Development, welche das Bild korrigierten, sind 
alle erst viel spl:lter erschienen, und sind wohl auch nicht gleich zu den politischen Entschei
dungsinstanzen durchgedrungen. 

143 



sich (vielleicht deshalb 1) auch wenig Gedanken über die Preisauswirkungen der Hilfsprogramme, 
die, wie DE VRIES andeutet, oft deren Nutzen aufwiegen können. Deshalb seien Koordinierungs
pragramme, wie z.B. von der FAO vorgeschlagen, zwischen den USA und EG, usw. notwendig, 
um negative Auswirkungen in Zukunft auf ein Minimum zu bringen. Soweit Professor DE VRIES! 

Obwohl ich mit den meisten Argumenten von Prof. DE VRIES übereinstimme, vermisse ich in dem 
Vortrag Substanz. Außerdem wurden wichtige Einflüsse der US Agrarpolitik auf die Entwicklungs
l/:inder nicht erw/:ihnt. 

Ich möchte deshalb in der mir noch verbleibenden Zeit den Zusammenhang mit der Innenpolitik 
noch etwas mehr herausstellen, außerdem auf die Frage der Preisdiskriminierung eingehen und 
zum Schluß besonders die Rolle des rein kommerziellen Handels erw/:ihnen. 

Innenpolitisch stand die USA in den sechziger Jahren vor folgendem Dilemma. Ein Hauptziel der 
Agrarpol itik, die Erhöhung des löndl ichen Einkommens durch höhere Inlandpreise hatte nicht den 
gewünschten Erfolg gebracht, aber zu einer wesentlichen Überschußproduktion geführt. Die hohen 
Inlandpreise machten die US Agrarprodukt.e nach außen hin nicht konkurrenzf1:ihiger, führten aber 
zu einer enormen Überproduktion, da keine effektive Anbaukontrolle bestand. Die wirksamere 
Methode der Einkommensverbesserung über direkte Subventionen war aber politisch und ideolo
gisch nicht durchführbar. Erst die Agrargesetze von 1965 und besonders 1970 brachten hier die 
nötige Reform, besonders auch wegen der steigenden Kosten des alten Programmes. 

In dieser pol itischen Situation war natUrl ich der Abbau der Überschüsse ein Projekt, an dem libe
rale und Konservative zusammenarbeiten konnten. Da die Inlandpreise so hoch waren, daß man 
nur mit Exportsubventionen oder Verschenkungsprogrammen auf den Weltmarkt ausweichen konnte, 
zu hohe Exportsubventionen aber den Vorwurf des Dumping von anderen Exporteuren erbracht hät
te, war PL. 480 eine logische Alternative. Kleinere Überschüsse bedeuteten gleichzeitig geringe
re Kosten und dadurch weniger politischen Druck auf die Agrarlobby. So sagte Harold D. COO
lEY, Vorsitzender des Agrarousschusses des US Kongresses, in einer Anweisung an das Außenmini
sterium: "Wir sind hauptsächl ich an einer Verminderung des Überschusses interessiert - ganz gleich 
wie und unter welcher gesetzlichen Handhabe. Wir möchten, daß zuerst für Dollars verkauft wird, 
dann für Auslandwährung und danach als Geschenk" 1). Das charakterisiert, vielleicht etwas 
übertrieben, die Interessen der Agrarlobby. Andererseits waren es die Liberalen, die ernsthaft 
eine bessere Versorgung der Dritten Welt anstrebten. Sie machten mit etwas Sentiment dem US 
Durchschnittssteuerzahler dann dieses Hilfsprogramm schmackhaft, da er das notwendige Weltver
st1:indnis, welches über seinen lokalen Wahlkreis hinaus reichte, oft nicht aufbrachte. 

Zudem konnte man mit verschiedenen Kombinationen von konzessionären und kommerziellem Han
del (sprich Preisdiskriminierung) günstiger als andere, z. T. unterentwickelte Anbieter, auftre-
ten 2). 

So wird der konzession1:ire Handel, wenn man die Commodity Credit Corporation Zahlen benutzt, 
weit überbewertet. T.W. SCHUlTZ hat schon 1960 festgestellt, daß "die Kosten für Pl. 480 
Produkte, gemessen am verlorenen Grenzbetrag für weniger Verkauf im Ausland gleich Null sein 
werden, wenn wir die existierenden Agrarprogramme und Produktionen als konstant betrachten" 3). 

1) (Eigene Übersetzung) zitiert in T. W. SCHULTZ, "Value of US Farm Surplus to Underdeveloped 
Countries", JFE, Dez. 1960, S. 1025. 

2) Allerdings versuchten die USA durch Verhandlungen mit anderen Exporteuren, den Eindruck 
des "Dumping" zu vermeiden. Siehe z.B. R.O. OlSON, "Impoct and Implications of Foreign 
Surplus Disposal on Underdeveloped Economies", JFE, Dez. 1960, S. 1043-44. 

3) (Eigene Übersetzung) T. W. SCHULTZ, op.cit. S. 1023. - Siehe auch l. V. MAYER, "Esti
mated Net Costs of Pl. 480 Food Aid with Three Alternative US Farm Programs" , AJAE, 
Feb. 1972, S. 41 ff.; und l.G. TWEETEN, "A Proposed Allocative Mechanism for US Food 
Aid", JFE, Nov. 1966, S. 803-10. 
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Die von OE VRIES erwClhnten Zahlen auf Tabelle 1 führen daher zu einer gewissen Überbewertung 
der PL. 480 Leistungen. Auch das VerhClltnis von konzessionCirem zu kommerziellen Handel muß 
korrigiert werden, da PL. 480 Produkte hauptsächlich an Entwicklungsländer gingen, die von OE 
VRIES benutzten Zahlen aber alle Agrarexporte (also auch zu den Industrieländern) einbeziehen. 
Allerdings wird, wie OE VRIES feststellt, in jedem Fall der konzessionCire Anteil rücklClufig sein. 
Erstens sind, zum Teil durch direkte Einkommensunterstützung bei gleichzeitigem Rückgang des 
Unterstützungspreises, die Überschüsse abgebaut worden, zweitens hat sich durch das Ansteigen 
der Weltmarktpreise, vor allem in letzter Zeit, das Gewicht immer mehr auf den kommerziellen 
Handel verlagert. 

Viel wichtiger als der konzessionCire Handel ist für die EntwicklungslClnder - vor allem langfristig -
der kommerzielle Handel und der Exportmarkt. Dieser wird für die Finanzierung des internationa
len Transfers von Kapital und Technologie als TrClger des fortdauernden ökonomischen Wachstums 
der EntwicklungslClnder immer wichtiger. Vor allem ist diese Finanzierung unabhClngiger von den 
Launen der Regierungen und Parlamente in den IndustrielCindern. Gerade deshalb sollten die Han
dels- und Anpassungsvorschläge, vorgetragen von den LCindern der Dritten Welt, z.B. durch 
UNCTAD, eine wesentlich größere Unterstützung finden als reine Entwicklungshilfeprojekte, da 
solche Beihilfen vom Budget der Industrieländer abhClngen und Kredite durch die Rückzahlungska
pazitClt der EntwicklungslClnder begrenzt sind. 

Von den USA ist in dieser Richtung wenig zu hören. Obwohl in Agrarprodukten, in denen die 
USA Netexporteure sind, die Welt- und Inlandpreise jetzt angeglichen sind, ist bei Importpro
dukten, bei denen die Inlandproduktion in Konkurrenzdruck gerClt, keine solche Liberalisierung 
festzusfellen. Diese Züge einer merkantilistischen Handelspolitik sind typisch für die USA. 

Zwar stellt das erst kürzlich verhClngte (seit 6.9.73 inoperative) Embargo für Sojaprodukte einen 
Extremfall dar, aber auch bei anderen Produkten ist die Haltung der USA Clhnlich. Charakteristisch 
sind hier z.B. die gestaffelten Zölle der USA, aber auch anderer Industrieländer, die mit höhe
rem Verarbeitungsgrad der Ware steigen. Sie führen zu einer Diskriminierung gegen Weiterverar
beitung von Rohprodukten und zusCltzl iche Wertschöpfung in EntwicklungslClndern. 

Selbst bei Produkten, bei denen keine interne MarktgefClhrdung möglich ist, verhindern Quoten 
eine Erhöhung des möglichen Exports durch EnfwicklungslClnder. Ein solches Beispiel ist die 
Fleischeinfuhr, die für EntwicklungslClnder mit steigendem Futtergetreideüberschuß interessant 
wClre. Obwohl der Großteil der Fleischeinfuhren der USA zur Weiterverarbeitung bestimmt ist, 
um den Bedarf an Schlachtkühen zu decken, und die US-QualitCltsfleischproduktion nicht durch 
solche Einfuhren gefClhrdet ist, verhindern Quoten eine Ausweitung des Marktes 1). 

Interessant ist die Zuckerpolitik der USA. W1 PF schCltzte den effektiven Schutzzoll bei Zucker 
1958 auf über 200 % 2). Je nach Weltpreislage schwankte diese Zahl um 75 % (1963) und 
660 % im Jahre 1968. Heute, bei relativ hohen Weltmarktpreisen, dürfte diese Zahl wesentl ich 
niedriger sein. Der einerseits hohen protektionistischen Zuckerpolitik im Inland steht eine Quo
tenpolitik für auslClndische Zulieferer gegenüber, die zwar Enfwicklungshilfe-Clhnlichen Charak
ter trClgt, aber letzten Endes nur zum Verteilen von politischem Einfluß benutzt wurde. HOUT
HAKKER sagt darüber treffend: "Die Enfwicklungshilfeaspekte der Zuckerquoten sind in Wirkl ich
keit ein Fall der Einkommensverteilung von armen Leuten in reichen LCindern auf reiche Leute in 
armen LCindern" 3). 

1) H.S. HOUTHAKKER, "Domestic Farm Policy and International Trade", AJAE, Dez. 1971. 

2) Larry J. WIPF, "Nontariff Distortions and Effective Protection", AJAE, Aug. 1971, S.426-27. 

3) (Eigene Übersetzung) H.S. HOUTHAKKER, op. cit., S. 762. 

145 



Auch bei Baumwolle sind die Zustönde nicht viel besser. Das freiwillige Textilabkommen ist be
kannt und seine Konsequenzen sind z.B. von ISARD im Detail geschildert 1). Die Hochpreispoli
tik fUr Baumwolle bis 1958 fuhrte zu absurden Resultaten. So verkaufte die USA die Baumwolle 
billiger an die ausltindische Textilkonkurrenz, als an die eigene Industrie, die dadurch naturlich 
nicht wettbewerbsftihiger wurde. Allerdings ist man von der Hochpreispolitik 1968 abgewichen 
und hat Direktzahlungen an Produzenten eingefuhrt. Trotzdem ist die effektive Schutzzollrate 
von 57 % 1958, 95 % 1963 auf Uber 100 % 1968 gestiegen. 

Diese Ftille möchte ich nur anfUhren, um die merkantil istischen Aspekte der US Agrarpol itik offen
zulegen. (Etwas Ähnliches gilt Ubrigens auch fUr die EG). Es wurde nie eine Politik angestrebt, 
welche die negativen Auswirkungen auf die Handelspolitik der Entwicklungsitinder minimiert. 

Zusammenfassend möchte ich daher die Hauptprtimissen von Prof. OE VRIES noch versttirken. 

Von Seiten der Agrarpolitik hat man nie das Wohl der Entwicklungsll:lnder im Auge gehabt - son
dern hauptstichlich das Wohl der eigenen Landwirtschaft, besonders aufgrund des stark von "grUnen 
Lokalinteressen" dominierten Kongresses. Ich habe versucht, diesen innenpolitischen Zusammen
hang aufzuzeigen. 

Gleichzeitig erlaubte das Hilfsprogramm PL. 480, im Gegensatz zu anderen Anbietern, eine 
politisch getarnte Preisdiskriminierung durchzufuhren - die man bei anderen glatt als "Dumping" 
bezeichnet htitte. 

Im kommerziellen Handel, den OE VRIES leider nicht anspricht, habe ich an einigen Beispielen 
aufgezeigt, daß auch hier eine merkantilistische Politik dominiert. 

Deshalb ist vor dem OE VRIES schen Vorschlag, unter der Leitung der USA eine Weltagrarkoordi
nation zusammen mit der EG durchzufUhren, aus der Sicht der Entwicklungsltinder nur zu warnen. 
Zwar tut eine Koordinierung der WelternHhrung Not, aber die Auswirkungen der US Agrarpolitik 
auf die Entwicklungsltinder zeigen, daß gerade aufgrund innenpolitischer Domination, das Inte -
resse der Entwicklungsltinder nicht im Vordergrund steht. 

1) Peter ISARD, "Employment Impacts of Textile Imports and Investment: A Vintage Capital 
Model", AER, Juni 1973, S. 402-17. 
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1 Auswirkungen der sowjetischen Außenhandelspolitik 

In der Versorgung mit lebensnotwendigen GUtem, darunter Nahrungsmitteln, wird vom "sozia
listischen Weltsystem" - d.h. der Sowjetunion zusammen mit den ihr eng verbundenen Staaten -
gl!Undstltzlich der Autarkie der Vorzug gegeben. Deshalb dient in sowjetischer Sicht internatio
naler Austausch vornehmlich zur FUllung von VersorgungslUcken, die sich anders nicht oder nur 
sehr schwer Uberwinden lassen, nicht zuletzt weil man Abhtlngigkeit von kapitalistischen Mtlrkten 
vermeiden will. Außerdem vermag auf sehr vielen Gebieten, in der Agrarproduktion auf fast 
allen, der Binnenmarkt die eigene Erzeugung voll aufzunehmen, oft genUgt diese noch nicht ein
mal. Deshalb sind Exporte in erster linie dadurch motiviert, daß man sich internationale Kauf
kraft zum Erwerb der fehl enden GUter verschaffen will. 

Zu solchen "Gutem" gehört auch politischer Einfluß in Staaten der Dritten Welt - oder: Vermin
derungoder Ausschaltung westlichen Einflusses in solchen Staaten. Hier bedeutet sowjetischer 
Export zum Teil ein Opfer, denn er bringt in diese Ltlnder vorwiegend InvestitionsgUter, die im 
eigenen Bereich ebenfalls dringend gebraucht werden, und er trtlgt nur selten Austauschguter von 
gleicher Dringlichkeit des ökonomischen Bedarfs oder konvertibles Geld ein, mit dem man solche 
GUter anderwtlrts kaufen könnte. Um nicht-ökonomischer Ziele willen werden Waren hereinge
nommen, die fUr die Sowjetunion von sekundtlrer Bedeutung sind, deren Export aber fUr die Part
ner lebenswichtig ist. Hinzu kommt, daß auch bei sowjetischer Wirtschaftshilfe die Bedingungen, 
oqwohl htlrter als die der westlichen Wirtschaftshilfe, einen Teilverzicht auf tlquivalente Gegen
I~istungen bedeuten I}. 

I 
I} Zu Motivation, Bedingungen und Umfang sowjetischer Wirtschaftshilfe und deren Entfaltung 

seit Mitte der 1950er Jahre vgl. neuerdings TANSKY, 21, und YASUHIRA, 25, passim. 
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1.1 Der Außenhandel mit Entwicklungsll:lndern 

Allerdings nimmt etwa seit der Zeit, als sowjetische Wirtschaftshilfe begann (erste Beitrl:lge an 
die Technische Hilfe der UNO 1954, Abkommen mit Afghanistan 1954, mit Indien 1955), auch 
die Dringlichkeit des Bedarfs an den von Entwicklungslöndern erhöltlichen, großenteils nicht
industriellen Gütern stöndig zu und hat gegenwörtig einen betrl:lchtl ichen Grad erreicht. Grund 
dafür ist die von der sowjetischen Führung anerkannte Notwendigkeit, der eigenen Bevölkerung 
mehr Konsumgüter - darunter auch Nahrungsmittel eines gehobenen Bedarfs - zu bieten. Freilich 
haben die Entwicklungsll:lnder wenig von jenen Nahrungsgütern anzubieten, die Moskau vor
dringl ich braucht, nöml ich tierische Veredlungsprodukte oder Futtermittel zur Steigerung der 
Veredlungsproduktion 1). Und andererseits ist die Sowjetunion wegen der Knappheit an Grund
nahrungsmitteln und Veredlungsprodukten im eigenen Land bis auf weiteres nicht in der Lage, 
den Entwicklungslöndern in nennenswertem Umfang Nahrungshilfe zu leisten. 

Das im Westen akute Problem Nahrungshilfe contra Hilfe zur Steigerung der Agrarproduktion in 
den Entwicklungslöndern selbst stell t sich für Moskau gar nicht 2) und scheidet daher auch aus 
unseren Überlegungen aus. 

Im Außenhandel der Sowjetunion spielen die ihr eng verbundenen, sogenannten sozialistischen 
Ll:lnder die dominierende Rolle, den anderen föllt heute nur rund ein Drittel des Umsatzes zu, 
davon wiederum etwas mehr als ein Drittel den Entwicklungsll:lndern. (In der nachstehenden 
Tabelle 1 bleiben Unterschiede der Zahlen sowjetischer Außenhandelsstatistik zu denen der Part
nerlönder unberücksichtigt.) 

Immerhin haben die Entwicklungslönder ihren Anteil kontinuierlich gesteigert, schneller als die 
anderen nicht-sozialistischen Lönder, was überwiegend den wachsenden Anteil der nicht-soziali
stischen Gesamtgruppe (die seit 1970 in der sowjetischen Außenhandelsstatistik nicht mehr unter 
"kapital istisch" zusammengefaßt wird) bewirkte. 

Als Außenhandelsportner der Sowjetunion spielen zwei Entwicklungslönder eine überragende 
Rolle: Ägypten und Indien. Auf sie entfielen bis 1966 mehr, danach etwas weniger als ein Drittel 
des gesamten Außenhandelsumsatzes mit Entwicklungslöndern. Dabei hatte in den 1960er Jahren 
Indien das Übergewicht, davor und wieder danach Ägypten. (Die einschlögigen Zahlen in 
Vnesnjaja, 23, 1918 - 66, S. 64 - 69; S. 12; 1971, S. 12, 14.) Außer den in ihren 
Lieferungen vorherrschenden Agrarprodukten (s. unten) exportierten beide Lönder in gewissem 
Umfang auch Textilien in die Sowjetunion, also industrielle Verarbeitungserzeugnisse ihrer Land
wirtschaft für den sowjetischen Privatkonsumenten (s. auch TANSKY, 21, S. 773). 

Von allen anderen Entwicklungsll:lndern hatte keines einen Anteil am sowjetischen Außenhandel 
mit diesen, der über zehn Prozent des Gesamtumsatzes mit Entwicklungsll:lndern hinausging. In 
den letzten Jahren kamen dem Umfang nach an zweiter Stelle Iran (Hauptartikel: Erdgas), 
Algerien (überwiegend Wein) und an der dritten Stelle die Türkei (mit Nüssen, Dörrobst, Tabak 
und - zeitweise - Rindvieh). Mit Ausnahme des iranischen Erdgases spielt also auch bei ihnen 
die Bodenproduktion die Hauptrolle in den Exporten in die Sowjetunion. 

1) Von Argentinien - kaum ein eigentliches Entwicklungsland - sall hier abgesehen werden. Die 
sowjetischen Agrarimporte von dort im Wert von jöhrlich 25 - 30 Mill. Rubel (1968 - 1971) 
sind nicht bedeutend, s. Vnesnjaja, 23, 1969, S. 279, und 1971, S. 300. 

2) Gelegentliche Ausnahmen, etwa jüngst die Lieferung von 200000 t Getreide an Bangla Desh, 
oder das Angebot, 2 Mill. t an Indien zu liefern, öndern daran nichts, zumal diese auf dem 
Hintergrund viel größerer und anhaltender sowjetischer Getreidebezüge aus dem Westen zu 
sehen, also in Wirklichkeit eine monettlre Hilfe sind. 
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Tabelle 1: Gesamtumsatz im Außenhandel +) der Sowjetunion mit Entwicklungsl~ndern 
1946 - 1971 (in Rubel-Geldwert) 

Jahr Nichtsoz. Davon: Entwicklungsl~nder 
Lönder 
in % des in Mill. in % darin in Mill. Rbl. 
Gesamt- Rb I. d.Umsatzes d.Umsatzes 
außenhan- insgesamt mit nichtsoz. Exporte Importe 
dels L~ndem 

Insges. 
1946-54 23,3 1350,2 4,5 19,3 483,7 866,5 

1955-60 25, 1 3924,8 8,3 33,2 1801,3 2123,5 

1961-65 29,9 7028,9 11,0 36,6 4114,1 2914,6 

1966-70 33,7 11310,0 12,4 36,8 6916,5 4393,5 

1971 34,6 3095,8 13,1 37,8 1825,1 1270,7 

+) 
Nicht inbegriffen sind in den Zahlen der sowjetischen Außenhandelsstatistik Transitwaren, 
persönliche Geschenksendungen, Lieferungen im Rahmen unentgeltlicher Hilfe zwischen 
Staaten (also auch nicht UNRRA-Lieferungen nach dem Zweiten Weltkrieg oder Milit~rhilfe 
fUr Nordvietnam) sowie Lieferungen an den Technischen Hilfsfonds der Vereinten Nationen 
in Form sowjetischer Beitr~ge. Dagegen sind Re-Exporte auf der Import- wie der Exportseite 
berucksichtigt und auch K~ufe sowjetischer Außenhandelsorganisationen im Ausland, die von 
dort ohne den Umweg Uber sowjetisches Territorium in andere L~nder verbracht werden. (Vgl. 
Vnesnjaja, 23, 1971, S. 5). 

Quellen: Vnesnjaja, 23, 1918-1966, S. 62-63; 1968, S. 10; 1969, S. 10; 1971, S.10, 16. 

W~hrend landwirtschaftlicher Export der Sowjetunion in Entwicklungsl~nder keine wesentliche 
Rolle spielt und deshalb hier außer Betracht bleibt, ist die sowjetische Importpolitik bei Nah
rungsgutem aus Entwicklungsl~ndem im Hinblick auf unsere Fragestellung von Bedeutung. Sie 
hilft VersorgungslUcken im eigenen Lande fullen und schafft Kaufkraft der Entwicklungsl~nder, 
wenn auch selten frei konvertible. Aber folgendes ist zu beachten: Unter den gegebenen Knapp
heiten im eigenen Lande war und ist die sowjetische Agrarpol itik hinsichtl ich des Produktions
volumens durchweg auf Steigerung gerichtet; und zwar bei allen Erzeugnissen, die sich unter den 
Klimabedingungen der Sowjetunion produzieren lassen. Produktionssteigerung hat den Vorrang vor 
Gesichtspunkten komparativer Kostenvorteile im internationalen Maßstab. 1). Lediglich im Rahmen 
des Rates fUr Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW, im Westen auch Comecon genannt) wird eine 
komparative Standortverteilung der Agrarproduktion unter den diesem angeschlossenen L~ndern 
angestrebt, die aber vorerst nur geringe praktische Bedeutung erlangt hat (s. hierzu JAEHNE, 
6, S. 274 ff). Sie dUrfte in Zukunft wichtiger werden, aber in erster Linie fUr die kleineren 
RGW-L~nder. Ob Uber diesen Rahmen hinaus kUnftig der Außenhandel zur Nutzung von Standort
vorteilen der Landwirtschaft auch im Verh~1 tnis zu nicht-sozial istischen L~ndern eingesetzt wer
den wird, I~ßt sich nicht absehen. Ausnahmen sind schon heute etwa die transpazifischen Nah
rungsguterimporte in die sowjetische Fernost-Region, deren Versorgung aus anderen Landesteilen 
Uber den Schienenweg nicht nur Uberhohe Kosten verursacht, sondern auch auf Eng~sse der Trans
portkapazi t~ten stößt. 

v 
1) Siehe aber jUngst A.K. IL'ICEV, in: Vestnik moskovskogo universiteta, serija VI: ekonomika, 

2/1974, S. 35-43. Doch bleibt abzuwarten, ob diese vereinzelte Stimme einen Wandel der 
sowjetischen Auffassung ankundigt. 
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Unter diesen Umstönden spielt der sowjetische Agrar-Außenhandel fUr Entwicklungslönder nur 
dort eine nennenswerte Rolle, wo es sich um Produkte handel t, die sich in der Sowjetunion aus 
GrUnden des Klimas nicht oder nur schlecht erzeugen lassen. Deshalb kann es nicht Uberraschen, 
daß unter den sowjetischen Importen landwirtschaftlicher Erzeugnisse Naturkautschuk sowie, als 
Gruppe zusammengenommen, Kaffee, Kakao und Tee an Wert den sonstigen landwirtschaftlichen 
Importen, die keine typischen und ausschließlichen Erzeugnisse von Entwicklungslöndem sind, 
wie etwa Wolle, Zucker, Tabak, Obst und GemUse, Wein ja sogar - von Ausnahmejahren abge
sehen - Getreide nicht entscheidend nachstehen. (Vgl. Vnesnjaja, 23, 1969, S. 34 und 
1971, S. 36). In der nachstehenden Tabelle 2 sind deren Importanteile aufgezeigt; die Anteile 
von Reis als typischem Entwicklungslönder-Produkt und von Baumwolle, auf die noch ausfuhrli
cher zurUckzukommen ist, sind ergönzend hinzugefUgt • 

Tabelle 2: Anteil der hauptsöchlich von der Sowjetunion importierten Agrarerzeugnisse von 
Entwicklungslöndem, 1946, 1950, 1955, 1960, 1965 und 1968 - 1971 (in Prozent 
des Rubel-Gesamtwerts der sowjetischen Importe) 

Jahr Natur- Baumwoll- Kaffee, Kakao, Reis 
kautschuk faser Tee 

1946 0,2 0,7 0,3 
1950 3, 1 2,8 1,2 0,5 
1955 0,9 0,7 0,9 2, 1 
1960 2,8 3,2 1,4 1,2 
1965 1,7 2,0 1,5 0,4 
1968 1,2 1,3 1,4 0,5 
1969 1,4 1,4 1,7 0,6 
1970 1,2 2, 1 1,4 0,4 
1971 0,8 2,0 1,4 0,4 

Quellen: Vnesnjaja, 23, 1918-1966, S. 96 fund (fUr 1965) S. 62 f, 106 - 113; 
1969, S. 34; 1971, S. 36. 

Die ersichtlichen geringen Anteile gewinnen in unserem Zusammenhang größere Bedeutung, 
wenn man sie auf die Importe allein aus Entwicklungslöndem bezieht. Das ist allerdings nicht 
als Prozentanteil an solchen Importen möglich, weil diese Produkte nicht ausschließlich aus Ent
wicklungslöndem zu stammen brauchen, ohne daß bei den sonstigen kleinen Mengen die statisti
sche Feststellung IUckenlos möglich wöre. Aber diese GUter kommen doch so weit uberwiegend 
aus Entwicklungslöndern, daß es sinnvoll ist, sie in Relation zu deren Exporten in die Sowjet
union zu setzen. 

Unverkennbar ist das große Anteilsgewicht dieser Warengruppe, aber auch sein RUckgang im 
letzten Jahrzehnt. Allein die Gruppe Kaffee, Kakao, Tee hat ihren Import fast stöndig steigern 
und dadurch ihren Anteil annöhernd konstant halten können - ein deutliches Symptom der zuneh
menden BerUcksichtigung der KonsumwUnsche der sowjetischen Bevölkerung (aber auch der wach
senden Zahl auslöndischer Besucher mit solchen Konsumgewohnheiten) • Auch bei Bananen sind 
vermehrte Importe wahrscheinl ich, weniger bei ZitrusfrUchten, die auch in der Sowjetunion ge
deihen. 

Lieferanten von Naturkautschuk sind fast ausschließlich Malaysia (aus dem sonst nur noch Zinn 
bezogen wird) und Indonesien; Baumwolle kommt hauptsöchlich aus Ägypten (dessen weit vor
herrschenden Ausfuhrartikel (Ur die UdSSR sie darstellt), in zweiter Linie aus Syrien; Reis kommt 
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Tabelle 3: Naturkautschuk-, Baumwolle-, Kaffee-, Kakao-, Tee- und Reisimpqrte in 
Relation zum Gesamtwert der sowjetischen Importe aus Entwicklungsll:lndem 
(diese = 100) 

Jahr Natur- Baumwoll- Kaffee, Kakao, Reis Die vier Waren-
kautschuk faser Tee gruppen zusammen 

1946 3,2 
37~8+) 

8,5 4, 1 16 
1950 48,5 18,4 8,0 112 
1955 13,7 10,3 13,7 32,5 70 
1960 29,8 33,6 15,2 12,2 91 
1965 16,8 19,8 14,8 4, 1 55 
1968 13,5 13,8 15,0 5,5 48 
1969 12,8 13,6 16,4 5,3 48 
1970 11,1 19,6 12,6 3,9 47 
1971 6,9 17,9 12,4 3,2 40 

+) 4,7 Mill. Rbl. Baumwoll importe aus USA abgezogen, vgl. Vneinjaja, 23, 
1918 - 1966, S. 226. 

Quellen: Vnelnjaja, 23, 1918-66, S. 106 - 113; 1969, S. 41 - 45; 1971, S. 44 - 47. 

Uberwiegend aus Nord-Korea und Ägypten (frUher aus Burma), Tee größtenteils aus Indien (bis 
1958 China); Kaffeelieferanten sind in erster Linie Brasilien und Indien, mit geringeren Antei
len.Columbien, Costarico, Indonesien, Nord-Jemen, Äthiopien und Uganda; Kakaobohnen 
lietem Ghana, Nigeria, Brasilien und Ecuador. FUr die genannten Ll:lnder bedeuten diese Pro
dukte zugleich den weitaus größten Teil ihrer Exporte in die Sowjetunion, ausgenommen Nord
Korea, Brasilien und Indien. Aber auch bei Brasilien und Indien stellt mit einigen weiteren 
ihrer Erzeugnisse die Landwirtschaft den Großteil der Exporte in die Sowjetunion. FUr die Gruppe 
dieser Ll:lnder, außer Nord-Korea, geht das Anteilsgewicht der Warengruppe in Tabelle 3 weit 
uber die dort ersichtlichen Prozentsl:ltze hinaus, ist es der entscheidende Faktor ihres Warenver
kehrs mit der UdSSR. 

1.1.1 Baumwolle 

Baumwolle, das dem Wert nach wichtigste landwirtschaftliche Erzeugnis, das die Sowjetunion 
aus Entwicklungsll:lndem bezieht, bietet ein bedeutsames Beispiel der sowjetischen Außenhan
delspolitik in diesem Bereich, nicht zuletzt deshalb aufschlußreich, weil Baumwolle auch in 
der Sowjetunion selbst in großen Mengen erzeugt wird und diese in der gesamten Nachkriegs
zeit Netto-Exporteur von Baumwolle war. 

In den Jahren 1946-1954 waren die absoluten Mengen importierter Baumwolle gering, im neun
jl:lhrigen Durchschnitt 36 000 t (nur einmal, 1948, mehr als 100 Tsd. t). Die sowjetischen Exporte 
von Baumwollfaser waren weit größer, so daß der Saldo des Netto-Exports sich auf durchschnitt
lich 192 Tsd. t pro Jahr belief. Allerdings waren die Exporte in die Ll:lnder des RGW noch etwas 
umfangreicher, und in der Statistik nicht aufgefuhrte Lieferungen an andere sozialistische Staa
ten kamen noch hinzu. 

Nach 1956, also nach dem Beginn sowjetischer Wirtschaftshilfe-Politik, nahmen die Baumwoll
importe sprunghaft zu, so daß sich fUr die sechs Jahre 1955-1960 einedurchschnittl iche jl:lhrliche 
Einfuhr von 118 Tsd. t ergab. Zugleich verminderte sich der Exportsaldo nach dem Rekord des 
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Tabelle 4: Baumwollfaser in Außenhandel und Inlandsproduktion der Sowjetunion 
1946 - 1971 (in Tsd. t) 

Jahr Import Export Exportsaldo Export in Inlandspro-
RGW-Länder duktion 

1946 101,8 101,8 92,2 
1947 138,4 138,4 104,7 
1948 106,1 184,3 78,2 150,1 
1949 85,3 191,6 106,3 175,5 
1950 45,0 215,8 170,8 213,7 953 
1951 4, 1 235,2 231,1 224,9 
1952 34,4 253, 1 218,7 252, 1 1352 
1953 20,3 269,8 249,5 250,8 1320 
1954 15,9 347,6 331,7 276,4 

I nS9. 1946-54 311, 1 1937,6 1726,5 1740,4 

1955 19,9 336,9 317,0 254,2 1487 
1956 51,4 309,5 258,1 250,3 1348 
1957 108,8 318,7 209,9 264,2 1430 
1958 142,1 310,9 168,8 268,5 1460 
1959 190,3 344,5 154,2 268,0 1467 
1960 193,1 390,9 197,8 300,4 1546 

I nS9. 1955-60 705,6 2011,4 1305,8 1605,6 8738 

1961 141,6 382,6 241,0 300,1 1532 
1962 150,2 343,6 193,4 276,2 1492 
1963 225,6 321,5 95,9 256,2 1455 
1964 144,9 393,6 248,7 320,6 1762 
1965 182,9 457,7 275,8 330,3 1835 

Ins9.1961-65 845,2 1899,0 1053,8 1483,4 8076 

1966 172,7 507,8 335, 1 340,6 1915 
1967 144,5 534,4 389,9 312,7 2033 
1968 136,8 554,4 417,6 339,5 2036 
1969 170,5 452,3 281,8 287,0 1921 
1970 257,7 516,5 258,8 371,8 2129 

Ins9.1966-70 882,2 2565,4 1683,2 1651,6 10034 

1971 242,7 546,8 304, 1 423,7 2361 

Quellen: Außenhandel szahl en: Vne~njaja, 23, 1918-66, S. 88-91,106-109,135 f; 
1969, S. 30, 42; 1968, S. 31, 43, 79; 1971, S. 32, 45. 

Produktion von Baumwoll faser: Narodnoe, 11, 1958, S. 273; 1962, S. 191; 
1964, S. 206; 1965, S. 222; 1969, S. 248; 1970, S. 238; 
1922-72, S. 198. 
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Jahres 1954 (332 Tsd. t) wieder und betrug im Jahresdurchschnitt 218 Tsd. t • Dabei stiegen die 
Lieferungen an RGW-Länder auf jahresdurchschnittlieh 268 Tsd. t, wozu noch die unbekannten 
Mengen an andere verbündete Uinder gelieferter Baumwolle kommen. Die Sowjetunion blieb also 
weiter Netto-Exporteur, aber sie lieferte weiterhin an die anderen sozialistischen Länder mehr, 
als ihr eigener Exportsaldo ausmachte. 

Ähnlich war das Bild im Jahrfünft 1961 - 1965: Importe im Durchschnitt jährlich 169 Tsd. t, 
Exportsaldo 211 Tsd. t, aber Exporte in die RGW-Länder 297 Tsd. t pro Jahr. 1966 - 1970 wich 
es etwas ab: 176 Tsd. timporte, 336 Tsd. tExportsaldo und nur 330 Tsd. t jährlich an RGW
Länder. Das war eine Folge der abweichenden Relationen 1967 und 1968, aber schon das Jahr 
1969 brachte wieder einen Exportsaldo, der geringer war als der Export in die RGW-Länder. 

Es trifft also nicht zu, daß - wie manchmal behauptet worden ist - die Sowjetunion mit der aus 
Entwicklungsländern, vor allem Ägypten, bezogenen Baumwolle diesen auf dem freien Weltmarkt 
Konkurrenz gemacht habe. Diese Feststellung schließt sowjetische Verkäufe ägyptischer Baum
wolle auf dem Weltmarkt nicht aus, doch waren diese offensichtlich nur eine Frage der techni
schen Abwicklung eines Gesamtexportes an Baumwolle, den sie auch mit eigener Erzeugung hätte 
bestreiten kännen. Und Moskau hat, von atypischen Einzel jahren abgesehen, stets mehr als seinen 
Exportsaldo in sozialistische Länder gelenkt, also in einen Markt, auf dem ohnehin nicht mit kon
vertibler Währung bezahlt zu werden pflegt. Auch das Argument, die RGW-Länder seien, da nur 
in diese der Vertrag mit Ägypten Re-Exporte zul ieß, "die Schleusen zur Re-Exportierung ägypti
scher Baumwolle nach dem Westen" geworden (so MÜLLER, 9, S. 132), steht auf schwachen Fü
ßen, auch wenn in einem technischen Sinne Re-Exporte stattgefunden haben. Denn pro Kopf der 
Bevölkerung der RGW-Länder, die alle über baumwollverarbeitende Industrien verfügen, sind 
deren Baumwolleinfuhren aus der Sowjetunion mit 3 kg im Jahr so gering, daß davon erhebliche 
Mengen nur re-exportiert werden konnten, wenn von anderwärts beträchtl iche Mengen zusätzl ich 
eingefUhrt wurden. 

Mehr noch, seit die Sowjetunion Entwicklungshilfe betreibt, sind ihre Baumwollexporte bis 1965 
per Saldo unter dem Stand des Jahrfunfts 1951 - 1955 (270 Tsd. t pro Jahr) geblieben; dem danach 
folgenden Anstieg ging eine Zunahme der Importe parallel, und auch die Exporte in RGW-Länder 
nahmen zu. Weiter läßt sich für die meisten in Frage kommenden Jahre feststellen, daß eine Er
höhung oder Verminderung des Exportsaldos mit einer Steigerung oder einem RUckgang der eigenen 
Baumwollernte korrelierte (so in den Jahren 1956, 1960 - 1969, 1971), während das für die Im
portmengen nicht gesagt werden kann, außer in den Jahren stagnierender Eigenproduktion bei 
wachsender Inlandsnachfrage (1955 - 1959). Es dUrften also primär binnenwirtschaftliche Ursachen 
gewesen sein, die Exportanstrengungen auslösten. Auch die Rekordausfuhr des Jahres 1968, die 
per Saldo Uber die Ausfuhr in die RGW-U::Inder hinausging (dazu Nord-Korea mit 13200 t) 
&ne~njaja, 23, 1969, S. 83) dUrfte eher mit der seit 1963 um 40 % gestiegenen Eigenproduk
tion zu erklären sein. 

Baumwollexporte in andere als die RGW-Länder gab es bis einschließlich 1953 nicht in nennens
wertem Umfang, und sie dUrften größtenteils in sonstige sozialistische Staaten gegangen sein. Ein 
weiteres Jahrzehnt hindurch hielten sie sich in der Größenordnung von weniger als 100000 t pro 
Jahr, seitdem zwischen 100000 und 200000 t (Ausnahme 1968: 215000 t). Dabei durfte ein Teil 
der Zunahme auf Lieferungen in andere sozialistische Staaten (nun einschließlich Kuba, aber 
nicht mehr China) entfallen. Den freien Weltmarkt können diese Mengen nicht wesentlich beein
fI ußt haben. 

Nur wenig anders steht es mit Baumwollgeweben. Ihre jährliche Netto-Ausfuhr hat nach 1954 
(ausgenommen 1959 und 1960) uber einer Menge von 100 Mill. laufenden Metern gelegen, 
nach 1966 konstant zwischen 100 und 200 Mill. (Vne~njaja, 23, 1918 - 1966, S. 138 f, 158 f; 
1969, S. 88,110; 1971, S. 88f, 110). Die Aufgliederung nach Bestimmungsländern inder 
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sowjetischen Außenhandelsstatistik weist allerdings nur die HCllfte bis zwei Drittel der genannten 
Mengen nach. Von ihnen wurde nur ein geringer Teil an westliche LCinder geliefert, das meiste 
an EntwicklungslClnder. Von einer sowjetischen Weltmarktkonkurrenz gegenUber der Landwirt
schaft der EntwicklungslClnder kann man hier nur mit großem Vorbehalt sprechen, eher von einer 
gegenUber der Textil industrie des Westens und deren AnfClngen in Entwickl!-JngslClndem, aber auch 
dann von einer auf relativ geringe Mengen begrenzten. 

Zur Frage der Baumwolle ist noch auf folgendes hinzuweisen: Die im sowjetischen Inland zur Ver
fUgung stehende Menge von Baumwollfaser (Eigenproduktion minus Exportsaldo) hat sich bis 1971 
im Vergleich zu 1952 nahezu verdoppelt. Das ist eine bedeutende Verbrauchszunahme. Von den 
Importen und Exporten wird sie nur marginal beeinflußt, auch der Netto-Export von Baumwollge
weben macht nur 2 - 3 % der Eigenproduktion (s. diese in Narodnoe, 11, 1971, S. 199) da-
von aus. 

1.1.2 Reis und Tee 

Mnl ich wie Baumwolle sind auch Reis und Tee subtropische Produkte, fUr die es - anders als bei 
Kaffee und Kakao - in der Sowjetunion selber geeignete Standorte gibt, so daß zwischen Steige
rung der Eigenerzeugung und Importen ein KonkurrenzverhClI tnis besteht. Von einer Konkurrenz 
auf den WeltmClrkten kann man dagegen nicht sprechen, denn bei Reis sind - offenbar wegen Ge
ringfUgigkeit - Exportmengen in der sowjetischen Außenhandelsstatistik nicht angegeben, und 
bei Tee hat stets der Import den Export deutlich Uberwogen. Aber auch bei diesen beiden Produk
ten ist klar zu erkennen, daß Moskau die Bedarfsdeckung aus Importen in engen Grenzen halten 
und den zunehmenden Verbrouch im wesentlichen aus eigener Mehrproduktion decken will. Und 
dessen Zunahme ist sehr erheblich: Eigenproduktion und Importe, zusammengenommen, haben sich 
bei Reis seit Anfang der 1950er Jahre versiebenfacht (1,6 Mill. t im Jahr 1972), seit der zweiten 
HCllfte jenes Jahrzehnts mehr als verdoppelt, und bei Tee hat die Summe von Eigenerzeugung und 
Netto-Importen sich seit den fruhen fUnfziger Jahren verdreifacht. Bei Reis - in geringerem Maße 
bei Tee - mag dazu nicht nur der steigende Lebensstandard beigetragen haben, sondern auch der 
Uberdurchschnittlich schnelle Bevölkerungszuwachs in den nicht-slawischen, asiatischen Landes
teilen, wo Reis Volksnahrungsmittel ist. 

Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild 1): Die Reisimporte, bis 1952 unter 100 Tsd. t jClhrl ich, 
sind danach sehr rasch gestiegen und schwankten 1955 - 1960 um 500 Tsd. t. 1961 wurden sie 
fast völlig eingestellt, danach beliefen sie sich bis 1971 auf Jahresmengen um 250 - 350 Tsd. t, 
wClhrend die Inlandsproduktion sprunghaft zunahm, von 205 Tsd. t im Drei-Jahr-Durchschnitt 
1958 - 1960 auf 1,43 Mill. t im Jahr 1971. Die sowjetische Jahresproduktion von Tee, die bis 
Mitte der fUnfziger Jahre um oder unter 100 Tsd. t betragen zu haben scheint (die einzige ver
fUgbare Zahl ist fUr 1950: 84 900 t), hat sich seitdem ungefClhr verdreifacht (1971: 280 Tsd. t), 
und zwar in recht kontinuierl icher Zunahme seit spCltestens 1957. Die Zunahme der Tee-Importe 
ist ebenfalls ausgeprClgt, allerdings unter starken Schwankungen. Sie lagen 1948 - 1955 um 
10 000 t jClhrl ich und stiegen dann auf 20 000 - 30 000 t; das Jahr 1971 brachte mit 42 600 t 
einen Einfuhrrekord. Bei Tee standen den Importen stets auch Exporte gegenUber, die großen
teils in sozialistische LCinder gingen (allen voran die Äußere Mongolei und Polen), aber auch in 
westl iche LCinder wie Belgien, Großbritannien sowie in jUngerer Zeit in EntwicklungslClnder wie 
Marokko und Afghanistan. Doch handelt es sich um relativ geringe Mengen: der Export im ganzen 

1) Die Zahlenangaben der nachstehenden beiden AbsCitze fUr Reis und (eingeklammerte Zahlen) 
fUr Tee aus Sel'skoe, 18, S. 203 (257); Sel'skoe, 19, S. 189 (239); Narodnoe, 11, 1962, 
S. 234 f (298); 1969, S. 330 (353); 1922 - 72, S. 222 (250). - FUr Importe und Exporte 
(Zahlen fUr Tee ebenfalls in Klammem) Vnesnjaja, 23, S. 110 - 113 (88 - 91, 110 - 113, 
136 f); 1969, S. 45 (31, 44, 85); 1971, S. 47 (33, 46, 86). 
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bell:iuft sich erst seit 1965 auf etwas über 10000 t jl:ihrlich. In allen Jahren seit dem Zweiten 
Weltkrieg (ausgenommen 1946) war die Sowjetunion Netto-Importeur von Tee. Aber anders als 
bei Reis, wo bis 1960 und noch einmal 1962 die Importe größer als die Eigenproduktion waren, 
machten sie bei Tee stets nur einen Bruchteil davon aus, im Importsaldo nie mehr als 18 %, 
meistens weniger als 10 %. 

Die Tatsache, daß die Sowjetunion landwirtschaftliche Erzeugnisse subtropischer Zonen, die 
auch innerhalb ihrer Grenzen gedeihen, in steigendem Maße selbst erzeugt und den Import aus 
Entwicklungsll:indern nur sehr begrenzt ausweitet, muß noch unter einem anderen Aspekt gesehen 
werden. Baumwolle und Reis sind arbeitsintensive Kulturen, die Steigerung ihrer Produktion be
deutet zusl:itzl iche landwirtschaftl iche Arbeitspll:itze in Landesteilen, die mit l:ihnl ichen sozio
ökonomischen Problemen zu schaffen haben wie die EntwicklungslCinder: Sowjet-Mittelasien und 
Teile Transkaukasiens. Man weiß heute in Moskau und leugnet es im ernsthafteren Fachschrift
tum auch nicht mehr, daß der industrielle Aufbau in diesen Gebieten allein nicht genügend Ar
beitspll:itze in der erforderlichen kurzen Zeit zu schaffen vermag. Vor allem die Ausdehnung des 
Bewl:isserungsbaus - und das heißt vor allem: mehr Ba umwo I 1- und Reisfelder - dient der Entschl:ir
fung dieser für Entwicklungsll:inder typischen Situation 1). Anders als die Industriestaaten des 
Westens ist eben die Sowjetunion im ganzen noch nicht hochindustrialisiert, insbesondere regio
nal hat sie starke Entwicklungsrückstl:inde 2), die eine landwirtschaftl iche Spezial isierung im Hin
blick und mit Rücksicht auf Entwicklungsll:inder erschweren. Eine helfende Importpolitik Moskaus 
erscheint eher bei Konsumgütern (einschi ießI ich verarbeitete Agrarprodukte) der Leichtindustrie 
und des Kleingewerbes als aussichtsreich. Obzwar mit. gewissen Einschrl:inkungen - wegen der ge
ringen Elastizitl:it der Nachfrage und der ungenügenden Wachstumswirkung auf die Gesamtwirt
schaft eines Landes - wird neuerdings auch von sowjetischer Seite den Entwickl ungsll:indern der 
Ausbau einer arbeitsintensiven Industrie mit mittelgroßen, technisch weniger anspruchsvollen Be
trieben empfohlen, die nicht-dauerhafte Konsumgüter erzeugt (so SUDAREV, 20, S. 73). 

Diese Konkurrenz innersowjetischer legitimer Entwicklungsinteressen mit denen eigentlicher Ent
wicklungsll:inder im Agrarsektor wl:ire um vieles schl:irfer, wenn nicht der sowjetische - und dazu 
der sonstige osteuropl:iische - Markt für landwirtschaftl iche Produkte der Subtropen noch über 
große Nachfragereserven verfügte. Etwas anderes ist es, ob nicht die weltweite Verknappung 
von Nahrungsgütern und anderen landwirtschaftlichen Rohstoffen den Weltagrarmarkt auch in 
den Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den Entwicklungsll:indern grundlegend verl:indern 
wird. Dieser Frage soll hier nicht nachgegangen werden. Aber zumindest im Hinblick auf Reis 
darf festgestellt werden, daß die enorme Steigerung seiner Produktion in der Sowjetunion bis auf 
weiteres kaum eine Einengung der Absatzmöglichkeiten der Entwicklungsll:inder bedeutet. 

1) Die nl:ihere Darlegung der Situation in den südöstlichen, nicht-slawischen Landesteilen der 
UdSSR und die Begründung für ihre Charakterisierung als Entwicklungsregionen würde einen 
Aufsatz für sich erfordern. Es seien nur als Stichworte genannt: hohe Geburtenraten, hoher 
Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung, die zum Teil noch absolut zunimmt, Zurückblei
ben der wirtschaftlichen Pro-Kopf-Wachstumsraten hinter denen der entwickelten Landesteile, 
geringe Möglichkeit und auch geringe Bereitschaft zur Abwanderung in industrielle Ballungs
oder Aufbaugebiete im Norden, die nicht nur mit ethnischen Besonderheiten und traditionel
lem Verhalten der Bevölkerung zu erkll:iren ist, sondern auch mit sehr handfesten materiellen, 
spezifisch sowjetisch geprl:igten Bedingungen zusammenhl:ingt. Vgl. u.a. NOVE/NEWTH, 
12, und WAGEN ER, 24. 

2) Auch ein Vergleich mit den Problemen des US-amerikanischen "Alten Südens" oder des italie
nischen "Mezzogiorno" ist nur in Teilaspekten sinnvoll. 
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2 Konzeptionen für Bodenreform und Sozialiilimmg 

Die publizierten sowjetischen Vorstellungen von der anzustrebenden Agrarstruktur in Entwick
lungsländern bleiben heute noch sehr im allgemeinen, treten in der einschlägigen Literatur auch 
stark zurück hinter Fragen der Industrialisierung, der Klassensituation und des Klassenkampfes, 
der außenwirtschaftl ichen Verflechtung, der pol itischen Ausrichtung. Fast stereotyp kehrt die 
Forderung nach einer Bodenbesitzreform wieder, bei der keineswegs verhohlen wird, daß sie 
nicht zuletzt dazu dienen soll, "Feudalismus" und "Kapitalismus" im jeweiligen Land wirtschaft
lich und sozial den Boden zu entziehen. 

Vorauszuschicken ist dabei, daß im Hinblick auf Entwicklungsländer dem staatseigenen Wirt
schaftssektor - im Falle der Landwirtschaft den Staatsgütern - besondere Bedeutung beigemessen 
wird. Es ist unter sowjetischen Experten und Theoretikern zum "Axiom geworden, daß eine Ent
wicklung auf dem Wege sozialistischer Orientierung unmöglich ist ohne die Entwicklung und 
quantitative Vervollkommnung des Staatssektors und die systematische Hebung seiner allgemein
wirtschaftlichen und politischen Rolle" (TJUL'PANOV, 22, S. 10). Entsprechend werden im Rah
men sowjetischer Entwicklungshilfe mit Vorliebe Staatsgüter aufgebaut, die einerseits als Muster
und Zuchtbetriebe, andererseits zur Verstärkung des staatlichen Einflusses in der Wirtschaft die
nen sollen. Solche doppelte Funktion deckt sich mit der der Staatsgüter (Sowchose) in der Sowjet
union sowohl vor als auch noch lange Zeit nach der Kollektivierung. Sie kommt außerdem den 
Vorstellungen und Intentionen vieler politischer Führer in Entwicklungsl/::lndern entgegen, ist -
wenigstens scheinbar - politisch und ideologisch weitgehend neutral und I/::Ißt die bestehenden 
sozio-ökonomischen Strukturen unberührt. Das gleiche gilt für Maschinen-Ausleih-Stationen, 
die ebenfalls verschiedentlich eingerichtet worden sind 1). Doch sind das Randerscheinungen; 
agrarpol itisch zentral sind die Forderung nach Bodenbesitzreform und die Frage, ob eine spötere 
Kollektivierung der Landwirtschaft anvisiert wird. 

Die mehr propagandistisch getönten Verlautbarungen aus der Sowjetunion verkünden heute wie 
einst, daß der zukunftverheißende Weg für die Entwicklungsl/::lnder der zum Sozial ismus sei, daß 
die Sowjetunion und in ihr besonders die asiatischen Landesteile, deren sozio-ökonomische Pro
bleme einst denen der heutigen Entwicklungsl/::lnder vergleichbar gewesen seien, ein Beispiel er
folgreicher Entwicklung auf nicht-kapitalistischem Wege abgeben. Anstatt die unz/::lhligen Belege 
dafür anzuführen, sei nur auf die vom 16. bis 19. Oktober 1972 in Taschkent durchgeführte inter
nationale Konferenz über "Die Erfahrungen der sozialistischen Wandlungen in der UdSSR und 
ihre internationale Bedeutung" verwiesen, der Generalsekretär Breshnew persönlich eine Gruß
botschaft zusandte. Darin hieß es u.a.:'~m Beispiel der Republiken des sowjetischen Orients 
kann man sehen, wie der Sozialismus das national-koloniale Joch, die Ausbeutung, Rechtlosig
keit und Arm~t beseitigt, die Völker auf die Straße des gesellschaftlichen Fortschritts führt." 
(Sel'skajaiizn', 17.10.1972, S. 1.) Und im Bericht der Monatsschrift des sowjetischen Land-
wirtschaftsministeriums wurde speziell auf die "Bedeutung der Erfahrung der agrarischen Wand
lungen in der UdSSR für die Entwicklungsl/::lnder" hingewiesen, die auf der Konferenz wiederum 
betont worden sei (POPOV, 15, S. 120). 

2.1 Sowjetische Kollektivierung als Modell? 

Es liegt nahe, solche Erklärungen in dem Sinne zu deuten, daß damit auch dem Kolchos-System 
Modellcharakter für die Landwirtschaft der Entwicklungsl/::lnder zugesprochen werde, denn dieses 
ist ja unlösbar mit der Politik der "agrarischen Wandlungen" in der Sowjetunion verknüpft. Trotz 
gelegentlichen Kritiken an der Art der Durchführung - die in den letzten Jahren aber nahezu 

1) Vgl. MÜLLER, 9, S. 34 f; dort auch Nennung verschiedener solcher Objekte, S. 106 f, 
109, 150, 2~8, 264. - Über mit sowjetischer Hilfe errichtete Staatsguter in Indien siehe 
jüngst Sel'skaja !izn', 4.10.1973, S. 3. 
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gänzl ich wieder aus dem sowjetischen Schrifttum verschwunden sind - wird die Stal insche Kollek
tivierung auch nach wie vor bejaht. In Wirkl ichkeit aber wird das so konkret für die Entwick
lungsländer nicht propagiert, wenigstens nicht mehr in jüngerer Zeit. Die Frage, ob Kollektivie
rung nach sowjetischem Beispiel in der Sache ein brauchbares Modell für Entwicklungsländer sei, 
bedarf daher hier keiner ausführ! ichen Erörterung, zumal sie schon öfters ventil iert worden ist 
(vgl. u.a. SCHILLER und WALTERS, 17). Doch seien von den Gründen, die dagegen sprechen, 
stichwortartig die wichtigsten angeführt, sowohl um das Eigenverständnis zu klären, als auch um 
die offensichtl iche Zurückhai tung vieler sowjetischer Entwicklungsstrategen gegenüber diesem 
Gedanken verständl ich zu machen. 

1. Zur Freisetzung von Arbeitskräften für die Industrie ist Kollektivierung nicht notwendig; der 
Überbesatz der Landwirtschaft mit Arbeitskräften war in der Sowjetunion und ist heute in den 
meisten Entwicklungsländern derart, daß ungeschulte Kräfte aus der Landwirtschaft - und um diese 
müßte es sich in der Regel handeln - ohnehin ausreichend zur Verfügung stehen. Zudem wären für 
auf solche Weise beschleunigt freigesetzte Kräfte die Arbeitsplätze außerhalb der Landwirtschaft 
gar nicht vorhanden 1). Diese Erkenntnis wurde einst in der sowjetischen Verordnung" Über die 
Kollektivwirtschaften" (16. März 1927) klar ausgesprochen, und die Kolchosordnung, wie sie 
später entstand, war mehr als Instrument der Regulierung und Bremsung der Landflucht, denn als 
eines zu ihrer Auslösung konstruiert; daß sie faktisch die Abwanderung zur Landflucht steigerte, 
war nicht beabsichtigt. 

2. Kapitalabschöpfung zugunsten der Industrie, obwohl beabsichtigt, ist auch bei der sowjeti
schen Kollektivierung nur in begrenztem Umfang möglich gewesen, weil zugleich die Produkti
vitöt der Landwirtschaft stark zurückging 2). Mehr noch: Die Zuwachsraten der industriellen Pro
du~tion gingen gerade in den Jahren der Kollektivierung und Hungersnot stark zu~ück, nach sow
jetischen Berechnungen von 30 % (1931) auf 15 % (1932) und 5 % (1933) (PERVUSIN, 14, S. 20). 
Auf dem im Vergleich zur Sowjetunion des Jahres 1928 ungleich niedrigeren Niveau ländlicher 
Pro-Kopf-Einkommen in den meisten Entwicklungsländern ist solche Kapitalabschöpfung noch 
weniger aussichtsreich. Zudem hatte die sowjetische Industrialisierung schon vor 1914 ein gewis
ses Niveau erreicht, was den Vergleich mit heutigen Entwicklungsländern in Asien und Afrika 
und deren Kapitalbedürfnissen schief macht. 

3. Erzwungene Kollektivierung - und um solche handelte es sich im historischen Fall - setzt 
einen bis ins Dorf hinunter funktionsfähigen Machtapparat der Kollektivierer und den Willen, 
ihn rücksichtslos einzusetzen, voraus. In der Sowjetunion war beides gegeben, und dennoch 
brachte die Kollektivierung das politische System an den Rand des Zusammenbruchs. In den 
Entwicklungsländern besteht weder ein vergleichbarer Machtapparat, noch die Wahrscheini ich
keit seines hemmungslosen Einsatzes gegenüber der großen ländl ichen Bevölkerungsmehrheit • 

1) In diesem Zusammenhang verdient Erwähnung, daß zwar die sowjetischen Autoren die Schwere 
des Problems der raschen Bevölkerungszunahme heute durchaus sehen, daß eine Politik der 
Geburtenbeschränkung aber nach wie vor tabu ist. Das kam erst jüngst auf der Zweiten asia
tischen Konferenz über Bevölkerungsprobleme in Tokio, 1. - 13. November 1972, wieder 
zum Ausdruck. Dort enthielt sich die sowjetische Delegation bei der Abstimmung über die 
sonst von ihr bejahte Deklaration der Konferenz der Stimme, weil diese auch die Wichtigkeit 
von Geburtenkontrolle und Famil ienplanung durch die Regierungen betonte (BURLI N, 1, 
S. 96). 

2) Ein Versuch, den tatsächl ichen Beitrag der sowjetischen Landwirtschaft zur Industrial isierung 
per Saldo zu quantifizieren, ist - entgegen der Meinung Th. BERGIv\ANNS - in jüngerer 
Zeit gemacht worden und hat zu einem negativen, allerdings nicht unwidersprochen gebl ie
benen Ergebnis geführt (MILLAR und NOVE, 8, passim). 
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Solcher Einsatz könnte in der heutigen weltpolitischen Konstellation zu Krisensituationen füh
ren, die Ost wie West nicht wünschen. 

4. Soll Kollektivierung nicht nur die kleinbäuerliche Struktur zerschlagen, sondern auch die 
dringend erforderliche Steigerung der landwirtschaftlichen Produktionsleistung zusammen mit 
Einkommenssteigerungen für die Kollektivbauern herbeiführen, so bedarf sie angesichts der Mil
lionenmassen von Kleinbauern in Entwicklungsländern eines ungeheuren Kapitaleinsatzes, zu 
dem weder diese Länder, noch sowjetische Entwicklungshilfe auch nur annähernd imstande sind. 
Der Kapitaleinsatz muß umso größer sein, je geringer die Reserven an ungenutztem Land und die 
durchschnittlichen Größen der bisherigen bäuerlichen Betriebe sind 1). In der Sowjetunion waren 
1928 immerhin noch erhebliche Reserven an Ödland und Brache vorhanden: Die offizielle Stati
stik weist 113 Mill. ha und vier Jahre später, 1932, eine Erweiterung um fast ein Fünftel 
(134,4 Mill. ha) aus. Entgegen der Meinung von Th. BERGMANN war Flächenausdehnung auch 
geplant, die Intensität der Bodennutzung und damit die Produktivität wurde - bei stagnierender 
Bruttoproduktion - allerdings bedeutend geringer. Wird aber, zur Vermeidung materieller Verluste, 
Kollektivierung nicht so schnell durchgeführt wie einst in der Sowjetunion, so leistet sie auch in 
geringerem Grade den Dienst rascher Zerschlagung traditioneller Strukturen. 

Gegen diese Argumente scheint zu sprechen, daß die - zumindest im ersten Stadium - der sowje
tischen recht ähnl iche chinesische Kollektivierung mit Erfolg und in ihrem weiteren Verlauf noch 
radikaler durchgeführt worden ist. Leider ist die rotchinesische Agrarpol itik im Rahmen dieser 
Tagung nicht als Thema vorgesehen. Sie würde eine gesonderte Betrachtung erfordern, für die der 
Verfasser sich nicht kompetent fühlt und für die im gesetzten Rahmen auch der Platz nicht aus
reicht. Aber soviel sei bemerkt: In China war eine radikale soziale und politische Umwälzung 
vorausgegangen, dazu ein erfolgreicher militärischer Kampf im Innern und in Korea, Machtappa
rat und Wille zu seinem Einsatz waren somit vorhanden. Die Aussichten, daß sich eine ähnliche 
Situation in einem der größeren Entwicklungsländer in absehbarer Zukunft entwickelt, wird von 
sowjetischen Entwicklungsstrategen und Politikern mit Recht skeptisch beurteilt 2), - gerade 
hierin liegt ja der wichtigste Kontroverspunkt zwischen Moskau und Peking im Hinblick auf die 
Entwicklungsländer. 

Es fragt sich allerdings, ob dieser Kontroverspunkt einer des Grundsatzes und nicht vielmehr 
einer der Einschätzung realer Verwirklichungsmöglichkeiten zur gegebenen Zeit und der unter
schiedlichen weltpolitischen Risikobereitschaft der beiden Großmächte ist. Auf lange Sicht näm
lich wird die radikale Kollektivierung der Landwirtschaft unseres Wissens in keiner sowjetischen 
Verlautbarung ausdrückl ich abgelehnt; sie wird nur nicht für tunl ich erachtet. Keinesfalls sollte 
übersehen werden, daß die heute von sowjetischer Seite den Entwicklungsländern empfohlene 
Agrarstrukturpolitik durchaus den Stufen entspricht, die in der Sowjetunion der Kollektivierung 
vorausgingen: radikale Enteignung des Großgrundbesitzes, einschließI ich des großbäuerl ichen; 
eine Phase gemischtwirtschaftlichen Systems, das es in der Sowjetunion von 1921 bis 1927 unter 
dem Namen NÖP (Neue Ökonomische Politik) gegeben hat; richtungweisender Charakter des 
sog. Leninschen Kooperativplans (vor allem in Lenins letzter Schrift, "Über das Genossenschafts-

1) Wollte man, wie in der Sowjetunion und Osteuropa geschehen, die Kollektivbauern für einen 
Teil ihres Lebensunterhalts und Geldeinkommens auf verbleibende private Hoflandparzellen 
von bis zu 0,5 ha, auf Bewässerungsland bis zu 0,25 ha, verweisen, so würde bei der großen 
Zahl der Mitgliedshaushalte ein prozentual großer Teil des eingebrachten Landes dafür bereit
gestellt werden müssen, zumal eine solche Regelung per Haushalt die Auf teilung bisheriger 
Großfamil ien stimul iert. 

2) Vgl. die interessante und differenzierte Globalanalyse aus jüngster Zeit von Ju. OSTROVIT' -
JANOV und A. STERBALOVA, 13. 
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wesen"). Der wesentliche Unterschied zur sowjetischen Fruhzeit besteht im Verzicht auf die Na
tionalisierung des Bodens. Doch dieser Verzicht - wenigstens in formal juristischer Hinsicht - war 
schon Teil des sowjetischen Konzepts fUr die osteuropöischen Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg, 
ohne daß er die spötere Voll kollektivierung und faktische Nationalisierung des Bodens ausgeschlos
sen hötte. Im Ubrigen verteilten die Bolschewiken nach der Oktoberrevolution den enteigneten 
Großgrundbesitz (abgesehen von einem fUr staatseigene Modell-, Versuchs- und Zuchtbetriebe 
zuruckbehaltenen Teil) zunöchst in einer Weise an die Kleinbauern, die den Boden trotz juristi
scher Nationalisierung faktisch zu Privatbesitz gab bzw. ihn den bereits existierenden BauernsteI
len beließ. 

Der NÖP war eine fUr Mörz 1971 geplante wissenschaftliche Konferenz gewidmet, und zu den auf 
ihr zu behandelnden Themen gehiSrte auch "Die Bedeutung der Leninschen Lehre von der NÖP fUr 
die Schaffung einer nationalen Wirtschaft in den Löndern, die das koloniale Joch abgeworfen ha
ben" 1). Über ,Lenins Kooperotivplan wußte ein Autor der bereits angefUhrten sowjetischen Land
wirtschaftszeitschrift unlöngst zu sagen: 

"Am Beispiel der sozialistischen Lönder uberzeugen sich die Volksmassen in der ganzen Welt 
immer mehr davon, daß nur die Vergenossenschaftung der Landwirtschaft, verwirklicht auf der 
Grundlage des Leninschen Kooperativplans, eine beschleunigte Entfaltung der landwirtschaft
lichen Produktion gewöhrleistet.L ••• J Die Kommunistischen und Arbeiterparteien messen 
der Entfaltung der Kooperation, die zu wachsender politischer Bewußtheit und Aktivitöt der 
böuerlichen Massen beitrögt, große Bedeutung bei. L ... J Zugleich erlöutern die Kommuni
sten der Bauernschaft, daß lediglich durch Vergenossenschaftung und ohne grundlegende revo
lutionöre Verönderungen und Beseitigung des Kapitalismus die LiSsung der Agrarfrage und die 
Befreiung vom Joch der Monopole und der Gutsbesitzer nicht erreicht werden kann. L ... J 
Sie rufen die werktötige Bauernschaft auf, kuhn und entschieden den Weg sozialistischer Ver
önderung der Landwirtschaft zu betreten." (SARAPOV, 16, S. 111 t). 

In alledem ist keine Verleugnung des sowjetischen Beispiels der Jahre 1917 - 1928 zu erkennen. 
Ob man dann ab 1928 die Kollektivierung wirklich so schnell und mit solchen Gewaltmethoden 
hötte durchfuhren sollen - heute wird von vorgekommenen "Übertreibungen" (russ. peregib, ein 
Formelwort) gesprochen -, daruber tauchen im sowjetischen Schrifttum gelegentlich verklausu-
I ierte Zweifel auf. Die abgestufte "Vergenossenschaftung" bis hin zur Vollkollektivierung ist ja 
auch im nicht-sowjetischen Osteuropa zur Geltung gekommen, und das, obwohl es hier am 
Machtapparat, zuzUgIich seiner Deckung durch sowjetische Truppen in diesen Löndern, nicht ge
fehlt hat. Die angewandten Vorformen hatten Vorlöufer in der sowjetischen Fruhzeit: in den "Ge
nossenschaften zur gemeinsamen Bearbeitung des Bodens" (T. O. Z.), welcher aber in EinzeIbe
sitz blieb, und Maschinen-Ausleih-Stationen. Es ist nicht abwegig zu folgern, wie es auch Kurt 
MÜLLER (9, S. 44 t) tut, daß Moskau unter den politisch prektlren Verhtlltnissen in Entwicklungs
Itlndern die Erreichung des Fernziels Kollektivierung lediglich auf eine fernere Zukunft vertagt, 
also eine sttlrkere Dehnung des skizzierten Stufenweges ins Auge faßt. Aber soweit der Verfasser 
sehen kann, (und auch nach dem Urteil von MÜLLER, 9, S. 34) wird heute im sowjetischen 
Schrifttum nirgends das Kolchosmodell als solches zur Nachahmung empfohlen. 

2.2 Zunehmend pragmatisches Herangehen 

Immerhin ließ es aufhorchen, als 1973 aus dem Suden des kommunistisch regierten indischen Teil
staats Kerala mit offensichtl icher Befriedigung nicht nur die Schaffung des "ersten indischen 

1) Zeitschriften-Revue, 26, Nr. 43, S. 85. Siehe auch ebenda, Nr. 44, S. 212 f, die Heraus
steIlung der NÖP im Aufsatz des Entwicklungsexperten R. ULJANOVSKIJ, in: Neue Zeit, 
Moskau, Nr. 1 und 2, 1971. 
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Kolchos" gemeldet, sondern dies auch mit dem Hinweis verounden wurde, daß sowjetische Fach
leute dabei mitwirkten und daß "das russische Wort Kolchos immer htiufiger in den Spalten 
der Zentral- und Provinzpresse Indiens zu erscheinen begonnen hat". (Sel'skaja zizn', 26.5. 
1973, S. 3). Allerdings handelte es sich hier nicht um Kollektivierung bestehender Bauernwirt
schaften, sondern um eine NeugrUndung auf frUherem Ödland fUr landlose und landarme Bauern. 
Doch besagen die abschl ießenden Stitze des sowjetischen Berichts, daß es mtsgl ichst kein isolier
ter Fall bleiben soll: "Die Regierung von Kerala betrachtet die Schaffung der Genossenschaft 
nicht nur als Experiment. Unter Nutzung der reichen Erfahrung der Sowjetunion hat sie diesen 
Schritt getan, um die breiten Mtsgl ichkeiten zu demonstrieren, welche die neue, fortschrittl iche
re Form des Wirtschaftens zur grtsßtml:iglichen Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion 
birgt." 

Andererseits hat aufgrund der Auswertung umfangreichen sowjetischen Schrifttums S. CLARKSON 
feststellen zu können geglaubt, daß sowjetische Studien uber Entwicklungsprobleme Indiens zu
nehmend differenzierter und realittitsnaher geworden sind und Problemen wie Kastenwesen, Über
windung feudaler Strukturen und der Subsistenzwirtschaft auf dem Lande durch Entfaltung einer 
kapitalistisch gefUhrten Landwirtschaft, Überbevölkerung und ArbeitskrtifteUberschuß u.ö. grö
ßere Bedeutung beimessen. NatUrlich halten sie zugleich an gewissen topoi fest. Aber "das sow
jetische Modell ist weder ein Aufruf zu Waffen revolutiontirer Art, noch eine ubersimpl ifizierte 
Industrialisierungsformel." (CLARKSON, 2, S. 143 und 148.) 

CLARKSONs Eindruck braucht nicht falsch zu sein, aber zu bedenken bleibt, daß Moskau seine 
engen Beziehungen zu Indien kaum durch Veröffentlichungen anderer Art aufs Spiel zu setzen 
gewillt sein dUrfte, und daß nicht, wie vor zwanzig Jahren, in Moskau publizierte Meinungen 
unbedingt die verbindliche politische "Linie" widerspiegeln. Es könnte sein, daß in den Bezie
hungen zu wichtigen Entwicklungslöndern die sowjetische FUhrung bewußt auf eine explizite 
KlarsteIlung ihrer "Linie" verzichtet, entweder weil diese auch in Moskau umstritten ist, oder 
weil man sie vorerst nicht bekanntmachen will. Aber mit deutlicher Sympathie wird immer wieder 
darUber berichtet, wenn ein Entwicklungsland eine einschneidende Agrarreform in Angriff nimmt 
und dabei in staatliche Hand gelangendes Land zum Aufbau von Produktionsgenossenschaften bis
her landloser und landarmer Bauern verwenden will, wie jUngst im Falle von Bangla Desh. 
(Sel'skaja zizn', 27.2.1972, S. 3.) 

In den 1960er Jahren begann eine Revision der bis dahin zu schematischen und grobschltichtig 
dogmatischen Konzeption fUr die Landwirtschaft der Entwicklungsltinder. Nun wurde eine radikale 
Bodenbesitzreform nicht mehr als erster und allein entscheide~der Schritt zur Besserung der Agrar
verhöltnisse postuliert. Das ist von verschiedenen westlichen Beobachtern festgestellt worden, am 
ausfuhrl ichsten und quellenmtißig fundiertesten wohl von Kurt MÜLLER (MÜLLER, 9, S. 19 ff; 
siehe auch F. KRIDL VALKENIER in: Duncan, 5, S. 302 - 304). Insbesondere wird der Hinweis 
auf den Vorbildcharakter der Entwicklung Sowjet-Mittelasiens weniger kategorisch vorgebracht. 
Gerade hierbei wird nun gewarnt, daß das Überspringen der kapitalistischen Epoche mit Hilfe 
des Proletariats der sozialistischen Lönder, der sogenannte nicht-kapitalistische Weg, nicht in 
jedem Falle möglich sei, unter anderem weil zu Hilfe in dem dafUr erforderlichen Umfang die 
Mittel dieser Ltinder nicht ausreichen wUrden. Bei Mittelasien kommt der besondere Umstand hin
zu, daß Kapitaltransfers aus Industrieregionen im Rahmen eines gemeinsamen Staates mit revolu
tiontirer FUhrung und zentraler Planung erfolgen konnten (was mit Recht von WAGENER, 24, 
S. 173 f und passim, hervorgehoben wird). In einer neuen, fUr einen breiteren Leserkreis außer
halb der Sowjetunion bestimmten, aber von kompetenten Fachleuten herausgegebenen Schrift 

(L'Asie, 7, S. 288 und 290 f-) heißt es dazu: 

"Es kann noch nicht die Rede sein von einer totalen Sozial isierung aller Produktionsmittel und 
der UnterdrUckung jeder Ausbeutung des Menschen durch den Menschen, von einer radikalen 
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Lösung der Ajrar- und Bauernfrage durch umfassende Vergenossenschaftung der Produktion auf 
dem Lande L ••.•. • J. 
Die Hilfe des sozialistischen Staates gleicht in gewissem Ausmaß aus, daß die objektiv not
wendigen Voraussetzungen fUr den Sozialismus noch nicht genUgend gegeben sind. Ein solcher 
Weg zum sozialistischen Aufbau in der Form einer nicht-kapitalistischen Entwicklung ist, zum 
Beispiel, von den Sowjetrepubliken Zentralasiens gegangen worden, aber diese haben ihn im 
Rahmen eines Staates der Diktatur des Proletariats durchschritten. 

Das Band der auf dem nicht-kapitalistischen Entwicklungsweg befindlichen afro-asiatischen 
Lönder mit dem sozialistischen Lager ist nicht so direkt, gerade und umfassend. [" ••• J 
Es ist natUrlich, daß die sozialistischen Lönder ökonomisch nicht in der Lage sind, die Last 
der gesamten Hilfe auf sich zu nehmen, die nötig ist zum Wirtschaftsaufbau von Dutzenden 
von Löndem, die sich von der kolonialen oder halbkolonialen Abhöngigkeit befreit haben. 
Das Werk des Wirtschaftsaufbaus ist vor allem eines der interessierten Völker selbst." 

In einer Ostberliner Veröffentlichung von 1967 (Der Zerfall, 3, S. 110) werden die heute als 
gUltig betrachteten Grundforderungen fUr die Durchfuhrung von Agrarreformen in den Entwick
lungslöndern in folgenden Punkten zusammengefaßt: 

"'Der konkrete Weg zur Lösung der Agrar- und Bauernfrage L-... J ist verbunden mit der 
- Entmachtung der auslöndischen Besitzer (z.B. Plantagenbesitzer); 
- Enteignung der Grundbesitzer und [" ••• J Aufhebung der halbfeudalen Ausbeutungsmetho-

den; 
- Übergabe des Bodens an landarme und landlose Bauern und der materiellen Sicherstellung 

der Pöchter; 
- Umwandlung des vorhandenen Gemeineigentums L-vorerst nur dieses, vgl. das obige Bei

spiel auf Ödland in Kerala J an Land in Produktionsgenossenschaften; 
- Hebung des Bildungsniveaus der Arbeiter; 
- Beseitigung archaischer Produktionsmethoden durch EinfUhrung der modemen Agrartechnik 

und Einrichtung staatl icher Muster- und Demonstrationsguter; 
- umfangreichen finanziellen u.a. materiellen staatlichen Hilfe und Unterstutzung fUr die 

sich herausbildenden neuen Produktionsverhöltnisse auf dem Lande durch Entwicklung des 
Genossenschaftswesens • " 

2.3 Die Strategie auf lange Sicht 

Das gibt in nuce wieder, was man verstreut auch im sowjetischen Schrifttum zu dieser Frage fin
den kann. Es gibt also in den Grundlinien durchaus eine bestimmte Moskauer und osteuroptlische 
Vorstellung von der wUnschenswerten und nach Möglichkeit zu empfehlenden Agrar-Strukturpolitik. 
Die oben skizzierte Stufenentwicklung fUgt sich nahtlos darin ein und fuhrt zum Teil schon darUber 
hinaus. Sie weicht durchaus nicht von den wesentlichen, bis 1928 in der Sowjetunion und nach 
1945 in den anderen osteuropöischen Löndem befolgten Entwicklungslinie ab, die zur eigentlichen 
Kollektivierung fUhrte. 

Dieses Konzept befindet sich im vollen Einklang mit Lenins fruhen Schriften, etwa mit seinem 
"Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der ersten russischen Revolution". In ihm wollte er durch 
die Nationalisierung des Bodens "ideale" Bedingungen - nömlich der vollkommenen Konkurrenz, 
frei von feudal istischen Überresten und von großkapitalistischer Besitzkonzentration - fUr eine 
kapitalistische Entwicklung der Kleinbauernschaft schaffen. Dies freilich unter der - damals wie 
heute entscheidenden - Bedingung eines beherrschenden Einflusses des Proletariats (reprtlsentiert 
durch die Kommunisten) im Rahmen solcher "bUrgerlich-demokratischer" Revolution. Was er noch 
19118 in seiner Auseinandersetzung mit KAUTSKY ("Die Proletarische Revolution und der Renegat 
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KAUTSKY"} schrieb, könnte Wort fUr Wort als Anweisung fUr heutige sowjetische Entwicklungs
länder-Politik gelesen werden (Hervorhebungen im Originaltext): 

"Zuerst zusammen mit der gesamten Bauernschaft gegen die Monarchie, gegen die Gutsbe
sitzer, gegen das Mittelalter (und insoweit bleibt die Revolution eine bUrgerliche, bUrgerlich
demokratische Revolution). Dann zusammen mit der ärmsten Bauernschaft, zusammen mit dem 
Halbproletariat, zusammen mit allen Ausgebeuteten gegen den Kapitalismus, einschließlich 
der Dorfreichen, der Kulaken, der Spekulanten, und insofern wird die Revolution zu einer 
sozialistischen Revolution." 

Die heutigen Bolschewiken können sich mit ihrer agrarpol itischen Konzeption zu Recht auf Lenin 
berufen, und das gil tauch fUr dessen Schriften vom Anfang der 1920er Jahre zu den Fragen der 
revolutionären Taktik in Kolonialländern. 

Lenin hatte nicht von Anfang damit gerechnet, daß der "bUrgerlich-demokratischen" Revolution 
in Rußland (Februar 1917) so schnell die Oktoberrevolution folgen wUrde, seine klassenkampf
strategischen und revolutionstaktischen Gedanken waren auf einen längeren Zwischenzeitraum 
abgestellt. Sp!:lter rechnete er fUr die vor-kapitalistischen Länder Asiens und Afrikas auch nicht 
auf eine derart dichte Abfolge, und ebenso stellt die heutige sowjetische Konzeption auf eine 
"I!:Ingere Übergangszeit" ab (T JUL' PANOV, 22, S. 13). Hinzu kommt nun, daß aufgrund der im 
letzten halben Jahrhundert eingetretenen Entwicklung und der genaueren Kenntnis der heutigen 
Entwicklungsl!:lnder die Schwierigkeiten der Anwendung des Konzepts realistischer gesehen wer
den als im ersten Jahrzehnt intensiver sowjetischer BemUhungen um die Dritte Welt. Offensicht
I ich verzichtet wurde auf die Stalinsche Form der Kollektivierung und die Einheitl ichkeit der 
DurchfUhrung des Programms, wie schon im noch b!:luerlichen Polen von heute, das deswegen 
keineswegs eine spl:ltere Vollsozialisierung der Landwirtschaft aufgegeben hat. 

Der wichtigste Teil des Verzichts im Moskauer Konzept von heute ist nicht der auf Stalins Kollek
tivierungsmodell - dessen Problematik ist man sich längst bewußt, ohne es klar auszusprechen - , 
sondern der auf eine rasch zu verwirklichende Schablone fUr alle Entwicklungsl!:lnder und der, daß 
man bereits bestehende, traditionelle Genossenschaftsformen und Gemeineigentum an Grund und 
Boden zur Kenntnis genommen hat und sie - nicht die Sippen- und Stammesstrukturen - nutzen, 
in einem l!:Ingerfristigen Prozeß umwandeln, nicht aber um eines sowjetischen Schemas willen 
zuerst zerstören will. (Vgl. DESFOSSES COHN, 4, S. 269 - 272; TJUL'PANOV, 22, S. 12, 
sowie MÜLLER, 9, S. 37 f). Hier zeichnen sich Mögl ichkeiten wirksamerer Anwendung des so
zialistischen Grundmusters, aber auch.einer Vielfalt ab, die westlichen Vorstellungen nicht 
diametral zuwiderzulaufen braucht. Sie könnte dazu beitragen, daß Staaten solcher Agrarrefor
men nicht zu Kopien und Satelliten der Sowjetunion zu werden brauchen. 
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In ihrer Konzeption fUr die Agrarpolitik der Entwicklungslönder unterscheiden sich die osteuro
pöischen Lönder kaum voneinander. Sie stimmen hierbei mit der von der Sowjetunion vertretenen 
Linie Uberein, wie sie im Beitrag von Karl-Eugen WÄDEKIN dargelegt und erlöutert wurde. FUr 
sie alle verbindlich ist der auf der "Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien" 1969 in 
Moskau beschlossene Grundsatz: "Über große revolutionöre Potenzen verfUgt die werktötige 
Bauemschaft. Sie nimmt aktiv am Kampf gegen den Imperialismus, fUr die nationale Befreiung 
der Völker und fUr die Festigung der Unabhöngigkeit der jungen Staaten teil. Die Kommunisten 
aktivieren ihre Tötigkeit unter den Bauernmassen und tragen in sie die proletarische Ideologie 
hinein" (2, S. ~. Der Gleichklang beschrönkt sich nicht auf Prinzipien, sondern findet sich 
auch in der Einschötzung taktischen Vorgehens, wofUr hier nur beispielhaft eine Stimme aus der 
DDR angefUhrt sei: "In Anwendung der Lehren der NÖP 1) auf die konkreten Bedingungen der 
afrikanischen Lönder kann es nicht die Aufgabe sein, die mittelböuerlichen Elemente sofort zu 
liquidieren. Es kommt vielmehr darauf an, ihre Initiative, ihre ökonomischen Interessen zur Lö
sung einer Reihe von ökonomischen Problemen zu nutzen. Gleichzeitig muß jedoch gesichert 
werden, daß der Weg der kleinen Waren- und elementaren kapitalistischen Produktion nicht zum 
Hauptweg der Entwicklung im traditionellen Agrarsektor wird. Das heißt, die hauptsöchliche, 
den Entwicklungsweg bestimmende Variante der Überwindung der traditionellen Strukturen muß 
der genossenschaftliche Weg sein. H... In dem Maße, wie sich die Genossenschaften gefestigt 
haben und die politischen Positionen der revolutionör-demokratischen Kröfte im Dorf gestörkt 

1) Neue Ökonomische Politik, eine Periode wirtschaftlicher Liberalisierung in der Sowjetunion 
,1921 - 1927. 
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sind, erBffnet sich die Perspektive, die potentiellen Agrarbourgeois schrittweise an die Genos
senschaften heranzufuhrenU(ERNST, 4, S. 513). 

Die ab Mitte der sechziger Jahre zu datierende Neuorientierung der sowjetischen Entwicklungs
lönderpolitik, die generell agrarpolitischen Fragen einen hBheren Rang einröumt und zum anderen 
ein differenziertes Herangehen an die in den einzelnen Löndem unterschiedlich gelagerten Proble
me erlaubt, wurde von den anderen osteuroptlischen Löndem gleichfalls mitvollzogen. Insbeson
dere die wirtschaftlich potenteren und mithin als Geberlönder am ehesten in Frage kommenden 
unter ihnen sehen sich seitdem in die Lage versetzt, ihre in Entwicklungsgang und Entwicklungs
stand von der sowjetischen doch sehr verschiedene Landwirtschaft wesentlich unbefangener als 
Demonstrationsobjekt einzusetzen und nicht zuletzt auch auf die hundertjöhrige Tradition ihres 
Genossenschaftswesens hinzuweisen. Dabei wird man nicht mUde, die Landwirtschaftliche Produk
tionsgenossenschaft bzw. den Kolchos als die konsequente Fortentwicklung und letztendliche Ver
wirklichung der Ideen Raiffeisens und Schulze-Delitzschs zu preisen. 

In einer vergleichsweise gUnstigen Lage befinden sich dabei die polnischen Agrarpolitiker. In 
Polen als einzigem europtlischen Mitgliedsland des Rates fUr Gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(COMECON) herrscht in der Landwirtschaft nicht nur noch immer die einzelböuerliche Wirtschafts
weise vor, hier gibt es auch ein breit und vielschichtig ausgebautes Genossenschaftswesen, das 
trotz aller vorhandenen staatlichen Lenkung und Kontrolle eine im Vergleich etwa mit der Sowjet
union ader der DDR undenkbare Autonomie besitzt und das durchaus nicht allein als ErfUllungs
gehilfe zentraler Planung, sondern sehr wohl auch als echtes Selbsthilfeorgan seiner Mitglieder 
anzusehen ist. Diese Sonderstellung Polens brachte es mit sich, daß die polnischen Experten weit 
fruher als ihre Kollegen in den Ubrigen osteuropöischen Löndem mit einer differenzierten Frage
stellung an die Probleme der Entwicklungslönder gehen und nach pragmatischen LBsungswegen 
suchen konnten (vgl. SCHREI BER, 11). Daß die polnische FUhrung das Ziel einer spöteren Sozia
lisierung der Landwirtschaft nicht aufgegeben hat, ist in diesem Zusammenhang von zweitrangiger 
Bedeutung, und die Frage nach dem endgUltigen Wohin von Bauer und Genossenschaft in Polen 
kann damit beantwortet werden, daß auch in einem kommunistisch regierten Land fUr eine immer
hin geraume und heute noch nicht absehbare Zeit individualistische Wirtschaftsweise möglich sei. 
FUr die Diskussion mit Partnern aus den Entwicklungslöndem heißt das: Das von Osteuropa ange
botene Modell sozialistischer Ordnung scheint zumindest in dem wichtigen Agrarbereich flexibel 
und nicht unbedingt auf Verstaatlichung oder Kollektivierung festgelegt. 

Hier liegt ein wichtiger Ansatzpunkt fUr das von Karl-Eugen WÄDEKIN in seinem Schlußsatz zu
treffend hervorgehobene BemUhen um Vielfalt in der agrarpolitischen Konzeption Osteuropas ge
genUber den Entwicklungslöndem, eine Vielfalt, die sich vor allem darin ausdrUckt, daß im Ge
gensatz zu den ersten Jahren Bstlicher Entwicklungshilfe mit graßer Sorgfalt eine den Gegeben
heiten des jeweiligen Landes möglichst genau entsprechende Variante agrarpolitischer Entwick
lung gesucht und vorgeschlagen wird. 

Ausnahmslos in allen Varianten wird der Schaffung und Störkung von Genossenschaften zentrale 
Bedeutung beigemessen (SCHADE, 9). Dabei denkt man aber nicht ausschließlich oder auch nur 
Uberwiegend an einen bestimmten Typ Genossenschaft, sondem versteht unter diesem Begriff ein
fachste Kooperationsformen wie Nachbarschaftshilfe und gemeinsame Geröte- und Maschinen
nutzung ebenso wie kolchosartige Produktivgenossenschaften. Der westliche Leser sieht sich da
her mitunter einer gewissen Sprachverwirrung gegenUber, weil er in Bstlichen Publikationen und 
Verlautbarungen als Genossenschaft (bzw. in den slawischen Sprachen als Kooperativ) sowohl 
Organisationsformen bezeichnet sieht, die nach westlicher Definition als solche zu gelten haben, 
als auch den Kolchos sowjetischen Typs. 

Wie aus den eingangs zitierten Texten hervorgeht und wie Karl-Eugen WÄDEKIN ausfuhrlieh 
dargelegt hat, wird die Bildung und der Ausbau einfacher Kooperationsformen nicht unter dem 
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Aspekt gesehen, hierdurch langfristig ein grundsätzlich vom sowjetischen Modell abweichendes 
Genossenschaftswesen zu schaffen oder gar die individuelle Landbewirtschaftung auf Dauer zu 
stabil isieren. Diesen Formen kommt vielmehr nur ein Übergangscharakter zu der endgUltig ange
strebten Stufe der "Vollsozialisierung" zu. Diese Zielsetzung tritt aber gegenwärtig aus soge
nannten taktischen Erwl:lgungen stark in den Hintergrund. 

Gleiches gilt fUr ein anderes Prinzip osteuropäischer Entwicklungshilfe, das ebenfalls im Agrar
bereich zur Zeit untergeordnete Bedeutung hat, den Vorrang des staatlichen Sektors der Wirt
schaft. Dieses Prinzip bleibt als solches selbstverständlich auch fUr den landwirtschaftlichen Be
reich unangetastet, denn "die sozial istischen Staaten sind der Meinung, daß die Stärkung des 
staatlichen Sektors die optimale Mobilisierung der Ressourcen zur Überwindung der RUckstl:lndig
keit, die Schaffung einer modernen Wirtschaft und die Steigerung des Lebensstandards breiter 
Bevölkerungsschichten gewl:lhrleistet" (ZEVIN, 14, S. 43). 

Der zeitweilige und teilweise Verzicht auf Durchsetzung dieses aus kommunistischer Sicht grund
sätzlich wichtigen Prinzips fl:lllt im Agrarbereich nicht so schwer, da es hier durch die Vorrang
stellung einer Förderung des Genossenschaftswesens nicht nur nicht beeintrl:lchtigt, sondern in 
gewisser Weise sogar substituiert wird. Das erkll:lrt sich daraus, daß nach Auffassung der östl ichen 
Wirtschaftstheorie {und auch in der Praxis der meisten kommunistisch regierten Staaten} kein allzu 
tiefgreifender Unterschied zwischen staatlichen und genossenschaftlichen Unternehmen besteht. 
Beide gelten vielmehr als gesellschaftliche Unternehmen und werden gemeinsam und als große 
Einheit den privaten oder individuellen Unternehmen gegenUbergestelit. Realistisch ist diese 
Einschl:ltzung. freilich nur unter der Pri:lmisse, daß man mit genossenschaftlichen Unternehmen 
eben jenen in der Sowjetunion entstandenen und bestehenden Typ meint und daß Wille und Mög
lichkeit zur zentralen Steuerung der Wirtschaft vorhanden sind, die gleichermaßen staatliche wie 
genossenschaftliche Unternehmen erfaßt. Genau das ist aber eines der langfristigen Ziele osteuro
pi:lischer Entwicklungspolitik. Man wird also kaum damit rechnen dUrfen, daß bei aller Differen
ziertheit und Vielfalt östlicher Entwicklungshilfe von dieser Seite etwa der Forderung Gerhard 
WEISSERS entsprochen wUrde, nach der Genossenschaften nicht "zu Instrumenten einer hoheit
lichen Ordnung des Marktes und Uberhaupt des Wirtschaftsprozesses gemacht werden" sollten 
(WEISSER, 12, S. 365). Otto SCHI LLERS Mahnung, "die Erfahrungen, die in den kommunistischen 
Uindern mit den verschiedenen Gemeinschaftsformen gemacht worden sind, unbeeinflußt von ideo
logischen Wertvorstellungen einwandfrei zu analysieren und daraus die notwendigen Lehren fUr 
die agrarpolitische Arbeit in den Entwicklungsll:lndern zu ziehen" (SCHILLER, 10, S. 245), hat 
heute nicht weniger Berechtigung und Bedeutung als vor sechs Jahren. 

2 Entwicklungshilfe 

2.1 Kapitalhilfe 

Was die konkreten Auswirkungen osteuropl:lischerAgrarpolitik und agrarischer Entwicklungshilfe 
anlangt, so muß auch hier zuni:lchst eine Feststellung fUr alle osteuropi:lischen Ll:lnder unterstri
chen werden, die Karl-Eugen WÄDEKIN bereits fUr die Sowjetunion getroffen hat: Die Rolle der 
Landwirtschaft im Rahmen osteuropi:lischer Entwicklungshilfe und Entwicklungspolitik ist relativ 
und absolut gering. Die letzte mir bekannte Übersicht, die alle hier besprochenen Li:lnder um
faßt, bezieht sich auf das Jahr 1969 und nennt fUr sl:lmtliche bis dahin gebauten, im Bau befind
lichen und "zum Bau vorgemerkten" Objekte die Zahl von 2424 fUr alle Bereiche der Entwick
lungshilfe. Davon entfielen 147 auf die Landwirtschaft. Hinzuzl:lhlen kann man einen Teil der 
insgesamt 130 Objekte im Bildungsbereich {7, S. 16, zitiert nach ZEVIN, 14, S. 39}. Diese 
Zahl bleibt auch dann bescheiden, wenn man berUcksichtigt, daß sich die osteuropl:lische Hilfe 
auf einen relativ eng begrenzten Kreis von Li:lndern konzentriert. 
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Diese untergeordnete Stellung landwirtschaftlicher Entwicklungshilfe ist aus zwei GrUnden nicht 
ohne weiteres verständlich. Einmal sind die Empfängerländer ausnahmslos Agrarländer, und die 
Landwirtschaft spielt in ihrer Volkswirtschaft und fUr ihre weitere Entwicklung eine ausschlagge
bende Rolle. Zum anderen sind aber auch die osteuropäischen Geberländer zum größten Teil in 
einer ähnlichen Situation bzw. haben dieses Stadium noch nicht lange hinter sich gelassen. Aber 
die osteuropClische Kapitalhilfe war lange Zeit einseitig auf industrielle Vorhaben und hierbei 
wiederum auf Projekte im Bereich der Schwerindustrie ausgerichtet, und es bedeutete schon ein 
fUr marxistische Wirtschaftspol itiker nicht einfaches Umdenken, wenn 1967 von sowjetischer Seite 
die Äußerung kam, die Behauptung, daß die Priorität der Landwirtschaft die Entwicklungsländer 
degradiere, sei eine Vereinfachung (vgl. MÜLLER, 8, S. 39). 

Die seitdem zu beobachtende Schwerpunktverlagerung geht nicht nur zugunsten der Landwirt
schaft, sondern in mindestens gleichem Umfang auch in Richtung Verarbeitungsindustrie und 
Infrastruktur, zielt also auf Bereiche, die indirekt in weit stärkerem Maße als landwirtschafts
fördernd angesehen werden können als Schwer- und Grundstoffindustrie. Allerdings geht diese 
Entwicklung langsam vonstatten und ist zahlenmäßig noch schwer zu belegen. 

2.2 Bildungshilfe 

Einen etwas größeren Raum als bei der Kapitalhilfe nimmt die Landwirtschaft bei der Ausbildung 
junger Fachleute aus EntwicklungslClndern in Osteuropa ein. Die Gesamtzahl der Studenten aus 
der Dritten Welt wuchs schnell. Waren es 1960 noch weniger als 8 000, so betrug ihre Zahl 1962 
bereits 15500 (1, S. 304 f) und 1967 19400 (3, S. 86, zitiert nach ZEVIN, 14, S. 53). Von 
diesen 19400 Studenten waren 1 300 oder 8,3 % an landwirtschaftl ichen Hochschulen und Fakul
tClten immatrikulLert. Hiervon entfielen etwa 50 % auf die Sowjetunion, größere Gruppen studier
ten auch in der CSSR und in der DDR, die kleinsten Zahlen verzeichneten Bulgarien und RumCl
nien. Nicht erfaßt sind dabei Studenten von Förder- und Vorbereitungskursen, die erst später 
mit dem Fachstudium beginnen sollten. Ihre Zahl war 1967 in der DDR etwa ebenso hoch wie die 
der ordentlichen Studierenden aus Entwicklungsländern (13, S. 59). 

Eine besondere Rolle spielen die speziell fUr Studenten aus Entwicklungsländern geschaffenen 
Ausbildungsstätten, deren Cllteste und bekannteste die Lumumba-Universität in Moskau ist. Hier 
absolvierten - nach anfClnglichen Schwierigkeiten - seit der GrUndung im Jahre 1960 bis ein
schließlich 1972 391 Studenten aus Entwicklungsländern die landwirtschaftliche Fakultät. Davon 
kamen 132 aus Lateinamerika, 99 aus arabischen Ländern, 111 aus Schwarzafrika und 57 aus Sud
ostasien (KUGENEV, 5, S. 78). Diese Hochschule bildet gleichzeitig auch sowjetische Studen
ten aus, die speziell fUr Aufgaben in den Entwicklungsländern vorbereitet werden und von denen 
der größte Teil nach Abschluß ihres Studiums fUr einige Zeit nach dort entsandt wird. Diese Spe
zialisten werden vielfach in von osteuropCIischen Staaten in den Entwicklungsländern gegrUndeten 
bzw. geförderten Ausbildungseinrichtungen eingesetzt, wie etwa in der mit sowjetischer Hilfe in 
Conakry errichteten Polytechnischen Lehranstalt, die eine landwirtschaftliche FakultClt besitzt, 
oder in dem Ausbildungszentrum fUr Agrartechniker in Uganda. 

Die Studenten durchlaufen in allen osteuropCIlschen LCindern den regulCiren Studiengang, wie er 
auch fUr Einheimische gilt. Eine auf ihre Heimatländer zugeschnittene Spezialisierung erfahren 
sie vorzugsweise nur an Orten, wo es besondere Schwerpunkte fUr tropische Landwirtschaft gibt, 
wie z.B. in Leipzig oder Taschkent. Neben dieser zahlenmäßig größeren Gruppe gibt es vor
nehmlich in den naturwissenschaftlichen Disziplinen der Agrarwissenschaften graduierte Studen
ten, die sich einer Spezialausbildung unterziehen und zumeist an einer Dissertation (Kandidaten
arbeit) schreiben. Sie kommen in erster Linie aus Ländern, die bereits selbst Uber funktionsf/:ihige 
landwirtschaftliche Hochschulen verfUgen, wie z.B. Ägypten. 

Die Studierenden aus EntwicklungslClndern sehen sich in den osteuropCIischen Ländern den gleichen 
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und bisher nur teilweise abgebauten Beschrönkungen ihrer Bewegungsfreiheit gegenUber wie alle 
anderen Auslönder. Besonders eng sind diese Grenzen noch heute in der Sowjetunion gezogen. 
Die Konsequenz ist, daß der auslöndische Landwirtschaftsstudent zwar sehr viel von der Agrar
wirtschaft seines Gastlandes hört, aber nur öußerst wenig selbst sieht. Die Ausbildung konzen
triert sich ausschließlich auf die Gegebenheiten des landwirtschaftlichen Großbetriebes (gemes
sen in den Dimensionen des jeweiligen Gastlandes) und ignoriert völlig Fragen des kleinen 
böuerlichen Betriebes. Hier bildet nur das Lehrprogramm in Polen eine gewisse Ausnahme. Das 
ist fUr die Absolventen der wirtschaftswissenschaftlichen und der produktionstechnischen Rich
tungen gleichermaßen von Nachteil, sehen sie sich doch in theoretischer wie praktischer Arbeit 
in ihren Heimatlöndem vor zumeist ganz andere Fragen gestellt. Erschwert wird dies noch da
durch, daß der junge Agrarökonom unter der Prömisse zentraler Planwirtschaft ausgebildet wird, 
d.h., er erföhrt zwar viel Uber Arbeitskröfteplanung und Lohnberechnung, nichts jedoch Uber 
die Gesetze der Preisbildung am freien Markt oder Uber Absatzförderung. 

Dadurch wird der Effekt des zahlenmößig ohnehin beschrönkten Beitrages der osteuropöischen 
Lönder zur Bildung einer landwirtschaftlichen FUhrungsschicht in den Entwicklungslöndem ge
mindert. Eine Änderung ist allerdings aus den Gegebenheiten des osteuropöischen Wirtschafts
und Bildungssystems heraus nur schwer und kaum umfassend zu erwarten. 

Gleichwohl kann man davon ausgehen, daß ein Teil der in Osteuropa ausgebildeten Agrarfach
leute aus Entwicklungslöndern stark von den im Gastland vertretenen Konzeptionen Uber die in 
den Entwicklungslöndem zu verfolgende Agrarpolitik beeinflußt ist und nach der RUckkehr in seine 
Heimat auch in diesem Sinne Einfluß zu nehmen sucht. Mit der zunehmenden Differenziertheit 
der agrarpolitischen Vorstellungen sind auch die Chancen gewachsen, auf diesem Wege Ideen-
gut in die Entwicklungslönder zu exportieren. Das ist vor allem in den Löndem von aktueller Be
deutung, wo kommunistische Parteien in dem selben Sinne wirken. 

3 Importe aus Entwicklungslöndem 

Der Außenhandel der osteuropöischen Staaten mit den Entwicklungslöndem ist bekanntlich nicht 
sonderlich stark entwickelt, und von letzteren wird höufig Klage darUber gefUhrt, daß Osteuropa 
nur wenig zur Nachfrage nach ihren typischen Exportprodukten beitrage. Von osteuropöischer 
Seite wird immer wieder die Versicherung abgegeben, daß sich dies öndern werde. So erklörte 
beispielsweise der Leiter der Abteilung Landwirtschaft im Ungarischen Nationalen Planungsamt 
am 14. Juli 1971: "The economic growth and present level of development in the socialist 
countries make it possible for them to considerably increase their agricultural imports from the 
developing countries first of all in those products wh ich either cannot be produced at all in these 
countries, or their production - due mainly to unfavourable climatic conditions - is not profitab
le. Such are the tropical fruits and the protein of plant and animalorigin" (MADAS, 6, S. 240). 

Nun steigt zwar tatsöchlich der Import der osteuropöischen Lönder aus den Entwicklungslöndem 
kontinuierlich an, sein Wachstum hölt aber gerade in den am weitesten entwickelten osteuropöi
schen Staaten nicht mit dem Wachstum der Gesamtimporte Schritt. Der Anteil der Entwicklungs
lönder verringert sich vielmehr von Jahr zu Jahr. Eine umgekehrte Entwicklung zeigt sich ledig
lich bei der Sowjetunion und bei Bulgorien, wöhrend Rumönien den Prozentsatz seiner Importe 
aus Entwicklungslöndern in den letzten sieben Jahren etwa gleich hielt. 

Die Zahlen Uber die importe der DDR sind in diesem Zusammenhang nicht voll vergleichbar mit 
denen der anderen Lönder, da die Uber den Interzonenhandel getötigten Einfuhren nicht erfaßt 
sind. Der extreme Standort, den die Sowjetunion in dieser GegenUberstellung einnimmt, erklört 
sich zum Teil aus der Tatsache, daß dort der Außenhandel, gemessen an anderen volkswirtschaft
lichen Daten, einen wesentlich geringeren Rang einnimmt als im ganzen restlichen Osteuropa. 
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Übersicht: Importe der osteuropäischen U:inder aus Entwicklungsltindern 
(in Millionen Landeswtihrung und in Prozent der Gesamtimporte) 

1960 1965 1971 

DDR 401,1 4,35 % 524,3 4,44 % 779,5 3,74 % 
lJngarn 1 116,8 6,26 % 2 043,7 5,82 % 
CSSR 279,0 9,78 % 1 507,0 7,83 % 1 653,0 5,73 % 
Polen 85,0 3,18 % 407,0 6,81 % 861,0 5,33 % 
Bulgarien 19,7 2,66 % 63,3 4,59 % 150,1 6,05 % 
Rumtinien 125,5 3,23 % 345, 1 5,34 % 661,4 5,24 % 
UdSSR 481,1 9,50 % 743, 1 10,12 % 1 270,7 11 ,31 % 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der DDR 1972, S. 302 f; Statistical Yearbook 1971 (Budapest), 
S. 264; Statisztikai evkönyv 1970, S. 285; Statisticka ro~enka CSSR 1972, S. 422; 
May rocznik statistyczny 1972, S. 238; Statistiteski godi~nik na NR Bulgarija 1972, 
S. 326; Aruarul statistic al RS Romania 1972, S. 417 ff; Vnesnjaja torgovlja SSSR 
1918 - 1966, S. 63; Vne~njaja torgovlja SSSR za 1971 g., S. 10. 

Absolut geringere Einfuhren tropischer Produkte je Kopf schlagen sich deshalb hier in viel höhe
ren Prozentstitzen der Außenhandelsstatistik nieder als bei den Ubrigen Ltindern. 

In den Zuwachsraten der sowjetischen Importe durfte weniger ein dringender Bedarf als vielmehr 
eine Wirkung umfangreicher sowjetischer Lieferungen in umgekehrter Richtung zum Ausdruck 
kommen. Ein solcher Bedarf besteht in weit höherem Maße (wenn auch nicht in absolut höheren 
Quantittiten) bei den anderen osteuroptiischen Ltindern, und hier wiederum in erster Linie bei 
den drei am weitesten westlich gelegenen DDR, CSSR und Ungarn. Die Möglichkeit des Bezuges 
solcher Produkte aus der Sowjetunion, wo sie zum Teil von den naturl ichen Voraussetzungen her 
erzeugt werden können, besteht zur Zeit außer bei Tee praktisch nicht. Auch liegt das Schwer
gewicht dieses Bedarfs nicht bei Genußmitteln, sondern bei Futterstoffen, ohne die die intensive 
Tierhaltung in diesen Ltindern nicht mehr auskommen kann. Es deutet vieles darauf hin, daß in 
Zukunft ein höherer Anteil der weiterhin knappen Devisen hierfur eingesetzt werden wird. 

Man wird aber nicht damit rechnen können, daß das zu Futtermittelimporten in der Größenord
nung fUhrt, wie sie in den westeuroptiischen Ltindern ublich sind. Die Devisenknappheit ver
sttirkt das ohnehin in allen diesen Ltindern vorhandene Autarkiestreben, das sich in diesem Be
reich in dem BemUhen um vollsttindige Ausschöpfung aller eigenen Futterquellen tiußert. Diese 
zurUckhaltende Einfuhrpolitik, verbunden mit einer entsprechenden Haltung beim Import von 
Kaffee, Kakao, SUdfrUchten und anderen tropischen Erzeugnissen fUr den direkten menschl ichen 
Verzehr, ist die Ursache fUr die sinkende Tendenz der Quoten der Entwicklungsltinder an den 
Einfuhren Osteuropas. Die erwartete Ausweitung der Futtermittelimporte dUrfte nicht ausreichen, 
um diese Tendenz umzukehren. 
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Einleit'!!!9.. 

Das Interesse der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler der Landwirtschaft schwankt - über 
eine IClngere Zeit betrachtet - zwischen zwei Polen. Manchmal stehen die technischen Entwick
lungen und ihre produktionsfördernden Wirkungen, die eventuell durch ökonomische Anreize 
oder Hebel zu verstClrken sind, im Vordergrund. Zu anderen Zeiten wird man mehr der inneren 
strukturellen, sozial ökonomischen, pol itischen, sozialen, sozial psychologischen Hemmungen 
gewahr, die der notwendigen Steigerung der Agrarproduktion im Wege stehen. Vielleicht wird 
die Wissenschaftsgeschichte eines nicht allzufernen Tages unseren gegenwClrtigen Zeitabschnitt 
so kennzeichnen, daß sich in diesem die Ökonomie wieder zur politischen oder Nationalökono
mie im klassischen Verstand und nach einer Phase intensiver Bearbeitung der quantitativen zu 
qualitativen Fragestellungen gewandt und gewandelt hat. 

Eine Reihe Faktoren tragen zu diesem Wandel bei und haben vielleicht auch die Wahl des Ta
gungsthemas und seiner Unterthemen mit beeinflußt. 
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1. Die Ernöhrung für sehr große Teile der Menschheit bleibt ein ungelöstes Problem, wird in 
kritischen Situationen sehr brennend. Nach gewissen Hoffnungen auf den Erfolg der "grünen 
Revolution" wird das zu langsame Wachstum der Agrarproduktion in manchen Entwicklungslän
dern wieder deutlich. "Im Wettlauf mit dem Bevölkerungswachstum bleibt die Agrarproduktion 
zurück" • 
2. Die technische Entwicklungshilfe erweist nur sehr begrenzte Wirksamkeit. 
3. Der Abstand zwischen entwickelten und Entwicklungsländern in Ernöhrungs- und Lebensstan
dard wird größer - oder wird uns bewußter. Die ökonomischen Bedingungen der Entwicklungslön
der begrenzen die Ausdehnung des Weltmarktes, d.h. die Absatzmöglichkeiten der entwickelten 
Lönder. Die inneren Entwicklungsfaktoren führen nicht zur Heilung, sondern zur Verschörfung 
der Möngel ("Mechanismus zirkulörer Verursachung eines kumulativen Prozesses", MYRDAL, 29). 
4. Die Erkenntnis gewisser Fehlentwicklungen hochentwickelter Industrieländer hat das allge
meine Problembewußtsein geschörft. 
5. Eine kritische junge Generation engagierter Forscher ruft uns die Probleme ins Bewußtsein 
und versucht ihre Hintergründe zu analysieren. 

Auf den bisherigen Tagungen der Gesellschaft haben Agrarreformfragen nur seltener eine Rolle 
gespielt, so in den Beiträgen von PLANCK (33), HEIDHUES (18) und BLANCKENBURG (6). 

Dieser Beitrag wird unter dem Zwang der vielgestaltigen Unterschiede die monographische Be
schreibung einiger prototypischer Agrarreformen mit einem internationalen, systemUbergreifen
den Vergleich verbinden, obwohl die Möngel beider Zugönge offensichtl ich sind. 

2 A..srgrreform als stöndige Aufgabe und Prozeß 

Die Vereinigten Nationen haben Landreform definiert als "ein integriertes Programm mit dem 
Ziel, die Hindernisse für ökonomische und soziale Entwicklung zu beseitigen, die sich aus Män
geln in der Agrarstruktur ergeben". (41) 1970 hat die UNO den Terminus Strukturreform als bes
ser vorgeschlagen. KUHNEN sieht in Agrarreformen, historisch betrachtet, in erster Linie poli
tische Umwälzungen; in zweiter Linie betreffen sie soziale Fragen, wöhrend die wirtschaftlichen 
Probleme (Produktionssteigerung) erst durch die Gegebenheiten unserer Zeit in den Mittel punkt 
des Interesses gerUckt seien (26, S. 330) I}. Da Definitionen funktional sein sollen, wird für 
diesen Tagungsbeitrag Agrarreform definiert als Maßnahmen, die Eigentum und/oder Verfügung 
und Nutzung des Bodens grundlegend (radikal) zugunsten der effektiven Agrarproduzenten ver
öndern und als Folge die Grundrente umverteilen. 

Für ein tieferes Verstöndnis der Problematik sind einige geschichtliche Betrachtungen vorauszu
schicken. - In der geschriebenen und verfaßten Geschichte der Menschheit gibt es immer wieder 
Agrarreformen, Umverteilung des Bodens, Abschaffung oder Streichung von Schulden und Zinsen, 
Kampf um solche Verönderungen, Enteignungen von Produzenten oder von Grundbesitzern. Erst
mals sind sie wohl in der Bibel, 3. Buch Moses, in Gesetzesform gefaßt. Solche Reformen kommen 
in allen Gesellschaftssystemen, in allen Stufen sozio-ökonomischer Entwicklung, in Agrar-, Ent
wicklungs-, Industrielöndern, in allen Klimazonen der Erde vor. Als wesentlichste Faktoren, die 
eine Veränderung der Agrarstruktur erfordern oder erzwingen, sind zu nennen: 

Bevöl kerungsdi chte und Bevöl kerungswachstum, 

landwirtschaftl iche Produktionsmittel und technischer Fortschritt, 

Bodenproduktivitöt, 

I} Für weitere Definitionen siehe ferner KUHNEN (26), JACOBY (23), TUMA (36), 
WARRINER (37) u.a •• 
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menschl iche Arbeitsproduktivitl:lt, 

gesellschaftliche Funktion des Agrarsektors, 

Verl:lnderung der Funktionen des Bodens infolge neuer sozialer Bedurfnisse und Anspruche an 
den Boden, 

Entwicklungsstadium der Gesellschaft und Angebot außerlandwirtschaftlicher Arbeitspll:ltze, 

Verl:lnderungen des Gesellschaftssystems, 

Verl:lnderungen der Wertvorstellungen der Bodenberechtigten. 

Diese Faktoren wirken keineswegs alle in einer Richtung; vielmehr kann man die technischen, 
ökonomischen, sozio-politischen Determinanten und die sozialen Gruppen als verschieden ge
richtete Vektoren eines Parallelogramms der Krl:lfte verstehen. So sieht die Nationalökonomin 
E. BOSERUP (7) das Bevölkerungswachstum als Faktor, der zu intensivierter Bodennutzung fUhrt 
und bis zu einer gewissen Grenze die Bodenproduktivitl:lt steigert 1). Bevölkerungszunahme bei 
konstantem Bodenangebot fUhrt zur Verkleinerung der Fll:Iche je Familie oder je Arbeitskraft. In 
der gleichen Richtung kann erhöhte Bodenfruchtbarkeit infolge industrieller DUngemittel, ver
besserten Saatgutes etc. (biologisch-technischer Fortschritt) wirken. Mechanisch-technischer 
Fortschritt, erhöhte Arbeitsproduktivitl:lt, Angebot industrieller Arbeitspll:ltze drl:lngen umgekehrt 
zur Vergrößerung der je Arbeitskraft erforderlichen Fli:lche, wenn die Produktionsfaktoren ökono
misch rational genutzt werden sollen. Aber aus der besonderen Bedeutung des Bodens als unver
melhrbarer Produktionsfaktor, als unentbehrlicher, fast unentbehrlicher oder jedenfalls noch im
mer bill igster Standort der Agrarproduktion und aller anderen menschl ichen Lebensl:lußerungen 
ergab sich, daß das VerfUgungsrecht Uber diesen Boden zu einer SchlUsseifrage der gesellschaft
lichen Machtverteilung wurde. Grundeigentum verlieh wirtschaftliche Macht, sozialen Status, 
politische und militl:lrische Macht und Einfluß. Daraus entsprangen in agrarischen Gesellschaften 
Wertvorstellungen, die sich nur sehr allml:lhl ich verl:lndern, die daher einer schnellen Anpassung 
der Agrarstruktur an neue Faktoren entgegenwirken. 

Aber auch in hochindustrialisierten Ll:Indern mit hoher Fll:Ichenproduktivitl:lt und verbesserter 
Transporttechnologie steigt der Wert des Bodens stl:lndig. Zwar sinkt die Bedeutung des Bodens 
als agrarischer Produktionsstandort; aber diese relative Wertminderung wird von dem steigenden 
Wert fUr alle anderen, nichtlandwirtschaftlichen Funktionen uberlagert. 

Jede gegebene Agrarstruktur erscheint so als das Ergebnis eines stl:lndigen Anpassungsprozesses 
von Mensch, Boden und Technik in immer neuen Faktorenkombinationen und Relationen 2). Da
raus ergibt sich, daß in einer sozial mobilen Gesellschaft, die also auch keiner ökonomischen 
Stagnation unterl iegt, weitere Veri:lnderungen der Agrarstruktur zu erwarten sind. 

Ein wenig historische Erinnerung lehrt, daß die gegenwi:lrtige Verteilung des Grundeigentums 
nicht sehr alt und nicht ohne radikale Enteignungen entstanden ist. Ob wir ENGELS (14) oder 
HOFSTEE (20) folgen, - es bleibt eine dynamische Sicht des Eigentumsproblems. HOFSTEE 
sieht die gegenwl:lrtige Vorstellung des Privateigentums am Boden und des freien VerfUgungs
rechtes des EigentUmers als eine sehr junge und schon heute in dichtbesiedelten, hochindustriali-

1) MALTHUS dagegen hatte eine mehr statische Vorstellung des Verhl:lltnisses zwischen Bevöl
kerungswachstum und Bodenproduktion. 

2) Siehe dazu die Typologie von HERLEMANN (19). 

175 



sierten Uindern überholte und teilweise ausgehöhlte Wertvorstellung an 1). Es müssen daher 
in jeder Gesellschaftsformation gesetzliche, agrarpolitische Maßnahmen zur Anp:lSsung der Ag
rarstruktur an die gesellschaftlichen Bedürfnisse geplant und vorgenommen werden. Je mehr eine 
Gesellschaft f!:ihig ist, ihre agrarsozialen Institutionen an ver!:inderte Anforderungen anzupassen, 
umso weniger sind Agrarrevolutionen notwendig. Aufgestauter Bedarf an Reformen andererseits 
erzwingt am Ende immer radikaler und revolution!:irer erscheinende Anpassungsmaßnahmen. 

3 Ziele, Methoden und Tempo der ~sun9sprozesse 

Zielsetzungen und Methoden von Agrarreformen können nicht global abgehandelt werden, da sie 
natürlich von den vorgefundenen Agrarsystemen 2) und von den sie umgebenden Gesellschafts
systemen und Entwicklungsstufen mitgeformt werden. Eine etwas vereinfachte Systematik würde 
als für die Agrarreformen relevante Agrarsysteme(strukturen) folgende herausstellen: 

1. Nomadismus und Stammeseigentum (h!:iufig in Afrika, bei Ureinwohnern Australiens, Neu
guineas, Nord- und Lateinamerikas) 

2. Feudale und ihnen !:ihnliche Agrarsysteme (Latifundien Lateinamerikas, feudaler Großgrund
besitz in Europa und benachbarten Zonen Nordafrikas und Kleinasiens, orientalischer "Feu
dal ismus" Süd- und Südostasiens, Tei I pacht) 

3. Plantagenwirtschaft 
4. Kleinbäuerliche Agrarstruktur 
5. Kollektivierte Landwirtschaft 3). 

Das Verlangen nach grundlegenden Strukturver!:inderungen kommt auf und verstärkt sich, wenn 
die Anpassung ausgeblieben ist oder verhindert wurde, wenn erforderliche Entwicklungen gestört 
oder unterbrochen wurden. Es wird umso st!:irker, je mehr Faktoren der Ver!:inderung wirksam sind. 
Wesentl iche Formen des Strukturwandels können sein: Agrarstrukturanpassung, Agrarreform, Agrar
revolution. 

Diese drei Hauptformen stellen nicht sich ausschi ießende Begriffe dar. Eher unterscheiden sie sich 
durch Grad der Radikalit!:it und Tempo der Durchführung. Die Agrarstrukturanpassung (etwa in 
Schweden oder in der BRD heute) begnügt sich mit kleinen Schritten, Ver!:inderungen vorwiegend 
im Takt des Generationswechsels, Entschädigung zum Verkehrswert, Minimum an gesetzlichem 
Zwang. Agrarreformen (wie die in Schweden um 1800, Ostdeutschland 1807, Enclosures in Groß
britannien) sehen gesetzlichen Zwang vor, h!:iufig Enteignung der unterbäuerlichen Schichten 4), 
Landverteilung mit dem Ziel, lebensf!:ihige bäuerliche Betriebe zu schaffen. Das Verfügungsrecht 

1) ENGELS (14) geht davon aus, daß in früheren Gesellschaftsepochen der Boden Gemeineigen
tum war. Als diese Form zur Produktionsfessel wurde, wurde es in Privateigentum umgewandelt. 
Aus der durch diese Umwandlung begünstigten Entfaltung der Produktivkr!:ifte ergebe sich spä
ter erneut die Forderung, es in Gemeineigentum höherer Qualität zu überführen. HOFSTEE 
(20) faßt zusammen: "Private property in land has weakened as a system and it does not work 
efficiently in densely populated, industrialized countries. It tends to become a cultural lag, 
and to an important extent it is already disfunctional." (S. 24). 

2) Hier wäre an die Systematik von PLANCK und RÖHM (33) anzuknüpfen. 

3) Diese Systematik kann keinesfalls beanspruchen, alle reformbedürftigen Agrarstrukturen zu 
erfassen. 

4) Siehe auch KNAPP (25) und BERGMANN (2). Die nichtspannfähigen Kleinbauern in Ost
deutschland, die Häusler und Heuerlinge in Schweden wurden zur Ab- und Auswanderung ge
zwungen, ebenso die Kleinbauern in England und Irland. 
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Übersicht 1: Agrarsysteme und ihre ReformbedUrftigkeit 

Vorherrschendes Agrarsystem 1) 

1. Nomadismus 

2. Sippenlandwirtschaft 

3. Feudal ismus 
a) Latifundismus 
b) orientalischer 

Feudalismus 
c) "Feudalismus" in Be

wösserungslandwsch. 

4. Industriell e Landwi rtschaft 
a) Kleinbauern 

b) Böuerliche Familien
betriebe 

c) Kapitalistische 
Großbetriebe 

5. Sozialistische Landwirtschaft 
a) mit Kollektivierung 

b) ohne Kollektivierung 

Entwicklungsstufe 

praeagrarisch 

praeagrarisch 

agrarisch 
agrarisch 
agrarisch 

agrarisch 

agrarisch 

i ndustri eil 

industriell 

schnelle Indu
strialisierung 3) 
agrarisch/industr. 
langsame I ndu
strial isierung 
agrarisch/industr. 

Wi rtschaftssystem 

? 

privatwirtschaftl. 

privatwirtschaftl. 
privatwirtschaftl. 
privatwirtschaftl. 

privatwirtschaftl. 

privatwirtschaftl./ 
planwirtschaftl. 2) 
privatwirtschaftl. 

privatwirtschaftl. 

planwirtschaftl. 

planwirtschaftl. 

Bevöl kerungsdichte 

sehr niedrig 

niedrig 

niedrig-mittel 
niedrig-mittel 
mittel 

mittel-stark 

mittel-stark 

mittel-stark 

gering-stark 

gering-stark 

gering-mittel 

1) Vereinfacht nach PLANCK-RÖHM (33); 2) Siehe 5 b; 3) Gilt nicht fUr China. 

:::t 

Notwendigkeit von 
Agra rreformen 

gering 

gering 

dringend 
dringend 
dringend 

dringend 

stark 

gering (?) 

noch unnötig 
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der AgrarreformbegUnstigten wird auf volle, möglichst intensive Nutzung beschrönkt, wöhrend 
Verkauf verhindert werden soll. Agrarrevolutionen schi ießI ich bewirken eine radikale Transfor
mation der tradierten Agrarstruktur, Neuverteilung des Grundbesitzes, Aufhebung oll er unpro
duktiven Zahlungen fUr alte Schulden oder fUr Entschödigungen. Agrarrevolutionen können sehr 
wohl in Stufen von Reformen durchgefUhrt werden, wie etwa in China oder bei der Kollektivie
rung in der CSSR und der DDR. Der Unterschied zur Agrarreform liegt also nicht immer im Tempo, 
vielmehr in den ersten, unwiderrufl ichen Schritten, die jede Reversibil itöt der Reform, ja jeden 
sozialen und politischen Widerstand der Enteigneten von vornherein ausschließen (Brechung der 
politischen Macht der Grundbesitzer, Verbot des Aufenthaltes im Dorf, sofortige Landverteilung, 
u.a.) 1). 

Das Tempo von Agrarreformen ist von grundlegender Bedeutung. Je schneller sie durchgefUhrt 
werden, umso weniger haben die Betroffenen - BegUnstigte wie Geschödigte - Zeit zur psycholo
gischen Anpassung an den neuen Status bzw. zum Widerstand; umso größer sind also die Schmer
zen der Umstellung; umso kUrzer ist aber auch das Intervall eventueller Produktionsstörung. Mit 
der Transformationsphase werden auch die Schmerzen komprimiert und störker spUrbar. Umgekehrt 
erlauben Dehnung des Zeitablaufs der Folgemaßnahmen und die Transformation Uber Zwischen
stufen den Bauern, sich besser umzustellen und neuen Status und neue Funktionen sozialpsycholo
gisch zu verarbeiten. Aktive demokratische Mitwirkung vermeidet die Entfremdung der Bauern. 

Agrarreformen können mit sehr vielfältigen Zielsetzungen eingeleitet werden, wobei sich Inter-
essen- und Zielkonflikte ergeben können. Die Zielvorstellungen hängen - siehe oben - stark 

von der Ausgangslage, dem Entwicklungsstadium, dem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem ab. 
Folgende HauptzielbUndel lassen sich formulieren: 

Politische Ziele: 

Entmachtung der Grundbesitzer, Befriedung rebellierender Kleinbauern, Pöchter, Landloser, 
Dorfproletarier, Demokratisierung der Gesellschaft, präventive Sicherung der Gesellschaft vor 
"dem Kommunismus" 2). 

Wirtschaftliche Ziele: 

Neuverteilung des Bodens (land to the tiller) 3), Auf teilung von Großbetrieben, Aufhebung der 
Pachtverhältnisse, Pöchterschutz, Pachtsenkung, Neuverteilung der Grundrente als wichtigen 
Teil des Sozialprodukts, Mobilisierung des agrarischen Produktionspotentials, Intensivierung der 
Agrarproduktion, Neulandgewinnung, Abschaffung aller unproduktiven Zahlungen, Rationalisie
rung der Marktbeziehungen, Beschleunigung des Marktbeitrages, Erhöhung des Faktorbeitrages 
der Landwirtschaft, Diversifizierung der Produktion. 

Soziale und psychologische Ziele: 

Soziale Nivellierung der Landbevölkerung, gleichmäßigere Beschöftigung der dörflichen Arbeits
kröfte, Mobilisierung der kulturellen und politischen Energien des löndlichen Proletariats und der 
Klei nbauernschaft 4). 

1) Dazu siehe BERGMANN (4). 

2) Siehe DAMASCHKE, der große Vorkämpfer einer radikalen Bodenreform in Deutschland (9). 

3) Das kann mit und ohne Verstaatlichung des Grundeigentums geschehen. Verstaatlichung be
deutet entweder Verzicht auf oder staatliche Aneignung der Grundrente. 

4) Ober weitere Teilziele siehe besonders KUHNEN (26). 
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Die Einordnung der Teilziele ist beinahe willkürlich. Die wirtschaftlichen Ziele z.B. haben 
politische und soziale Aspekte und Wirkungen. Das gleiche gilt für die anderen Zielkategorien. 
Zwischen allen bestehen zudem Interaktionen und Interdependenzen, monchmal auch Zielkon
fl ikte. Solche entstehen vor allem zwischen Landverteilung und Erhöhung der Agrarproduktion, 
zwischen Neuverteilung der Grundrente, erhöhtem Faktorbeitrag und politischer Mobilisierung 
der Kleinbauern, wirtschaftlich "optimaler" Betriebsgröße und sozialer Gerechtigkeit. 

Wo infolge nomadischer oder aus anderen Gründen extensiver Nutzung noch Stammeseigentum 
am Boden besteht, schlagen Agrarreformexperten höufig Individual isierung des Bodens, Schaffung 
eines Katasters, persönliches Grundeigentum als Grundlage für produktionssteigernden Kredit 
vor. Manche Fachleute schlagen demgegenüber vor, die Gefahren der Individualisierung und 
Kommerzial isierung des Bodens durch Anknüpfen an naturgenossenschaftl iche Bindungen und so
fortigen Übergang zu genossenschaftlicher Landnutzung zu umgehen (z.B. NYERERE, 31; 
TRAPPE, 35). 

Für dual istische Agrarstrukturen kommen verschiedene Agrarreformmaßnahmen in Frage: Zerschla
gung des Großgrundbesitzes, Aufhebung aller unproduktiven Zahlungen, Beendigung von Pacht 
und Teilpacht, Übergang zur Eigentümerbewirtschaftung, Weiterführung der Großbetriebe durch 
den Staat oder durch Genossenschaften der bisherigen Landarbeiter. 

Für Plantagenwirtschaft, die in Entwicklungsländern häufig zur Monokultur und damit zu einsei
tiger Abhängigkeit führte, kommen als Reformmaßnahmen in Betracht: Enteignung, Verstaatli
chung, Vergenossenschaftl ichung, Diversifizierung (unter Berücksichtigung der ökologischen Ge
gebenheiten) • 

Bei kleinbäuerlicher Agrarstruktur sind als Reformen denkbar: äußere Rationalisierung (Flurberei
nigung, Aufstockung, Aussiedlung), innere Rationalisierung (Modernisierung der Gebäude und 
festen Einrichtungen, Betriebsvereinfachung), Kooperation in der Produktion durch Bildung von 
Betriebszweig- oder Betriebsgemeinschaften, schließlich Abstockung zum Nebenerwerb und Be
triebsaufgabe. 

In der kollektivierten Landwirtschaft der meisten (nicht aller) sozialistischen Länder, sind nach 
der Schaffung von Großbetrieben strukturelle Reformen denkbar u.a. durch Verminderung staat
licher Direktiven, Herstellung genossenschaftlicher Demokratie, Bildung repräsentativer Organi
sationen der Kollektivbauern, Verkleinerung der Arbeitsgruppen, Erhöhung der individuellen 
Verantwortung, Förderung der privatwirtschaftlichen Komponenten, Verdrängung dieser, Über
gang zu Staatsgütern, Fortschritt zu zwischenbetrieblicher Kooperation. 

Zu den grundlegenden Maßnahmen müssen flankierende Maßnahmen hinzukommen, wenn verhin
dert werden soll, daß die bisherigen wirtschaftlichen Herren des Dorfes nach der Agrarreform ihre 
Machtposition erneut festigen und den unproduktiven Drain fortsetzen. Als intrasektorale Ergän
zungsmaßnahmen wären zu nennen: Bodenmeliorationen, Be- und Entwässerung, Beschaffung von 
Saatgut, Zucht- und Zugtiere, Beratung, Aufbau von Förderungs- und Vermarktungsinstitutionen, 
Bildung von Genossenschaften, u.U. Zwangsgenossenschaften der individuellen Begünstigten 
(wie in Südital ien, Tunesien und Ägypten). Als intersektorale Maßnahmen kommen vor allem in 
Betracht: Produktion und Bereitstellung erzeugungssteigernder Produktionsmittel, al ternative Be
schäftigungsmögl ichkeiten für die in der Landwirtschaft Überzähligen. 

4 Effekte und Wirkungsgrenzen 

Die wichtigsten möglichen Effekte von Agrarreformen ergeben sich aus der obigen Aufzl::lhlung 
der Ziele. Als nachteilige Wirkungen wl::lren denkbar Absinken der Marktlieferungen, Verminde
rung der Produktion. Dafür sind folgende Ursachen zu nennen: 
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Finanzschwl:iche, Fehlen von Betriebskapital und Produktionsmitteln bei den neuen Betriebs
leitern; 

mangelnde Kenntnisse und Erfahrungen mit den (neuen) natUrlichen Verhältnissen; 

mangelnde Betriebsleiterfähigkeiten 1); 

erhöhter Eigenverbrauch bisher unterernährter Landproletarier; 

Widerstand gegen staatl iche Eingriffe, Lieferverpfl ichtungen, Produktionsdirektiven, Besteue
rung, zu radikale Transformation; 

Angst vor Inflation. 

Als positive Wirkungen kommen in Frage: 
Zerstörung der alten wirtschaftlichen und politischen Machtstrukturen im Dorfe und in der Ge
sellschaft, Umverteilung des Überschusses des Agrarsektors, intensivere Nutzung bisheriger Lati
fundien, politische, kulturelle und physische Mobilisierung der Kleinbauern, Teil pächter und 
ähnlicher, bisher gehemmter Gruppen, DurchfUhrung von arbeitsintensiven Gemeinschaftsaufga
ben (Wasserversorgung, Meliorationen, Straßenbau, Schulen), schnellere Adoption produktions
technischer Neuerungen, Befähigung und Bereitschaft zur Investition 2). 

Meine Beurteilung der Wirkungen geht von der Annahme aus, es bestehe ein Zusammenhang zwi
schen Agrarstruktur und Agrarproduktion; absolute oder relative Stagnation der Produktion in vie
len Entwicklungsländern werde zumindest großenteils von einer veralteten, Uberholten Struktur 
bedingt. Diese Vorstellung erscheint dem Beobachter z.B. der indischen oder pakistanischen 
Nicht-Entwicklung durchaus wahrscheinlich, abwohl sie empirisch-quantitativ nicht zu verifi
zieren ist; sie wird aber keineswegs von allen Ökonomen akzeptiert. LEWIS (28) z.B. ist viel
mehr uberzeugt, daß "der gegenwärtige institutionelle Rahmen in den meisten (nicht allen) Ent
wicklungsländern ••• völl ig ausreichend (ist) fUr einen enormen Produktivitätsfortschritt durch 
Einfuhrung verbesserter Technologie" (S. 136). 

G. MYRDAL (30) dagegen hält radikale Agrarreformen in zahlreichen Entwicklungsländern fUr 
unerläßlich, wenn die latenten Potentiale entfesselt werden sollen. Er unterstreicht gleichzei
tig die großen pol itischen Widerstände, die ihn an der Durchfuhrbarkeit zweifeln lassen. Sozio
logen wiederum stellen sich die Frage, ob und inwieweit Eingriffe in tradierte Sozialstrukturen 
den Experten, zumal ausländischen, erlaubt seien. BLANCKENBURG (5) ist bedenklich; zwar 
sieht auch er die Ruckwirkungen wirtschaftlicher Modernisierung im SozialgefUge, möchte aber 
die Wirtschaftsentwicklung so geplant sehen, "daß stärkere und plötzliche Störungen der Sozial
ordnung vermieden werden" (S. 1). BEHRENDT (1) und JACOBY (23) sehen demgegenUber solche 
Eingriffe fUr unvermeidl ich und unerläßI ich an 3). 

Die BefUrworter von Agrarreformen behaupten nicht, diese seien Allheilmittel und könnten alle 
Mängel der Agrargesellschaften in Entwicklungsländern lösen. In relativ dicht besiedelten Län
dern oder Regionen wUrde selbst eine völlig gerechte Verteilung allen Grundbesitzes den Land
hunger nicht beseitigen und allen landbewirtschaftenden Familien genUgend Boden fUr die eigene 

1) GegenUber dieser Erklärung bin ich sehr skeptisch. Siehe dazu auch KUHNEN (27). 

2) So auch KUHNEN (26), JACOBY (23) u.a .. 

3) Ähnlich auch DORNER (11, S. 265) und KHALA TBARI (24). 
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Ernährung geben, sofern die anderen Produktionsfaktoren unverändert bl ieben 1). Ebensowenig 
kann Landverteilung die gegenwärtige Unterbeschäftigung und Arbeitslosigkeit der ländlichen 
Bevölkerung beseitigen 2). Ohne Aufbau von Industrien in großen, dichtbevölkerten Ländern 
(z.B. Pakistan, Indien, Bangla Desh, Indonesien, China) können der Landwirtschaft keine in
dustriellen Produktionsfaktoren und keine Arbeitsplätze fUr die Un- und Unterbeschäftigten zur 
VerfUgung gestellt werden. Agrarreform wird daher von ihren BefUrwortern nur als Teilprozeß 
eines gesamtgesellschaftl ichen Wandels gesehen. In diesem fäll t ihr allerdings eine Schi Ussel
rolle zu, da sie es einer aktiven Regierung ermöglicht, einen hohen Faktorbeitrag der Landwirt
schaft zu mobilisieren. Industrieentwicklung muß von Familienplanung begleitet sein, um auch 
von dieser Seite her den Bevölkerungsdruck mit seinen Folgen allmähl ich aufzuheben (Betriebs
verkleinerung, Flurzersplitterung, hohe Pachten, niedrige Vermarktungsquoten, Subsistenzpro
duktion) • 

Die agrarpolitischen Aspekte können nur angedeutet werden. - Agrarreformen sind primär politi
sche Umwälzungen alter Machtverhältnisse. Sie können von oben oder von unten initiiert sein. 
Sie werden von Regierungen betrieben, wenn bei den Massen der ländlichen Bevölkerung der 
dringende Wunsch danach, Unruhe, Druck besteht, oder wenn man diesen Bevölkerungsteil pol i
tisch gewinnen will. Je mehr die Nutznießer aktiv an der DurchfUhrung teilnehmen, umso 
schneller kann sie abgeschlossen werden und umso größer ist der sozial psychologische Effekt, 
der sich auf die Langzeitwirkungen positiv niederschlägt. Da die al ten Sozialstrukturen ge- oder 
zerstört werden, sind neue soziale und politische Organisationen der Bauern notwendig, die de
ren verbleibende Funktionen Ubernehmen, Bauernverbände, Genossenschaften usw. Diese sind 
neue politische Machtzentren im Dorf. "Die Bildung dieser Interessengruppen könnte wohl das 
wichtigste Ergebnis vieler Agrarreformbewegungen sein. Kurz, eine Reform verwirklicht sich 
erst, wenn sie zu etwas organisiertem wird" (HUNTINGTON, 21). Meist ist neben und unabhängig 
von den Landwirtschaftsverwaltungen eine neue Agrarreformverwaltung notwendig, wenn eine 
wirkliche Reform beabsichtigt ist. Die traditionelle Administration ist meist fachlich und poli-
tisch fUr die neue Aufgabe nicht geeignet. 

Soziale Veränderungen tiefgreifender Art verursachen, zumindest nach Auffassung mancher Öko
nomen, vorUbergehende Störungen in den Investitionen, in der Produktion und in der Marktbe
lieferung. Daher schlagen sie substituierende Maßnahmen vor. Als solche kommen in Frage: 

1. Gradual istisches Vorgehen 
2. Besteuerung 
3. Neulandgewinnung und Besiedlung mit Landlosen 
4. Freiwili ige Landschenkung 
5. GrUne Revolution. 

1) WUrde z.B. die gesamte Nutzfläche Indiens - im Jahre 1968/69 etwa 137,6 Millionen ha -
gleichmäßig auf die 50,8 Millionen Landbewirtschafter aufgeteilt, so erhielte jede Familie 
2,7 ha. Ohne zusätzliche produktionssteigernde Produktionsmittel (Wasser, DUnger, verbes
sertes Saatgut) wUrde diese Fläche nicht ausreichen, um bei der gegenwärtigen Flächenpro
duktivität die Famil ien zu ernähren und ganzjährig zu beschäftigen; geschweige denn einen 
wesentl ichen Marktbeitrag zu leisten. 

2) Beschäftigungsmangel fUr die Landbevölkerung kann also nicht Folge einer kapitalintensiven, 
Arbeitskräfte substituierenden, hochgezuchteten Technologie sein. Denn er existiert bereits 
in der vortechnischen Entwicklungsphase, bevor mechanisch-technischer Fortschritt einge
fUhrt wird. 
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Zu 1: Gradualistische Refonn bedeutet nicht nur kleine Schritte, sondern auch die erkltirte Ab
sicht, nur kleine Schritte zu unternehmen, um den Ubergang zu erleichtern, die Opposition zu 
mildem und diE! Mitarbeit der bisher privilegierten landlords und Großgrundbesitzer zu initiieren. 
Es wird angenommen, daß die Förderung freiwilliger Kooperation der ökonomisch und politisch 
Möchtigen im Dorfe eine Venninderung der sozialen Unruhe und eine Beschleunigung des sozia
len Wandels bed~ute. - Der Effekt der gradualistischen Refonn der indischen Grundbesitzverfas
sung warvöll,ig v~rschieden von dem beabsichtigten. Die landlords und Steuerptichter residieren 
weiter in lihren"DÖrfe'rn und hqltenihre persönlichen Bindungen, sozialen Beziehungen, Macht
position und Status aufrecht. Anstatt daß sie als nonnale Mitgl ieder in die Primtirgen05senschaften 
integriert'werden, bieten' sie ihre Erfahrung und ihre freie Zeit für die Führungsaufgaben an und 
beherrschen ,in vielen Ftillen diese Institutionen durch die faktische Macht der sozial ökonomischen 
Tatsachen 1), 

Zu 2~ Scharfe Besteuerung des Grundbesitzes soll ökonomischen Druck auf die Eigentümer aus
üben und sie dazu motivieren, das land intensiv zu nutzen, die Produktivitöt und Produktion zu 
steigern'. SosoJlen unproduktive landlords, durch Fiskalmaßnahmen dazu erzogen werden, gute 
und effiziente Produzenten zu werden oder ihr land abzugeben. - landbesteuerung als eine fis
kalische MaßnOhme muß durch Regierungsdepartements und legislativen gehen und von der Ver
waltung durchgeführt werden. Aber auf all diesen Ebenen wird der politische Einfluß der land
lords benutzt, und eine pOl,itisch schwache Regierung kann keine effektive Besteuerung der wohl
habenden Gruppen duri::hset~en. 

Zu 3: Ne~landgewinnong ist nützlich, aber in vielen löndern ist das verfügbare land begrenzt. 
D,iese Maßnahme erfordert große Investitionen und die Ausrüstung der Arbeitskröfte mit lebens
mitteln, Saatgut, DÜ,ngemitteln'und Arbeitsgeröten. Meist handelt es sich um marginale Böden, 
marginaleklimatische oder Marktbedingungen. Ein Vergleich der Produktionsleistung der Neu
siedler derartiger Refonnmaßnahmen mit der in al tbesiedelten Regionen ist also verzerrt. Ohne 
große Finc:inzhilfen besteht die Gefahr, daß agrarische Slums entstehen. Politisch trögt diese 
Maßnahme zur Erhaltung des Status quo bei im Gegensatz zur V~rönderung der Machtstrukturen 
nach einer Verteilung von Großsrunäbesitz. Das gleiche gilt für die Auf teilung von Staatsland 
als ErSatz für Privatland • 

Zu 4: Als private Initiative zu freiwi.(liger ~andabgabe - unabhöngig von aller staatlichen Ver
waltung oder gesetzlichem Druck - vefJteht sich die indische landschenkungsbewegung. Sie ent
stand unter dem Druck der regionalen Agrarrevolution, in Telengana (Südindien, Bundesstaat 
Andhra Pradesh) im Jahre 1,951 und konnte landschenkungen nur sammeln, solange die Grundbe
sitzer diese Revolution fürchteten. Ihr Führer Vinoba Bhave hatte sich das Ziel gesetzt, bis Ende 
1957 20 Mill. ha von schenk~nden Grundbesitzern an landlose zu übertragen. In den 20 Jahren 
bis 1970 schenkten 569.000 Grundbesitzer 1.686.000 ha, im Durchschnitt knapp 3 ha. Davon 
waren 492.000 ha verteilt worden, = 29 % aller Schenkungen. 44,5 % aller Donationen waren 
unfruchtbares Ödland. 461.681 landbewirtschafter,erhielten aus diesem Bodenfonds durchschnitt
lich 1 ha. - Verglichen mit den gesamtindischen' Größenordnungen sind das alles unbedeutende 
Zahlen; sie beeinflussen landnutzung, Grundbesitzverteilung und Annut nur marginal, von dem 
Anspruch, durch Uberzeugung und liebe - statt durch Gesetze, Zwang und Druck - die radikal
ste soziale Revolution herbeizuführen, ganz zu schweigen 2). 

1) Siehe dazu als neuestes Beispiel den Bericht der Sondergruppe über agrarische Beziehungen 
unter Vorsitz von P.S. APPU, ausführlich zitiert in "Economic and political weekly", 
Bombay, Vol. VIII, No. 20, 19.5.1973. 

2) Für weiteres Material über die landschenkungsbewegung siehe BERGMANN (3). 
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Zu 5: Die grUne Revolution, der Einsatz von Hochleistungssaatgut, wurde offensichtlich von 
einigen ihrer BefUrworter als eine so grundlegende Förderung der Agrarproduktion einiger Entwick
lungslönder angesehen, daß sie alle strukturellen Reformmaßnahmen ersetzen könnte. Schon vor den 
RUckschitIgen in Pakistan und Indien haben jedoch zahlreiche Agrarökonomen vor einer Überbewer
tung der Erfolge gewarnt 1). So sehr ich mich Uber einen endgUltigen Durchbruch in der Agrarpro
duktion SUdasiens freuen wUrde, so bin ich doch skeptisch Uber die Erfolgsberichte; grUne Revolu
tion - verstanden als biologisch-technischer Fortschritt - sehe ich nicht als Gegensatz oder Sub
stitut fUr Strukturreformen, sondern als mit diesen interdependent an. 

6 Beurteilungskriterien 

Agrarreformen sind komplexe ökonomische, soziale und politische Maßnahmen mit sozial und zeit
lich weitreichenden Wirkungen qualitativer und quantitativer Art. Im einzelnen Fall - il'l den 
Grenzen eines Landes - sind, wie oben gesagt, sehr unterschiedliche Zielsetzungen denkbar, die 
von Wirtschaftssystem, Entwicklungsstufe und anderen (historischen, sozio-kulturellen) Gegeben
heiten abhöngig sind. In Japan stand 1946 die Abschaffung der Pacht, die politische Entmachtung 
der Großgrundbesitzer und die Befriedung der Ptlchter und Kleinbauern im Vordergrund. In der 
Sowjetunion ging es 1917 in der ersten Phase um die gleichen Ziele, in der zweiten Phase aber 
um den Faktorbeitrag des Agrarsektors fUr die schnelle Industrial isierung, um den schnellen econo
mic take-off. Wöhrend in Japan Industrien bereits vorhanden waren, weitgehend intern die benö
tigten Kapitalien bilden konnten und bald Produktionsmittel liefern wollten, konnten diese in der 
Sowjetunion nur durch die Vorleistungen der Landwirtschaft geschaffen werden. Desinvestiti()nen 
in der Landwirtschaft waren also geplant: diese sollte fUr einen längeren Zeitraum mit einem Mini
mum an Inputs auskommen und dennoch die Grundernöhrung einer wachsenden städtisch-industriel
len Bevölkerung sicherstellen 2). In Indien standen soziale Gerechtigkeit, Abschaffung unproduk
tiver Zwischenschichten (intermediaries) und schnelle Produktionserhöhung im Vordergrund der Re
formziele. - Die jeweiligen Zielsetzungen der Wirtschafts-, Agrar- und Gesellschaftspolitik sind 
bei der Gesamtbeurteilung zu berUcksichtigen. 

In Japan wurde nach der Agrarreform die Flöchenproduktivität wesentlich erhöht, bei Knappheit 
an Boden und Devisen fUr Agrarimporte ein ökonomisch rationales Ziel. Inputs waren dagegen 
bald reichlich vorhanden, so daß Kapitalproduktivität oder sparsamer Einsatz von Maschinenkapi
tal nicht erwUnscht war, da dieses nicht knapp war~ In der Sowjetunion war und ist Boden genU
gend vorhanden, Maschinen und DUngemittel waren dagegen knappe Ressourcen. Kapitalproduk
tivit/:lt war daher in dieser Phase vorrangig gegenUber Arbeits- und FI/:Ichenproduktivitöt. 

Aus diesen wenigen Beispielen ist zu schließen, daß jeder einzelne quantitative Erfolgsindikator 
nur Uber einen Teilaspekt einer agrarpolitischen Maßnahme aussagt. Hinzu kommt, daß viele In
dikatoren systemspezifisch sind oder in verschiedenen Wirtschaftssystemen verschiedenes aussagen. 
Ferner wl;lren ökologische und demographische Bedingungen zu berUcksichtigen. Ein quantitativer 
Intersystem-Vergleich ist also sehr problematisch. Aber auch eine Evaluierung einer Agrarreform 
innerhalb eines Landes ist problematisch, da ein Vergleich mit einer Entwicklung unter sonst 
gleichen Bedingungen, aber ohne Agrarreform nicht möglich ist. Besonders schwierig wird aber 

1) Über die grUne Revolution, die hier nicht n/:lher behandelt werden kann, liegt umfangreiche 
Literatur vor. Siehe u.a. BYRES (8) und dessen Literaturverzeichnis. Der Generalsekret/:lr der 
UN erkl/:lrte im Dezember 1969: "Die Aussichten der GrUnen Revolution haben eine sinnvolle 
La nd reform noch dringlicher werden lassen." (nach JACOBY, 23, S. 66). 

2) OWEN (32) spricht von einem "double developmental squeeze", der in allen Entwicklungsge
sellschaften vorkomme, seien sie sozialistisch oder kapitalistisch. 
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die Abgrenzung und Quantifizierung der langfristigen und makro-ökonomischen Wirkungen. 
Hier wöre weitere Forschungsarbeit, sowohl Uber die Methodik, als auch Uber Einzelfölle drin
gend erforderli ch • 

7 Evaluierung einiger Agrarreformen 

7.1 Schweden - radikale VereinlSdung 

Die schwedische Agrarreform wurde von etwa 1785 bis 1850 durchgefUhrt. Ihre Ziele waren 

1. Optimale Gestaltung und Arrondierung aller lebensföhigen Betriebe 
2. Aussiedlung und Beseitigung der Dorfsiedlung 
3. Enteignung und Abwanderung des Landproletariats 
4. Intensive Nutzung der bisher dorffernen Schlöge. 

Die Agrarreform war erfolgreich und wurde nach anfönglichem, erbittertem Widerstand von den 
Landwirten akzeptiert. Mit geringen regionalen Ausnahmen wurden EinlSdshöfe zur dominierenden 
Siedlungsform. Die Voraussetzungen fUr intensive Bodennutzung, moderne Weidewirtschaft, ratio
nale Nutzung der Maschinen, hohe Arbeitsproduktivitöt wurden fUr eine lange Periode - bis etwa 
1950 - geschaffen. Die Masse der Kötner und Hintersassen verlor ihre kleinen Flöchen, wurde 
aus den Dörfern verdröngt und bis zum splSteren Beginn der Industrialisierung zur Emigration ge
zwungen. FUr die verbleibenden Landwirte gab es kein Problem von Entschödigungen oder anderen 
unproduktiven Zahlungen. - Heute erzeugen etwa 6 v. H. aller Erwerbstötigen genUgend Lebens
mittel fUr die Bevölkerung und dazu unerwUnschte ÜberschUsse bei einigen Produkten. - Zielvor
stellung der neuen Agrarpolitik ist: Übergang zum Zweifamilienbetrieb, evtl. zu Gemeinschafts
betrieben, weitere Abwanderung aus der Landwirtschaft, Senkung der Agrarproduktion bis zu 
80 %iger Selbstversorgung. 

7.2 Sowjetunion - Kollektivierung 

Rußland hat im Laufe von 70 Jahren vier Agrarreformen erlebt. Die erste Agrarreform von 1861 
hob die Leibeigenschaft auf und zwang die Bauern, ihre stark beschnittenen Bodenanteile von 
den bisherigen Herren freizukaufen. Die zweite (Stolypinsche) Agrarreform brachte vor allem 
die Auflösung der Allmenden (Mir). Die Unzufriedenheit und Not der Bauern blieb bestehen. 
Im November 1917 wurde aller Grund und Boden entschödigungslos verstaatlicht und unentgelt
lich an die Bauern verteilt, die zum Teil bereits vor diesem Gesetz die GUter aufgeteilt und 
vom Boden Besitz ergriffen hatten. Damit entfielen alle unproduktiven Einkommensubertragungen 
der Bauern an die ehemaligen GrundeigentUmer. Um den Faktorbeitrag des Agrarsektors zur Ge
samtentwicklung abzuziehen, der in dieser Periode der Neuen Ökonomischen Politik niedrig 
blieb, wurden indirekte Methoden angewandt. 

Die vierte und radikalste Transformation der Agrar- und Sozialstruktur geschah von 1929 bis 
1933. Fast 25 Millionen selbstöndige, Uberwiegend klein- und mittelbäuerliche Betriebe und 
ihre Haushaltsmitglieder wurden in diesen vier Jahren zu 236.000 Kollektivwirtschaften zusam
mengefaßt • Es war in der Geschichte der erste umfassende Versuch geplanten sozialen Wandels, 
völliger sozialer Transformation von Landwirtschaft und Agrarbevölkerung in einem Uberwiegend 
agrarischen Lande und in atemberaubendem Tempo, in einem minimalen Zeitraum durchgefUhrt. 
Folgende ökonomisch-rationale Motive können fUr diese bis dahin rodikalste soziale Verönderung 
der Agrarstruktur genannt werden: 

1. Organisation der amorphen Bauernmassen, Nutzung der economies of scale des Großbetrie
bes ohne dessen Nachteile in der landwirtschaft, weil die Genossenschaften das Eigeninteresse 
der Mitglieder ansprechen 
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2. Forcierung des Getreideanbaus und -aufkaufs (Sicherung der Grundnahrung zu niedrigen 
Preisen) (Produktionsbeitrag), weitgehende Abi ieferungskontrolle 
3. Abwanderung der Arbeitskräfte in die Industrie (Faktorbeitrag I) 
4. Rationierung und volkswirtschaftlich optimale Nutzung der Landmaschinen via Maschinen
Traktor-Stationen 
5. Vereinfachte Planung und Beratung, optimaler Einsatz der knappen Fachleute 
6. Minimum direkter und indirekter Investitionen fUr die Landwirtschaft (Produktion landwirt
schaftl icher Produktionsmittel), eher Desinvestition - Schwergewicht des Aufbaus bei industriel
len Grundstoffen und InvestitionsgUtern, bei technischer, sozialer, kultureller Infrastruktur 
7. Finanzierung des gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Aufbaus aus der Landwirt
schaft (Faktorbei trag 11). 

Sozial bewirkte die Kollektivierung eine weitgehende Nivellierung der agrarischen Bevölkerung 
und erleichterte die Abwanderung. Politisch wurde sie abgesichert und die RUckkehr zur alten 
Ordnung unmögl ich gemacht durch das dörfl iche Aufenthaltsverbot fUr enteignete Grundbesitzer. 
Ein intrasektoraler Beschäftigungseffekt war nicht erwUnscht und ergab sich nicht. Weder Flä
chenausdehnung noch Intensität der Agrarproduktion wurden erhöht, da wegen der niedrigen 
Priorität fUr den Agrarsektor und die diesem vorgelagerten Produktionsmittel industrien keine In
vestitionen geplant wurden, eher Desinvestitionen. Erstrebt und erreicht wurde makroökonomisch 
eine Aufrechterhaltung des Produktionsniveaus - mäßiger Produktionsbeitrag - und etwas erhöhte 
Vermarktung - erhöhter Marktbeitrag - bei beträchtlicher Abwanderung - hoher Faktorbeitrag -
und ohne Gegenl eistungen der anderen Sektoren. Erst inden späten 50er und 60er Jahren wurden 
die Produktionsmittel industrien fUr den Agrarsektor so gefördert, daß Produktivität und Produktion 
wesentlich gesteigert werden konnten. Die Produktivität des Kapitals ist hoch, die der Arbeit 
niedriger, die des Bodens am niedrigsten - wenn eine solche vage Aussage gestattet ist. 

Eine private Hofwirtschaft bleibt als privatwirtschaftliches Element erhalten. Sie erfUlit Komple
mentärfunktionen zur kollektiven Hauptwirtschaft, mit der sie eine Symbiose eingeht. Aber sie 
konkurriert auch mit dem Hauptbetrieb um die Produktionsfaktoren. Sie ist also nicht zufälliges 
Relikt eines frUheren Wirtschaftssystems, sondern Ubernimmt nach der Transformation wichtige 
mikro- und makro-ökonomische und soziale Aufgaben fUr eine sehr lange Übergangszeit. 

Ohne Zweifel hat die schnelle Transformation in der Kollektivierungskampagne soziale Kosten 
verursacht und vorUbergehend eine Produktionsdepression verursacht. Ob aber das langfristige 
Zurückbleiben des Agrarsektors gegenUber der Entwicklung in hochindustrialisierten, kapitalisti
schen Ländern allein auf die Kollektivierung als soziale Transformationsmaßnahme zuruckzufuh
ren ist, kann bezweifelt werden. Zumindest teilweise kommen andere Ursachen in Betracht: 
Niedrige Priorität in der Allokation von Investitionsmitteln, hoher Faktorbeitrag, Folgen des 
schnellen Übergangs von der Agrar- zur Industriegesellschaft • Der Anteil der Investitionen wird 
erst sehr spät erhöht. 

Versuche, die makroökonomischen Fakten und Entwicklungen zu quantifizieren, sind nicht be
kannt. Es bleibt also dem Forscher Uberlassen, wie er die Anteile der möglichen Ursachen ein
schätzen will. Dabei durfte die politische Präferenz die Aussage wesentlich beeinflussen. 

DANDEKAR (10) hat den ökonomischen Sinn der sowjetischen Agrarreform vom Standpunkt der 
Entwicklungsländer richtig gedeutet: 

"Organisation des Agrarsektors in großen Einheiten hinsichtlich Boden und Zahl der Menschen, 
feudal in der Theorie, modern in der Technik und ausgerichtet auf eine sozialistische Ziel
setzung" (S. 78). 

Die Landwirtschaft liefert dann Menschen und billige Nahrungsmittel fUr die Industrialisierung. 
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Das sowjetische Modell wurde nach 1945 auf die meisten, nicht auf alle, sozialistischen Länder 
Ubertragen, später allerdings modifiziert nach den naturlichen, wirtschaftlichen und soziokultu
rellen Gegebenheiten. Die Abwandlung des Modells kann gesehen werden a) in der Einhaltung 
mehrerer Stufen beim Übergang zum Kollektiveigentum, b) in der Dehnung des Zeitraums, die 
eine bessere psychologische Anpassung an den veränderten Status erlaubt, c) im Umfang und An
teil der individuellen Hofwirtschaft am Einkommen, cl) in der Integration der Kollektivbauern in 
die allgemeine Sozialversicherung. Das Modell wurde, z. T. unter dem Druck der Bauern, wieder 
aufgegeben in Jugoslawien 1951 und in Polen 1956. In Kuba wurden bisher praktisch keine Kol-
I ektivierungsversuche unternommen. 

7.3 Japan - Übergang von Pacht zu Eigentum 

Die im wesentlichen feudale oder halbfeudale Agrarstruktur wurde nach 1945 auf Geheiß der 
amerikanischen Mil itärregierung grundlegend reformiert. 

Die Höchstgrenze von verpachtetem Grundbesitz beträgt seit 1946 pro Familie 1 cho 1), in 
Hokkaido 4 cho. Besitz Uber 3 cho bzw. 12 cho in Hokkaido, der nicht ordnungsgemäß bewirt
schaftet ist, wurde von der Regierung aufgekauft. Alles Pachtland von abwesenden und alles 
Land Uber 1 cho von im Dorf ansässigen Grundbesitzern wurde aufgekauft und an Pächter verkauft. 
FUr die Entschädigung wurde der Wert bei tiefl iegenden (bewässerungsfähigen) Reisfeldern auf 
das 40-fache und bei hochl iegendem Land auf das 48-fache des Rentenwertes festgesetzt. Die 
bisherigen EigentUmer erhielten Obligationen, die mit 3,65 Prozent verzinst und in 22 Jahresra
ten ausbezahlt werden. Die bisherigen Pächter zahlen 3,2 Prozent und sollen in 24 Jahresraten 
ihre Schuld abtragen. Jede Übertragung von Grund und Boden wurde unter strenge Kontroll e ge
steilt. Weitere Bestimmungen sehen eine untere Grenze von 0,3 cho vor. Wer weniger besitzt, 
darf keinen landwirtschaftl ichen Boden erwerben. Der weiteren Zerspl itterung der Flächen und 
Betriebe sollte damit Halt geboten werden. Nur Landwirte durfen Boden erwerben und nur bis zu 
3 cho. TUchtige Betriebsleiter dUrfen mehr als 3 cho besitzen. 

In drei Jahren - vom 31. März 1947 bis 2. Juli 1950 - erwarb die Regierung 1.742.000 cho; aus 
öffentlichem Eigentum wurden 191.000 cho mobilisiert. Von den 1.742.000 cho waren 1.705.000 
Pachtland, davon 630.000 Eigentum abwesender Landlords, 1.075.000 cho gehörten ansässigen 
Grundbesitzern. Die Regierung erwarb das Land von insgesamt 1.760.000 Personen, von denen im 
Durchschnitt jeder 1 cho abgab. 67 Prozent der Landlieferer gaben weniger als 0,5 cho ab; nur 
6 Prozent hatten Uber 3 cho abzugeben. - 4.748.000 = 77 % aller Farmhaushalte bekamen durch 
die Bodenreform Land bzw. Eigentumsrechte an bisher gepachtetem Land. 

Grundlegende Veränderungen von Pacht und Eigentum waren Ergebnis der Agrarreform. Noch 
1941 bewirtschafteten nur 656.000 Landwirte uberwiegend eigenes Land, während zwei Drittel 
aller Bauern zupachteten oder ganz auf Pachtland arbeiteten. 1960 dagegen bewirtschafteten 
drei Viertel aller Betriebe - 4,5 Millionen - Uber 90 Prozent Eigenland, 1 Million 50 - 90 Pro
zent Eigenland und nur 178.000 besaßen weniger als 10 Prozent des von ihnen genutzten Landes. 
Demnach wurde das Pachtproblem gelöst. Die Zahl der reinen Pachtbetriebe ging von 1,6 Millio
nen auf 180.000 zurUck. Die verpachteten Flächen sanken von 46 Prozent der LN 1946 auf 
9 Prozent im Jahre 1955 und 6,7 Prozent 1960. Die Pacht wurde sicherer, und die offiziellen 
Pachtpreise wurden auf einem niedrigen Niveau gehalten. 

Die Entschädigungszahlungen der Bodenreform-BegUnstigten wurden durch die folgende schnelle 
Inflation faktisch annull iert. Das Prinzip der Entschädigung war beibehalten, aber durch die öko
nomische Entwicklung aufgehoben 2), so daß der Umverteilungseffekt bei der Grundrente sehr 

1) 1 cho = 0,99 ha. 
2) 1966 wurde eine Nachentschädigung vom Parlament bewilligt. 
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stark war und der intensivere Kapitaleinsatz der Bauern möglich wurde. Zuerst wurde ein begrenz
ter Beschöftigungs- und Siedlungseffekt (vor allem auf Hokkaido) erzielt; spliter jedoch begann 
erneut die starke Abwanderung aus der Landwirtschaft und der Übergang zum Nebenerwerbsbe
trieb. Dank schnellem Wiederaufbau der Industrie und Neuaufbau von DUnger- und Traktoren
fabriken begann sehr bald ein starker Zufluß von produktionssteigernden Inputs. Eine eventuelle 
Ertrags- oder Lieferdepression wurde so Uberspiel t. Die Genossenschaften wurden ausgebaut und 
erfullten ihre Funktion als sozial technische Hilfsinstitutionen. 

Ende der 60er Jahre begannen sich einige langfristige, negative Wirkungen der erfolgreichen 
Agrarreform zu zeigen: a) Immobilitöt des Bodenmarktes, b) langsame und begrenzte Aufstockung, 
c) illegale Pachtabkommen und Pachtpreise. 

7.4 China - Agrarrevolution in Etappen 

Die chinesische Agrarreform öhnelt zwar grundsötzlich und in der neuen Betriebsform der in der 
Sowjetunion durchgefUhrten. Folgende Unterschiede sind jedoch hervorzuheben. 

1. Der Boden wird nicht nationalisiert. 
2. Die Bildung der Volkskommunen geschieht in mehreren Etappen nach einem langen Prozeß 
schrittweiser Reformen, begonnen wöhrend des langen Marsches, also bereits vor dem endgUlti
gen Sieg der Kommunisten. Dadurch wird die psychologische Anpassung der Bauern erleichtert. 
3. Die Volkskommunen haben vielseitigere Aufgaben als die Kollektivwirtschaften; jedoch 
bleibt auch in ihnen ein Privatsektor in der Produktion erhalten, und der Konsum ist nicht egali
tör. 
4. Wegen des Uberwiegenden Gewichts des Agrarsektors erhölt er in der Planung und der Allo
kation der Investitionen eine hohe Prioritöt. Mit palitischem FingerspitzengefUhl wird von den 
Wirtschaftsplanern ein niedriger Faktorbeitrag gefordert, der der niedrigen Produktivitöt ent
spricht. 
5. Die Ertragsdepression ist nach englischen Berechnungen (HEALEY, 17) gering. Die Produk
tion steigt seither im ganzen regelmößig, und die Zunahmerate Ubertrifft die des Bevölkerungs
wachstums. Die Ertröge sind höher als in vergleichbaren agrarischen Entwicklungslöndern, aber 
niedriger als in hochentwickelten Industrielöndern (Japan). Weitere Intensivierung der Flöchen
produktion setzt u.a. beschleunigte Industrieproduktion voraus. Flöchenausdehnung lößt sich 
nicht in den al.ten, dichtbesiedelten Kerngebieten durchfUhren, sondern nur in den ökologisch 
marginalen Grenzgebieten. Sie wird daher nicht von Volkskommunen, sondern meist in der Form 
(halbmil itörischer) StaatsgUter betrieben. 

7.5 Indien - Versuch eines gradual istischen Zugangs 

Nach der Unabhöngigkeit wurden von den Lönderregierungen der (nunmehr 18) Bundesstaaten 
Agrarreformgesetze mit unterschiedl ichsten Bestimmungen angenommen. Hauptziele waren: 

Abschaffung der Steuerpacht und der Intermediaries und bessere Sicherheit der Pöchter; 

Aufhebung der Teilpacht; 

Senkung der Pachtlasten; 

verbesserte Lebensbedingungen fUr landlose Arbeiter; 

genossenschaftliche Organisation der Landwirtschaft mit dem Endziel genossenschaftlicher Ver
waltung der Dörfer; 

gleichmößigere Bodenverteilung durch Höchstgrenze fUr Grundbesitz. 

187 



Ausnahmen von dieser Höchstgrenze sind vorgesehen für modem und intensiv geleitete Großbe
triebe in Eigenbewirtschaftung. 

Steuerpacht und ähnliche Titel wurden mit Entschädigung abgelöst 1). 

Von den Zamindars bisher selbst bewirtschaftete Flächen werden ihr Eigentum. (Selbstbewirt
schaftung bedeutet in Indien heute: Anwesenheit des Eigentümers im Dorf während der Erntezeit.) -
Teilpacht wurde gesetzlich verboten. Eine unbekannte Zahl von Pächtern wurde entlassen, wenn 
moderne Maschinen angeschafft wurden. Andere Teilpächter wurden zu Arbeitern mit Naturallohn. 
Pächter wurden in manchen Gebieten gegen Zahlung der kapitalisierten Pacht zu Kleinbauern. 
Häufig bleibt jedoch die Teilpacht erhalten, auch in den Bundesstaaten mit zeitweise kommuni
stisch geführten Landesregierungen (Kerala, West Bengal). 

Entschädigung bedeutet die Mobilisierung und den Transfer von Kapital an Schichten, die bisher 
nicht investitionsfreudig sind, sondern mehr zum Luxuskonsum neigen. Dadurch wird die Kapital
bildung in der Landwirtschaft zusätzlich erschwert. Die staatliche Verwaltung wird von den neuen 
Bauern-Eigentümern als Schuldeneintreiber der früheren Landlords angesehen. Der doppelte Im
puls einer gründlichen Landreform - ökonomisch: Streichung der alten Schulden, psychologisch: 
neues Gefühl der wirtschaftlichen und sozialen Freiheit - konnte sich bei dem gradualistischen 
Vorgehen nicht entwickeln. 

Ein Ziel der Agrarreform war, zur Kapitalinvestition anzureizen und moderne, kapitalintensive 
Muste rbetriebe zu fördern, die als Beispiel wirken sollten. Abhängigkeiten und unproduktive Zah
lungen sollen allmählich abgeschafft, die Rechtstitel der Pächter verbessert werden. Es gibt viele , 
allgemein bekannte Möglichkeiten, die sehr großzügigen Gesetze zu umgehen. - Es ist schwer 
abzuwägen, ob Reform oder Stagnation überwiegen. 

Die Höchstgrenze des zulässigen Grundbesitzes schwankte sehr stark, je nach Bundesland. Sie 
wurde nach der Bodenfruchtbarkeit festgelegt, die wesentlich von den Bewässerungsmöglichkei
ten abhängt. Die Extreme sind 18 bis 324 acres; einige Länder haben niedrigere Höchstgrenzen 
für Neuerwerb als für ererbten Boden. Der faktische Besitz erreicht ein Vielfaches der Höchst
grenze. 

Eine endgültige Bewertung und genaue Zahlen über die Durchführung der Agrarreform fehlen. 
Der 3. Fünfjahresplan (43) stellt fest, daß die durch Landreform mobil isierte Fläche wesentl ich 
kleiner war als erwartet: 

"In den allerletzten Jahren hat die Landübertragung die Ziele der Gesetzgebung zerstört, die 
das Landeigentum beschränken wollte, und ihren Einfluß auf die Dorfwirtschaft auf ein Mini
mum reduziert." 

Offensichtlich haben viele Landbesitzer die Ausnahmen bis zum letzten genutzt. 

Im 4. Fünfjahresplan (40) werden folgende Zahlen genannt. 20 Millionen Pächter wurden vom 
Steuerpachtsystem befreit und in direkte Beziehung zum Staat gebracht. 3 Millionen Pächter und 
Teilpächter haben Eigentum an mehr als 2,8 Millionen ha erworben. Über 0,9 Millionen ha Bo
den, der die Höchstgrenze des Eigentums überschritt, wurde als Agrarreformland erklärt oder von 
der Regierung übernommen. Aber 23,6 % aller landbewirtschaftenden Haushalte wurden noch im
mer als Pächter eingestuft. 

1) Die Gesamtsumme der Entschädigungen beträgt 6,6 Mrd.Rs. (1 Rupee = 0,84 DM; 6,6 Mrd.Rs. 
= 5,5 Mrd. DM). Seit Sommer 1966: 1 Rupee = 0,53 DM, seit Mitte 1973: 1 Rupee = 0,33 DM. 
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Die Agrarpol itik erstrebte gradual istische Reformen, um Störungen in der Produktion und im so
zialen GefUge zu minimieren. So blieben die alten sozial-ökonomischen Strukturen des Dorfes 
erhalten. Eine soziale Nivellierung und damit Brechung der ökonomischen und politischen Vor
machtstellung der großen Grundbesitzer wurde nicht erreicht. Da das Gesamtprodukt des Agrar
sektors nicht umverteilt wurde, stand den Landbewirtschaftern in ihrer großen Masse kein neues 
Betriebskapital zur Intensivierung der Produktion zur VerfUgung und konnte der Staat keinen er
höhten Faktorbeitrag erheben. Da die Nutzungsintensität weitgehend gleich blieb oder sich nur 
langsam erhöhte, wurde kein Beschäftigungseffekt erzielt, sondern ländliche Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung bl ieben unverändert. Wegen langsamer Industrial isierung konnten produktions
steigernde Inputs nur sehr begrenzt eingesetzt werden. Langfristig steigt die Agrarproduktion lang
sam, wenn auch auf weite Strecken im Wettlauf mit dem Bevölkerungswachstum. 

Die "grUne Revolution" hatte eine geographisch, ackerbaulich und sozial sehr begrenzte Wirkung. 
Der produktionssteigernde Effekt war jedenfalls nicht so groß, daß er die Depressionswirkung von 
Naturkatastrophen ganz ausschalten konnte. Die alten ländlichen Machtstrukturen verhindern 
eine schnelle Entwicklung neuer sozial-technischer Institutionen und eine Modernisierung der 
Vermarktungskanäle • 

8 Beurteilung von ~formen im internationalen Vergleich 

Einer quantitativen und qualitativen Evaluierung von Agrarreformen stehen viele Hindernisse ent
gegen, besonders in Entwicklungsländern. 

1. Unterlagen Uber den alten Zustand und Uber die Veränderungen fehlen oder sind mangelhaft. 
2. Aus politischen GrUnden sind die Unterlagen nicht zugänglich oder werden sie geschönt. 
3. Nur ein Teil der Wirkungen ist statistisch erfaßbar (enteignete Flächen, Betriebe, verteilte 
Fläche, Zahl der Landempfänger oder Siedler, Anteil der Pachtfläche oder Pachtbetriebe). 80-
denqualität u.a. ist seltener bekannt. Bei anderen materiellen Wirkungen (Beschäftigung, Ent
wicklung von Produktion und Vermarktung, Flächenproduktivität) wirken landwirtschaftsexteme 
Faktoren und wirtschaftspolitische Entscheidungen mit, deren Wirkung nicht zu isolieren ist. Die 
Veränderung der sozialen Beziehungen und der Machtverhältnisse ist quantitativ und in ihren 
langfristigen ökonomischen Effekten noch nicht zu ermessen oder in mathematischen Modellen 
darzustellen. Dennoch sind sie durchaus real. JACOBY (23, S. 83) schlägt daher vor, diese in 
Begriffen der institutionellen Ökonomie zu interpretieren. DORNER (11, S. 17) fordert, die po
litischen Ziele und Methoden als Variable in die Analyse aufzunehmen, statt gewisse Ziele be
wertungslos zu akzeptieren, die in ubl ichen ökonomischen Theorien impl izit enthal ten seien. 
4. Der Beurteilungszeitraum kann bedeutsam sein, weil kurzfristige Phänomene wenig Uber lang
fristige Wirkungen von Agrarreformen aussagen. So ist kurzfristig Ertrags- oder Lieferdepression 
denkbar, die aber langfristig mit relativ geringen Kapital-Inputs ausgeglichen wird (z.B. DDR 
und C':SSR) • 

Neben den möglicherweise quantifizierbaren mikro- und makroökonomischen Wirkungen und Ent
wicklungen bleibt ein bedeutender politisch-sozialer Rest von Effekten, der viel schwerer zu er
messen ist. Wissenschaftliche Arbeiten auf diesem Gebiet wären sehr erwUnscht, um den meßbaren 
Bereich zu erweitern, sind aber nicht bekannt geworden. Selbst wenn solche Arbeiten erfolgreich 
durchgefUhrt wUrden, bl eibt die Bewertung der pol itischen Wirkungen von den pol itischen Präfe
renzen des Beobachters abhängig und von dem Gewicht, das er in aktuellen Zielkonflikten den 
Teilzielen beimißt. In einer normativen Wissenschaftsdisziplin, wie der Agrarpolitik, gehen die 
Zielvorstellungen der Forscher in ihre Beurteilung noch stärker ein als in anderen Wissenschaften. 

Zu den umstrittenen Ergebnissen von Agrarreformen gehören z.B. 
1. Nutzen der Auf teilung "intensiv bewirtschafteter" Großbetriebe, relative VorzUglichkeit 
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der Betriebsgrößen, Möglichkeiten und Begrenzung von economies of scale; 
2. Notwendigkeit und Möglichkeit von Produktionssteigerung durch Agrarreform allein; 
3. Ltlsungsmöglichkeiten oder Prioritierung im Zielkonflikt zwischen Befriedigung von WUn
sehen der landhungrigen Dorfbevölkerung und der lebensmittelhungrigen Stadtbevölkerung. 

Gerade bei der Bewertung der Produktionsleistungen und ihrer Verönderungen durch die Agrar
reform zeigt sich die unvermeidliche Voreingenommenheit der Statistiken, die das zu beweisende 
nachweisen sollen und wollen. DOVRING (13) weist in einer genau quantifizierten Analyse frU
here Urteile Uber Produktionsdepression als Folge der mexikanischen Agrarreform als falsch nach 
und schi ießt: 

"Die Landreform hat keineswegs die Wirtschaftsentwicklung Mexikos beeintröchtigt. Ihre so-
zialen Gewinne gingen nicht auf Kosten des wirtschaftlichen Fortschritts." (S. 22) 

Ob tatsöchlich bei der Auf teilung von Großbetrieben Produktionsverluste entstehen, höngt u.a. 
ab von der bisherigen Nutzungsintensitöt, der Zufuhrung von Produktionsmitteln, der neuen Be
triebsorganisation, der staatlichen Beratungshilfe. 

Gibt man nun einer schnellen Kapitalbildung und einem hohen Faktorbeitrag der Landwirtschaft 
den Vorrang, so war in der Sowjetunion die Kollektivierung erfolgreicher als die spontane Land
verteilung 1917, die durch das Gesetz nur sanktioniert wurde. WUrde man dagegen der beschleu
nigten Belieferung der stöcltischen Mörkte größere Bedeutung beimessen, so war die Periode der 
Neuen Ökonomischen Politik (1921 - 28) erfolgreicher als die dann folgende Kollektivierung. 
D.h. der Erfolg von Agrarreformen könnte am ehesten nach ihren Teilwirkungen beurteilt werden 
- keine befriedigende Antwort fUr den Politiker, der nicht Teilantworten, sondern eine einfache, 
eindeutige, globale Aussage sucht. 

Fragt man nach dem intrasektoralen Beschöftigungseffekt, so war dieser kurzfristig, aber positiv 
in Japan (weil gleichzeitig Ödland kultiviert und besiedelt wurde), positiv in Ägypten, Venezue
la, Iran, negativ in Schweden, der Sowjetunion, trat jedoch nicht auf in China und Indien. Das 
Ausmaß der vorherigen Unterbeschöftigung, VerfUgbarkeit kulturföhigen Ödlands, Angebot alter
nativer Beschöftigung und öhnliche Faktoren spielen eine Rolle. Dementsprechend dUrfte eine 
Korrelation zwischen intrasektoraler und intersektoraler Wirkung auf die Beschöftigung bestehen. 

Entschödigungszahlungen vermindern den Umverteilungseffekt und hindern die Produktionssteige
rung durch neue Investitionen. Der Kapitalabfluß ist besonders schwerwiegend bei Subsistenzpro
duktion oder nur geringem Überschuß uber den Eigenkonsum, der ja allein fUr die Kapitalbildung 
verfUgbar wöre. - Hier besteht auch eine enge Beziehung zum politisch-sozialen Effekt 1). 

Der Umverteilungseffekt war sehr gering in Schweden, Indien und Japon, (aufgrund unterschied
licher Faktorenkonstellation), mößig in China, sehr groß in der Sowjetunion. Schweden war noch 
vorindustriell und bedurfte keines intersektoralen Kapitaltransfers; Japan hatte dieses Bedurfnis 
schon nicht mehr. Die Sowjetunion betrachtete dagegen den Faktorbeitrag der Landwirtschaft 
als unerlößlich wegen der Kapitalschwöche der Industrie, wegen des Tempos der Industrialisie
rung und des praktischen Fehlens von Auslandskapital 2). China mit einem anderen Entwicklungs
modell betreibt den Industrieaufbau langsamer, braucht daher nur einen relativ geringen Faktor
beitrag. Um die Agrarproduktion störker zu fördern, wird ihr wenig abgefordert. 

Die Intensivierung der Erzeugung wurde stark gefördert durch die Agrarreform in Schweden (lang
fristig), in Japon (dank gleichzeitigem Ausbau der die Landwirtschaft beliefernden Industrien), 

1) Zu dieser Frage siehe insbesondere GUTELMAN (16). 

2) Siehe dazu auch PREOBRAZHENSKY (34) und sein Gesetz. 
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Übersicht 2: Merkmale und Wirkungen einiger Agrarreformen 

Schweden Sowjetunion Japan China Indien 
Merkmale 

1. Wirtschaftssystem ka pi tal i sti sch sozial istisch kapital istisch sozia I istisch kapitalistisch 

2. Entwicklungsphase vorindustriell vorindustriell industriell vorindustriell vorindustriell 

3. Besiedlungsdichte gering gering hoch hoch hoch 

4. Zeitpunkt der 1790 - 1850 (1861, 1917, 1906) 1946 - 1950 1928 - 1958 1947 -
Agrarreform 1929 - 1933 

5. Initiator Regierung Ba uern/Reg i erung Mi I i tHrregi erung Rote Armee/Regierung Regierung 

6. Bodeneigentum bHuerlich staatlich bHuerlich bHuerlich G roßgrundbesi tz/ 
nach Reform Einödshöfe bHuerlich 

7. Neue Agrarstruktur Famil ienbetriebe Kolchosen und Famil ienbetriebe Volkskommunen Selbstbewirtschaftung 1) 
Sovchosen 

8. Neue Sozialstruktur nur "lebensfHhige" Nivellierung Nivellierung N ivell ierung unverHndert 
Betriebe 

9. Übergangsstufen keine Landverteilung keine mehrere Stufen Gradual ismus 

10. EntschHdigung entfHllt keine gewHhrt, aber keine volle 
entwertet 

-0 



-0 
'-> 

Schweden Sowjetunion Japan China Indien 

Ökonomische Wirkungen 

1. Ödlandkultivierung/ wesentlich nicht mit nur auf Hokkaido nicht mit angestrebt 
Neusiedlung Kollektivierung Kollektivierung 

2. Beschäftigung negativ nicht in Landwirtseh. nur vorübergehend erwünscht keine Effekte 

3. Abwanderung beträchtl ich stark bald wieder ein- keine langsam fortgesetzt 
setzend 

4. Zufluß von später anfangs - stark wenig, besonders sehr wenig 
Produktionsmittel n keine oder wenig Dünger 

5. Produktivität 
Boden erhöht niedrig erhöht erhöht niedrig 
AK erhöht relativ gering erhöht mäßig niedrig 
Kapital mäßig hoch mäßig hoch niedrig 

6. Produktionsent- schnell anfangs - schnell langsam sehr langsam 
wicklung sehr langsam 

7. Vermarktung beschleunigt beschleunigt beschleunigt beschleunigt unverändert 

intrasektoral unwesentlich stark wesentlich stark sehr gering 

8. Umverteilung 

in tersektora I keine stark gering schwach sehr gering 

9. Finanzfluß von 
Agrar- zu anderen gering stark gering mäßig sehr gering 
Sektoren 

10. Produktionsförderung stark anfangs gering stark stark gering 

11. Hilfswirtschaftl iche stark entfäll t stark entfällt gefördert, aber 
Genossenschaften schwach 

1) Als Zielvorstellung 



fast gar nicht in der Sowjetunion, mäßig in China und in Indien. Entscheidend fUr die erziel
bare Flächenproduktivität ist die Ausgangslage (hohe Produktivität z.B. in China) und Ausmaß, 
Tempo und Richtung der Industrieentwicklung. 

Der politisch-soziale Effekt kann gleichfalls kurz- und langfristig unterschiedlich sein. In Schwe
den waren die Bauern zuerst verbittert, nachher aber auf uber 100 Jahre zufrieden und mit einer 
so lange anpassungsfähigen Agrarstruktur ausgestattet. In Japan waren die zu Eigentumern gewor
denen Pächter sofort befriedigt; die gefährl ichste soziale Unruhe des Dorfes (Pächterstreiks) war 
gebannt. In der Sowjetunion und schwächer in China erfullte die Landverteilung und die Ab
schaffung der feudalen Lasten die WUnsche der Bauern und zerstörte die Grundlage dörflichen 
Widerstandes gegen die Revolution, den Großgrundbesitz, während die schnelle Kollektivierung 
erbitterten Widerstand hervorrief, der zu schweren innenpolitischen Krisen fUhrte. 

1. Agrarreform ist ein Teil des sozialen Wandels und daher mit der wirtschaftlichen Entwick
lung, der technischen Modernisierung und dem kulturellen Aufstieg verknUpft. Sie ist eine stän
dige Begleiterscheinung der menschlichen Geschichte und wird u.a. durch landwirtschaftsexterne 
Faktoren erzwungen. 
2. Agrarreform ist nur ein Teilprozeß der Transformation der gesamten Wirtschafts- und Gesell
schaftsstruktur und kann im allgemeinen nur zusammen mit dem Industrieaufbau wirksam sein. In
dustrien liefern die produktionssteigernden Inputs, bieten den in der Landwirtschaft Un- oder 
Unterbeschäftigten alternative Beschäftigung und helfen damit, den Überbesatz an Arbeitskräften 
abzubauen. 
3. Der mechanisch-technische Fortschritt ist besonders wichtig fur die Erhöhung von Produktion 
und Produktivität, als materieller und psychologischer Motor. Negative Nebenwirkungen sind 
durch geplanten Einsatz und neue, Uberbetriebliche Nutzungsformen zu minimieren. Mechanisch
und biologisch-technischer Fortschritt sind nicht Alternativen, sondern ergänzen sich und erhöhen 
ihre Wirkung gegenseitig. 
4. Mögliche negative Wirkungen von Agrarreformen, wie Liefer- (und/oder Ertrags-)depression 
können durch schnellen Zufluß neuer Inputs minimiert werden. 
5. Positive Wirkungen sind: Abschaffung unproduktiver feudaler Lasten, rationelle Agrarstruk
tur, Verbesserung der Finanzierung der Betriebe, Mobil isierung des Faktorbeitrags, Beseitigung 
von Stagnation verursachenden Sozial- und Machtstrukturen in agrarischen Gesellschaften und 
Entwickl ungsl ändern. 
6. Entschädigung enteigneter Grundbesitzer ist weniger eine rechtliche oder moralische, eher 
eine ökonomische und sozial psychologische Frage. Sie verlängert den unproduktiven Abfluß von 
Kapital aus der Landwirtschaft, verhindert deren Kapitalbildung und Faktorbeitrag. 
7. Die meisten Agrarreformen bedurfen fur die volle Verwirklichung einer beträchtl ichen Zeit
spanne. Wird diese zusammengedrängt, so erschwert das den Widerstand der Enteigneten und die 
RUckgängigmachung der Reform. Aber auch die Anpassung der Landbewirtschafter an die neuen 
Strukturen wird schwieriger, und die flankierenden Maßnahmen bleiben zurUck. 
8. Agrarreform und Ägrarrevolution sind kein dichotomisches Begriffspaar, schi ießen sich nicht 
gegenseitig aus. Schnelle, radikale Reformen können revolutionäre Maßnahmen zu ihrer Siche
rung erfordern, während die revolutionäre Transformation in Reformschritten durchgefuhrt wer
den bzw. aus solchen bestehen muß. 
9. Auch grUne Revolution - Einfuhrung des biologisch-technischen Fortschritts - ist nicht kontra
diktorisch zur Agrarreform oder -revolution, sondern ist mit dieser interdependent. In wichtigen 
Agrarländern (z.B. Indien) bleibt die Wirkung des technischen Fortschrittes sehr begrenzt ohne 
Wandel der sozialökonomischen Strukturen. Andererseits wird der erfolgreiche soziale Wandel 
der Landwirtschaft durch den Einsatz aller verfUgbaren Instrumente des technischen Fortschritts 
erleichtert, mit denen erst ein optimaler materieller und psychologischer Effekt zu erzielen ist. 
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Theodor BERGMANN hat sein sonst wohl abgewogenes Referat vergleichsweise stark auf die Bo
denbesitzreform und hier wieder auf die Umverteilung von Land sowie auf die Probleme der Redi
stribution von Macht und Einkommen ausgerichtet. Der andere Aspekt der Agrarreform, nömlich 
die die Bodenbesitzreform ergänzende Bodenbewirtschaftungsreform - diese auf Otto SCHILLER 
(9) zurUckgehende definitorische Unterscheidung halte ich nach wie vor fruchtbar - ist demgegen
uber mehr zurUckgetreten. Auch die heute viel diskutierte Frage nach der Beziehung zwischen 
Bodenbesitzreform und wirtschaftl ichem Wachstum ist nicht allzu eingehend erörtert worden. Das 
hinter BERGMANN's Betrachtung stehende Konzept ist Teil einer bedeutenden wissenschaftlichen 
und politischen Diskussion, die gegenwärtig uber die Weiterentwicklung unserer Welt gefUhrt 
wird. Sie gilt dem Streben nach mehr sozialer Gerechtigkeit, konsequenterer Verwiri<lichung ge
sellschaftl icher Egal ität und nach Abbau der bestehenden Machtgefölle. Besonders die in den 
letzten Jahrzehnten in den sozialistischen Ländern durchgefUhrten Agrarreformen und die Reform
ansötze in Lateinamerika, das von allen Entwicklungsregionen die stärksten agrarverfassungsbe
dingten Ungleichheiten aufweist, sind unter diesem Gesichtspunkt interessante Diskussionsgegen
stände. 

DemgegenUber ist der Zusammenhang zwischen Agrarreform und wirtschaftlicher Entwicklung, der 
in eine andere große Thematik gehört, fUr BERGMANN von geringerem Interesse. Das ist umso 
bemerkenswerter, als nach meinem Eindruck die wissenschaftliche Diskussion der letzten Jahre 
zu einer gewissen ErnUchterung hinsichtlich dessen gefUhrt hat, was Agrarreform zur wirtschaft
lichen Entwicklung beitragen kann. Die immer wieder aufgestellte These, die nahezu ein Glau
benssatz von Agrarverfassungsfachleuten und Soziologen war und von vielen Ökonomen Ubernom
men wurde, daß Agrarreform eine Voraussetzung einer dynamischen wirtschaftl ichen Entwicklung 
in Entwicklungsländern sei, hat einer differenzierteren Betrachtung Platz gemacht. Die Reformen 
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der fünfziger und sechziger Jahre in Entwicklungsll:indern liegen lange genug zurück, um ihre 
Auswirkungen abschl:itzen zu können, und die Vergleichsmöglichkeiten hinsichtlich der Auswir
kungen auf das wirtschaftliche Wachstum sind besser geworden. 

Ich will mich in meinem Korreferat auf diesen Fragenkomplex konzentrieren. Zumindest seit dem 
ersten UN-Bericht "Land-Reform. Defects in Agrarian Structure as Obstacles to Economic Deve
lopment", der 1951 erschien, werden allgemein Ml:lngel der Agrarverfassung in Entwicklungsll:ln
dem als ein Hauptgrund der Unterentwicklung angesehen 1). So wie man in jenem Bericht die 
hohe Arbeitsproduktivitl:lt der europl:lischen, nordamerikanischen und ozeanischen Ll:lnder der we
sen tl ich niedrigeren Produktivitl:lt von Ll:lndem Asiens, Afrikas und Lateinamerikas gegenüber
stellte und dann bestimmte Agrarverfassungsmerkmale wie Pachtausprl:lgung, Betriebsgrößen, 
Eigentumsverhl:lltnisse verglich, so sind seither viele Vergleiche, und zwar auch unter Entwick
lungsll:lndern angestellt worden, die jeweils I:Ihnliche Beziehungen zwischen Strukturmerkmalen 
und Leistungsniveau aufzeigten. Freilich blieben sie vielfach unter dem Gesichtspunkt des Kau
salitl:ltsnachweises unbefriedigend, besonders soweit auf den Zusammenhang zwischen einzelnen 
Bestandteilen der Agrarverfassung, z. B. den quantitativen Aspekten der Eigentumsverteil ung und 
dem wirtschaftl ichen Entwickl ungsstand abgehoben wurde. 

2 Die Wandl1ffi9ili!.bl9keit des sozialil'!stitutione~efüges 

Festzuhalten ist, daß die sozialen Institutionen, von denen die Agrarverfassung ein Teil ist, sich 
langsamer zu verl:lndem pflegen als andere Bestandteile des sozialökonomischen Gesamtsystems. 
Die sozialen Institutionen, von Menschen gemachte Regeln der Interaktion zwischen Individuen 
und Gruppen, hatten vor Einsetzen der neuen Entwicklung meist ganz anderen Zwecken gedient 
als dem wirtschaftlichen Wachstum oder dem Einlaß für neue Technologien. Es ist aber zu betonen, 
daß soziale Institutionen wandlungsfl:lhig sind und daß es keineswegs immer der legislativen Maß
nahme bedarf, sie zu verl:lndem. So wie die Sozialverfassung die wirtschaftl iche Entwicklung 
hemmen oder fördem kann, so können auch von der technologischen und wirtschaftlichen Entwick
lung unterschiedliche Impulse auf die Sozialverfassung ausgehen. Wo das Wachstum gering ist, 
bleibt meist auch die Sozialverfassung rigide. Wo aber der Landwirtschaft eine neue Technologie 
oder neue Absatzml:lrkte angeboten werden, kommt auch Bewegung in den sozial institutionellen 
Bereich. Das scheint mir auch in einem von der Wissenschaft bisher nicht richtig rezipierten Maß 
im Zusammenhang mit der sogenannten Grünen Revolution zuzutreffen. Daß dabei eintretende 
soziologische Verl:lnderungen nicht optimal im Sinne der vorherrschenden politischen Leitlinien 
und der Il:Ingerfristigen wirtschaftlichen Entwicklung verlaufen müssen, liegt auf der Hand. Refor
merische Eingriffe können also nach wie vor angezeigt sein. 

3 Anforderungen an die Agrarverfassung 

Steht nun die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Agrarverfassung und Agrarreform auf der 
einen Seite und wirtschaftlicher Entwicklung auf der anderen zur Diskussion, so mag ein geeig
neter Ansatz sein, nach den Anforderungen zu fragen, die im Zuge der wirtschaftl ichen Entwick
lung an die Agrarverfassung gestellt werden. Angesichts der knappen zur Verfügung stehenden 
Zeit muß ich mich dabei auf einige Thesen beschrl:lnken. 

Zunl:lchst ist festzuhalten, daß auch da, wo es priml:lr um Förderung der wirtschaftlichen Entwick-

1) D. WARRINER (12, S. 30 ff) hat in einem ideengeschichtlichen Überblick die Entstehung die
ser Gedanken bis zu Adam SMITH's Darlegung im "Wealth of Nations" zurückgeführt, daß 
Großgrundbesitz und sklavische Dienstverhl:lltnisse "discouragements to the progress of 
opulence" seien. 
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lung geht, die politische Komponente von großer Bedeutung sein kann. Wo eine Oligarchie von 
Großgrundbesitzern ihre politische SchlusseisteIlung primör fUr die Wahrung ihrer Privilegien 
einsetzt, ohne nennenswert zum wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt beizutragen -
der lateinamerikanische Fall -, oder wo von der Dorfebene aus Großbauern die lokale und regio
nale Politik bestimmen und einer vermehrten Partizipation der unteren Schichten im Wege stehen 
- der Fall vieler asiatischer Lönder -, kann die Umverteilung von Bodenbesitz zur Herstellung 
größerer sozialer Mobilitöt, Verwirklichung von mehr sozialer Gerechtigkeit und Entfaltung des 
böuerl ichen Potentials sinnvoll sein 1). 

Als wichtige, fUr eine dynamische landwirtschaftliche Entwicklung wUnschenswerte Eigenschaften 
der Agrarverfassung sind die folgenden anzusprechen (s. auch von BLANCKENBURG, 1, S. 405 f 
und FAO, 3, S. 5). 

a) Zur Frage der wUnschenswerten maximalen und minimalen Betriebsgrößen können angesichts 
der enormen Strukturunterschiede in der Gesamtheit der Entwicklungslönder keine quantitativen 
Angaben gemacht werden. GegenUber einer Polarisierung der Betriebsgrößen nach sehr großen 
oder sehr kleinen Betrieben, wie wir sie typisch im Latifundium-Minifundium-Komplex SUdamerikas 
vor uns haben, verdient eine kontinuierliche Zusammensetzung nach kleinen, mittleren und grö
ßeren Betrieben sicher den Vorzug. Sie erlaubt eher die gesellschaftlich erwUnschte vertikale 
Mobilitöt und auch eine wirtschaftliche Arbeitsteilung. Die Mindestbetriebsgröße ist wirtschaft
lich interessanter als die maximale Betriebsgröße. Sie soll so beschaffen sein, daß sie - unter 
der Voraussetzung des nicht voll funktionierenden Arbeitsmarktes - einer Familie bei den gegen
wörtigen und den in den nöchsten Jahren zu erwartenden EinkommensansprUchen eine wirtschaft
liche Existenz bietet. Sie soll eine Sparleistung ermöglichen und weiterhin den angemessenen 
Einsatz technischer Hilfsmittel gestatten, um auch die Kleinbauern am technischen Fortschritt 
teilhaben zu lassen. FUr die Bemessung der maximalen Betriebsgröße ist u.a. in Rechnung zu 
stellen, daß in großen Betrieben der Preis des Faktors Arbeit höher ist, so daß die Betriebe zu 
höherer Kapitalintensitöt tendieren. Dies ist unter den Bedingungen vieler Lönder gesamtwirt
schaftlich problematisch. In dichtbesiedelten Ländern wird die jeweilige optimale Betriebsgröße 
niedriger liegen als in dUnnbesiedelten Löndern öhnlicher Entwicklungsstufe, da sowohl die Bo
denproduktivitöt wie auch die Beschöftigungsintensitöt in kleineren Betrieben höher als in größe
ren zu sein pflegen. 

b) Eine der wichtigsten Forderungen ist die nach Besitzsicherheit. Eine zu große Verbreitung 
der Pacht und besonders des Teilbaues haben sich in Zeiten dynamischen Wandels als störend er
wiesen, vor allem soweit sie mit sehr kurzer Vertragsdauer verbunden sind. Sie wirken der inner
betrieblichen Kapitalbildung und einer vermehrten Investitionstötigkeit entgegen und fördern 
u.U. sogar den Raubbau am Boden. An dieser Stelle liegt Ubrigens der am schwersten wiegende 
Mangel der schwarzafrikanischen Bodenrechtssysteme, die auf dem Gemeineigentum an Land auf
bauten und sich in der gegenwörtigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung nun im 
Übergang zu individuellen Eigentumsrechten befinden. Je mehr die Landwirte damit rechnen, 
daß ihnen der volle Ertrag ihrer Anstrengungen selbst zugute kommen wird, desto eher sind sie zu 
Investitionen und zur Erhöhung des Produktionspotentials bereit. 

c) In diesem Zusammenhang ist die Alternative böuerlicher Individualbesitz - kollektiver Groß
betrieb von Bedeutung. Wer auch immer heute hierzu Stellung nimmt, steht unter Ideologiever
dacht. Mir scheint aber, daß außerhalb der sozialistischen Planwirtschaftssysteme, die konsequent 
nur in wenigen Entwicklungslöndern verwirklicht worden sind, der empirische Befund in Entwick-

1) Die Problematik der Entmachtung des Großgrundbesitzes oder auch der Depossedierung böuer
licher Gruppen mit dem vorrangigen Ziel der Durchsetzung eines neuen politischen Systems 
soll hier nicht diskutiert werden. 
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lungslöndern bisher eindeutig fUr den böuerlichen Betrieb spricht. Wo in Afrika oder im nicht
kommunistischen Asien eine Zusammenlegung böuerlicher Wirtschaften zu Kollektivgroßbetrieben 
versucht worden ist, hoben sich mehr oder weniger deutliche Fehlschlöge ergeben. Wie Doreen 
WARRINER (12, S. 434 ~ gesogt hat: " ••• the weight of evidence is in favour of granting owner
ship to individuallandholders or rights to individual land use within a group holding ownership ••• 
There is a case for cooperative and collective farming in certain defined conditions; but it cannot 
be universolized. The advantages of ownership are that it provides what people generally want, 
that is, security, and what agriculture needs, the incentive mainspring". Der "Besitzinstinkt" 
der Bauern, der schon KAUTSKY zu schaffen machte, und das Streben nach VerfUgungsberechti
gung Uber das, was man erwirtschaftet hat, sind ganz wesentliche Elemente böuerlicher Haltungen 
auch in Entwicklungslöndern, und es wtlre kurzsichtig, zugunsten sogenannter höherer Formen auf 
ihre Nutzbarmachung im Entwicklungsprozeß zu verzichten. 

d) Nicht nur zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit, sondern auch zur Förderung der wirt
schaftlichen Entwicklung muß eine möglichst weitgehende Partizipation von Bauern und Landar
beitern in der wirtschaftlichen Entwicklung und gesellschaftlichen Modernisierung sichergestellt 
werden. Ihre Bereitschaft zur Arbeit, ihr Interesse fUr die Landbewirtschaftung, ihre Kreativitöt, 
ihre Lernbereitschaft beeinflussen die Dynamik der Entwicklung in betrtlchtlichem Maße. Klein
bauern, Ptlchter und Landarbeiter sind besonders in uberbevölkerten Löndern in einer schlechten 
Verhandlungsposition gegenUber den größeren LandeigentUmern und werden daher uber ungUnstige 
Marktbedingungen, hohe Pachtzinsforderungen oder niedrige Löhne leicht ausgebeutet. Wo Pacht
zinsUberwachungen, Mindestlohnregelungen, Genossenschaften, Beratungsdienste und andere För
derungsinstitutionen zu ihrem Schutz oder ihrer Unterstutzung eingesetzt werden können, kann 
die geforderte Teilnahme am Entwicklungsprozeß gUnstig beeinflußt werden. Je durchlössiger die 
sozialen Schichtgrenzen fUr vertikale Mobilittltsbewegungen gehalten werden können, desto eher 
kann sich das Leistungsprinzip durchsetzen und wird die Bildung neuer FUhrungsgruppen erleich
tert. 

4 Auswirkungen auf die wirtschaftliche EntwicklulJS. 

Beim Versuch einer Aussage Uber die Auswirkungen der Agrarreform auf die wirtschaftliche Ent
wicklung steht man vor erheblichen Daten- und methodischen Problemen (s. auch HEIMPEL, 5). 
Es sind mir keine Gesamtevaluierungen von Agrarreformen bekannt, die die kurzfristigen wie die 
langfristigen Effekte ermitteln, daneben sowohl die ökonomischen wie die soziologischen und die 
politischen Auswirkungen erfassen und schließlich außer der Ertragsseite auch die Aufwandsseite 
quantitativ behandeln. Besanders die Kostenfrage wird bemerkenswert selten abgehandelt. Neben 
dem Datenbeschaffungsproblem treten diffizile methodische Fragen auf. Je mehr z.B. die Boden
besitzreform durch eine Bodenbewirtschaftungsreform ergtlnzt wird, desto schwieriger wird die 
Zurechnung der Kosten und der Ertrtlge 1). 

Geliefert werden am ehesten Übersichten uber erzielte Strukturverönderungen (Übergang von 
Pacht zu Eigentum, Zahl der durch eine Bodenbesitzreform Enteigneten und der begUnstigten 
Bauern, Betriebsgrößenvertinderungen, Entstehung von Genossenschaften u. tI.). Aussogen Uber 

1) Z.B. geht die 1966 ausgefuhrte Studie einer Gruppe des Deutschen Instituts fUr Entwicklungs
pol itik, Berlin, Uber die taiwanesische Agrarreform (4), die einen interessanten Schritt in 
Richtung einer Gesomtevaluierung darstellt, weit Uber die Bodenbesitzreform hinaus. Sie um
faßt auch alle Maßnahmen der Bodenbewirtschaftungsreform und landwirtschaftlichen Förde
rungspolitik, von denen ein erheblicher Teil auch ohne die Bodenbesitzreform durchgefUhrt 
worden wöre. 
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die wichtigsten wirtschaftlichen Effekte von Reformen im Bereich der Produktion, der Beschäfti
gung, der Kapitalbildung und der Einkommensverteilung tragen meist nur qualitativen Charakter. 
Solche Daten erlauben nur hypothetische Äußerungen über die relative Vorzügl ichkeit einzelner 
Reformmaßnahmen und geben sehr begrenzten Aufschluß über die Effizienz der Gesamtreform. Da
mit sind der Mäglichkeit der ex ante-Evaluierung und des Entwurfs alternativer Strategien enge 
Grenzen gesetzt. Eine solche Alternative könnte einmal innerhalb des Gesamtkomplexes der Agrar
reform gesucht werden, z. B. zwischen Pachtreform und Umverteilung des Bodeneigentums. Es könn
te aber dort, wo die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung das Hauptziel ist, anstelle der Bo
denbesitzreform auch eine allgemeine Bewirtschaftungsreform ins Auge gefaßt werden, wenn die 
politischen oder wirtschaftlichen Kosten der Besitzreform zu hoch sind. 

Es gibt eine Reihe von Agrarreformen in Entwicklungsländern, die mit Landumverteilung verbun
den waren und bei denen trotz der unsicheren Beurteilungsgrundlage eine positive Gesamtbilanz, 
und zwar sowohl auf der Betriebsebene wie auf der nationalen Ebene konstatiert werden kann (s. 
zum folgenden besonders 12). Neben der Volksrepublik China gehört in Asien eindeutig Taiwan 
in diese Gruppe, nicht ganz so eindeutig der Iran. Im Nahen Osten muß Ägypten erwähnt werden, 
in Lateinamerika mit Vorbehalt Mexiko. Berücksichtigt man, daß mindestens in 25 lateinamerika
nischen, nah- und fernöstl ichen Ländern Reformen mit Landverteilung ausgeführt wurden, so ist 
diese Liste nicht eben eindrucksvoll. In einzelnen Bereichen der Agrarreform sind auch in ande
ren Ländern Erfolge erzielt worden, s. z.B. in Indien durch die Neuordnung des Pachtwesens 
(Ausschal tung des Zw ischen pöchtersystems), in nahöstl i ehen Ländern mit der Abschaffung des 
Renten-Feudalismus - Maßnahmen, die sich zumindest im Bereich der Kapitalbildung förderlich 
ausgewirkt haben. 

Spricht man die verschiedenen mögl ichen Effekte der Agrarreform an, so scheint der Befund am 
ehesten hinsichtlich der Beschäftigungszunahme und der Kapitalbildung positiv zu sein. Ein posi
tiver Produktionseffekt ist sehr viel seltener aufzufinden. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusam
menhang, daß infolge eines erhöhten Eigenkonsums, der nach der Landumverteilung oft bei den 
Begünstigten auftritt, die an derr Markt gebrachten Produktionsmengen anfangs vielfach rückläu
fig tendierten. Ein höherer Nahrungsverbrauch der Reformbauern ist angesichts ihres niedrigen Er
nährungsstandes aber sicher oft gerechtfertigt, Der Einkommens-Umverteilungseffekt ist vor allem 
unmittelbar nach der Landverteilung spürbar. Ob er dauerhaft ist, hängt mit der Produktionsent
wicklung in den Reformbetrieben zusammen, ist aber im übrigen in hohem Maße von den ergänzen
den Förderungsmaßnahmen abhängig. 

Mag diese Übersicht unvollständig und auf einer unsicheren Materialbasis begründet sein, so zeich
net sich doch ab, daß die Wirkungsmögl ichkeiten der Agrarreform im Bereich der wirtschaftl ichen 
Entwicklung begrenzt sind. WARRI NER, die eines der fundiertesten neuen Bücher über Agrarreform 
in Entwicklungsländern vorgelegt hat, ist zu folgendem Schluß gekommen: " ••• one certain con
clusion emerges: agrarian reforms really do liberate ••• But no conclusion emerges which would 
suggest that agrarian reform is a condition of development" (12, S. 373). An anderer Stelle 
(S. 382) fragt sie noch einmal, ob angesichts des Ergebnisses der empirischen Überprüfung der An
spruch aufrechterhai ten werden könne, daß die Strukturreform eine Bedingung des Wachstums sei. 
Ihre Antwort ist, diese könne nur als eine solche Voraussetzung angesehen werden, wenn alle 
anderen Maßnahmen der Förderung und wirtschaftlichen Entwicklung ohne die Reform nicht durch
geführt würden. 

Angesichts dieses Ergebnisses muß am Schluß noch einmol die Frage nach Alternativstrategien mit 
dem Ziel der Förderung der unterprivilegierten Gruppen und der Produktivitätserhöhung gestell t 
werden. Anstelle einer tiefgreifenden Landumverteilung können je nach den Strukturbedingungen 
und der wirtschaftspolitischen Gesamtaufgabe die Durchsetzung einer maximalen Eigentums- und 
Betriebsgröße, eine Pachtreform oder eine Steuerreform, die auf progressive Staffelung der Steuer-
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sötze ausgerichtet ist, erwogen werden. Jede dieser Möglichkeiten hat ihr wirtschafts- und so
zialpolitisches Pro und Contra, und oft wird die Entscheidung von der politischen Durchsetzbar
ke it abhöngen. 

Es muß weiter mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, daß viele Reformen, und gerade die, 
die von den politischen Voraussetzungen her schlagkröftig hötten durchgefUhrt werden können, 
ihre Ziele nicht erreicht haben, weil die Aufgaben im Bereich der Bewirtschaftungsreform unter
schötzt worden sind und nicht genUgend Mittel und Personal dafUr bereit gestellt wurden. Je 
radikaler die Reformvorhaben sind, desto höhere zusötzliche Aufwendungen im Bereich der Bera
tung der Reformbauern, in ihrer Versorgung mit Krediten und Produktionsmitteln, ggf. in der 
Schaffung neuer Vermarktungsinstitutionen sind erforderlich. Dies verlangt nicht zuletzt eine 
Verwaltung, die qualitativ und nach dem Grad ihrer Integritöt leistungsföhiger ist, als es gerade 
im löndl ichen Bereich der Entwicklungslönder heute meistens der Fall ist. 
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Die Untersuchungen der ökonomischen Anthropologie deuten darauf hin, daß Entscheidungen 
der Landwirte in den Entwicklungsli:lndern, und damit auch die der zahlreichen Kleinbauern, 
nicht zuföllig oder schlechthin traditionell erfolgen, daß alles, was vorliegt, seinen Grund hat, 
daß Unterschiede in der Landbewirtschaftung das Ergebnis unterschiedlicher Rahmenbedingungen 
und unterschiedlicher Wertschi:ltzung von Anstrengung und Muße, KonsumgUtern und Sparen sind 1). 

1) Vgl. FOSTER, 14, S. 300 ff; DYSON und HUDSON, 12, S. 76 - 89; HERSKOVITS, 21, 
S. 512; siehe auch von BLANCKENBURG, 3, S. 43 - 56. 
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Sie bestötigen, was bereits der Gouverneur des einstigen Deutsch-Ostafrikas, Freiherr von Re
chenberg, in der Debatte mit den dortigen Pflanzern formulierte: "Der Bauer ist ein wirtschaft
licher Mensch, der auf die Anregungen des Marktes und der landwirtschaftlichen Verwaltung 
aufgrund einer intel I igenten Einsicht in seine Interessenlage reagiert." (I L1FFE, 24, S. 55). 

HOPPER geht einen wesentlichen Schritt weiter und stellt die Hypothese des "optimizing 
peasant" auf: 1) 

"Es kann als wahrscheinlich angenommen werden, daß die landwirte in einer technologisch 
stagnierenden landwirtschaft intuitive Vorstellungen von ihren Substitutionsmöglichkeiten 
und der Produktionselastizitöt ihres Betriebes haben. Kenntnisse dieser Art sind eingebettet 
in dem von Generation zu Generation weitergegebenen Brauchtum. Sie beruhen auf einer 
Verfeinerung der Techniken durch Beobachtungen und Experimente, die im laufe der Zeit 
von den landwirten gemacht werden. Es Uberrascht folglich nicht, daß man wenig Fehler in 
dem Einsatz der Produktionsfaktoren findet und daß die Effizienz im Rahmen der traditionel
len Techniken hoch ist." (23, S. 624). 

Die Problematik dieser Hypothese I iegt darin, daß es eine technologisch stagnierende landwirt
schaft nicht gibt, daß auch traditionelle (sprich: vortechnische) Bodennutzungssysteme "unter
wegs" sind, z.B. aufgrund des Bevölkerungszuwachses, daß mit einer emeblichen zeitlichen Ver
zögerung im Anpassungsprozeß an ein gedanklich vorstellbares "Fließgleichgewicht" zu rechnen 
ist, daß sich also die HOPPER'sche Hypothese kaum prufen I/:Ißt. 

Es kann jedoch als gesicherte Erfahrung einiger Jahrzehnte landwirtschaftl icher Entwicklungspol i
tik in den Tropen und Subtropen und einer graßen Zahl van empirischen Untersuchungen gelten, 
daß die landwirte höhere Einkommen anstreben, daß die Vorstellung des "target workers" nur in 
jeweils eng begrenzten zeitlichen Etappen gilt, daß Innovationen aufgegriffen werden, soweit 
die VerHnderungen im Rahmen des Entscheidungsspielraumes der einzelnen EntscheidungstrHger 
liegen und soweit andere Konsequenzen einigermaßen Uberschaubar und nicht wesentlich negativ 
sind 2). Sicherlich gibt es erhebliche kulturell bedingte, von Wachstumsphasen abhHngige Unter
schiede. Chinesische Bauern auf Taiwan werden selbst bei einem Aufwands-Ertragsverh/:lltnis von 
1: 1,2 MineraldUnger einsetzen, w/:lhrend in Zentralafrika ein Verh/:lltnis von 1:3 erreicht werden 
muß; aber diese, in der Entwicklungspraxis sicherlich wichtigen Unterschiede Hndern wenig daron, 
daß ein Erwerbsstreben entwickelt wird, sobald sich lohnende Chancen bieten und erkannt werden. 

1.2 Die Bedeutung technischer Fortschritte 

Folglich liegt das haupts/:lchliche Problem landwirtschaftlicher Entwicklung nicht so sehr darin, 
die landwirte zu einer grunds/:ltzlich neuen Zielstruktur zu bringen, als vielmehr die Rahmenbe-

1) HOPPER pr/:lzisiert hier die Hypothese, die SCHULTZ, 43, S. 28 ff, formulierte und die ein 
erhebliches Echo in der agrarökonomischen literatur uber die Entwicklungsl/:lnder fond. Vgl. 
u.a. HAYAMI und RUTTAN, 20, S. 34 ff; RUTHENBERG, 36, S. 329 ff. 

2) Die BOEKE'sche These (4, S. 40) einer inversen AngebotselastizitHt tropischer Kleinbauern 
wird durch keine der zahlreichen empirischen Untersuchungen zu diesem Thema best/:ltigt. 
(Vgl. KRISHNA, 27, S. 497ff; MEllOR, 30, S. 196ff; BEHRMANN, 2). Eineanschouliche 
Darstellung des Überganges vom "target worker" zum elastischen Anbieter bringen FISK und 
SHAND, 13, S. 257 ff. Besonders interessant ist die Interpretation des umfangreichen empi
rischen Materials der Anthropologie durch G.M. FOSTER, 14, S. 300 ff. 
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dingungen zu öndern 1). Nun zeigt sich, daß Rahmenönderungen, wie z. B. die Ausstattung mit 
zusötzlichem Kapital oder die Durchführung von institutionellen Reformen, wenig abwerfen, so
weit mit hergebrachten Produktionsfunktionen gewirtschaftet wird. Sicherlich kann im Hinblick 
auf Produktion und Kapitalbildung einiges durch Änderung der Institution, durch Arbeitspflicht 
und Sparzwang erreicht werden, also ohne technische Fortschritte 2). Die Agrarpolitik der mei
sten kommunistischen Lönder legte das Schwergewicht auf die Kapitalbildung und die Ausschöp
fung brachl iegender Ressourcen an Arbeit und weniger auf biologisch-technische Fortschritte, 
die sich in der Landwirtschaft als so bedeutungsvoll erweisen 3). Die historischen Ablöufe zei
gen, daß eine fortschreitende Industrial isierung im Rahmen einer solchen Agrarpolitik erreicht 
werden kann, aber das Aufwands-Ertragsverhöltnis bleibt ungünstig. 

Der wirtschaftlich zweckmößigere Weg liegt darin, 
1. die technischen Koeffizienten zu öndern, 
2. diese Änderung bekannt zu machen und 
3. die löndlichen Institutionen an die verönderte Technologie anzupassen. 

Dort, wo wirtschaftliche Entwicklung eingetreten ist, also in den Industrielöndern, lößt sich ein 
erheblicher Teil des erzielten Mehreinkommens durch den zusötzlichen oder vollstöndigeren Ein
satz von Arbeit, Boden und Kapital nicht erklören 4). Die Produktion erhöht sich überproportio
nal zum Einsatz der Produktionsfaktoren • Es bleibt ein "Rest", der unter dem Sammelbegriff 
"technischer Fortschritt" zusammengefaßt wird, und es liegt nahe anzunehmen, den überwiegen
den Teil dieses "unerklörten Restes", der letztlich alle qualitativen Verbesserungen im Wachs
tumsprozeß enthölt, auf die Entwicklung und Anwendung spezifischer technischer Innovationen 
zurückzuführen, wobei in der Landwirtschaft diejenigen Neuerungen besondere Bedeutung haben, 
die relativ wenig zusötzliches Kapital erfordern 5). In den meisten Löndern hat dieser Faktor so 
großes Gewicht, daß er als entscheidende Variable für den Erfolg wirtschaftlicher Entwicklungs
bemühungen angesehen werden kann 6). Die Tatsache, daß externe Kosten, die mittlerweile als 
Umweltschöden erkannt werden, in diesen Rechnungen bislang vemachlössigt wurden, dürfte we
nig an der Gesamtaussage ändern. Der technische Fortschritt wirft offensichtlich so viel ab, daß 
er weit mehr als die Mittel generiert, die zur Beseitigung eventuell auftretender Schöden erfor
derlich sind. 

1) Den Übergang vom Denken in begrenzten Kapazitäten, das für Bauern üblich ist, zum Er
werbsstreben hat G.M. FOSTER, 14, S. 320 ff, überzeugend dargestellt. Zugleich mit die
ser Feststellung entfällt die Frage, ob eine Rechtfertigung für die Änderung von Zielstrukturen 
vertretbar ist (vgl. RUTHENBERG, 38). 

2) Dabei wird der technische Fortschritt BOMBACH folgend definiert: Er umfaßt alle Faktoren 
außer der in Stunden gemessenen Arbeit und des durch irgendeinen Mengenindex zum Aus
druck gebrachten Realkapitaleinsatzes, der einen Einfluß auf die Höhe der Ausbringung hat 
(5, S. 184). Einen zusammenfassenden Überbi ick bringt SCHRADER, 42, S. 60 ff. 

3) Vgl. HOFMANN, 22; DOBB, 9; KONROD, 26; JASNY, 25. 

4) Hinsichtlich der Problematik des angewandten Zurechnungsverfahrens siehe WALTER, 48, S.118. 

5) HANAU und RUSTEMEYER verweisen auf Möglichkeiten der Produktivitötssteigerung, die 
nicht auf Verschiebungen der Produktionsfunktion beruhen, die allerdings von untergeordneter 
Bedeutung sein dürften (17, S. 5). Siehe dazu SCHRADER, 42, S. 58/59. 

6) Die Untersuchungen zur wirtschaftlichen Entwicklung Japans und Taiwans zeigen dies mit be
sonderer Deutlichkeit (Japan: DORE, 10; LOOKWOOD, 28; OHKAWA, 32; RANIS, 34; 
SMITH, 46; HAYAMI und RUTTAN, 20; - Taiwan: WANG, 49). Spezifisch ist auf NELSONS 
Aufsatz über Japan zu verweisen (31). 
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Im Gegensatz dazu deuten Untersuchungen aus lateinamerika, den Philippinen und Indien, also 
aus den Entwicklungslöndern, darauf hin, daß nur ein kleiner "unerklörter Rest" bleibt, daß der 
Beitrag des technischen Fortschritts (MALENBAUM nennt ihn "qualitativer Faktor", 29, S. 83) 
ungleich geringer war als in entsprechenden Wachstumsstadien Japans, Taiwans, Westeuropas 
oder der USA 1). Sie deuten ferner darauf hin, daß die Bedeutung des technischen Fortschritts 
im laufe der Zeit abgenommen hat. Diese Aussagen beziehen sich auf die Gesamtwirtschaft • Sie 
durften auch fUr weite und Uberwiegende Teile der landwirtschaft zutreffen. Einige spektakulöre 
technische Fortschritte, die als "GrUne Revolution" bezeichnet werden, haben zwar regional 
erstaunliche Wirkung gebracht, aber insgesamt noch keineswegs die mögliche Bedeutung erlangt. 
Der landbautechnische Fortschritt hat in den meisten Entwicklungslöndern noch nicht die Rolle 
gespielt wie bei uns, und dies ist wahrscheinlich ein wichtiger Grund fUr den unzureichenden 
Entwicklungserfolg. 

FUr die Agrarökonomie in den Entwicklungslöndern ergibt sich hieraus zweierlei: 

- Die Erfahrungen der Erfolgslönder legen es nahe anzunehmen, daß Agrarökonomie, wenn sie 
wachstumsmößig relevant sein will, dem Phönomen des technischen Fortschritts besondere 
Aufmerksamkeit schenken muß. Ressourcenallokation aufgrund vorrangiger sozialer Ziele, 
wie z.B. Einkommensverteilung oder Beschöftigung, kann zu schweren Effizienzeinbußen 
fUhren, wenn nicht die Wechselbeziehungen zur Entwicklung und Ausbreitung technischer 
Fortschritte berUcksichtigt werden. 

Der bislang relativ geringe Effekt des technischen Fortschritts in der landwirtschaft der mei
sten Entwicklungslönder deutet darauf hin, daß die Verhöltnisse fUr die Entwicklung und An
wendung technischer Fortschritte nicht gUnstig waren, daß also Möglichkeiten der Einkom
menssteigerung, die dieser Faktor bietet, nicht oder schlecht genutzt wurden, daß Änderun
gen in der Entwicklungspolitik erforderlich sind. 

1.3 Die Herkunft des technischen Fortschritts 

Der technische Fortschritt föllt nicht vom Himmel, er wird produziert. Teils ergibt er sich 
"autonom" als Ergebnis von "trial and error" wirtschaftender Menschen, sozusagen als Ertrag 
der Zeit. Wichtiger als der autonome technische Fortschritt ist mittlerweile der induzierte ge
worden. Er resultiert, so lautet die Hypothese, die vor allem HAYAMI und RUTTAN formuliert 
und begrUndet haben, aus der Investition von Kapital, Personal und politischer Anstrengung in 

- landwirtschaftlich relevante Forschung, incl. der zugehörigen Grundlagenforschung. 

- der Information uber den technischen Fortschritt, z.B. durch Ausbildung und Beratung. 

- die Anpassung der löndlichen Institutionen (Absatz, Zulieferung, Agrarverfassung, Steuer-
gesetzgebung etc.). 

Der "unerklörte Rest" wird damit als Funktion bestimmter entwicklungspalitischer Maßnahmen 
angesehen. Setzt man diesen "Rest" in Beziehung zur Investition in Forschung und Ausbildung, 
so ergibt sich, z. B. in Japan, ein sehr hoher Ertrag (vgl. z. B. YAMADA, 52, S. 374, und 
TANG, 47). Damit wird allerdings nicht erklört, sondern zugerechnet. Der "Rest" ist sicherlich 
nicht nur eine Funktion der Investition in Forschung und Ausbildung, sondern vieler anderer 
wirtschaftlicher und politischer Inputs, wie z.B. gesetzgeberische Maßnahmen und Schaffung 
eines fUr die Innovation gUnstigen Wirtschaftsklimas. Aufschlußreicher sind deshalb Einzelunter-

1) Besonders aufschlußreich sind die Untersuchungen von BRUTON Uber lateinamerika (7, S. 
1099 ff). Siehe auch WllllAMSON Uber die Philippinen (51, S. 93 ff). 
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suchungen über Aufwand und Ertrag in die Innovation, wie sie GRILICHES (16) in seinen beispiel
haften Studien über den Hybridmais und Sorghum vorgelegt hat 1). 

Wesentlich an diesen Untersuchungen ist, daß sie den technischen Fortschritt auf Investitionen 
und Maßnahmen in der Entwicklungspol itik zurückführen. Der Umfang und die Art der Aktivität 
in diesem Bereich wird offensichtlich durch wirtschaftliche Anreiz- und Druckmechanismen 
"induziert". HAYAMI und RUTTAN sprechen deshalb vom induzierten technischen Fortschritt, 
dessen Ökonomik ein weites, sehr wichtiges und nahezu leeres Feld für die Agrarökonomie dar
stell t. 

1.4 Produktionsfunktionen der Investition in den technischen Fortschritt 

Im Einzelfall läßt sich die Investition in den technischen Fortschritt, d.h. der Aufwand für eine 
Forschungsstation, ein Beratungsprojekt oder eine Agrarreform größenordnungsmäßig in Relation 
zu den Wirkungen und damit auch zu den projektinduzierten Mehrerträgen setzen. Es gibt folg
lich Produktionsfunktionen für den Input in technischen Fortschritt, analog zu Produktionsfunk
tionen der Arbeit und des Kapitals. Das Konzept der Produktionsfunktion hai te ich auch in die
sem Bereich für nützl ich, denn es erleichtert die Ableitung einer Reihe von prüfungswürdigen 
Hypothesen: 

1. Die Investition in die Entwicklung und Einführung technischer Fortschritte ist in Entwicklungs
ländern gesamtwirtschaftlich sehr lohnend. 
Aus der Sicht des Landwirts werden die Produktionsfunktionen durch den technischen Fort
schritt fortlaufend verändert, so daß das Ertragsgesetz bei manchen Kulturen oder für die 
Landwirtschaft der industrialisierten Länder historisch offenbar nicht wirksam geworden ist 2). 
Zu prüfen ist, ob diese Aussage angesichts der sichtbar werdenden Begrenzungen durch das 
Ziel der Umwelterhaltung noch gilt. Ferner ist zu prüfen, ob der technische Fortschritt selbst 
dem Ertragsgesetz unterliegt, d.h. ob das Aufwands-Ertragsverhältnis der Investition in den 
technischen Fortschritt im Zeitablauf immer ungünstiger wird, ob wir also doch, in dieser in
di rekten Form, dem Ertragsgesetz unterl iegen oder nicht. 

2. Das Aufwands-Ertragsverhältnis der Investition in die Produktion technischer Fortschritte 
schwankt in weiten Grenzen. 
Zahl reichen Forschungen und Beratungsprojekten ohne Erfolg stehen andere, sehr erfolgreiche 
gegenüber. Wir können nicht, wie bei vielen betrieblichen Investitionen, mit weitgehend 
technisch fixierten Aufwands-Ertragsrelationen rechnen. Der Ertrag einer Investition in die 
Produktion technischer Fortschritte ist in hohem Maße eine Funktion der Angemessenheit der 
Konzeptionen und Organisationsformen, wobei die Angemessenheit vor allem von richtigen 
Erwartungen hinsichtl ich der Verhaltensweisen des Personals im öffentl ichen Dienst abzuhän
gen scheint. Diese, jeweils angemessenen, Konzeptionen und Organisationsformen gil t es zu 
finden. 

3. Die Wirtschaftlichkeit der Investition in die Innovation hängt in hohem Maße von zweck
mäßigen Inputkombinationen und zeitlichen Sequenzen ab. 
Grundlagenforschung und angewandte Forschung, Inlandsforschung und Neuerungsimport be
dürfen der sinnvollen Abstimmung und so auch Forschung und Beratung bzw. Input in die Ver
änderung der Produktionsfunktion und Input in Anpassungen der Institutionen. Die hauptsäch-

1) Siehe auch PETERSON, 33, über Geflügel in den USA und ARDITO-BARLETTA (1) über Ge
treide in Mexiko. Es handelt sich um nichtveröffentlichte Arbeiten, die SCHULTZ, 44, S. 
243/244, zitiert. 

2) SCHRADER, 42, S. 166; RUTTAN, 39, S. 64 ff. 
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I ichen Elemente der Investition in die Innovation sind eng aufeinander angewiesen. Der Be
reich elastischer Substitution des einen Elementes durch das andere ist offenbar klein. 

Sowohl die makroökonomischen Untersuchungen Uber die Höhe des "unerklärten Restes" als auch 
einzelne Untersuchungen, Beobachtungen und Erfahrungen im Zuge wirtschaftlicher Entwicklung 
zeigen, daß die besondere Allokation~problematik des technischen Fortschritts weder von den 
Entscheidungsträgem der Entwicklungsländer selbst noch von den Hilfegebern in angemessener 
Weise gesehen werden. Der Mitteleinsatz entspricht nicht den gesetzten Entwicklungszielen. Si
cherlich wird zu wenig in die Veränderung der Produktionsfunktionen investiert, aber das ist nicht 
mehr das zentrale Problem. Die Mittel, die in Agrarforschung, Beratung, Kleinkredit und Reform 
ländlicher Institutionen investiert werden, sind mittlerweile erheblich. Weit schwerer wiegt, daß 
die Kombination dieser Investitionen selten angemessen aufeinander abgestimmt ist, daß die zu
grunde liegenden Konzeptionen nicht zweckmäßig sind und daß sich deshalb BemUhungen zur Ent
wicklung der Landwirtschaft allzu oft als "Faß ohne Boden" erweisen. Dies läßt sich an Hand eini
ger Beispiele, denen ich allgemeine Bedeutung zumesse, darstellen: 

2.1 Fehlallokationen durch die Preispol itik 

Es ist das Verdienst von HAYAMI und RUTTAN (20), auf die Bedeutung der Preise als Lenkungs
mechanismen fUr die Investition in technische Fortschritte hingewiesen zu haben. In den Entwick
lungsländern I iegt es nahe, die Preise fUr Grundnahrungsmittel im I nteresse der preiswerten Ver
sorgung der wachsenden Zahl städtischer Arbeitnehmer niedrig zu halten. Preise beeinflussen je
doch nicht nur die Allokation der Resourcen in den Betrieben, sondern auch im Forschungsbereich 
mit der Folge, daß gerade dort weniger oder mit falscher Fragestellung geforscht wird, wo man 
aus gesamtwirtschaftlichem Interesse im besonderen Maße auf technischen Fortschritt angewiesen 
ist. 

Ein Beispiel aus Indien: 

Indien verfUgt seit mehreren Jahrzehnten Uber ein umfangreiches System landwirtschaftlicher 
Forschungsstationen, in denen Agrarwissenschaftler vorzUg I icher Qual ifikation arbeiten. Der 
Effekt dieser Arbeit blieb gering. Es wurde relativ wenig ZUchtungsarbeit mit Hochleistungs
sorten durchgefuhrt, weil man sich bemUhte, den Landwirten Sorten anzubieten, die unter den 
Produktionsverhältnissen der meisten indischen Landwirte, also auf verarmten Böden, bei ge
ringer DUngung, unsicherem Niederschlag, herkömmlicher Bodenbearbeitung und ungUnstigen 
Preisverhäl tnissen relativ gute Erträge liefern. Diese Forschungspol itik Ubersah die Mögl ichkeiten 
fUr eine Änderung der Randbedingungen, falls Hochleistungssorten verfUgbar werden. Anregun
gen von außen, von den Forschungsstationen der Ford- und Rockefeller-Stiftungen in Mexiko 
und den Philippinen waren erforderlich, um die indische Agrarforschung zu einem relevanten 
Richtungswechsel zu veranlassen. (SCHULTZ, 45, S. 177; HAYAMI und RUTTAN, 20, S. 197; 
MELLOR, 30, S. 279). 

2.2 Fehlallokationen durch Entwicklungshil fe 

Die Entwicklung landbautechnischer Fortschritte erfordert Fachpersonal. Eine Reihe von Entwick
lungsländern ist auf Personal von Industrieländern angewiesen bzw. mUssen dort die Ausbildung 
ihres wissenschaftlichen Nachwuchses betreiben. "Vorurteile" sind unerläßlicher Bestandteil des 
Forschungsprozesses. Forschungspersonal aus Industrieländem bringt "Vorurteile" in die Arbeit in 
den Tropen und Subtropen mit. Gelegentlich handelt es sich um nUtzliche "Vorurteile", oft um 
unzweckmäßige, die zu Allokationsfehlern fuhren. In den Ländern Westeuropas dagegen, in den 
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USA oder in Japan war das Forschungspersonal autochthon und arbeitete zugleich, gelenkt durch 
Preisrelationen, die Knappheiten widerspiegelten, mit den "Vorurteilen", die im großen Ganzen 
der Situation entsprachen. 

Ein Beispiel aus dem Afrika südl ich der Sahara: 

Ein zentrales Problem der landwirtschaftlichen Entwicklung im Afrika südlich der Sahara ist der 
Übergang vom Wanderfeldbau (shifting cultivation) zu leistungsfähigen Formen permanenten 
Ackerbaues. Die Entscheidungsträger in Verwaltung afrikanischer Gebiete und Forschung kommen 
größtenteils aus Europa bzw. haben dort ihre Ausbildung erhalten. Beeinflußt durch die Erfahrun
gen Nordwesteuropas - und einiger afrikanischer Höhenlagen mit Feldgrassystemen - bemühte man 
sich sei t mehreren Jahrzehnten um die Entwicklung und Einführung von Feldgrassystemen, ohne 
bislang zu nennenswerten Anwendungen in der Praxis zu kommen (vgl. RUTHENBERG, 37, S. 95 
ff). Neuere Entwicklungen mit bewässertem Reis in Afrika, die auf Anregungen aus Asien beruhen, 
versprechen dagegen guten Erfolg. Es ist bemerkenswert, daß Japan in seinen Kolonialgebieten, 
z. B. auf Taiwan, von Anfang an den bewässerten Reis entwickel te und damit ein, der Situation 
angemessenes Vorurteil mitbrachte. 

2.3 Fehlallokationen durch die Administration 

In den Entwicklungsländern herrscht kleinbetriebliche Landwirtschaft vor und es gibt eine Reihe 
von grundsätzlichen Überlegungen und praktischen Erfahrungen, die es nahelegen anzunehmen, 
daß eine kleinbetriebliche Landwirtschaft im Stadium anfänglicher und mittlerer Industrialisierung 
- vor allem, solange Beschäftigungsprobleme und Kapitalmangel vorliegen - gesamtwirtschaftlich 
vorteilhaft sind und daß Kleinbetriebe durchaus in der Lage sind, den technischen Fortschritt zu 
nutzen. Eine Agrarverfassung mit einer großen Zahl kleiner Produzenten ist jedoch schlecht ge
eignet, die Entwicklung und Ausbreitung technischer Fortschritte und die dazugehörigen institu
tionellen Anpassungen aus eigener Initiative zu tragen. 

Im Rahmen einer kleinbetrieblichen Landwirtschaft hängt die Entwicklung und Ausbreitung tech
ni$cher Fortschritte in hohem Iv\aße von den Entscheidungen staatlicher Administratoren ab, die 
aufgrund pol itisch-administrativer Kriterien zu entscheiden pflegen. Selektionsmechanismen, d. 
h. Mechanismen zur Belohnung tüchtiger Administratoren, sei es materiell oder durch Statuser
höhung, sind meist schwach entwickel t. Das Ergebnis sind schwere Fehler im Ressourceneinsatz • 

Ein Beispiel aus Indien: 

Das Indien der 50er und beginnenden 60er Jahre investierte in erheblichem Umfang in die land
wirtschaftl iche Beratung, obwohl die Art der verfügbaren Innovationen unter den herrschenden 
Randbedingungen, insbesondere den Preisverhältnissen nicht lohnend genug waren, um die Adop
tionen von technischen Innovationen in größerem Umfang zu erreichen. Die Produktionssteige
rung in Distrikten mit intensiven Beratungsprogrammen war nicht größer als in anderen Distrikten. 
In jedem Falle trater;l Produktionssteigerungen ein, als Mitte der 60er Jahre Hochleistungssorten 
verfügbar wurden und höhere Erzeugerpreise gezahlt wurden, und zwar in ungefähr gleichem Um
fang, unabhängig vom Vorhandensein eines intensiven Beratungsprogramms. Höhere und zweck
mäßiger eingesetzte Investitionen in die angewandte Agrarforschung wären effektiver gewesen 
als die Präferenz zur Beeinflussung der Landwirte durch Beratung oder gar Community Develop
ment (BROWN, 6). 

2.4 Fehlallokationen durch Agrarstrukturveränderung 

Investition in die Entwicklung und Ausbreitung technischer Fortschritte liefern in der Regel Kol
lektivgüter 1). Die Ergebnisse landwirtschaftlicher Forschungsstationen stehen jedem interessier-
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ten Landwirt zur VerfUgung. Die Dienstleistungen der Beratung kann jedermann nutzen. Alle 
Viehhai ter genießen die Vorteile einer neuen Veterinärgesetzgebung, die aufgrund techn ischer 
Fortschritte im Bereich der Viehhai tung zweckmäßig wurde. Wesentl ich für die Induzierung land
baul icher Fortschritte sind deshalb Mechanismen, die I nvestitionen in Kollektivgüter dieser Art 
auslösen. 

Die meisten heutigen Industrieländer besaßen in der kritischen Phase anfänglicher wirtschaftlicher 
Entwicklung einflußreiche ag rare Lobbies, deren Mitglieder am technischen Fortschritt materiell 
interessiert waren, die ihn zum Teil selbst förderten und die in der Lage waren, die Verteilung 
öffentlicher Mittel so zu beeinflussen, daß 1. relativ viel in die Entwicklung landbaulicher Fort
schritte investiert wurde und daß 2. diese Investition relativ effizient stattfand. 

Zu verweisen ist 

auf die Großbetriebslandwirte Ostdeutschlands (siehe z.B. GLEITZE, 15) 
- auf die Organisationen der kommerziellen Landwirte in den USA, Australien und SUdafrika 
- auf die Landwirtschaftsvereinigungen im Japan der Jahrhundertwende (DORE, 10, S. 47 ff; 

SMITH, 46; HAYAMI und RUTTAN, 20, S. 156 ff). 

In den heutigen Entwicklungsländern sind Lobbies dieser Art selten und, soweit sie bestanden, 
hat ihre Effektivität im Zuge der politischen Veränderungen erheblich gelitten. 

Ein Beispiel aus Ostafrika: 

In der Kolonialzeit bestand in Ostafrika ein umfangreicher und ungewöhnlich dynamischer Groß
betriebssektor. Das Interesse dieses Sektars an der Agrarforschung und das Interesse der Kolonial
verwaltung (deutscher und britischer Herkunft) an SteuereinkUnften aus den dortigen Gebieten 
führte zur Einrichtung einer Reihe von Forschungsstationen, die mit bemerkenswertem Erfolg arbei
teten und deren Erfolg in hohem Maße auf die Anregungen der Großbetriebslandwirtschaft zuruck
gingen. Mit der politischen Unabhängigkeit ist der Großbetriebssektor reduziert worden, bzw. er 
hat an unternehmerischer Dynamik verloren (RUTHENBERG, 35, S. 134). Die Länder erweisen 
sich als zu klein, um Agrarforschung angemessen zu konzipieren und zu betreiben. Die Effektivi
tät der Forschung wurde schwer beeinträchtigt. Die Wiederherstellung des früheren Zustandes ist 
weder möglich noch wünschenswert. Wichtig ist es vielmehr, das Problem zu sehen und nach in
stitutionellen Regelungen zu suchen, mit deren Hilfe die Aufgabe mit annehmbarer Dynamik be
wältigt wird. 

Die Tatsache, daß im Zuge der Entwicklung und Einführung technischer Fortschritte schwerwie
gende Allokationsfehler gemacht werden, gemessen an der Ziel-Mittel struktur der jewei ligen 
Länder, zeigt an, daß hier ein Feld für die Agrarökonomie vorliegt, in dem sie hohe Erträge ab
werfen kann. Dazu gehört allerdings eine entsprechende Ausrichtung der Ausbi Idung und Forschung. 

3.1 Die anderen Aufgaben der landwirtschaftlichen Betriebslehre 

In Deutschland entwickelte sich die landwirtschaftliche Betriebslehre aus den betriebswirtschaft
I ichen Fragesteil ungen ostdeutscher Großbetriebe zu einem Instrument, das dem Landwirt zur er-

1) Sobald sie (die Kollektivgüter) da sind, kann keiner von ihnen ausgeschlossen werden, sich 
ihrer zu erfreuen. Man genießt sie, zieht aus ihnen Nutzen, ohne sie zu erwerben. Sie fallen 
einem zu (DORFMAN, 11, S. 4 - 5). 
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folgreicheren Gestaltung seiner Produktion verhilft. In den Industrieländern ist diese Aufgabe 
nach wie vor von einiger Relevanz. In der landwirtschaft der Entwicklungsländer liegen die Ver
hältnisse anders, vor allem dort, wo kleinbäuerliche Strukturen vorherrschen. Es handelt sich um 
eine große Zahl kleiner Betriebe mit erheblichen Variationen in den Produktionsverhältnissen und 
den daraus resul tierenden Erscheinungsformen der Bodennutzung und Viehhai tung. Optimallösun
gen gelten jeweils nur für wenige Hektare. Der Aufwand für eine angemessene Erfassung des oft 
sehr komplexen Zusammenhanges von Betrieb, Haushalt und sozio-politischer Umwelt ist dagegen 
groß. Mit fortschreitender Entwicklung besteht die Tendenz zu einer zunehmenden Ereignisdichte, 
d.h. die technischen Koeffizienten, die Verhaltensweisen und die sozio-politischen Verhältnisse 
ändern sich immer rascher. Eine Betriebslehre, die sich an den Einzel landwirt wendet, wirft unter 
Verhältnissen dieser Art nicht viel ab (vgl. RUTTAN, 40). 

In den Entwicklungsländern liegt deshalb die Aufgabe der landwirtschaftlichen Betriebslehre nicht 
so sehr in der Dienstleistung für den landwirt, sondern bei Handreichungen für den agrarpoliti
schen Entscheidungsträger. Diese müssen abschätzen, welche Wirkungen im Betrieb von ihren 
agrarpolitischen Entscheidungen, von der Konzeption eines Beratungs- oder Bewässerungsprojektes 
ausgehen, und dazu gehört die Kenntnis der Zusammenhänge im Systemgefüge von Betrieb, Haus
halt und Dorf (vgl. COlU NSON, 8). 

3.2 Die wachsende Relevanz der Projektlehre 

Zugleich gewinnt eine Arbeitsrichtung an Bedeutung, die als "Projektlehre" bezeichnet werden 
kann und die nach der zweckmäßigen Organisation öffentl ich durchgeführter Entwicklungsprojekte 
aufgrund öffentlich gesetzter Kriterien fragt 1). 

landwirtschaftliche Entwicklung ist dort, wo Kleinbetriebe vorherrschen, auf Mittler zwischen 
Produzent und Markt, auf eine funktionsfähige "rural service structure" (Administration, For
schung, Beratung, Kredit, Zulieferung, Absatz, Bewässerung) angewiesen. In diesem Bereich 
werden umfangreiche Investitionen getätigt, die überwiegend den Charakter von" Projekten" ha
ben. Die große Verschwendung erfolgt ganz offensichtlich hier, im Bereich öffentlicher Ausgaben 
zur Förderung der landwirtschaft, nicht so sehr bei den landwirten selbst. In diesem Bereich sind 
auch die meisten Agrarökonomen tätig und hier wirft die Anwendung ökonomischer Prinzipien hohe 
Erträge ab. Das gilt z.B. für die Ökonomie des Technologietransfers (Forschung) und Informations
transfers (Ausbildung und Beratung). Ein weites, wichtiges Feld ist die Ökonomie landwirtschaft
licher Dienstleistungen, die in engem Zusammenhang zur Einführung technischer Fortschritte ste
hen: landwirtschaftsämter, Veterinärämter, Bewässerungsverwaltungen, Kreditorganisationen etc. 
Überwiegend handelt es sich um die Ökonomie von Kollektivgütern, die, einmal erstellt, von 
allen genutzt werden können. Oft ist es schwierig, "wahre" Aussagen zu machen. Modelle über 
den Systemzusammenhang dieser Projekte sind vorerst noch wenig aussagefähig. Viel empirische 
Untersuchungen werden gebraucht. Oft bleibt wenig anderes übrig, als Fallstudien durchzuführen, 
von denen wir wissen, daß sie durch Ort und Zeit speziellen Charakter haben, also Handlungsan
weisungen aus verallgemeinerten Beobachtungen abzuleiten, kurzum "Fälle, die im historischen 

1) So wichtig Sektoral- und Regionalplanung auch sein mag, so bleibt sie doch eine frustrierende 
Übung angesichts der Problematik von Daten höheren Aggregationsgrades, die unsicher sind 
und die raschen, schwer abschätzbaren Veränderungen unterl iegen. Ein Zusammenhang zwi
schen Planung und Real isierung ist praktisch nicht erkennbar. Projekte dagegen sind kleinere 
Planungseinheiten. Die Datenbasis ist spezifischer und verläßlicher. Der "feed-back" von In
formationen läßt sich leichter organisieren. Für sektorale und regionale Planungen werden nur 
wenige Agrarökonomen gebraucht, für Projekte dagegen viele. Die Projektökonomie ist des
halb ein Bereich in der Ausbi Idung und Forschung, der wachsende Aufmerksamkeit verdient. 
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Ablauf durchgeführt wurden und zu meßbaren Ergebnissen führten, als entwicklungspol itisches 
Analogon zum naturwissenschaftlichen Experiment zu betrachten". Agrarökonomie dieser Art ist 
weitgehend eine Kunstlehre. Dafür aber befaßt sie sich mit relevanten Fragen. Und wo immer 
ein Konfl ikt zwischen Wahrheit und Relevanz besteht, sollte - so POPPER - der Relevanz der 
Fragestellung der Vorzug gegeben werden. 

3.3 Die Anpassung der Kriterien und Methoden an die veränderte Aufgabe 

Die anderen Aufgaben, die auf den Agrarökonomen zukommen, machen es ratsam, die Gewichte 
bei der Ausbildung und Forschung anders zu verteilen als bisher. Es genügt offensichtl ich nicht 
mehr, von dem Vorhandensein eines zu maximierenden Nettoertragskriteriums auszugehen, sei es 
Gewinn oder Familieneinkommen. Der Agrarökonom muß vielmehr Zielanalyse betreiben und mit 
einer Situation rechnen, in der die Zielkonstellation "mehrdimensional, konfliktgeladen, nicht 
artikul iert und im Zeitablauf veränderl ich ist" (WEISS, 50, S. 6). Es muß die Projekte planen 
und beurteilen unter Berücksichtigung aller Beteiligten, also nach einzelwirtschaftlichen und ge
samtwi rtschaftl i chen Kriteri en. 

Rechnungen mit dem Ziel der Nettoertragsmaximierung sind nützlich, aber selten wichtig. Mei
stens handelt es sich um Kostenminimierungsaufgaben oder Leistungsmaximierung mit gegebenen 
Mitteln. In der Regel geht es um die Frage, ob bestimmte Schwellenwerte hinsichtlich der ver
schiedenen Ziele verschiedener Entscheidungsträger erreicht werden. Es gilt, den gesamten Sy
stemzusammenhang zu überschauen. Ökonomie, isol iert von den technischen, organisatorischen 
und sozio-politischen Wechselbeziehungen, zeigt offenbar rasch sinkende und manchmal sogar 
negative Grenzerträge. Weitaus wichtiges als die genaue Berücksichtigung aller ökonomischen 
Aspekte ist es, die Einwirkungen der nichtökonomischen Faktoren einigermaßen einordnen und in 
ihren Wirkungen abschätzen zu können. Allerdings ist wenig damit gewonnen, alle Faktoren, die 
jeweils im Systemzusammenhang stehen, einzubeziehen. Die Aufgabe für den Agrarökonomen be
steht vielmehr darin, mit jeweils zweckmäßigen Teilsystemen zu arbeiten, wobei das Teilsystem 
umso größer sein darf, je verläßlicher die Datenbasis ist, d.h. in den Entwicklungsländern ist es 
vorerst noch ratsam, mit kleineren Teilsystemen zu arbeiten als in Industrieländern. Wichtig wird 
damit die Frage nach der optimalen Komplexität des Systemzusammenhanges, der als Entschei
dungseinheit behandelt werden soll. 

Zusammenfassend kann damit festgestellt werden, daß die zentrale Bedeutung des landbautech
nischen Fortschritts für wirtschaftliche Entwicklung und die daraus resultierenden Anforderungen 
an das Projekt persona I , landwirtschaftl iche Administration und pol itische Entscheidungsträger zu 
weitgehenden Folgerungen hinsichtl ich der Arbeit der Agrarökonomen führt. Die Entwicklung und 
Einführung technischer Fortschritte, unterstützt durch die Anpassung der ländlichen Institutionen 
an die veränderte Situation, erfordert Maßnahmen und Projekte, die von der öffentlichen Hand 
durchgeführt werden müssen. Die Verschwendung in diesem Bereich ist groß. Die Anwendung öko
nomischer Prinzipien kann hier hohe Erträge liefern und für diese Aufgabe gilt es, Agrarökonomen 
auszubilden und Forschung zu betreiben. 
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EinfUhrung 

Der Wirtschaftsbereich "Landwirtschaft" 1) stellt den bedeutendsten Wirtschaftsbereich der Volks
wirtschaft von Tansania dar. Sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten betrug 1970 
insgesamt 40,1 %. Dieser Anteil weist zwar in den letzten Jahren eine abnehmende Tendenz auf 
- 1964 betrug er noch 49,3 % -, doch ist sein Anteil noch dreimal höher als der des ntlchst wich
tigsten Wirtschaftsbereiches "Öffentliche Verwaltung und Sonstige Dienstleistungen" (U. Rep. of 
Tan., 19, S. 7). Um die Bedeutung des Wirtschaftsbereiches "Landwirtschaft" 1) fUr Tansania zu 
unterstreichen, sollen die entsprechenden Vergleichszahlen fUr die BR Deutschland herangezogen 
werden. Sie betrugen 1964 5,7 und 1970 nur noch 3,8 %. 

Von besonderer Bedeutung ist die unterschiedliche Gewichtung der pflanzlichen und tierischen 
Erzeugung und ihres jeweil igen Markt- und Subsistenzanteils innerhalb des Wirtschaftsbereiches 
"Landwirtschaft" 1). 1968/69 war die pflanzliche Erzeugung zu 79,2 % am Bruttoinlandsprodukt 
dieses Wirtschaftsbereiches beteiligt, wtlhrend auf die tierische Erzeugung nur 16,6 % entfielen. 
Die pflanzliche Erzeugung verteilte sich zu 51,4 % auf den Subsistenz- und zu 48,6 % auf den 
Marktbereich. In der tierischen Erzeugung entfielen dagegen 71,7 % auf den Subsistenz- und nur 
28,3 % auf den Marktbereich; d.h. der Marktverkauf tierischer Erzeugnisse war nur zu 4,7 % am 
Bruttoinlandsprodukt des Wirtschaftsbereiches "Landwirtschaft" beteiligt (U.Rep.of Tan., 17,5.199). 

1) Einschließlich Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei. 
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Der Marktverkauf von tierischen Erzeugnissen, d.h. vor allem von Rindern, Schafen und Ziegen, 
hat bis heute nur eine relativ geringe Bedeutung im Wirtschaftsleben der Landwirte von Tansania. 
Der hohe Subsistenzanteil verdeutlicht jedoch auch das Potential, das sich fUr eine am Markt 
orientierte tierische Erzeugung erschließen lassen könnte. Auf die Probleme, die sich in diesem 
Falle speziell bei Rindern ergeben, soll im folgenden nöher eingegangen werden. 

2 Vermarktunsseinrichtungen 

Die ersten BemUhungen, ein funktionsföhiges Vermarktungswesen in Tansania - dem damaligen 
Deutsch-Ostafrika - zu schaffen, wurden zu Beginn des 20. Jahrhunderts unternommen. Sie er
gaben sich vor allem aus der Notwendigkeit, die Bewohner der sich entwickelnden Stödte und 
die Arbeiter auf den Plantagen mit Fleisch zu versorgen. In diesem Anfangsstadium waren sowohl 

. der Aufbau von Vermarktungseinrichtungen als auch die EinfUhrung einer von den tv'tarktpartnern 
anerkannten Landeswöhrung die vordringlichsten Probleme. Durch den Ausbruch des Ersten Welt
krieges wurden diese Bemuhungen zunächst unterbrochen. 1921 begann die britische Verwaltung 
das Vermarktungswesen neu zu ordnen. 

Wichtige Maßnahmen waren die Einrichtung von Viehrouten und die Kontrolle des Viehtransportes 
durch "movement permits". Ihnen lag das Bestreben zugrunde, die Verbreitung von Viehkrankhei
ten und -seuchen zu verhindern. Insbesondere waren die Maßnahmen zur Kontrolle der Rinderpest 
und der Maul- und Klauenseuche gedacht. Als weitere wichtige tv'taßnahme ist der Bau von lönd
lichen Lebendviehauktionsmörkten anzusehen. Wöhrend unter der deutschen Verwaltung beim 
Viehkauf das freie Aushandeln der Preise ublich war, favorisierte die britische Verwaltung das 
Auktionieren der Tiere. Bis 1926 hatte sich dieses neue System auf den Lebendviehmörkten durch
gesetzt. Somit ergaben sich dort neben den Mögl ichkeiten zu verstörkten Veterinörkontrollen und 
dem Einzug von Steuern und Gebuhren auch die Möglichkeiten der Preisnotierung und der Erhö
hung der Markttransparenz durch tv'tarktberichterstattung. Von der letzteren Möglichkeit wurde 
jedoch erst nach 1929 Gebrauch gemacht. 

In den löndlichen Erzeugergebieten, von denen vor allem Sukumaland, tv'tasailand und Gogoland 
von Bedeutung sind, stellen die löndlichen Lebendviehauktionsmörkte auch heute noch die einzig 
existenten Vermarktungseinrichtungen dar. Der Versuch, Verarbeitungsindustrien in den Erzeuger
gebieten zu errichten, ist bisher gescheitert. So wurde 1929 in Mwanza/Sukumaland die "Maat 
Rations Ltd." zur Herstellung von Fleischkonserven gegrundet. 1939 mußte die Firma ihre Arbeit 
jedoch einstellen,und die Fabrikanlagen wurden abgebrochen. Ein weiterer Versuch wurde 1952 
in Arusha/Masailand unternommen. Die Firma "Tanganyika Packers Ltd." 1) errichtete ein 
Schlachthaus mit Anlagen zur Gefrierfleischherstellung. Dos Gefrierfleisch war fUr den Absatz
markt auf den Sisalplantagen gedacht. Anfang der 60er Jahre mußte dieses Unternehmen jedoch 
auch geschlossen werden, da die Nachfrage nach Fleisch auf den Plantagen stark zurUckging. 
Dies lag einerseits darin begrUndet, daß der Verfall der Weltmarktpreise fUr Sisal die Entlassung 
von Arbeitskröften bedingte, als auch in der staatl ich verordneten ausschl ießlichen Geldentloh
nung der Arbeitskröfte. Wöhrend vor dieser Maßnahme ein Teil der Naturalentlohnung in Gefrier
fleisch bestand, wurde es nunmehr von den Arbeitskröften selbst nicht mehr nachgefragt. 

Die bisher negativen Erfahrungen mit Fleischverarbeitungsindustrien in den Erzeugergebieten, die 
auch in anderen afrikanischen Staaten, wie z.B. in Ghana mit "Balgatanga", in Uganda mit 

1) "Tanganyika Packers Ltd." wurde von der Regierung von Tanganyika und "Liebig's Extract of 
Maat Company Ltd." London, gegrUndet. Die Aktienmehrheit hat die Regierung (51 %) inne. 
Management der Firma und der Verkauf ihrer Produkte erfolgt durch "Liebig's Extract of Maat 
Company, Ltd.". 
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"Soroti" und im Sudan mit "K05ti" gemacht wurden, mUssen bei neuen Investitionsplanungen der 
Infrastruktur berUcksichtigt werden. 

Die infrastrukturellen Vermarktungseinrichtungen der Nachfragegebiete sind daher heute noch auf 
die Bedurfnisse der Lebendviehvermarktung ausgerichtet. Diese umfassen die stl:ldtischen Auktions
ml:lrkte, die Schlachthl:luser und die Verwertungsindustrie fUr Hl:lute und Felle und Schlachtabfl:llie. 
In Dar es Salaam, dem gri:Sßten stl:ldtischen Nachfragegebiet, wurde außerdem 1950 eine auch 
heute noch operierende Fleischverarbeitungsindustrie zur Herstellung von Corned Beef gegrUndet. 

per derzeitige Zustand der Vermarktungseinrichtungen, in diesem Falle der Il:Indlichen Lebend
viehml:lrkte, II:Ißt sich aus einer Untersuchung im Jahre 1968 ableiten. Von insgesamt 216 Vieh
ml:lrkten waren nur 33 (15,3 %) nicht reparaturbedUrftig. Bei 70 (32,4 %) MI:Irkten waren geringe 
und bei 25 (11,6 %) MI:Irkten erhebliche Reparaturen auszufUhren. 88 (40,7 %) MI:Irkte beni:Stigten 
eine vollstl:lndige Neukonstruktion (Min. of Agr. F. and Coop., 8, S. 7 - 8). Die Auswirkungen, 
die sich fUr die Vermarktung von Lebendvieh in einzelnen Distrikten dadurch ergeben ki:Snnen, 
kommen im Falle des Shinyanga Distrikts besonders zum Ausdruck. Von insgesamt drei Lebendvieh
ml:lrkten standen den Viehhaltern mit einem geschl:ltzten Rinderbestand von 1,2 Mill. Tieren nur 
ein Markt zum Verkauf zur VerfUgung. 

Der Mangel an infrastrukturellen Vermarktungseinrichtungen behindert daher die Entwicklung eines 
verstl:lrkten Handels zwischen den Produktions- und Nachfragegebieten. Schlechte Organisation 
und Verwaltung bestehender Einrichtungen erhi:Shen das Risiko des Handels. Insbesondere die Erhe
bung von hohen MarktgebUhren und anderen Steuern veranlassen die Produzenten die MI:Irkte zu 
meiden. 

3 Transporte i nri chtungen 

Die rl:lumliche Trennung von Produktions- und Nachfragegebieten, die besonders ausgeprtlgt im 
Falle von Sukumaland als Produktionsgebiet und Dar es Salaam als Nachfragegebiet in Erscheinung 
tritt, bedingt den Transport von Lebendvieh uber weite Entfernungen; im aufgefUhrten Beispiel bis 
zu 1200 km. Die Rinder werden zunl:lchst von ihren Weidestandarten zum Viehmarkt und anschlie
ßend weiter zur nl:lchstgelegenen Bahnverladestation getrieben. Von dort werden sie per Bahn nach 
Dar es Salaam transportiert. Nur aus den sUdlichen Produktionsgebieten Tansanias, d.h. von 
Iringa aus, wurde in Ermangelung einer Eisenbahnlinie der Lastwagentransport durchgefUhrt. 

Der Transport von Rindern Uber diese Entfernungen ist mit einer Vielzahl von Problemen verbunden. 
Bereits bei der Planung der Viehml:lrkte mUssen diese bei der Ortswahl berucksichtigt werden. Da
bei sollten insbesondere folgende Punkte beachtet werden: 

- Ganzjtlhriger Zugang zum Markt Uber eine AlIwetterstraße, 
- VerfUgbarkeit von Futter und Wasser auf dem Weg zum und am Markt und 
- BerUcksichtigung der Verbreitungsgebiete von Tierkrankheiten bzw. deren Ubertrl:lger, z.B. 

Tsetsefliegen und Zecken. 

Der Transport der auf dem Markt aufgekauften Rinder erfolgt Uber Viehrouten (stock routes) zur 
nl:lchstgelegenen Bahnstation. Die Anlage von Raststationen entlang dieser Viehrouten und ihre 
Ausstattung mit Trl:lnk- und Weidemöglichkeiten sind mitentscheidend fUr die Hi:She der Transport
verluste. Die in der Nl:lhe der Verladestationen eingerichteten Auffangstationen (holding grounds) 
mUssen sowohl mit genUgend Trl:lnk- und Weidemöglichkeiten als auch Veterinl:lrkontrolleinrich
tungen, wie z. B. Zeckenbl:ldern und Impfstl:lnden, ausgestattet sein, um Rinder Uber einen Itlnge
ren Zeitraum aufnehmen zu können. Dies ist insbesondere deshalb nötig, da alle Rinder vor dem 
Bahntransport gegen Maul- und Klauenseuche geimpft werden mUssen und nur dann ein "movement 
permit" erhalten, wenn der Bestand seuchenfrei ist. Dadurch ergibt sich zwangsll:lufig eine Aufent-
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haltsdauer von etwa 14 Tagen vor dem Transport. Die oft mangelhafte Ausstattung der Auffang
stationen hat sich 1969, einem Jahr mit besonders höufigen Maul- und Klauenseuchenausbrüchen, 
in sehr hohen Totverlusten im Rinderhandel niedergeschlagen. 

Die Ursachen für quantitative und qualitative Verluste beim Bahntransport sind vor allem in der 
unsachgemößen Beladung der Waggons und der langen Transportdauer ohne Futter und Wasser zu 
sehen. Von Shinyanga/Sukumaland nach Dar es Salaam betrögt di e Transportdauer durchschnittl ich 
48 Stunden. Verspötungen können die Transportdauer jedoch auch bis auf 60 Stunden ausdehnen. 
Da die Rinder dichtgedröngt und nicht nach Geschlecht und Gewicht getrennt in den Waggons 
stehen, und wöhrend des Transportes weder getrönkt noch gefüttert werden, ergeben sich zum 
Teil erhebliche Verluste. 

Mit welch extrem hohen Risiken der Lebendviehhandel unter diesen Bedingungen verbunden sein 
kann, verdeutlichen die Totverluste, die in einer Gruppe von 43 Rindern beim Transport nach Dar 
es Salaam auftraten. Die Tiere wurden vom 8. bis 9.7.1969 auf dem Lalago Markt in Sukumaland 
(Maswa Distrikt) gekauft. Bis zum 27.8.1969, d.h. wöhrend der Zeit bis zum Bahntransport, star
ben 23 Rinder. Wöhrend des Bahntransportes vom 27. bis 29.8.1969 starben weitere sechs Tiere. 
Zwischen dem 29.8. und dem 4.9.1969, dem Tag der Schlachtung durch "Tanganyika Packers, 
ltd.", starben nochmals sieben Rinder. Insgesamt ergaben sich somit Totverluste von 83,7 %, d.h. 
nur sieben von 43 gekauften Rindern gelangten zur Schlachtung (UNDP Liv. Dev. Proj., 15). 
Allerdings stellt diese Gruppe einen Extremfall dar; immerhin betrugen aber die durchschnittlichen 
Totverluste im Rinderhandel von "Tanganyika Packers, Ltd." 1969 23,5 %. Das Jahr 1969 wies 
wegen der bereits erwöhnten höufigen Maul- und Klauenseuchenausbrüche jedoch eine sehr hohe 
durchschnittliche Verlustrate auf. Als mehrjöhriger Durchschn itt können die Totverl uste des Jahres 
1968 mit 9 % angenommen werden (Ton. P. Ltd., 11, App. B). 

Die Gewichtsverluste, die wöhrend des Bahntransportes auftreten, sind ebenfalls betröchtlich. Ver
suche auf der Strecke von Shinyanga nach Dar es Salaam ergaben einen Lebendgewichtsverlust von 
9 %. Die Anordnung des Transportversuches sah vor, daß die Tiere jeweils nüchtern gewogen wur
den und die Tiere nach dem Transport nochmals Zugang zu Wasser und Futter hatten, um Nüchte
rungs- und Dehydrationsverluste möglichst auszuschließen. Vergleichbare Gewichtsverluste wurden 
bei Transportversuchen in Südafrika erzielt. 

Der derzeitige Zustand der Transporteinrichtungen ist unbefriedigend. Hohe Tot- und Gewichts
verluste ergeben sich durch schlechte Organisation, fehlenden Trönk- und Fütterungsmöglichkei
ten wöhrend des Transportes und ungenügende Veterinörmaßnahmen. 

4 Vermarktungströger 

Die Frage der Wahl des Vermarktungströgers im Lebendvieh- und Fleischhandel ist insbesondere in 
den letzten Jahren von dem Versuch geprögt, den privaten Handel durch Genossenschaften oder 
staatl iche Organisationen zu ersetzen. 

Ab Mitte der 50er Jahre wurden noch unter der britischen Verwaltung die ersten Bemühungen un
ternommen, in Sukumaland eine genossenschaftliche Rindervermarktung zu organisieren. Im Jahre 
1958 wurden diese Versuche jedoch vorerst aufgegeben, da aufgrund steigender Rinderpreise den 
Produzenten die Notwendigkeit der genossenschaftlichen Vermarktung nicht ersichtlich war und 
hinter den Initiatoren der Bewegung weniger Erzeuger als vielmehr Viehhöndler vermutet wurden. 
In den Jahren 1960 und 1961 wurden dann jedoch insgesamt 10 Genossenschaften mit der Ziel
setzung der genossenschaftlichen Lebendviehvermarktung gegründet (LANG, 5, S. 49). Auch in 
Gogoland wurden Ansötze zu einer genossenschaftlichen Viehvermarktung durch die "Dodoma 
Central Region Co-operative Union" unternommen. 

222 



Die Vermarktung von Agrarprodukten durch Genossenschaften wurde jedoch erst nach der Unab
hHngigkeit Tanganyikas im Dezember 1961 zu einer der wichtigsten Zielvorstellungen der neuen 
Regierung. In einer Stellungnahme des Landwirtschaftsministeriums von 1962 wird dazu folgendes 
ausgefUhrt: "In Tanganyika it is the declared policy that cattle marketing should be carried out 
through cattle selling Co-operatives" (Min. ofAgr. F. and Coop., 7, S. 2). Die Projektionen 
des ersten FUnf-Jahres-Planes sahen deshalb auch vor, daß bis 1970 insgesamt 75 % der Rinder
verkHufe durch Genossenschaften erfolgen sollten (U. Rep. ofTan., 16, Vol. 11). 

Die gesetzliche Grundlage zur angestrebten genossenschaftlichen Vermarktung von lebendvieh 
und anderen wichtigen Grundnahrungsmitteln, wie vor allem ~is, wurde durch den 1962 vom 
Parlament verabschiedeten "Agricultural Products (Control and Marketing) Act" gelegt. Auf der 
Basis dieses Gesetzes wurde 1963 das "National Agricultural Products Board" (NAPB) gegrUndet. 
Seine Zielsetzung war das "single channel marketing" auch fUr Grundnahrungsmittel wie ~is, 
Weizen und Reis einzufuhren, das schon bei anderen landwirtschaftlichen Exportkulturen prakti
ziert wurde. Daher wurden nur Genossenschaften als AufkHufer dieser Produkte lizensiert. Obwohl 
es der "Agricultural Products (Control and ~rketing) Act" vorsah, wurde Lebendvieh jedoch 
nicht in die Reihe der "controlled products" aufgenommen. Die genossenschaftliche Viehvermark
tung mußte daher im Gegensatz zu der genossenschaftlichen Vermarktung der "controlled products" 
in Konkurrenz mit dem privaten lebendviehhandel operieren. 

Im Rahmen der Planung der genossenschaftlichen Viehvermarktung wechselte die Schlachtfabrik 
"Tanganyika Packers Ltd." zu einem neuen System des Rindereinkaufs uber. WHhrend seit der 
GrUndung im Jahre 1950 angestellte ViehaufkHufer Rinder im Namen und auf Rechnung der 
Schlachtfabrik in den Produktionsgebieten kauften, wurden ab 1962 die Rinder zu festgesetzten 
Preisen pro kg Schlachtgewicht in Dar es Salaam gekauft. Die Änderung der Einkaufspolitik sollte 
die Genossenschaften in die Lage versetzen, Vieh auf der Basis eines von den festgesetzten 
Schlachtgewichtspreisen abgeleiteten festgesetzten Preises pro kg Lebendgewicht Uber die Waage 
zu kaufen. Als weitere wichtige Änderung ergab sich fUr die Genossenschaften die Möglichkeit, 
die Organisation und Verwaltung der bestehenden ViehauktionsmHrkte zu Ubemehmen. 

Der Versuch, die genossenschaftliche Viehvermarktung unter Wettbewerbsbedingungen mit dem 
etablierten privaten Viehhandel einzufUhren, muß heute als gescheitert angesehen werden. Die 
"Dodoma Central Region Co-operative Union" kaufte 1965 nur wenige Monate Rinder Uber die 
Waage. Die KHufe mußten eingestellt werden, da die Produzenten auf den AuktionsmHrkten höhe
re Preise erzielten. Dieselbe Erfahrung ergab sich fUr die in der "Nyanza Cattle Farmers Co
operative Union" (NCFU) zusammengeschlossenen Genossenschaften in Sukumaland (UNDP 
Liv. Dev. Proj., 14). Da der NCFU jedoch Einnahmen aus den von ihr erhobenen ~rktgebUhren 
zuflossen, konnte sie ihre Verluste im Rinderhandel ausgleichen. Ende 1968 mußte der Kauf zu 
festgesetzten Preisen pro kg lebendgewicht Uber die Waage jedoch aufgegeben werden. Im April 
1969 Ubernahmen die zustHndigen District Councils 1) wiederum die Organisation und Verwaltung 
der ViehmHrkte, so daß die MarktgebUhren als Einnahmequelle der NCFU wegfielen. Obwohl die 
NCFU zu Beginn des Jahres 1969 nochmals den Versuch unternahm, Rinder - diesmal durch die 
Auktion - zu kaufen, mußte sie Ende des Jahres ihre HandelstHtigkeit wegen fehlender LiquiditHt 
einstellen. Das Scheitern der Genossenschaften ist außer auf ihre Preispolitik, auch auf mangeln
de Erfahrung im lebendviehhandel, hohe Fixkostenbelastung und Mismanagement zurUckzufuhren. 

Die Schwierigkeiten in der genossenschaftlichen Viehvermarktung fUhrten 1968, unterstUtzt von 
VorschlHgen des "East African Livestock Survey", zur Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes, der 

1) Die District Councils sind Organe der Inneren Verwaltung; vergleichbar den LandratsHmtern 
in der BR Deutschland. 
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die Grundung einer "National Livestock Commission" vorsah. Die "National Livestock Commis
sion" sollte, vergleichbar mit den bestehenden Boards, mit weitreichenden Vollmachten ausge
stattet werden, um alle Bereiche der Viehwirtschaft, d.h. Produktion, Vermarktung, Verarbei
tung, Lagerhaltung, Verteilung, Import und Export neu zu ordnen. Die Gesetzesvorlage wurde 
vom Parlament jedoch abgelehnt, nicht zuletzt aufgrund der bisherigen negativen Erfahrungen 
mit anderen vergleichbaren Organisationen. 

Der zweite FUnf-Jahres-Plan Tansanias sieht die GrUndung einer "Livestock Marketing Seetion" 
im Ministerium fUr Landwirtschaft, Ernöhrung und Genossenschaften vor (U. Rep. ofTan., 17, 
S. 52). Aufgabe dieser Section sollte sein, vor allem die Viehauktionsmörkte von den Distriet 
Councils zu Ubernehmen und ihre ordnungsgemöße Organisation und Verwaltung zu gewtlhrleisten. 
Außerdem sollte ihr die Aufgabe zufallen, ein Mindestpreissystem fUr Lebendvieh auszuarbeiten 
und an den Markten einzufuhren (Min. ofAgr. F. and Coop., 9, S. 9 - 12). Die "Livestock 
Marketing Section" war bis Mitte 1971 jedoch nicht arbeitsföhig, da die Ubernahme der Vieh
mörkte eine Änderung der gesetzlichen Grundlagen (Market Ordinance, 1928) voraussetzt. 

Obwohl die genossenschaftliche Vermarktung von Lebendvieh auch im zweiten FUnf-Jahres-Plan 
ausdrUcklich erwöhnt wird, sind seit 1969 die District Councils in allen wichtigen Praduktions
gebieten im Rinderhandel auf Empfehlung der Regierung tötig geworden. Finanzielle Verluste, 
die sich aufgrund dieser Handelstötigkeit außer fUr den "Nzega District Council" fUr alle anderen 
District Councils im Jahre 1969 ergaben, haben dazu gefUhrt, daß durch Entzug der Lizenzen 
fUr die privaten Höndler ihnen ein Monopol in der Versorgung des Nachfragegebietes Dar es 
Salaam eingeröumt wurde. 

Der Fleischhandei wurde bis Ende 1970 durch private Höndler ausgeUbt. Im November 1970 
wurde dieser zuerst in Moshi ebenfalls vom District Council Ubernommen. Das auslösende Moment 
waren Preiserhöhungen, die der private Handel wegen steigender Schlachtviehpreise vornahm und 
die das BUro des Regional Commissioner nicht genehmigt hatte. Die Ubernahme des Fleischhandels 
in den Ubrigen Stödten erfolgte bis Mitte 1971. Da die District- bzw. Town Councils 1) Verwal
tungsorganisationen darstellen, wurden von ihnen zur Ubernahme ihrer wirtschaftlichen Aktivittlten 
sogenannte Development Corporations gegrUndet. 

In den wichtigsten Erzeuger- und Nachfragegebieten Tansanias sind daher seit Mitte 19·71 im 
Lebendvieh- und Fleischhandei nur noch staatliche Organisationen tötig. Der Wechsel vom priva
ten Handel zu staatlichen Organisationen als alternativem Vermarktungströger hat zu St15rungen 
im Marktablauf gefUhrt, die sowohl Verbraucher als auch Produzenten betrafen •. Die Entschei
dung zum Wechsel des Vermarktungstrtlgers ist in politischen und nicht in wirtschaftlichen Ge
sichtspunkten zu sehen; denn es kann damit gerechnet werden, daß steigende Vermarktungskosten 
aus diesen Maßnahmen resultieren. Diese Entwicklung hat sich ebenfalls bei Mais, einem relativ 
leicht zu handhabenden Produkt, nach der Ubernahme der Vermarktung durch das NAPB gezeigt; 
d.h. die Vermarktungskosten haben sich fast verdoppelt (KRIESEL, 4, S. 30). 

5 Preispol itik 

1943 wurde von der britischen Verwaltung die sogenannte Livestock Contral gegrundet. Die Akti
vitöten dieser Organisation beinhalteten den Anfang der staatlichen Einflußnahme auf die Preise 
fUr Lebendvieh in Tanganyika. Die Maßnahmen sahen vor, daß beim Verkauf von Schlachtrindern 
auf den stödtischen Lebendviehmörkten (secondary oder resale markets) gewisse Höchstpreise pro 
StUck nicht uberschritten werden durften. Außerdem war vorgesehen, daß eine festgesetzte An
zahl von Rindern aus definierten Produktionsgebieten an bestimmte Aufkauforganisationen gelie-

l} Stadtverwal tung. 
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fert werden mußten. Die DurchfUhrung dieser Maßnahmen erschienen der britischen Verwaltung 
deshalb notwendig, weil, bedingt durch die starke Nachfrage nach Vieh infolge des 2. Weltkrie
ges, die Viehpreise auf den Il:Indlichen LebendviehmClrkten von durchschnittlich 30 Shs/Rind im 
Jahre 1938 auf durchschnittlich 45 Shs/Rind im Jahre 1943 angestiegen waren. Die "Livestock 
Control" wurde nach Beendigung des Krieges im Jahre 1946 wieder aufgelöst. 

WClhrend bis 1946 die Preisbildung fUr Lebendvieh entweder durch die Auktion auf den Viehml:lrk
ten oder durch freies Aushandeln mit den Erzeugern direkt erfolgte, sollte nach 1946 der Viehver
kauf uber die Waage zu staatlich festgesetzten Preisen je kg Lebendgewicht eingefUhrt werden. 
Eine Preisdifferenzierung erfolgte durch unterschiedlich festgesetzte Preise. Diese waren folgen
dermaßen abgestuft: 14, 12, 10, 7 und 5 Shs je 100 Ib Lebendgewicht. Die Zuordnung der Rinder 
zu den jeweil igen Preisgruppen erfolgte nach dem Geschlecht, der Qual itClt der Haut und dem 
allgemeinen Zustand des Tieres. Im Jahre 1946 wurde dieses System versuchsweise in Dodoma ein
gefUhrt. Obwohl anfangs diese Art des Viehverkaufs sowohl bei KClufern als auch Verkl:lufern An
klang fand, kehrte man 1949 wieder zum Verkauf in der Auktion zurUck. Die festgesetzte Preis
differenzierung erwies sich als ungeeignet, um die QualitCltsunterschiede richtig zu bewerten. 
Vor allem die Erzeuger versprachen sich durch die Auktion, d.h. der Preisbildung unter Konkur
renz, höhere Preise. 

Im Januar 1949 wurde auf der Rechtsgrundlage der "Livestock Control Ordinance" das "Livestock 
Board" geschaffen. Der Grund zur Errichtung des "Livestock Boards" war insbesondere darin zu 
sehen, daß eine andere staatliche Organisation, nachdem die "Livestock Control" 1946 aufgelöst 
worden war, die Probleme lösen sollte, die sich aus der zunehmenden Überweidung ergaben. Als 
Ansatzpunkt zur Lösung dieses Problems war insbesondere eine besser organisierte Viehvermark
tung gedacht, die das "Livestock Board" Uberwachen sollte. Die Auswirkungen der Arbeit des 
Boords - es löste sich Mitte der 50er Jahre auf - sind schwer zu beurteilen, da sie hau ptsCich I ich 
in Empfehlungen an das Landwirtschaftsministerium bestanden. Die wohl wichtigste Auswirkung 
der "Livestock Control Ordinance" und der Arbeit des "Livestock Boards" ist darin zu sehen, daß 
untersagt wurde, Lebendvieh außerhalb der offiziellen LebendviehmClrkte zu kaufen oder zu ver
kaufen. Dadurch wurden die Möglichkeiten des Kaufes direkt beim Erzeuger und des freien Aus
handeins der Preise, welche von der ehemals deutschen Verwaltung gefördert worden waren und 
sich bis dahin erhalten hatten, weitgehend aufgehoben. 

Die Errichtung der Schlachtfabrik "Tanganyika Packers Ltd." 1950 in Dar es Salaam und ihres 
Schlachthauses 1952 in Arusha und die verfolgte Preispolitik waren und sind auch heute noch 
von besonderer Bedeutung fUr die Rinderhaltung Tanganyikas bzw. Tansanias. Insbesondere der 
Bau der Schlachtfabrik ist im Zusammenhang mit der zwangsweisen Verkaufsaktion (compulsory 
destocking campagne) 1) von Rindern zwischen Anfang der 50er Jahre bis 1958 zu sehen. FUr 
die Rinder, die durch diese Aktion zwangsweise auf den Markt kamen und vom inlClndischen 
Fleischmarkt nicht absorbiert wurden, eröffnete "Tanganyika Packers Ltd." einen Exportmarkt 
durch die Herstellung von Corned Beef. Bis 1958 kaufte eine firmeneigene KCluferorganisation 
Vieh in den Produktionsgebieten auf der Basis des geschCltzten Lebendgewichts und eines Preises 
von 25 bis 30 Shs/l00 Ib Lebendgewicht. "Tanganyika Packers Ltd." fungierte bis zu diesem 
Zeitpunkt als Residualkl:lufer fUr die Angebotsmenge an Rindern, die vom Binnenfleischmarkt 
nicht nachgefragt wurde. Diese Preispolitik, die auch keine saisonale VerCinderung der Einkaufs
preise vorsah, beinhaltete die AusnUtzung der VerarbeitungskapazitClt der Schlachtfabrik nur fUr 

1) Die "compulsory destocking campagne" wurde von der Regierung zur Verminderung des Rinder
bestandes durchgefUhrt, um die Überweidung und ihre negativen Auswirkungen, wie z.B. 
Erosion, unter Kontrolle zu bringen. Im Rahmen dieser Aktion mußten die Rinderhalter eine 
gewisse Anzahl ihrer Rinder zwangsweise verkaufen. 
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etwa die Hl:llfte des Jahres und den Einkauf von Rindern minderer Qualitl:lt. 1958 wurde diese 
Preispolitik mit dem Auslaufen der "compulsory destocking campogne" aufgegeben. Die Einkaufs
preise wurden stl:lrker nach Qualitl:lt und Zeit differenziert, so daß sowohl die Fabrikkapozitl:lt 
fast ganzjl:lhrig genutzt werden konnte als auch Rinder besserer Qualitl:lt bzw. höheren Gewichtes 
eingekauft werden konnten. So beliefen sich 1958 die durchschnittlichen jl:lhrlichen Lebendge
wichte der von "Tanganyika Packers Ltd." aufgekauften Schlachtrinder zwischen 171,6 und 
208,8 kg (378 bis 460 Ib). Nach 1958 stieg das durchschnittliche jl:lhrliche Lebendgewicht aller 
aufgekauften Rinder von 202,5 kg (446 Ib) im Jahre 1958 auf 252,4 kg (556 Ib) im Jahre 1962 
an. Die Änderung der Preispolitik bewirkte damit, daß "Tanganyika Packers Ltd." mit den Nach
fragern des Binnenfleischmarktes in Konkurrenz tim den Kauf der Rinder besserer Qualitl:lt, d.h. 
höheren Gewi chtes, trat. 

Von 1962 an kaufte "Tanganyika Packers Ltd." hau ptsl:lch I ich auf der Basis eines festgesetzten 
Preises je kg Schlachtgewicht. Die finneneigene Aufkauforganisation fUr Rinder wurde, wie be
reits erwl:lhnt, aufgelöst, um den Genossenschaften die Möglichkeit zu geben, die Rinder nach 
dem System des "single channel marketing" durchzufUhren. Es muß jedoch auch hinzugefUgt wer
den, daß die Kostenbelastung fUr "Tanganyika Packers Ltd." durch ihre finneneigene Aufkauf
organisation sehr hoch war, so daß die Umstellung auf einen Einkauf von Schlachtkörpern in 
Dar es Salaam nicht ungelegen kam. Die Kostenbelastung betrug etwa 1.600.000 Shs je Jahr 
und entsprach fUr 1959 bis 1961 einer Belastung von fast 25 Shs/Rind. "Tanganyika Packers Ltd." 
griff daher auch nicht auf ihre eigene Organisation zurUck, als die Genossenschaften die Anlie
ferung der Rinder zur Schlachtfabrik in Dar es Salaam nicht gewl:lhrleisten konnten, sondern uber
ließ diese Aufgabe dem privaten Lebendviehhandel. 

Die Bedeutung der Preispol itik von "Tanganyika Packers Ltd. " fUr die Rindfleischproduktion in 
Tansania erlangte seit dem 1.1.1968 ein noch stl:lrkeres Gewicht, weil die Frischfleischversor-
gung von Dar es Salaam seit diesem Zeitpunkt ebenfalls durch diese Organisation erfolgte. Bis 
zum 1.1.1971 wurden von "Tanganyika Packers Ltd." nur Preise je kg Schlachtgewicht fUr ein
heimische Rinder aus dem troditionellen Viehhaltungssektor 1), die ein durchschnittliches Gruppen
lebendgewicht von mehr als 225 kg je Rind aufwiesen, festgesetzt. Insgesamt wurden acht Preis
klassen unterschieden. FUnf Preisklassen ergaben sich aus der Zuordnung der Schlachtkörper zu 
einer bestimmten Gewichtsgruppe und der Bedingung, daß das Fleisch fUr den menschlichen Ver
zehr durch die Veterinl:lrbehörde freigegeben wurde. Die restlichen Preisklassen bezogen sich auf 
Schlachtkörper die entweder nur zur Herstellung von "Three Bulls'~ einer Corned Beef Handels
marke geringerer Qualitl:lt, zur Herstellung von Katzen- und Hundefutter oder zur Herstellung 
von Tiermehl bzw. DUnger verwendet werden konnten. Die Preise wurden ganzjl:lhrig festgesetzt 
(T. Pack. Ltd., 11). Seit dem 1.1.1971 wurden Rinder von "Tanganyika Packers Ltd." jedoch 
nach der Zuordnung ihrer Schlachtkörper zu fUnf verschiedenen Handelsklassen aufgekauft. Die-
se Neuerung ergab zum ersten Mal die Möglichkeit, eine preisliche Differenzierung nach Quali
tl:ltsmerkmalen unabhl:lngig von der Herkunft der Rinder durchzufuhren. Die festgesetzten Preise 
je kg Schlachtgewicht fUr die ersten drei Handelsklassen "First Grade", "Good Average Quality" 
und "Fair Average Quality" wurden deutlich von denen fUr "Local Average Quality" und "Reject 
Grade" abgesetzt (T. Pack. Ltd., 12). Die Auswirkungen auf die Praduktionsentscheidungen der 
Viehhalter im traditionellen Sektor können bisher noch nicht beurteilt werden. Persönliche Beob
achtungen auf den Viehml:lrkten des Masai Distrikts lassen jedoch den Schluß zu, daß selbst die 
Masai als traditionelle Viehhalter auf die von den Viehhl:lndlern genutzten Möglichkeiten, höhere 

1) Als einheimisches Rind wird das "Tanganyika Shorthorn Zebu" bezeichnet. Der traditionelle 
Viehhaltungssektor umfaßt den Bereich der Viehhaltung, der nicht der kommerzialisierten 
Rinderhaltung - zumeist auf Ranchbetrieben - zugeordnet werden kann. 
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Preise für Rinder aus dem traditionellen Viehhaltungssektor, die den ersten drei Handelsklassen 
zugeordnet werden könnten, zu zahlen, preisbewußt reagierten und die entsprechenden Rinder 
zum Kauf anboten. 

Es muß jedoch betont werden, daß die Preispolitik von "Tanganyika Packers ltd.", d.h. die Zah
lung festgesetzter Preise je kg Schlachtgewicht, angeliefert in Dar es Salaam, nur eine Preisga
rantie für den Lebendviehhandel darstellt. Die dem Handel entstehenden Risiken beim Kauf von 
Lebendvieh in den Produktionsgebieten und dem Verkauf von Schlachtkörpern in Dar es Salaam 
werden auf die Erzeuger abgewälzt. Dadurch entstehen für den Erzeuger neben den Unsicherhei
ten in der Rindfleischproduktion durch Futter- und Wassermangel und Viehkrankheiten erhebl iche 
Preisrisiken. Auch unter diesen Gesichtspunkten muß daher die mangelnde Bereitschaft der Land
wirte, die Tierhaltung als Produktionszweig zur Erzielung von Einkommen anzusehen, verstanden 
werden. 

Der Einfluß des Staates auf die Preise der Fleischhandelsstufe ist hauptsächl ich auf die Festsetzung 
der Fleischeinzelhandelspreise ausgerichtet, da ein Fleischgroßhandel bisher kaum besteht. Nur 
für Dar es Salaam wurden im Rahmen der Versorgung der Stadt mit Rindfleisch 1) durch "Tanganyi
ka Packers ltd." vom 1.1.1968 an Großhandelspreise festgelegt, zu denen Rindfleisch an den 
Fleischeinzelhandel abgegeben wurde. Die Preisfestsetzung beruhte auf der rechtlichen Grund
lage der "Price Control Ordinance" und der "Maximum Price (Meat) (Beet) Order, 1967" (U. 
Rep. of Tan., 18, S. 121). Die Großhandelspreise für Qual itätsrindfleisch, d. h. Rindfleisch 
von der Staatsranch Kongwa, waren davon ausgenommen. 

Die "Maximum Price (Meat) (Beet) Order" setzte ebenfalls die Fleischeinzelhandelspreise des 
von "Tanganyika Packers Ltd." bezogenen Rindfleisches fest. Die Einzelhandelspreise für Schaf
und Ziegenfleisch und Rindfleisch von Kongwa waren davon nicht betroffen. Auf der bereits er
wähnten rechtlichen Grundlage wurden 1970 auch die Rindfleischeinzelhandelspreise in Moro
goro und Kilosa festgesetzt. In allen Ubrigen Städten sowie in den ländlichen Gebieten werden 
die Rindfleischpreise durch das BUro des Regional Commissioners vorgeschrieben. 

Die Einführung von Handelsklassen für Schlachtkörper von Rindern beim Kauf durch "Tanganyika 
Packers ltd." am 1.1.1971 bewirkte, daß Qualitätsrindfleisch nicht mehr durch seine Herkunft 
von der Staatsranch Kongwa bestimmt wurde. Im Zuge dieser Neuerung wurden im März 1971 
auch die Fleischeinzelhandelspreise für Qualitätsrindfleisch in Dar es Salaam festgesetzt. Die 
bereits fixierten Einzelhandelspreise für Fleisch von Rindern aus dem traditionellen Viehhaltungs
sektor wurden fUr die neue Handelsklasse "Local Average Quality" (LAQ) mit Ausnahme für 
Filet, das von 6,60 auf 8,80 Shs/kg erhöht wurde, übernommen. Verschiedene Versuche, die 
Rindfleischpreise seitdem anzuheben, sind wegen starker öffentlicher und politischer Opposition 
gescheitert. Die beiden wichtigsten Rindfleischeinzelhandelspreise "LAQ-Fleisch mit Knochen" 
und "LAQ-Fleisch ohne Knochen" von 2,85 Shs/kg bzw. 4,95 Shs/kg wurden somit seit Januar 
1968 nicht verändert. 

Die staatl iche Preispol itik ist schwerpunktmäßig auf die Kontrolle der Fleischpreise in den Nach
fragegebieten ausgerichtet. Eine Preisgarantie für die Produzenten von Rindfleisch in den Erzeu
gergebieten besteht nicht. Die Niedrigpreispolitik auf dem LAQ-Binnenfleischmarkt und die 
Priorität der Versorgung des Binnenfleischmarktes vor Exporten von z.B. Corned Beef, berücksich
tigt mehr die Interessen der Verbraucher als die der Produzenten. Sie steht damit im Gegensatz 
zur Preispolitik fUr Mais, dem wichtigsten Nahrungsmittel der städtischen Bevölkerung, da die 
Einkaufspreise des N.A. P. B. zumeist uber den vergleichbaren fob-Exportpreisen lagen (KRI ESEL, 
4, S. 110). 

1) Von Rindern aus dem traditionellen Viehhaltungssektor. 
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6 Nichtverkaufsorientierte Funktionen des Rindes 

Die Entwicklung einer marktorientierten Viehhaltung, die bisher durch MHngel im Vermarktungs
wesen verhindert wurde, ist jedoch auch davon abhHngig, ob Landwirte ihre Einkommenserwar
tungen durch eine kommerzialisierte tierische Produktion realisieren wollen. Als Auswirkungen 
der arbeitsteiligen Wirtschaft und verbesserter Kommunikation sind in allen traditionellen Gesell
schaften Motivationen zur Steigerung der verfügbaren Einkommen wirksam geworden, die z. B. 
im Erwerb eines Radios, Fahrrades, Wellblechdaches usw. begründet sind. Daß die dadurch ent
standenen Bedürfnisse zumeist zu einer Kommerzialisierung der pflanzlichen Produktion, insbe
sondere des Anbaus von bezeichnenderweise so benannter "cash crops" führte, I iegt in einer 
Reihe von "nichtverkaufsorientierter" Funktionen begründet, die vor allem dem Rind zukommen. 

Die Bedeutung des Rindes in seiner Funktion als Opfertier wird zumeist mit seiner sakralen Ver
ehrung in früheren Kulturen, wie z. B. in Ägypten, Mesopotamien, Persien, Kreta, Indien und 
Griechenland, in Beziehung gebracht (DESMONDE, 2, S. 102). Dieser Zusammenhang wird ins
besondere für die nilo-hamitischen Viehzüchterstämme Ostafrikas angeführt. Als Opfertiere werden 
Rinder auch heute noch vor allem im Rahmen der Ahnenverehrung, der Beschneidungsriten, des 
Totem-Kultes und anderer magisch-kultischer Opferhandlungen verwandt. 

In der Rechtsprechung kommt Rindern die Funktion des Bußgeldes zu. Als bekannteste Form kann 
das Wergeld (Blutgeld) bezeichnet werden. So konnte in der Rechtsprechung der Sukumas eine 
Blutschuld nur beglichen werden, d.h. die Blutrache aufgehoben werden, wenn an die Familie 
des Getöteten eine Anzahl von Rindern gezahlt wurde (CORY, 1, S. 10). Als weitere Beispiele 
für Straftaten, die mit einer Bußgeldzahlung von Vieh verbunden waren, können Diebstahl, tät
liche Beleidigung und Abbrennen der Weide in der Trockenzeit angeführt werden. 

Eine weitere wichtige Funktion kommt Rindern durch die Institution der Viehleihe zu. Die Vieh
leihe beinhaltet die Übertragung von Nutzungsrechten an Vieh vom Besitzer an den Leihenden. 
Als Vorteile ergeben sich für den Leihenden der Milchertrag der Kühe zur Verbesserung seiner 
ErnHhrung, ein Anteil des Fleisches, sollte das Tier verenden, und ein Anteil an den wHhrend 
des LeihverhHltnisses geborenen KHlbern. Dem Besitzer erlaubt die Viehleihe insbesondere das 
Risiko der Viehhaltung zu vermindern, da es unwahrscheinlich ist, daß alle Standorte seiner aus
geliehenen Rinder gleichzeitig von Wasser- und Futtermangel und Tierkrankheiten betroffen wer
den. Die Viehleihe bewirkt auch starke soziale, d.h. zwischenmenschliche Beziehungen zwi
schen den bei den Parteien. Bei den Gogos in Zentral tansania entstehen keine sozialen Ungleich
gewichte als Folge der Viehleihe, da diese vor allem als Verteilungsmechanismus mit gegenseiti
gem Nutzen verstanden wird und zu zwischenmenschlichen Bindungen führt, die stHrker als Bluts
bande sein können (RIGBY, 10, S. 50 ff). 

Eine besondere Bedeutung muß dem Rind bei der Bezahlung des Brautpreises zugemessen werden. 
Der Brautpreis, der von dem Bräutigam oder seiner Famil ie an den Brautvater zu entrichten ist, 
erfüllt zwei wichtige Aufgaben: Erstens dient er als Kompensation der Arbeitskraft, die dem 
Haushai t des Brautvaters verloren geht und zweitens erwirbt der Bräutigam bzw ~ seine Famil ie 
einen rechtlichen Anspruch auf die Kinder, die aus der Ehe hervorgehen. Da die Bezahlung des 
Brautpreises mit der Übergabe von Besitztiteln verbunden ist, wurden alle damit zusammenhHngen
den Fragen, wie z.B. die Festsetzung der Höhe des Brautpreises, Zahlungsmodalitäten und Rück
zahlungsverpflichtungen im Falle der Scheidung, bei den Sukumas gesetzlich geregelt. Da zur 
Bezahlung des Brautpreises auch Famil ienangehörige herangezogen werden, ergeben sich für diese 
auch Ansprüche an Rindern, die einmal als Brautpreis für Töchter aus der geplanten Ehe gezahl t 
werden. Dadurch entstehen eine Vielzahl von gegenseitigen Ansprüchen und Verpflichtungen 
innerhalb und zwischen sozialen Gruppen, die die Entscheidungsbefugnis des Einzelnen, z. B. 
zum Verkauf, einschrHnken. In Sukumaland kann die Mehrzahl der Transaktionen von Rindern 

228 



direkt oder indirekt mit ihrer Funktion im Rahmen des Brautpreises in bezug gebracht werden 
(Me CULLOCH, 6, S. 324). 

Die bisher erwöhnten Funktionen des Rindes basieren. insbesondere auf von Traditionen geprög
ten oder beeinflußten Verhaltensweisen und Wertvorstellungen und können in dem Begriff des 
"cattle complex" (HERSKOVITS, 3, S. 633 ft) zusammengefaßt werden, der als charakteristi
sches Merkmal der Kulturen Ostafrikas bezeichnet wurde. Wöhrend davon ausgegangen werden 
kann, daß diese Funktionen im Rahmen des gesamten sozialen Wandels von abnehmender Bedeu
tung sind, muß Rindern heute die Funktion der Kapitalanlage in zunehmendem Maße zugeschrie
ben werden. In Rindern werden Einkommen angelegt, die durch Verkauf von pflanzlichen Erzeug
nissen, insbesondere "cash craps", erzielt und nicht fUr anstehende Barausgaben benötigt werden; 
Rinder können in diesem Zusammenhang als "walking bank" bezeichnet werden. Die Bedeutung 
des Rindes als Kapitalanlage ergibt sich fUr den Landwirt vor allem daraus, daß die Rinderpreise 
langfristig steigen und beim Verkauf ein Wertzuwachs realisiert werden kann. In Tansania betru
gen die durchschnittlichen Schlachtrinderpreise in den Jahren 1948 - 49 73,95 Shs/Stuck. Bis 
1968 - 69 stiegen sie auf 234,41 Shs/Stuck. Die Haltung von Rindern als Kapitalanlage wird 
durch das bestehende Bodenrecht begUnstigt, da kein persönlicher Besitz oder persönliches 
Nutzungsrecht an Weiden besteht und bisher kein Regulativ vorhanden ist, um die Anzahl der 
Rinder im Individualbesitz auf den Gemeinschaftsweiden zu begrenzen. In Sukumaland ist des
halb zu beabachten, daß Rinder nicht zur Erzielung von Einkommen gehalten werden, sondern 
um bereits vorhandene monetöre EinkUnfte, z.B. aus dem Baumwollanbau, in Form von Rindern 
zu investieren. 

Abschließend sei noch auf die Funktion des Rindes zur Sicherung der Ernöhrungsgrundlage bei den 
viehhaltenden Stömmen hingewiesen, die keinen oder nur einen marginalen Ackerbau betreiben. 
Das Bestreben zur Akkumulation von Rindern muß unter diesen Umstönden insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Risikoverminderung bei der Sicherung der Nahrungsgrundlage gesehen werden. 

Die erwöhnten "nichtverkaufsorientierten" Funktionen des Rindes sind, vor allem unter den Be
dingungen eines mangelhaft entwickelten Vermarktungswesens, entscheidende Hemmnisse im Be
mUhen, eine marktorientierte Rinderhaltung einzufuhren. 

7 Schlußfolgerungen 

Die Einfuhrung einer kommerziellen Rindfleischproduktion im traditionellen Viehhaltungssektor 
ist bisher ohne Erfolg geblieben. Trotz bestehender Absatzmöglichkeiten in den Nachfragege
bieten, hat sich keine marktorientierte Erzeugung in den Produktionsgebieten entwickelt. Die 
Vermarkt~ngsrate hat sich daher tendenziell in den letzten drei Jahrzehnten nicht veröndert und 
betrögt durchschnittlich etwa 3 %. Die zu verzeichnende Zunahme der Rinderverköufe ergab sich 
aus der Vergrößerung der Bestönde. 

Die Bemuhungen, eine marktorientierte Viehhaltung einzufuhren, mUssen vor allem in einer Ver
minderung des Risikos, mit der eine kommerzielle Produktion bisher verbunden ist, resultieren. 
Dies erfordert u.a. eine Neuorientierung der Preispolitik und ihre verstörkte Ausrichtung nach 
ökonomischen Kriterien. Insbesondere die EinfUhrung einer Erzeugerpreisgarantie fUr Lebendvieh 
zur Absicherung des Preisrisikos ist notwendig. Weitere Ansatzpunkte ergeben sich vor allem im 
Bereich der Organisation und Verwaltung der infrastrukturellen Vermarktungs- und Transportein
richtungen und des VermarktungstrHgers. 

Die Maßnahmen mUssen insbesondere darauf gerichtet sein, das Marktgeschehen fUr den Erzeuger 
tra.nsporent zu gestalten. Nur unter dieser Voraussetzung können Marktdaten in die individuellen 
Produktionsentscheidungen der Erzeuger eingehen, und die kommerzielle Rindfleischerzeugung 
zur Realisierung von Einkommenserwartungen bei der Produktionsplanung mit berUcksichtigt werden, 
d.h. als Alternative zu bisherigen "cash crops" gesehen werden. 
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Unter diesen Voraussetzungen und dem Abbau der "nichtverkaufsorientierten" Funktionen des 
Rindes oder ihrer Ubertragung auf andere Einrichtungen, kann eine störkere Gewichtung der 
marktorientierten tierischen Erzeugung innerhalb des Wirtschaftsbereiches Landwirtschaft 1) 
erwartet werden. 

1) Einschließlich Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei. 

Wechselkurs (New York, 31.3.1973) 

1 US' = 6,90 Shs 
!_~~~ _______ : __ Q,!~_~§_I_ 

US, = 2,30 DM 
DM = 3 Shs 
Shs = 0,33 DM 
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Einleitung 

Die Bedeutung des landwirtschaftlichen Absatzsystems fUr die Agrarentwicklung wie fUr die 
Volkswirtschaft im weiteren Sinne ist in den letzten 20 Jahren des öfteren herausgestellt worden, 
sodaß diese Gesichtspunkte hier nur zusammengefaßt behandelt werden sollen. Das Absatzsystem 
hat nicht nur die Aufgabe, die landwirtschaftliche Produktion entsprechend der Verbrauchernach
frage zu lenken, die nötigen Betriebsmittel zu niedrigsten Kosten und zur rechten Zeit der Land
wirtschaft zur Verfugung zu stellen, sowie die Vermarktung zu den niedrigsten Kosten im Einklang 
mit den WUnschen von Ktiufern und Verktiufern zu organisieren, sondern auch durch ihre Dienst
leistungen wie Beratung, Kredit und FBrderungsmaßnahmen einen entscheidenden und beschleuni
genden Einfluß auf die Entwicklung und Rationalisierung der Landwirtschaft ausUben. 

233 



Die M.aßnahmen zur Verbesserung der Absatzsysteme in Entwicklungsländern sind wiederholt dar
gestellt worden 1), dabei handelt es sich z.B. um Ausbau der Infrastruktur (Transport, Lagerhal
tung, M.arkteinrichtungen, Verarbeitungsbetriebe), Standardisierung, Nachrichten und Markt
informationswesen, M.arktvorschau, M.arketingberatungswesen- und Ausbildung, Stärkung des 
Bauern am M.arkt durch Aufbau von Genossenschaften, Sammelmärkte, Preisstabilisierungsmaß
nahmen und M.arketing Boards (MITTEN DORF , 24). 

2 Bemerkun~n zum Referat von Herrn SPEIDEL 

Die von Herrn SPEIDEL gewählte Fallstudie uber das Vermarktungssystem fUr Schlachtvieh und 
Fleisch in Tanzania bietet viele Anregungen, die Probleme des Aufbaus effizienter Vermarktungs
systeme in Entwicklungsländern etwas eingehender zu erläutern. Zudem betrifft sie ein Produkt, 
nämlich Fleisch, dessen Nachfrage am Weltmarkt ständig steigt und das Tanzania wachsende Ab
satzchancen bietet. Herrn SPEIDELs Studie schließt im wesentlichen mit dem Jahre 1971 ab. Seit
dem sind weitere Änderungen in der staatl ichen Marktpol i tik eingetreten, z. B. die Verstaatl i
chung der privaten Fleischerläden und später deren teilweise RUckgabe an die frUheren Besitzer, 
Änderungen von Preisen, Änderungen der Aufkaufpolitik von Tanganyika Packers Limited: In Zu
kunft ist der Aufbau einer neuen staatl ichen Viehhandelsorganisation, der Livestock Marketing 
Company, vorgesehen (LAMADE, 13, und The United Republic of Tanzania, Ministry of Agricul
ture, 30). Dabei erhebt sich die Frage, inwieweit die häufigen Änderungen in der M.arktpal itik 
einem kontinuierlichen Ausbau des Vermarktungssystems förderlich waren. 

Ohne auf Einzelheiten einzugehen, möchte ich meine Bemerkungen zu dem Referat von Herrn 
SPEIDEL auf zwei grundsätzliche Gesichtspunkte begrenzen: 1. auf die Anreize, die ein Vermark
tungssystem bieten sollte, Leistungen zu steigern und 2. auf die Förderungsmaßnahmen, die die 
Regierung treffen soll te, um die Effizienz fortlaufend zu heben. 

2.1 Notwendige Anreize zur kontinuierlichen Leistungssteigerung 

In sehr vielen Entwicklungsländern dient des Vermarktungssystem nicht nur dem rationellen Absatz 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, sondern auch der Durchsetzung palitischer Ziele, wobei 
die ökonomische Vermarktungseffizienz erst in zweiter Linie Berucksichtigung findet. Wenn man 
palitische Ziel leistungen als berechtigt anerkennen muß, so läßt sich häufig beobachten, daß die 
Pol itiker wirtschaftl iche Auswirkungen bestimmter Maßnahmen nicht klar Ubersehen, vor allem 
dann, wenn jene von keiner wissenschaftlichen unabhängigen Marktforschungsinstanz beraten wer
den können. Daher I iegt es nahe, daß Nutzen/Kostenbetrachtungen al ternativer Maßnahmen kaum 
in Betracht gezogen werden können. Im Falle von Tanzania, wo das Wettbewerbsprinzip auf den 
Märkten zeitweise und auf bestimmten Handelsstufen durch ein "single marketing channel system" 
weitgehend ersetzt wurde, erhebt sich die grundsätzliche Frage, welche Maßnahmen vorgesehen 
waren, maximale Leistungen auf den einzelnen Vermarktungsstufen zu erzielen. 

(a) Auf der Expart- und Einzelhandelsstufe. 
Neue Märkte haben sich in den letzten Jahren fUr Rindfleisch in den Ölexportländern Nordafrikas 
und des Nahen Ostens sowie in Teilen Afrikas entwickelt, auf denen Frischfleisch und Gefrier
fleisch (Teilstücke und Verarbeitungsfleisch) zu wesentlich gUnstigeren Preisen verkauft werden 
können, als das uber die Verwertung von Corned beef vermutlich möglich ist. In diesem Zusammen
hang sei an die Exparterfolge anderer Fleischexportländer hingewiesen wie z.B. Kenia, Äthiopien, 

1) Siehe z. B. die von der FAO herausgegebenen Marketing Guides und Berichte Uber Fachtagun
gen, die von der FAO in den letzten Jahren uber mehrere Spezialthemen der Vermarktung ab
gehal ten wurden. 
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Australien, Neuseeland, die durch den Ausbau der Flugverbindungen erleichtert wurden. Es ist 
nun zu fragen, ob das gegenwlirtige Exportmonopol dem für den Export verantwortlichen Personal 
einen genügenden Anreiz bietet, um maximale Erltsse durch eine auf die einzelnen Mttrkte und 
Produkte differenzierte Strategie zu erzielen. Zwar weist LAMADE (13) darauf hin, daß die Vieh
preise der Tanganyika Packers limited, des grtsßten tsrtlichen Kliufers, in den Jahren von 1969 bis 
Oktober 1972 um 100 v. H. erhöht wurden, aber andererseits ist bekannt, daß die Preise des Nach
barlandes Kenya htsher sind vermutlich aufgrund der besseren Exporterltsse. 

(b) Die kürzliche Verstaatlichung des Fleischeinzelhandels hat zu einer Verschlechterung der 
Dienstleistungen geführt. Haben die Angestellten verstaatl ichter Einzelhandelsgeschlifte einen 
ausreichenden Anreiz, ihre Leistungen zu erhtshen? Offenbar wird das von einer Reihe von Leuten 
in Tanzania verneint, da mehrere Stadtverwaltungen die übernommenen FleischerlIiden an ihre 
früheren Besitzer wieder zurUckgegeben haben (LAMAOE, 13). 

(c) Herr SPEIDEL hat auf die hohen Kosten des Vieh transportes hingewiesen. Es bieten sich eine 
Reihe von Mtsglichkeiten zur Kostensenkung an: 

Reduzierung der Transportzeit durch bessere Organisation, z.B. beschleunigte Abfertigung 
der Rinderzüge, was zu einer betrlichtlichen Senkung der Verluste führen dUrfte; 
durch Fütterung und Trlinken wlihrend der Transporte; 
durch bessere Zusammenstellung der Tiergruppen und Vermeidung des Transportes von schwa
chen und kranken Tieren; 
durch Übertragung der Transportorganisation auf Tanganyika Packers, die als Hauptabnehmer 
den Transport am besten organisieren und dabei auch das Transportrisiko reduzieren ktsnnte; 
nach LAMADE (13) hat Tanganyika Packers die Transportorganisation im letzten Jahr über
nommen. 

Es besteht kein Grund anzunehmen, daß die Transportkosten einschi ießlich Verlusten htsher sein 
soUten als unter lihnlichen Verhöltnissen anderswo. Aufgrund der Untersuchungen unter vergleich
baren Bedingungen kann geschlossen werden, daß die Totalverluste unter 1 % und die Substanz
verluste unter 2 % gehalten werden ktsnnen (MITTENDORF und WILSON, 27). 

(d) Dem Aufbau von Genossenschaften kommt in der politischen Zielsetzung eine große Bedeutung 
zu; die Leistungsföhigkeit der Genossenschaften ließ jedoch viel zu wünschen übrig. Tanzania, 
wie viele andere Entwicklungslönder, mußte die Erfahrung machen, daß ein überstürzter Aufbau 
von Genossenschaften bei ungenügender Beachtung des Management zu Verlusten fuhren kann. 
Das trifft vor allem auf den Vieh- und Fleischhandei zu, bei dem sich die Marktlage schnell ön
dert und das Produkt Schlachtvieh und Fleisch qualitötsmößig schwer identifizierbar und begrenzt 
wirtschaftlich lagerföhig ist, sodaß besonders hohe Anforderungen an die Marktkenntnisse gestellt 
werden. Erfahrungsgemöß sind Genossenschaften, die auf einem Wettbewerbsmarkt zu operieren 
haben, höufig nicht in der Lage, tüchtige Viehmarktspezialisten anzustellen. Welche Anreize 
bestehen für den Genossenschaftsleiter, seine Leistungen zu erhtshen und Neuerungen einzuführen, 
die zu besseren Leistungen und kostengUnstigeren Absatzwegen fUr die Genossen führen? 

(e) Im Referat wurde auf die Notwendigkeit des Wiederaufbaues der löndlichen Viehmörkte hin
gewiesen. Dabei spielt die Gebührenpolitik eine wichtige Rolle. Die Gebuhren sollten einerseits 
zur Kostendeckung der Marktveranstaltung beitragen, andererseits jedoch keine Maßnahmen der 
Steuererhebung darstellen, da sie dann zur Umgehung der Mttrkte Anlaß geben, was gesamtwirt
schaftlich zu einer Kostensteigerung führen kann. 

(f) Herr SPEIDEL hat mit Recht auf die Neuorientierung in der Preispolitik hingewiesen. Hier er
heben sich einige grundsötzliche Fragen, die auch fUr andere Lönder zutreffen. 

(i) Ist die staatl iche Preiskontrolle auf der Einzelhandelsstufe gerechtfertigt? Oder sollte 
die staatliche Preispolitik nicht vielmehr darin bestehen, daß sich die inlöndischen 
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Rindfleischpreise der tv\arktlage entsprechend anpassen und die einheimische Rindfleisch
nachfrage stHrker durch GeflUgelfleisch, Schweinefleisch und Fisch substituiert wird? 
Ist der Aufwand, den die staatliche Kontrolle der Preise erfordert, durch den Nutzen 
gerechtfertigt, vor allem in Anbetracht der begrenzt verfUgbaren Verwaltungsleute? 
LAMADE weist auf eine Reihe weiterer Konflikte der Preiskontrolle hin (13). 

(ii) Sehr wenig ist Uber die Transparenz der Preisbildung auf der Erzeugerstufe bekannt. 
Zweifellos haben die von der britischen Kolonialmacht eingefuhrten Auktionsmörkte 
viel zu besserem Wettbewerb und erhöhter tv\arkttransparenz beigetragen. Wie weit je
doch die von Tanganyika Packers verdoppelten Preise tatsöchlich an die Erzeuger weiter
gegeben worden sind oder teilweise vom Aufkaufhandel zurUckbehalten wurden, ist noch 
unbekannt. LAMADE (13) berichtet aber van PreiSabsprachen der ViehhHndler untereinan
der. Andererseits IHßt die geringe WettbewerbsfHhigkeit der Genossenschaften und der 
District Councils in frUheren Jahren darauf schließen, daß die Effb:ienz der Viehhöndler 
besser war als die der erstgenannten tv\arkttrHger" . 

(iii) Wenig Angaben werden in den genannten Untersuchungen (SPEIDEL, 131Jnd 30) Uber die 
saisonale und regionale Preisdifferenzierung gemacht, die notwendig sind fUr eine sinn
volle Arbeitsteilung zwischen Aufzucht und tv\ast, die auch in Tanzania gefördert werden 
soll • 

(g) Außer der Preispolitik fUr Schlachtrinder und Rindfleisch dUrften noch andere tv\aßnahmen zu 
treffen sein, um die Vermarktungsrate von 3 % 1) zu heben: 

aktive Förderung des Verkaufs von schlachtreifen Tieren, eine wesentliche Funktion des Auf
kaufhandels, 
Förderung des Verkaufs von Verbrauchs- und GebrauchsgUtern, um neue Bedurfnisse bei den 
Erzeugern zu wecken, 
Förderung des Verkaufs von Betriebsmitteln (z.B. Futter zur Senkung der Kölbersterblichkeit, 
Investitionen in WasserpIHtzen), 
Aufbau IHndlicher Banken, um den Geldfluß zu rationalisieren und den Bauern Anreiz zu ge
ben, Ersparnisse aus dem Rinderverkauf auf Banken zu deponieren. 

Ich glaube, da"!! bei sorgföltiger Untersuchung der bestehenden oder nichtbestehenden Anreize auf 
den verschiedenen Stufen des Absatzsystems viele Vorschlöge gemacht werden könnten, um die 
Leistungen des bisherigen Systems wesentlich zu heben, ohne grundlegende Änderungen vorzuneh
men. Wird der Wettbewerb ausgeschaltet, so muß neben den Anreizen auch noch ein eingehendes 
Kontrollsystem, das nicht nur das bestehende sondern auch zukUnftige Verbesserungen im Absatz
system berucksichtigt, eingefuhrt werden. 

2.2 Staatliche Förderungsmaßnahmen 

Die Analyse des Vermarktungssystems fUr Schlachtrinder und Fleisch in Tanzania zeigt, daß die 
Steigerung der Effizienz in erster linie eine Frage der Organisation und des tv\anagements und nur 
sekundHr eine Frage von Kapitalzufuhr ist (zur Reparatur der Mörkte), das jedoch bei leistungs
fHhigem Absatzsystem auch örtlich aufgebracht werden könnte. 

Die Verbesserung der Effizienz ließe sich durch eine Reihe von tv\aßnahmen erreichen, wie z. B. 
Schulung, laufende Analyse und Uberwachung der Effizienz, Verbesserung der Preispolitik und 
bessere Koordinierung der staatlichen tv\aßnahmen. Je störker die Regierung an einer direkten 

1) Die 3 % beziehen sich lediglich auf die Verktsufe an Tanganyika Packer, der gesamte Abgang 
(take-off) wird auf 9 - 10 % geschötzt (LAMADE, 13). 
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Marktintervention interessiert ist, desto mehr hängt der Erfolg von genauen und up-to-date 
MOIrktdaten ab. Deren Beschaffung wird aber noch viel Aufwand erfordern. 

Die Schulung auf dem Gebiete des Absatzwesens ist in den meisten Entwicklungsländern nur 
schwach oder kaum entwickelt und entspricht dann in den wenigsten Fällen den praktischen An
forderungen. Die Schulung sollte nicht nur auf dem Niveau der Universität intensiviert werden 
(FAO, 7), sondern auch auf mittlerer und unterer technischer Stufe, wo bisher in den wenigsten 
Entwicklungsländern etwas getan wird. Die Schulung von Genossenschaftsleitern und unteren An
gestellten staatlicher Handelsbetriebe, wie sie von dem FAO Mari<eting Development Project in 
Tanzania eingefUhrt wurde, ist ein positives Beispiel 1). KUrzere Seminare, auf denen.erfolgrei
che Praktiker Uber ihre Fortschritte beim marketing berichten, dUrften wesentl ich zur Leistungs
steigerung bei tragen. 

Ein Absatzsystem, das nicht durch den Wettbewerb zur Leistungssteigerung stimuliert werden kann, 
sollte einer Kontrolle und Analyse in regelmäßigen Abständen unterzogen werden, um zu prUfen, 
wo Verbesserungen durchgefUhrt werden können. Das sollte möglichst von objektiven, außenste
henden Fachleuten vorgenommen werden. 

In Ländern wie Tanzania, in denen der Staat einen größeren Einfluß auf die Vermarktung nimmt, 
kommt der Koordination der staatlichen Maßnahmen eine ganz entscheidende Bedeutung zu. Um 
die Erzeugung und Vermarktung stärker vertikal zu integrieren, hat die Regierung in Tanzania 
kUrzl ich beschlossen, die staatl ichen Verwal tungsaufgaben nach Produktgruppen zu gl iedern. 

Die geschichtliche Entwicklung des tanzanischen Vermarktungssystems zeigt, wie oft sich die 
staatlichen Zielsetzungen geändert haben, ohne bei Entscheidungen auf eine objektive und fach
liche Beratung zurUckgreifen zu können. Daher muß gerade in Anbetracht der vielen konkurrie
renden Ideen Uber die Verbesserung der Vermari<tung dem Aufbau von Mari<tforschungsinstituten 
in Entwicklungsländern, wie z.B. dem FAO-Bureau for Marketing Development in Dar-es-Salaam, 
die durch angewandte Forschung und Spezialausbildung wesentlich zur planmäßigen Weiterent
wicklung der Vermarktungssysteme beitragen können, eine hohe Priorität beigemessen werden. 

Ich möchte in meinen ergänzenden AusfUhrungen Uber die Verbesserung der Binnenvermarktung 
auf zwei Aspekte näher eingehen, die meines Erachtens bisher in der wissenschaftlichen Diskus
sion zu kurz gekommen sind, nämlich auf den Aufbau von Absatzsystemen fUr Großstädte und auf 
die Förderung eines fortschrittsbewußten Unternehmers in der Vermari<tung. Zum Schluß werde 
ich noch kurz auf Förderungsmaßnahmen des Exportes eingehen. 

3.1 Verstädterung 

Die jährlichen Zuwachsraten der städtischen Bevölkerung in den Entwicklungsländern sind doppelt 
so hoch wie die in den entwickelten Ländern 2), was besondere Anforderungen an die schnelle 
Ausdehnung der Absatzsysteme fUr Nahrungsmittel stell t. Besonders stark ist das Bevölkerungs
wachstum in den Großstädten mit mehr als einer Million Einwohnern, die jährlich zwischen 5 und 
9 v. H. in einzelnen Fällen sogar um 10 v. H. wachsen (siehe Übersicht 1). 

1) Vgl. hierzu CARTER (3), der einen Plan zur Ausbildung auf dem Gebiete der Vermarktung fUr 
Tanzania ausgearbeitet hat. 

2) 4,6 v.H. pro Jahr in Entwicklungsländern, gegenUber 1,9 v.H. in entwickelten Ländern in 
der Dekade 1970 - 80 (U N, 29). 
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Übersicht 1: Growth of Large Cities and Present Situation of Wholesale Iv\arkets in 
Developing Countries 

Wholesale Wholesale 

Region and Population in Mil. Market Region and Population in Mil. ~Market ;y Status -?JI status City 
1950 1970 198 EI City 1950 1970 198 ~ 

Latin America 
Turkey 

Argentina Ietanbul 1.0 2.0 3.1 p 
Buenoe Airee 4.5 8.4 11.7 o.p. Ankara 0.3 1.2 3.0 p 

Brazil 
Sao Faul0 2.4 7.9 16.7 n !!!!! Rio de Janeiro 2.9 6.8 11.4 n 
Recife 0.7 1.6 2.9 n Bunna 
Bel0 Horizonte 0.4 1.4 3.5 n Rangoon 0.1 1.4 2.5 0 
Porto Alegre 0.4 1.4 3.0 n China 
Salvador 0.4 1.0 1.9 n Shanghai 5.8 10.0 14.3 
Braeilia 0 0.5 1.3 n Peking 2.5 7.0 12.0 

Chile Tientsin 1.9 4.0 5.8 
Santiago 1.4 2.8 4.1 0 Shel\YaIIg 1.6 305 5.0 

Colombia liIPhan 1.3 3.0 4.4 
Bogota 0.7 2.6 64 Xl cant on 1.5 3.0 4.4 
Kodellin 0.3 1.0 2.1 n Chungking 1.3 2.9 4.2 
Cali 0.2 0.9 2.0 o.p. Lifta 2.5 4.5 
Barranqui11a 0.3 0.7 1.2 o.p. Nanking 1.2 2.3 3.4 

Cuba Harbin 0.8 2.2 3.6 
Havana 1.2 2.0 2.8 Sian 0.5 2.1 5.2 

Ecuador Taiyuan 0.5 1.5 2.6 
Quito 0.2 0.5 1.0 o.p. Cheng-tu 0.6 1.5 2.2 
Gua,yaquil 0.3 0.8 1.7 o.p. Ts1ngtao 0.7 1.5 2.2 

Guatemala Fuahun 0.5 1.5 2.8 
Guatemala City 0.3 0.8 1.6 o.p. Taipei (Taiwan) 0.5 1.4 2.2 

Mexico Chal1s-chun 0.7 1.3 1.9 
Mexieo City 2.9 8.3 18.0 n Kunming 0.5 1.2 1.8 
Guadalaj ara. 0.4 1.1 2.5 An-ehan 0.4 1.2 2.3 

Peru Tsinan 0.5 1.2 1.9 
Lima 0.6 2.8 6.1 o.p. Ceylon 

Urugua,y Colombo 0.7 1.3 2.0 0 
Montevideo 0.8 1.4 1.8 0 Hong Kong 

Venezuela Hang Kong 1.6 3.8 5.7 n 
Caracas 0.7 2.2 4.5 n India 
Maracaibo 0.2 0.7 1.3 n Calcutta 4.1 6.9 12.0 0 

Bcmbq 2.7 5.8 12.1 0 

~ De1hi 1.3 3.5 8.5 n 

Algeria· 
Madras 1.4 2.4 4.4 0 
Ib'dorabad 1.0 1.8 3.0 0 Algiere 0.5 1.1 2.0 o.p. Alunedabad 0.8 1.7 3.6 0 

Kel\Ya Bangalore 0.7 1.6 3.4 0 
Nairob! 0.1 0.6 1.7 n Kanpur 0.7 1.2 2.3 0 Moreoeo 
Caaablanoa 0.6 

Poona 0.6 1.1 2.1 0 
1.5 3.0 Nagpur 0.4 1.1 2.5 0 

Nigeria Indoneaia 
Lagea 0.3 1.4 4.0 0 Djakarta 1.9 4.0 7.7 0 
Ibadan 0.4 0.7 1.1 0 Bandung 0.5 1.6 4.1 0 

Zaire Surabaja 0.7 1.4 2.7 0 
Kinahasa 0.2 1.1 3.3 0 Korea 

Neu East 
Seoul 1.3 4.6 10.3 p 
Puaan 0.5 1.8 3.6 p 

Iran Tasgu 0.3 1.0 2.0 
Teheran 1.0 3.3 8.0 p Pakistan 
Eefahan 0.2 0·5 1.1 Karachi 1.0 3.5 9.1 p 
Maehdad 0.2 0.5 1.1 Lahore 0.8 2.0 3.7 0 

Iraq Dacoa 0.4 1.2 3.0 0 

Baghdad 0.4 2.0 5.0 p Philippinee 
Manila 1.5 3.2 6.1 n 

Kuwait Singapore 
Kuwait City 0.1 0.4 1.5 Singapore 0.6 1.7 2.6 0 

Lebanon Thailand 
Beirut 0.3 0.6 1.1 o.P Bangkok 1.0 3.1 7.0 0 

Syria VietNam 
Damaecus 0.3 0.8 2.0 Hanoi 0.2 1.3 3.0 0 

Aleppo 0.4 0.6 1.0 Saigon 1.0 1.7 2.6 0 

al Forecast 
b) Present status of whalesale market: 0 = obsolete; p = new market being planned; 

n = new market being built; ••• no information available 

Quelle: UN The World s Millian-Cities, 1950 - 85, 20 March 1972, ergänzt vom Verfasser. 



Die Verstödterung ist besonders weit in Südamerika vorangeschritten, wo eine Reihe von Stödten 
wie Buenos Aires, Sao Paulo, Rio de Janeiro und Mexico City in nöchster Zukunft mehr als 
10 Mill ionen Einwohner haben werden und ca. 20 Stödte mehr als 1 Mill ion Einwohner haben dürf
ten. Der rationellen Versorgung der großen Ballungsröume mit preiswerten Nahrungsmitteln, vor 
allem der Versorgung der großen Masse der niedrigen Einkommensempfönger, kommt bereits jetzt 
und noch mehr in naher Zukunft eine große Bedeutung zu. Die Entwicklungsmaßnahmen sollten vor
dringlich auf zwei Ebenen, nämlich auf der Einzel- und Großhandelsstufe getroffen werden. 

3.2 Einzelhandel 

Die Entwicklung der Absatzsysteme in Industrielöndern in den letzten zwei Dekaden hat gezeigt, 
daß ein entscheidender Einfluß auf die Rationalisierung der Absatzketten vom Einzelhandel ausge
gangen ist, und dieser Einfluß hat sich dann auf die vorgelagerten Handels- und Bearbeitungsbe
triebe sehr günstig ausgewirkt. Die Konzentrierung des Einzelhandels hat zu neuen Kooperations
formen und zu einer starken horizontalen und vertikalen Integration geführt, die erheb I iche Ko
steneinsparungen bei steigendem Sortiment sowohl im Einzelhandel als auch im Großhandel bewirkt 
(MITTENDORF , 23). Die Konzentration der Nachfrage nach Lebensmitteln hat eine entsprechende 
Konzentration in der be- und verarbeitenden Industrie wie in der Sammlung von landwirtschaftl i
ehen Produkten gefördert. 

Die sich stark ausdehnenden Ballungsröume in den Entwicklungslöndern erfordern zwar große An
strengungen, das Absatzsystem zügig zu erweitern und zu veriHngern, bieten andererseits jedoch 
durch die röumliche Konzentration große Ansatzmöglichkeiten zur Rationalisierung durch Steige
rung der Betri ebsgrößen. 

Dieses Thema ist kürzlich auf einer FAO-Tagung in Südamerika eingehend behandelt worden 
(FAO, 6). Ziel der Diskussionen war, Strategien für die Verbesserung der Vermarktungssysteme 
für Nahrungsmittel in Großstödten, die sich auf unterschiedlicher Entwicklungsstufe befinden, zu 
formulieren. Als Vorbereitung der Konferenz wurde eine Untersuchung über die Struktur des Lebens
mittelhandels in sUdamerikanischen Städten durchgeführt, die in Übersicht 2 wiedergegeben ist. 
Ohne auf die Methode der Erhebung und gewisse Einschränkungen in der Vergleichbarkeit der Da
ten zwischen den StHdten einzugehen, vermittelt die Übersicht einen Überblick über den unter
schiedlichen Integrationsgrad der Vermarktungsstufen in südamerikanischen Großstödten. Der Auf
bau von integrierten und assoziierten Handelsketten (Einzelhandelsgenossenschaften und freiwillige 
Handelsketten) hat fast in allen GroßstHdten begonnen, ist jedoch in Mexico City am weitesten 
vorangeschritten, wo schätzungsweise die Hälfte der Nahrungsmittel über integrierte Absatzformen 
verkauft wird. Sicher beeinflußt der Entwicklungsstand eines Landes die Möglichkeit, moderne 
Absatzmethoden anzuwenden. In La Paz in Bolivien, mit beispielsweise relativ niedriger Entwick
lungsstufe, herrschen noch kleine Löden und traditionelle Einzelhandelsmörkte vor, wöhrend der 
Verkauf über Selbstbedienungslöden gerade erst begonnen hat. Zweifellos sind hierfür die niedri
gen Arbeitslöhne und mangelhaft entwickeltes Unternehmertum verantwortlich. Andererseits sind 
aber auch Stödte mit relativ hohem Einkommen wie Buenos Aires und Caracas sehr weit hinter der 
Entwicklung in Mexico City zurück geblieben, deren Bewohner ein wesentlich niedrigeres Durch
schnittseinkommen haben dürften als die der erstgenannten Stödte. Die Entwicklung in Mexico 
City zeigt, daß moderne Handelsformen bei mittlerem Einkommensniveau leistungsmößig dem tra
ditionellen Nahrungsmittelhandel überlegen sind; weiterhin zeigt sich, daß bei allgemein stabiler 
Wirtschaftspol itik und Zugang zu technischem Wissen (NHhe der USA), die Modernisierung des 
Handels sehr schnell vorangetrieben werden kann. 

Im Hinblick auf die Entwicklungsstufen, die die Absatzsysteme durchlaufen, lassen sich aufgrund 
der Erfahrung in SUdamerika folgende Beobachtungen machen: 

- integrierte Handelsketten beginnen in Wohngebieten mit hohem Einkommen und dringen nach 
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~ Übersicht 2: Structure of Food Retail ing 1) and Estimated Consumer Income and Food Expenditure: 
Selected Cities of Latin America 

T.ype of retai1 outlets Estimated 

Speoialind Public Supe1'- Estimated consumer 
upenditure meat, fruit retai1 markets .. income on food in City Iear Grooerie. .. vegetab1e markets seU- TOTAL per caput relation to stores, .. street servioe usa consumer balteriea,eto. fairs storea income 

Merleo City 1972 19 17 10 54 100 ... . .. 
Buenoa Aires 1970 35 43 11 11 100 100 40 

Caraoaa 1972 35 9 34 20 100 1100 21 

Rio d_ Janeiro 1911 21 33 17 29 100 about 350 33 

BolOta 1970 38 21 26 15 100 3~60 39 

Cali 1969 55 12 20 13 100 300 42 

Reeif_ 1967 24 2 59 15 100 33~360 54 

La Pu 1961 49 4 47 .. 100 25~300 53 

1) Estimated share of various types of retail outlets in percentage of total food soles 

Quelle: Report on FAO Technical Conference on the Development of Food Marketing Systems for Large Urban 
Areas in Lotin Americo, Buenos Aires, Moy 1973. 
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ihrem Aufbau bei kleinerem Sortiment und Ladengrößen auch in Cirmere Wohngebiete vorj 
- warenmCißig beginnt man mit nichtverderblichen Nahrungsmitteln, wCihrend die verderblichen 

(vor allem Obst und Gemüse) erst auf einer spCiteren Entwicklungsstufe in das Sortiment aufge
nommen werdenj 
Im Hinblick auf GeschCiftsgröße und -typ ICißt sich z.Zt. folgendes sagen: 
Hypermarkets mit mehr als 2500 m2 VerkaufsflCiche, die Nahrungsmittel und Verbrauchsgüter 
verkaufen, sind attraktive EinkaufsplCltze für den Wochenendeinkaufj 
der kleinere Supermarket Typ (400 - 800 m4 ist sehr wettbewerbsfCihig, sofern die richtigen 
Standorte gewCihlt werdenj 
SupermCirkte mit weniger als 400 m2 VerkaufsflCiche ist der gCingige Typ des unabhCingigen 
Einzelhandels, der sich erst zur Kooperation entschließt, nachdem die FilialgeschCifte einen 
größeren Marktanteil, sagen wir 15 - 30 % erreicht haben. 

Die Untersuchungen über die Nahrungsmittelverteilung in GroßstCidten Südamerikas haben weiter 
gezeigt, daß eine große Reihe von Hemmnissen bestehen, die die Rationalisierung erschweren 
(FAO, 6), z.B.: 

- mangelnder Zugang von Supermarktunternehmen zu mittel- und langfristigen Krediten; 
- unfairer Wettbewerb des traditionellen Einzelhandels, der keine kostendeckende Gebühren in 

kommunalen EinzelhandelsmCirkten 1) zahlt, und außerdem Preis- und Steuerkontrollen leicht 
entgeht; 

- mangelnde staatliche technische Förderung, so daß die Unternehmer gezwungen sind, sich 
das Fachwissen individuell zu erarbeiten und die Schulung der Mitarbeiter zu organisieren. 
Das führt zu höheren Kosten als wenn die Organisation der Schulungskurse gemeinsam getra
gen würde. 

- veraltete und überfüllte GroßmCirkte, die einen reibungslosen und schnellen Großeinkauf nicht 
zulassen; 

- nicht standardisierte Waren, insbesonders bei verderblichen Lebensmitteln, wie Obst, Gemüse 
und Fleisch, bei denen eine schnelle Verteilung erforderlich ist. 

3.3 Großhandel 

Zwar verlieren die GroßmCirkte in den StCidten relativ an Bedeutung zugunsten von Großeinkaufs
bureaus, sobald sich Einzelhandel und Großhandel integrieren, dennoch kommt in Entwicklungs
lCindem dem Aufbau von neuen GroßmCirkten eine besondere Bedeutung zu. Da die jetzigen MCirk
te Ciußerst veraltet und überfüllt sind und oft ein großes Verkehrshindernis in der Innenstadt dar
stellen, ist eine Verlegung an den Stadtrand unvermeidl ich. Dabei ergeben sich eine ganze Reihe 
von marktwirtschaftlichen Fragen und Alternativen, die es zu untersuchen gilt: Im Hinblick auf 
die Entwicklung von integrierten Handelsketten erhebt sich die Frage nach der optimalen Größe 
der zukünftigen GroßmCirkte, ferner ob der Bau eines größeren Zentralmarktes oder eines mittel
großen Marktes mit einer Reihe von peripheren, kleineren MCirkten am zweckmCißigsten ist. Auch 
andere Absatzmethoden wie Auktionen müssen in Erwägung gezogen werden (MITTENDORF , 22). 
Wegen der Interdependenz der einzelnen Marktglieder können die Alternativen nur im Rahmen 
des gesamten Absatzsystems analysiert werden, wobei die nötigen Entwicklungsstufen eingehend 
zu berücksichtigen sind. 

1) Die Gebühren in den' staatl ichen MCirkten werden hCiufig nicht der Inflationsrate entsprechend 
erhöht und decken daher nicht mehr die entstehenden Kosten. 
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3.4 Förderungsmaßnahmen 

Außer der Beseitigung der Hemmnisse, die oben angefUhrt wurden, kann die Entwicklung durch 
angewandte Forschung und Ausbildung gefördert werden. Jede Stadt sollte einen Entwicklungs
plan fUr den Aufbau von Absatzsystemen haben, in dem die Entwicklungsziele konkret dargestellt 
sind, wie es kUrzl ich LI NK (18) fUr Buenos Aires aufgezeigt hat (siehe Übersicht 3). Entsprechende 
Plöne mit konkreten Vorstellungen uber den Großmarkt und die zu fördernden Handelstypen soll
ten fUr die Großhandelsstufe aufgestellt werden. Die Erstellung der Entwicklungsplöne muß durch 
Schulungs- und Beratungstötigkeit gefördert werden, wie es kUrzlieh in Caracas (Venezuela) und 
Bogotc (Kolumbien) (CORABASTOS) begonnen wurde (FAO, 6). In diesem Zusammenhang möchte 
ich auf die erfolgreiche Tötigkeit des Instituts fUr Selbstbedienung, Köln, im deutschen Sprachbe
reich hinweisen, das durch die gezielten Forschungs- und Schulungsprogramme sehr viel zur Ratio
nalisierung des Lebensmittelhandels beigetragen hat. Zur Finanzierung des Aufbaus neuer Geschöf
te mUssen die Unternehmen Zugang zu mittelfristigen und langfristigen Krediten erhalten. Außer
dem sollten Möglichkeiten geschaffen werden, Bauland fUr die Grundung neuer Geschöfte zu an
gemessenen Bedingungen zur VerfUgung zu stellen. 

Die Maßnahmen auf der Einzelhandels- und Großhandelsstufe mUssten durch entsprechende Maß
nahmen auf der Erfassungsstufe und Erzeugungsstufe hauptsöchlich im Hinblick auf die Konzen
trierung des Angebots und Standardisierung der Waren ergönzt werden. 

Übersicht 3: Vorgeschlagene Ziele zur Entwicklung des Vermarktungssystems fUr Nahrungsmittel 
fUr Buenos Ai res, Argentinien 

Handelsform 

Moderner Sektor 
Handelsketten b) 

Konsumgenoss. 

Freiwillige Handels
ketten und Einzel
handelsgenossen

I Marktanteil versohiedener Unternehmenstypen an der 

111 ____ ge_BalD_t_en_B_ahrung ___ BIII_i_t_t_e_lv_ermar __ ktu __ n_g,_i_n_v_._H_._----

_ 1913 1990 Ziel a) 

3 
0.2 

30 
2 

schaften 

Unabhängige Selbstbed. li 
Geschäfte i 

---------------------------------------

41 ••• 

1 2 

Insgesamt 

Traditioneller Sektor 

Einzelgeschäfte 

Gesamt 

! 
I 

10 15 

11 ________ ~ ____________ 25 ______ __ 

100 100 

a) Dies stellt keine Projektion, sondern ein Ziel dar, das zu erreichen man sich vornehmen sollte. 
b) Mit mehr als 10 Fil ialen. 

Quelle: D. LINK, La Modernizacibn de la Distribucibn de Alimentos ~n Argentina, FAO 1973 
(in Vorbereitung). 
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4 Förderung des fortschrittl ichen Unternehmers 

4.1 Derzeitige Lage 

Bei der Analyse der Vermarktungssysteme in Entwicklungsll:lndern kommt man htiufig zu dem 
Schluß, daß der begrenzende Faktor der Mangel an Unternehmerinitiative ist. Maßnahmen, die 
zur Förderung eines auf Wachstum ausgerichteten und kostenbewußten Handelsunternehmers fUh
ren, sollten daher eine hohe Prioritl:lt in der allgemeinen Förderungspolitik erhalten. Leider kon
zentriert sich die Diskussion htiufig auf Fragen der Eigentumsform - privatwirtschaftlich, genossen
schaftlich oder staatlich - und erst in zweiter Linie wird an Effizienz gedacht. Viele staatliche 
und genossenschaftliche Unternehmen sind in den Entwicklungsltindern wl:lhrend der letzten zwei 
Dekaden aufgebaut worden. Eine Reihe dieser staatlich geförderten Betriebe hat gute Fortschritte 
gemacht, wie die Molkereigenossenschaft ANUL in Indien, die Bequaa Eiervermarktungsgenossen
schaft in Libanon und die Konsumgenossenschaft UNICOOP in Chile, wenn auch htiufig uber das 
Ausmaß von KreditbegUnstigungen geschwiegen wird (FENN, 9). Andererseits sind die Mtingel 
staatl icher und genossenschaftl icher Unternehmensformen offensichtl ich: pol itische Beeinflussung 
der Unternehmensleitung, geringes Kostenbewußtsein, mangelnde Initiative, Neuerungen einzu
fUhren oder neue Ml:lrkte zu erschließen und htiufiger Wechsel des Personals bei staatlichen Han
delsorganisotionen. 

Trotz der Förderung genossenschaftl icher und staatlicher Unternehmen, die z. T. auch allgemeinen 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen dienen, wird der Uberwiegende Teil des Handels mit land
wirtschaftlichen Produkten von privaten Htindlern durchgefUhrt. Da dies die offizielle Regierungs
politik in der Mehrheit der Ltinder ist, sollte versucht werden, die höchste Effizienz dieser Betrie
be zu erzielen. 

Als Hemmnisse fUr eine beschleunigte Entwicklung der privaten Unternehmen wtiren hauptstichi ich 
zu nennen: 

(i) Mangelhafte Stabilittit der Regierungspolitik. Es wechseln nicht nur Regierungen htiufig, son
dern auch deren Ziele, wodurch die Risiken der Handelsunternehmen erhebl ich erhöht und 
die notwendigen Investitionen stark beeintrtichtigt werden. Je kapitalintensiver Einzel- und 
Großhandel werden, desto empfindlicher reagiert dieser bezUglich Investitionen auf die Han
delspolitik. Die Entwicklung der Handelsbetriebe wird darUberhinaus erschwert durch die ho
hen Inflationsraten, die eine gesunde Kapitalbildung beeintrl:lchtigen, da die Nahrungsmittel
preise, wie auch die Handelssponnen, beide als pol itisch empfind I iche Größen, niedrig ge
halten werden, wl:lhrend die Handelskosten steigen. 

(ii) Die fehlenden Marktförderungsmaßnahmen wie Preis- und Marktinformationen, Marktvoraus
schauen, Standardisierung, Marketingberatung und -ausbildung sind weitere Hemmnisse fUr 
eine reibungslose, privatwirtschaftliche Entwicklung der Vermarktung. 

Es herrscht der Eindruck, daß in der Marktforschung den Fragen des Wettbewerbes wesentl ich mehr 
Bedeutung eingertiumt sind (siehe z. B. JONES, 11) als etwa der Entwicklung von systematischen 
Programmen der Förderung von Handelsunternehmen und Absatzmethoden sowie der Integration der 
Handelsketten. Das dUrfte sich sehr stark aus der Betrachtungsweise der entwickelten Ltinder er
geben, in denen Unternehmerinitiative reichlicher vorhanden ist als in Entwicklungsltindem. 

4.2 Mögl i che Förderungsma ßnahmen 

Die richtige Dosierung von Anreizen in einem Vermarktungssystem ist von entscheidender Bedeu
tung und nur wenn diese stark genug und von anhaltender Dauer sind, kann man eine Reaktion 
d~s Handels erwarten. Dieser Umstand ist sehr deutlich bei einer Analyse verschiedener Absatz-
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systeme fUr DUngemittel in Entwickl ungslHndem erkennbar (MITTENDORF , 25). Es zeigt sich im 
Nahen Osten wie in Afrika, daß hohe Zuwachs- und Verbrauchsraten von DUngemitteln in Kenya, 
Libanon und im Iran gerade bei Absatzsystemen erreicht werden, die durch finanzielle Anreize 
und Fachinformationen wesentlich dazu beigetragen haben, den DUngemitteiverbrauch zu steigem, 
wHhrend bei mangelnden Anreizen und bUrokratischer Handhabung, z.B. in West-Afrika, bisher 
ein sehr geringer Erfolg erzielt wurde. 

Eine wesentliche Förderung der Entwicklung effizienter Absatzsysteme könnte erfolgen, wenn die 
Handelsuntemehmer bessere Ausbildungsmöglichkeiten hHtten. tv\arketing tv\anagers sollten in einer 
Reihe von Fachgebieten, wie BuchfUhrung, Nahrungsmittelverarbeitung, KUhltechnik, Fuhrung 
von Großhandels- und EinzelhandelsgeschHften im tv\arketing und Warenkunde ausgebildet werden 
(FAO, 8). Derartige Programme sollten rur FUhrungskrHfte, fUr Techniker wie Vorarbeiter systema
tisch und auf fortlaufender Basis entwickelt werden. Als positives Beispiel kann das CORABASTOS 
Programm (FAO, 6) in Bogot6 genannt werden, das sich als Ziel gesetzt hat, Einzel- und Groß
hHndler in Bogot6 durch Förderung von Handelsketten und den Aufbau größerer GeschHfte in ihrer 
Effizienz zu steigem. 

Fallstudien, wie sie von ABBOTT (1) vorgeschlagen und vom Iran tv\anagement Centre in Teheran 
benutzt werden, könnten den Ausbildungseffekt wesentlich verbessem und auch Zielsetzungen 
von Handels- und Verarbeitungsuntemehmen fUr ihr Wachstum konkretisieren. Das erfordert neben 
den Angaben der tv\arktbedingungen eingehende betriebswirtschaftliche Daten, in welchem Grade 
z.B. die Betriebe wachsen könnten und welche Umstrukturierungen innerhalb des Betriebes im Rah
men des Wachstums notwendig wHren. Gerade die stufenmHßige Entwicklung ist sehr zu betonen. 

~ Exportförderung 

Exportförderung soll hier unter zwei Gesichtspunkten betrachtet werden: (a) die Änderung der 
Agrarpolitik in den Industrieltlndem mit dem Ziel, Importe aus EntwicklungslHndern zu erhöhen 
und (b) tv\aßnahmen zur technischen Förderung der Exporte aus EntwicklungslHndern. 

5.1 Änderung der Agrarpolitik der Industrieltlnder 

Zwei Annahmen wurden kUrzlieh von der FAO (5) zur Vorschtltzung der Handelsströme von Agrar
produkten bis 1980 untersucht: 

(i) Annahme I setzt voraus, daß die Agrarpolitik der Hocheinkommensltlnder im wesentlichen 
die gleiche bleibt wie 1972/1973. 

(iQ Annahme 11 basiert auf Annahme I, setzt aber bestimmte Änderungen in der Agrarpolitik 
voraus, mit dem Ziel, Einfuhren aus EntwicklungslHndern möglichst zu beschleunigen (siehe 
Ubersicht 4). . 
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Folgende Annahmen wurden fUr Annahme 11 zugrunde gelegt: 
Preise: Das Niveau von 1970, wobei sich die Verfasser Uber die Unsicherheit einer Preisvor .. 
hersage fUr 1980 bewußt sind. 

FUr die einzelnen WarenmHrkte wurden folgende Annahmen gemacht: 

Brot- und Futtergetreide: FUr Weizen wurden keine Änderungen vorgesehen, da sehr wenige 
Entwicklungsltlnder regelmtlßige Weizenexporteure sind. Bei Futtergetreide, Mais und Sor,ahum 
sind BeschrHnkungen der Produktion in IndustrieiHndem und/oder tv\aßnahmen zur Förderung 
des Verbrauchs angenommen worden. 
Reis: Zur Förderung des Exportes von Reis aus Entwicklungsltlndem sollten die Exporte und 
die Produktion einiger IndustrieiHnder, wie z.B. Japan und Italien, gesenkt werden. 
Fleisch: Die ÄnderungsvorschlHge beziehen sich vorwiegend auf Einfuhrerleichterungen in 



entwickelten Ll:Indem, wie sie in Anbetracht der knappen Versorgungslage im letzten Jahr 
bereits in Europa für Rindfleisch getroffen wurden. Andere Förderungsmaßnahmen betreffen 
langfristige Handelsabkommen, größere Importe in die zentralverwalteten Ll:Inder Osteuropas, 
Harmonisierung der Veterintlrbestimmungen, Zollvergünstigungen für Fleisch und Fleischwaren 
aus Entwicklungsltlndern. 
Ölsaaten, Öle, Fette und Ölkuchen: Obwohl man ohne Änderung der Agrarpolitik mit stei
genden Exparterlösen aus Entwicklungsltlndem rechnen könnte, würden eine vollsttlndige Ab
schaffung von Einfuhrzöllen, größere Ktlufe der osteuropl:lischen Ltlnder und Einschrtlnkung 
der Eigenproduktion in Industrieländern zu höheren Exporterlösen der Entwicklungsll:lnder fuh
ren. 
Zucker: Steigende Einfuhren könnten bei Beschrtlnkung der geschützten und teuren Zucker
produktion in Industrieltlndem erzielt werden. 
Citrusfrüchte: Die größten Steigerungen der Importe würden in den zentral geplanten Ll:Indern 
Osteuropas bestehen, wo der Verbrauch noch sehr gering ist. 
Baumwolle und Baumwollwaren: Der zu erwartende Rückgang der Baumwoll importe in Industrie
ltIndem infolge der starken Konkurrenz von synthetischen Fasern könnte z. T. ausgegl ichen 
werden durch steigende Ausfuhren von Baumwollwaren, was eine Verlagerung der Verarbei
tungskapozitl:lten fUr Baumwolle in Entwicklungsltlnder bedeutet. Dasselbe trifft im wesent
lichen auch fUr andere Fasem zu. 
Kaffee: Reduzierung oder Abschaffung von Einfuhrzöllen und Verkaufssteuem. 

Die Differenz zwischen Vorschl:ltzung I und 11 ist die Schl:ltzung der FAO über den möglichen Er
folg, den bestimmte vorgeschlagene Änderungen in der Agrarpolitik der Industrieltlnder auf Im
porte haben können. Die Einfuhrförderungsmaßnahmen, die geprüft wurden, fallen unter zwei 
Kategorien: 

(i) Steigerung des Verbrauchs von Erzeugnissen aus Entwicklungsltlndem in entwickelten Ll:Indem 
und 

(ii) Einschrtlnkung der landwirtschaftlichen Produktion in industrialisierten Ll:Indem. 

Aufgrund der agrarpolitischen Maßnahmen unter Annahme 11 ergibt sich, daß die Einkünfte der 
Entwicklungsltlnder 1980 etwa 3.3 Milliarden US-Dollar höher sein könnten, wobei 31 % von der 
USSR und Oste uropa getragen würden 1). Der größere Export aus Entwicklungsltlndem würde sich 
unter diesen Annahmen hauptsl:lchlich aus Futtergetreide, Reis, Zucker, Rind- und Hammelfleisch, 
Fetten, Ölen und Ölkuchen, Citrusfrüchten, Bananen und Forstprodukten zusammensetzen. Auch 
wenn die Vorschtltzung nur grobe Anhaltspunkte gibt, so zeigt sie doch die ungeftlhre Größenord
nung einer möglichen Exportausdehnung der Entwicklungsll:lnder bei den gemachten Annahmen. 

Den Nutzen, den die Entwicklungsll:lnder durch die mögliche Exportsteigerung haben könnten, 
sollte nicht unterschtltzt werden. Die jl:lhrliche Zuwachsrate des Exportes der Entwicklungsltlnder 
würde durch die vorgeschlagenen Anpassungsmaßnahmen in den Industrieltlndem von 3,0 auf 4,4 % 
2) gehoben werden können. Die möglichen 3.3 Milliarden Dollar Mehreinnahmen aus Exporten 
würde den Entwicklungsltlndern helfen, ihr Außenhandelsdefizit, das von der UNCTAD unter be
stimmten Annahmen für 1980 auf US-Dollar 8 Milliarden geschtltzt wird, wesentlich zu reduzieren 
und dadurch das geplante Wachstum der Entwicklungsltlnder zu fördern. Die möglichen größeren 
Exportzunahmen dürften wesentlich zur Schaffung von neuen Arbeitspltltzen in Entwicklungsll:lndern 
beitragen, die in der Größenordnung von 3 - 4 Mill. Mannarbeitsjahren geschtltzt werden können 

1) Bei etwa 24 Milliarden Dollar landwirtschaftlicher Gesamtexporte der Entwicklungsll:lnder im 
Jahre 1980 bei Annahme I. 

2) Unter der Annahme von konstanten 1970er Preisen. 
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Obersicht 4: Volume of Developing Countries Total Exports, Past Trends 1962 - 64, 
1969 - 71 and 1980 Forecast 

. . . . . • Actual • . . . . . . ... ~ ... 
1962-64 1967-69 1969-71 ~ I2§U!. 

... million metrie tODI • • • • 

Competinl 

Wbeat and coarae graina!l 10.41 12.72 13.13 20.00 24.50 
Rieey 4.71 3.25 3.34 4.00 4.86 
Meat .JI 0.79 0.84 0.93 1.57 2.23 
Fat~d oil 3.66 3.92 4.07 7.07 7.72 
BUS iI 12.22 13.31 14.66 16.00 17.80 
Ci trua trui t 1.01 1.78 2.47 3.69 4.86 
Tobaceo, IIJIIIUIDutaetured 0.38 0.114 0.118 0.70 0.81 
Wine§J 13.70 10.20 9.00 9.10 9.10 
Oilcaltes ud raeal 6.29 8.16 8.90 16.00 17.20 
Wool, raw 2l J&f 0.15 0.16 0.111 0.10 0.14 
Wool lllaDutacture 0.07 0.08 0.10 O.ll 0.111 
Cotton, raw ~ 2.05 2.36 2.62 2.20 2.118 
Cotton lllaDutaeture 0.52 0.77 0.90 1.13 1.58 

1I0n-competing 

Cottee 2.91 3.32 3.33 3.95 4.12 
Cocoa 1.12 1.18 1.25 1.77 1.98 
Tea 0.59 0.58 0.61 0.70 0.81 
Banuaa ..;LI 3.70 5.33 5.64 7.23 7.93 
Bard tibres, r 0.85 0.73 0.71 0.52 0.52 
Hard tibres '. lllaDutacture,..I! 0.12 0.13 0.15 0.25 0.25 
Jute, raw 0.95 0.96 0.91 0.70 0.70 
Jute lllaDutaeturea 1.13 1.06 1.03 1.15 1.20 
Rubber, natural 2.05 2.67 2.90 4.20 4.66 

Foreat~rodueta 

16.31 28.81 37.50 65.00 45.00 Raw wo 8 
Proce8aed wooJ! 4.12 6.83 8.03 20.00 29.00 
Board and pulp productB 0.211 0.51 0.59 0.95 1.02 

1) Including trade in flour expressed in grain equivalent. 

2) Including beef and veal, mutton and lamp, pigmeat, poultry meat, meat dried, salted or 
smoked and meat preparations all expressed in product weight. 

3) Including the oil equivalent of oilseeds in "oils and fats", and the cake equivalent of oilseeds 
in "oilcakes and meal". 

4) Raw basis 
5) Including oranges, tangerines, lemons, limes and grapefruit 
6) Million hectolitres 
7) Including sisal, henequen, abaca and coir, raw and yam. 
S) Million m3 
9) Clean basis 

10) Raw fibre equivalent. 

Quelle: FAO, 5. 
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gegenuber etwa 5 Mill. neuen Arbeitspltltzen, die in dieser Dekade jtlhrlich in Entwicklungsltln
dem in der Landwirtschaft insgesamt zu schaffen sind (FAO, 5). Andererseits könnten die Mehr
einfuhren in den Industrieltlndem bei allmtlhlicher und kontinuierlicher Anpassung der Agrarpoli
tik ohne größere Schwierigkeiten aufgenommen werden, da wie im Falle der EG die zusl:ltzlichen 
Importe von konkurrierenden Produkten nur einen kleinen Teil der Eigenproduktion darstellen 
wUrde. 

5.2 T echn ische Förderungsma ßnahmen 

Die Steigerung der Ausfuhr erfordert erhöhte Investitionen in tv'Drkteinrichtungen wie Lagerhallen 
im Lande wie auch in Htlfen, Kuhllagerrl:iume, Transport- und Verarbeitungsanlagen. Außerdem 
wird Personal benötigt, das in der Lage ist, die möglichen Exportmörkte zUgig und zuverltlssig zu 
beliefem. Das ist wiederum eine Frage der Schulung, der praktischen Beratung und finanzieller 
Anreize. Daß diese Voraussetzungen geschaffen werden können, zeigen die Erfolge in den letzten 
Jahren auf dem Gebiete der Exporte von Obst und GemUse in Zentralamerika und in afrikanischen 
Ltlndem, die ganz besonders hohe Anforderungen an das Organisationstalent gestellt haben, sowie 
die Steigerungen des Cassavaexportes, der inzwischen auf mehr als 1.5 Mill. Tonnen gestiegen 
ist. 
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~ co 
Obersicht 5: Value of Developing Countries Total Exports by Main Commodity Groups 1) Coverecl in the Study 

!2!!2. 1980 1980 i~i)· iß~t N . i96t7i to ~ ~ !2§.2::I!. Porecut I M • .arpn Forecast II 1 - 1 to 19 I !2mL!! 
U.S •• billioD • • percent per ;rear COIIIpOlIDd • 

At 1210 coutut Rric •• 
Basic toodIItutt. ud teed 5.0 5." 5.9 8.6 1." 10.0 1.6 2.2 3.8 
Tropical pl'OductB 11.1 ".6 ".7 5.8 0.5 6.3 2.5 2.1 2.1 
Agr. NIl' materiale ".2 5.1 5.5 6.2 1.2 7." 3.6 3.8 1.2 
ForatJ7' producta 0.7 1.2 1.5 3.0 0.2 3.2 11.7 11." 7.3 

Total 1".0 16.3 17.6 23.6 3.3 26.9 3.0 3.3 3.0 

Share ot vor1d exports (Jl 35.3 34.8 3 ..... 36.3 70.0; 38.6 

At current E[ice. 

Basic toodatutt. ud teed ".9 5.3 5.9 10.5 2.0 12.5 1./j 2.6 6.0 
Tropical products 3.5 ".1 ".7 6.9 0.7 7.6 3.5 I .... 3.9 
Agr. rav materiale Ii.Ii 5.0 5.5 6.1 1.3 7./j 2.5 3.2 1.0 
ForeatJ7' products 0.6 1.2 1.5 3.3 0.5 3.8 12.3 12.6 8.11 

Total 13./j 15.6 17.6 26.8 ".5 31.3 2.9 3.9 11.3 

Share ot vor1d ezports (Jl 36.3 3".9 3"." 36.5 63." 38.9 

1) Basic foodstuffs and feed include wheat, rice, coarse grains, meat, fats and oils, sugar, citrus fruit, wine, 
oileakes and meal. 
Tropical products include coffee, cocoa, tea and bananas. 
Agr. raw materials include wool, cotton, sisal, henequen, abaca, coir, jute, rawand their manufactures, 
rubber and tabaeco unmanufactured. 
Forestry products include raw woad, processed wood, boards and pulp products. 

Quelle: FAO, 5 
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Grundsatzfragen der landwirtschaftl ichen Entwicklungshilfe, denen diese Tagung gilt, sind 
Teilfragen der Entwicklungspolitik, die sich heute einer weltweiten kritischen Diskussion stellen 
muß. Mögen die Ansätze der Kritik - dem Standort entsprechend - sehr verschieden sein und dem
gemäß bei Ökonomen, verantwortlichen Politikern oder radikalen Gesellschaftskritikern zu unter
schiedlichen Schlußfolgerungen führen, so besteht doch weitgehende Übereinstimmung, daß die 
ersten großen Hoffnungen auf Beteiligung der Entwicklungsländer am weltwirtschaftlichen Wachs
tum und auf überzeugende gesellschaftliche Veränderungen kaum irgendwo in Erfüllung gegangen 
sind. Im Gegenteil, wirtschaftliche Dualismen und soziale Unterschiede nehmen in vielen Län
dern zu, und überall werden Zweifel laut, ob die bisherigen Ansätze und Methoden der Entwick
lungshilfe ausreichend oder überhaupt richtig waren. 

Die Urteilsbildung zu diesen aktuellen Problemen muß bei einer Rückbesinnung auf übergeordnete 
Ziele der Entwicklungspolitik beginnen, bei der Frage, welche Ubereinstimmung in den Ziel
setzungen auch bei unterschiedlichen politischen Standorten, wirtschaftlichen Interessen und 
fachl ichen Aspekten mögl ich ist. Von einer solchen Basis aus könnten die Ursachen auseinander
gehender Auffassungen nicht allein in verschiedenen Weltanschauungen, sondern auch in objek
tivfn Tatbeständen erkennbar werden und demgemäß einer exakten wissenschaftlichen Analyse 
zugänglich sein. 
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Schriften bekannter Autoren wie Richard BEHRENDT, Rene DUMONT, Colin CLARK, oder Äuße
rungen von Expertengremien wie etwa der PEARSON-Bericht, können hierfur ebenso die Ansatz
punkte bilden wie die offiziellen Stellungnahmen der Vereinten Nationen oder der Deutschen 
Bundesregierung fUr die Zweite Entwicklungsdekade • 

Im UN-Strategie-Dokument von 1970 wird die Verbesserung der Lebensbedingungen für alle Men
schen als "Endziel der Entwicklung" bezeichnet, unter Berufung darauf spricht die Bundesregie
rung in ihrer entwicklungspol itischen Konzeption von 1971 von der entsprechenden "Förderung 
des wirtschaftl ichen und sozialen Fortschritts". Alle Unterziele und sektoralen Teilziele, wie 
Beschöftigung und Wachstum oder Verbesserungen im Erziehungs-, Gesundheits-, Ernöhrungs-
und Wohnungswesen, werden davon abgeleitet und ausdrUcklich auf die Forderung nach Verringe
rung der wirtschaftlichen und sazialen Ungleichgewichte und gerechtere Verteilung der Einkom
men und GUter bezogen. 

In diesem Sinne darf wohl eine gemeinsame Basis festgehalten werden, in dem Grundziel, alle 
Bevölkerungsgruppen am Entwicklungsprozeß zu beteiligen, in einen "dynamischen Kulturwandel" 
einzubeziehen, wie ihn Richard BEHRENDT als umfassenden Wandel der Denk- und Verhaltens
weisen, der gesellschaftlichen Beziehungen, der Produktions- und Wirtschaftsmethoden, definiert 
hat. Di.e ersten Meinungsverschiedenheiten mögen hier bei einzelnen Begriffsinhalten beginnen 
und gewiß bei den Konsequenzen fUr konkrete Maßnahmen und Strategien. 

Wir geraten damit in die bekannte Zieldiskussion der Nationalökonomie, die niemals ganz abge
schlossen sein wird. Immer und überall ist es unsere Aufgabe, soziale, wirtschaftl iche und pol i
tische Ziele aufeinander abzustimmen, Zielordnungen zu bilden, wirtschafts- und sozialpoliti
sche Strategien zu entwickeln. Immer werden die Prioritöten andere sein, die verschiedene Men
schen, soziale Gruppen und Völker den Zielen geben, immer wieder öndern sich dafUr die Voraus
setzungen mit den technischen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten, der kulturellen 
und geistigen Entwicklung, den politischen Kröfteverhöltnissen, man könnte sagen: in jeder histo
rischen Situation. Immer stehen wir Wissenschaftler vor der Aufgabe, die Vielfalt der Probleme 
in Denkmodellen und Systemen zu erfassen und neu einzuordnen, einige Grundmuster erkennbar 
und die jeweiligen Zusammenhönge Uberschaubar zu machen. 

Das ist ein vielföltiges Gebiet der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, und wir könnten hier 
in eine hochinteressante theoretische Diskussion eintreten. Sie mUßte zweierlei einschließen: 
Erstens die Wertproblematik, welche die Nationalökonomie stets intensiv beschöftigt hat, etwa 
in der Diskussion der Arbeitswerttheorie oder auch der Nutzentheorie. Zweitens eröffnet sich mit 
der Definition und Meßbarkeit der Zielvariablen und Indikatoren ein weiteres Problemgebiet, in 
dem wir angesichts der heutigen Diskussion uber Wachstum, Sozialordnung und Umwelt erneut auf 
schwankenden Boden geraten sind. 

Von hier aus wöre leicht erkennbar, wie schon die Agrarpolitik entwickelter Lönder mit ihren 
Betriebsmodellen und Strukturprognosen in die Enge geraten ist, die auf Grund weniger Krite
rien, wie RentabiI itöt und Einkommen, beurteilt werden, Kriterien, die nicht einmal einwand
frei zu messen sind. Um wieviel komplizierter sind die Probleme in Entwicklungslöndern, wieviel 
unsicherer unsere Aussagen uber die dortigen Ziele und Aufgaben. 

Diese gesamte Problematik auch nur in ihren GrundzUgen zu erörtern, wöre hier kaum möglich. 
Wir sehen uns gezwungen, bewußt eine Einschrönkung des Themas vorzunehmen, in erster Linie 
nach der Stellung des Agrarsektors im Wachstumsprozeß der Entwicklungslönder zu fragen und 
dabei von der aktuellen Problematik auszugehen, wie sie aus der entwicklungspolitischen Dis
kussion von heute hervorgeht. 

Wir erkennen hier wesentliche Auffassungsunterschiede bei den Teilzielen auf verschiedenen 
Gebieten und den Aufgaben, die sich daraus sektoral und regional fUr die Entwicklungspolitik 
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ergeben. Dabei mag es sich zunächst darum handeln, daß verschiedene Entwicklungswege ver
folgt oder aufgrund unterschiedl icher Abschätzung der Zukunftsmögi ichkeiten Alternativen ent
wickelt werden. Doch die eigentliche Problematik liegt darUber hinaus bei Zielen und Aufgaben, 
die miteinander konkurrieren, im Konfl ikt zueinander stehen oder sich von den Real itäten entfer
nen, weil sie nicht 
- aufeinander abgestimmt sind, 
- auf die Ubergeordneten Ziele ausgerichtet sind, 
- von den speziellen Voraussetzungen der Länder ausgehen. 

Unsere weitere Zieldiskussion muß nun zunächst von der besonderen Stellung der Landwirtschaft 
in der Volkswirtschaft der Entwicklungsländer und ihren Funktionen im wirtschaftlichen Wachstum 
ausgehen. 

Bereits aus den Indikatoren der Erwerbsstruktur und Wertschöpfung ergibt sich die große Bedeutung 
der Landwirtschaft in allen Entwicklungsländern. Hohe Anteile der Landwirtschaft an Erwerbsper
sonen und am Sozialprodukt sind bekanntlich Kriterien fUr den Entwicklungsstand einer Volkswirt
schaft und können insofern auch zur Definition des Begriffes Entwicklungsland herangezogen wer
den. 

Auch die Verbrauchsstruktur ist zu beachten. Die Anteile der Nahrungsmittel an den Verbraucher
ausgaben korrespondieren im allgemeinen mit den Pro-Kopf-Einkommen, allerdings ohne daß da
raus genaue Aussagen Uber die Versorgung der Bevölkerung abzuleiten wären. Bei geringen Pro
Kopf-Einkommen weisen hohe Nahrungsquoten gewöhnlich auf eine quantitativ und qualitativ 
zu geringe Ernährung hin und deuten an, welche Bedeutung einer Förderung der Landwirtschaft 
zukommt. 

Die bekannten Funktionen der Landwirtschaft im Entwicklungsprozeß der Wirtschaft seien als Grund
lage der nachfolgenden Uberlegungen in kurzer Zusammenfassung wiedergegeben: 

1. Die Versorgungsleistung durch wachsende Nahrungsmittelproduktion ist sowohl zur Verbesse
rung der Selbstversorgung der ländl ichen Bevölkerung als auch zur Erweiterung der landwirtschaft
lichen Marktleistung von Bedeutung. Letztere kann dem Export wie dem Verbrauch auf dem Bin
nenmarkt dienen und ist eine Voraussetzung dafUr, daß mehr Menschen in den arbeitsteiligen Be
reich der Wirtschaft Ubergehen können. 

2. Bei den Faktorbeiträgen der Landwirtschaft zur Entwicklung der außerlandwirtschaftlichen Sek
toren steht die Abgabe von Arbeitskräften gerade in den ersten Phasen der Industrialisierung mit 
der Kapitalbildung in enger Verbindung. Die Landwirtschaft leistet indirekte Kapitalbeiträge fUr 
die Entwicklung indem sie die Kosten der Aufzucht trägt, teilweise auch der Ausbildung, den Ab
wandernden Erbteile mitgibt und ihnen im familiären Bereich solange ein, wenn auch bescheide
nes, Maß an sozialer Sicherheit bietet, bis die Mittel dafUr von der wachsenden Volkswirtschaft 
aufgebracht werden können. 

3. Weitere Beiträge zur Kapitalbildung werden von der ländlichen Bevölkerung beim Ausbau der 
Infrastruktur erbracht, seien es Arbeitsleistungen bei Bewässerungsanlagen, Bodenmeliorationen, 
Wegebauten, der Errichtung öffentlicher Gebäude und ähnlichen Aufgaben. DarUber hinaus muß 
die fUr das wirtschaftliche Wachstum erforderliche Sparquote um so mehr von der ländlichen Be
völkerung aufgebracht werden, je höher deren Anteil an der Gesamtbevölkerung noch ist. Dabei 
bleibt zunächst offen, ob das Uber Sparen, Steuern oder eine entsprechende Preispol itik geschieht. 

4. FUr die Erweiterung des inneren Absatzmarktes ist die Nachfrage der zahlenmäßig starken länd
lichen Bevölkerung nach persönlichen Verbrauchsgutern von Bedeutung, mit zunehmender Steige-
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rung der landw i rtSchaftl ichen Produktion auch die Nachfrage nach Produktionsmitteln. In gewis
sen Grenzen besteht zwischen bei den ein Konkurrenzverhältnis, das heißt, der persönliche Ver
brauch kann zu Lasten der Produktionsmittelverwendung ausgedehnt werden und umgekehrt. Auf 
jeden Fall sind die Nachfrageeffekte fUr das wirtschaftliche Wachstum auf beiden Gebieten umso 
gUnstiger, je mehr die Kaufkraft der ländl ichen Bevölkerung durch eine Produktionssteigerung 
Uber vermehrten Arbeitseinsatz gebildet werden kann. 

5. Ein zunehmendes Angebot an Beschäftigungsmöglichkeiten in der Landwirtschaft scheint ihrem 
Faktorbeitrag in der Abgabe von Arbeitskräften auf den ersten Blick zu widersprechen und wird 
daher oft auch garnicht erwähnt. Doch das entspricht mehr den Bedingungen wirtschaftl ich höher 
entwickelter Volkswirtschaften. In Entwicklungsländern ist insbesondere bei Wachstumsraten der 
Bevölkerung Uber 2 % stets die Bedeutung zusätzlicher Beschäftigung innerhalb der Landwirtschaft 
größer als die Abgabe von Arbeitskräften an andere Sektoren. Die quantitativen Größenordnungen 
auf beiden Gebieten werden uns noch beschäftigen. 

Aus dem wechselseitigen Zusammenwirken der verschiedenen Leistungen gehen wirtschaftliche 
Kreislaufeffekte hervor. Dabei ist das volkswirtschaftliche Wachstum umso nachhaltiger, je stär
ker der Integrationsprozeß von innen her ist, beginnend im engeren Bereich der ländlichen Region, 
dann ausstrahlend in den größeren nationalen Raum hinein, schließlich Uber die Grenzen hinaus. 
Je intensiver sich der innere Kreislauf einer Volkswirtschaft gestaltet, desto kräftiger kann sich 
auch die Außenwirtschaft entwickeln. 

Aus diesen Feststellungen lassen sich einige wichtige Konsequenzen fUr die Entwicklungspol itik 
ableiten, die uns dann auch eine Beurteilung der Einzelziele und Ansätze der landwirtschaftlichen 
Entwicklungshilfe ermöglichen. 

Allem voran muß erkannt werden, daß der Agrarsektor die wirtschaftliche Entwicklung tragen oder 
wenigstens in dem Maße mittragen muß, wie die Agrarbevölkerung Uberwiegt. Das heißt, in die
sem Stadium muß die Landwirtschaft zur Kapitalbildung beitragen - und nicht umgekehrt -, außer
dem zwar Arbeitskräfte abgeben, aber mehr noch Beschäftigung bieten. Dabei können ihre Lei
stungen und Faktorbeiträge umso größer sein, je mehr es gelingt, das Eigenpotential der ländlichen 
Arbeitskräfte zu mobilisieren und eine breite Entwicklung von der ländlichen Basis her einzuleiten. 

Insofern besteht weitgehende Übereinstimmung in den wirtschaftlichen Erfordernissen und den an
fangs erwähnten Ubergeordneten Zielsetzungen der Entwicklungspol itik. Es gibt daher auch keine 
grundsätzlichen Zielkonflikte zwischen wirtschaftlichen und sozialen Zielen, wie sie so oft be
rufen werden. Erst bei verschiedenen agrarpolitischen Ansätzen und Strategien bei der Frage, wie 
die ländliche Bevölkerung an der Entwicklung beteiligt werden kann, können Konflikte auftreten. 
Das gilt vor allem fUr die Gegensätze zwischen einzelwirtschaftlichen Interessen und volkswirt
schaftl i chen Erfordernissen. 

Alle Konflikte sind umso eher zu vermeiden, je mehr die wechselseitige Abhängigkeit der Sekto
ren im Entwicklungsprozeß beachtet wird. Zwar läßt sich ein bestimmter Sektor nach den jewei
ligen Standortbedingungen und Ressourcen bevorzugen, aber doch nur in Grenzen. Weder gilt 
das Theorem der komparativen Kosten unbegrenzt, es vermag Uber die absoluten Mengen und rela
tiven Anteile eines zweckmäßigen GUteroustausches nichts auszusagen, zumal sich die Grenz
kosten der Produktion und die Grenznutzen des Austausches mit den produzierten und gehandelten 
Mengen verändern. Noch gibt es fUr die Entwicklung ganzer Volkswirtschaften echte Alternativen, 
wie man sie frUher etwa in der Antithese zwischen Industriestaat und Agrarstaat diskutierte. Beide 
kennzeichnen praktisch nur Entwicklungsstufen der Gesamtwirtschaft • 

Der jeweils erwUnschte Beitrag der Landwirtschaft zum wirtschaftlichen Wachstum ist demnach so
wohl quantitativ als auch qualitativ vom Entwicklungsstand der Volkswirtschaft abhängig. Außer
dem ist das Wachstum der Bevölkerung dafUr maßgebend. Praktisch muß heute in den meisten Ent-
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wicklungsländern bei Wachstumsraten der Bevölkerung von 2 - 3 % eine jährliche Zuwachsrate 
der Agrarproduktion von mindestens 4 % angestrebt werden. Bei geringeren Zuwachsraten ist es 
weder möglich, den wachsenden Binnenmarkt ausreichend mit Nahrungsmitteln zu versorgen, 
noch die ärmsten Gruppen der ländlichen Bevölkerung an der Entwicklung zu beteiligen, sei es 
auch nur durch Verbesserung ihrer eigenen Ernährung. 

3 Interne Stru~obleme und Dualismen 

Bei der Frage, wie die Entwicklung der Landwirtschaft im Sinne dieser allgemeinen Zielsetzungen 
gefördert werden könnte, stoßen wir zunächst auf die internen Strukturprobleme der Entwicklungs
länder, die durch erheb I iche Dual ismen gekennzeichnet sind, durch Phänomene, fUr die es in 
diesem Ausmaß in unserer eigenen Entwicklung keine Parallele gibt. 

In Europa war die Situation bei Beginn der Industrialisierung völlig anders: Geldwirtschaft, Hand
werk und Gewerbe, Allgemeinbildung und ein aktives BUrgertum der Freien Städte gab es lange 
vorher, und die Entwicklung konnte in allen Bereichen schrittweise weitergehen. Dagegen be
stehen in Entwicklungsländern heute nebeneinander Wirtschafts- und Gesellschaftsordnungen, die 
zu ganz verschiedenen historischen Entwicklungsstufen gehören. 

Hauptkennzeichen aller Entwicklungsländer ist ein ausgedehnter Bereich der Naturalwirtschaft, 
der im allgemeinen zu wenig Beachtung findet. Jedenfalls hat die weit Uberwiegende Mehrheit 
der Bevölkerung dort ihre Existenzgrundlagen, man könnte sie geradezu als die eigentliche Be
völkerung der Länder bezeichnen. Trotz aller Einflusse von außen haben die traditionellen Wirt
schafts- und Sozialordnungen eine erstaunliche Behauptungsfähigkeit erwiesen. Das gilt sowohl 
fur die sozialen Bindungen in Großfamilien und Dorfgemeinschaften, als auch fUr das wirtschaft
liche Prinzip vorwiegender Selbstversorgung. 

Daneben beschränken sich die Ansätze arbeitsteiliger Wirtschaft auf wenige Großstädte und In
dustriereviere. Diese sind noch keine echten Zentren der Wirtschaft ihrer Umgebung, sondern 
mehr Ableger der modernen Wirtschaft in Europa und Nordamerika und haben dorthin teilweise 
engere wirtschaftliche Verbindungen als in ihre traditionelle ländliche Umwelt. 

Diese wirtschaftlichen und sozialen Dualismen unterscheiden sich grundlegend von den Einkom
mensunterschieden innerhalb arbeitsteiliger Wirtschaften, die sich mit zunehmendem Massenwohl
stand verringern. In den Entwicklungsländern ist eher das entgegengesetzte Phänomen zu beob
achten: eine weitere Verschärfung der Dualismen mit zunehmender Entwicklung. Wir haben es 
hier mit der typischen Abwärtsspirale zu tun, wie Myrdal sie analysiert hat. Da die Masse der 
Bevölkerung in die arbeitsteil ige Geldwirtschaft noch gar nicht einbezogen ist, kann man weder 
erwarten, daß neue politische Ordnungen noch etwa marktwirtschaftliche Prinzipien von selbst 
zu befriedigenden Lösungen fuhren. So gibt es in aller Welt Beispiele dafur, daß die spill-over
Effekte des Wachstums weniger zur wirtschaftlichen Erschließung der ländlichen Gebiete als zur 
Schwächung der traditionellen Wirtschaft fuhren, ohne der Bevölkerung dafUr neue Alternativen 
zu bieten. 

VordergrUndig werden die Dualismen oft als Stadt-Land-Probleme angesehen, als Entwicklungs
rUckstände des Landes, die uns zur Verstärkung der Initiativen und Investitionshilfen in der Land
wirtschaft veranlassen. Doch in Wirklichkeit sind die Probleme sehr viel komplizierter. Denn 
teilweise geht die Scheidelinie zwischen traditioneller und moderner Wirtschaft mitten durch den 
Agrarbereich. Wir finden hier nebeneinander 

- landwirtschaftliche Betriebe mit vorwiegender Marktproduktion und weitgehender Eingliede
rung in die arbeitsteil ige Wirtschaft, 

- den traditionellen Bereich der vorwiegenden Naturalwirtschaft mit weitgehender Selbstver
sorgung. 
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Die Ubliche globale Betrachtungsweise der Statistik nach den drei Sektoren Landwirtschaft, In
dustrie und Dienstleistungen täuscht über die unterschiedl iche Situation innerhalb des Agrarsek
tors hinweg und führt zu unrealen Durchschnittswerten, in denen die wirklichen Probleme ver
schleiert oder sogar verfälscht werden. Leider bestehen bisher auch nur in wenigen Ländern die 
statistischen Voraussetzungen dafUr, um den traditionellen Bereich von der modernen, arbeits
teiligen Landwirtschaft abzugrenzen. 

Bei näherer Betrachtung müßte man hier sogar verschiedene Formen des Dual ismus in der Land
wirtschaft unterscheiden. Einerseits handelt es sich um moderne Wirtschaftsformen, die von außen 
in die Entwicklungsländer verpflanzt wurden. Das gilt vor allem fUr Betriebe aus der Kolonial
periode, teilweise auch für Ergebnisse der Entwicklungshilfe. Andererseits ist in vielen Ländern 
eine zunehmende Polarisierung innerhalb der Landwirtschaft zu beobachten, weil einige wenige 
Landwirte in der Lage sind, Vorteile der "Grünen Revolution" oder Leistungen der Entwicklungs
hilfe für sich auszunutzen, während die Masse der ländlichen Bevölkerung wenig Chancen hat, 
Anschluß an die wirtschaftlichen Neuerungen und an den Markt zu finden. 

Umso schwieriger ist die Abgrenzung des traditionellen Bereiches. Und gewiß ist auch der übliche 
Einwand nicht falsch, daß dieUbergangsschwelle zwischen beiden Bereichen fließend und kaum 
festzustellen ist, weil es keine ausschließliche Selbstversorgerwirtschaft gibt und auch in entle
gensten Gebieten Ansätze der Geldwirtschaft bestehen. Entscheidend ist jedoch das Schwerge
wicht. Auch auf anderen Gebieten stehen wir vor der Aufgabe, zu systematisieren und fl ießende 
Übergänge statistisch abzugrenzen. Fragt man, wo hier die Grenze zwischen dem Subsistenzbe
reich und dem arbeitsteiligen Sektor gezogen werden könnte, so wäre die Antwort etwa, daß 
bei einem Marktanteil der Produktion von 10 - 20 % oder vielleicht bis zu 30 % noch von tradi
tionellen Selbstversorgern zu sprechen wäre. Zum mindesten sollte man beide Bereiche wenigstens 
in ihrem unterschiedlichen Schwergewicht abschätzen und bei allen entwicklungspolitischen Fra
gen gesondert behandel n. 

Bei konsequenter Beachtung der unterschiedlichen Bereiche werden wir auf verschiedene Ziel
ebenen geführt, von denen aus zwei Strategien mit unterschiedlichen Ausgangspunkten erkenn
bar werden: 
- eine Strategie fUr die Entwicklung von unten, fUr breite Ansätze von der traditionellen Basis 

her, bei der es sich um die ersten Schritte eines Entwicklungsprozesses auf regionaler Ebene 
handelt, 

- eine Strategie für die Entwicklung von oben, für einzelne Ansätze technischer und organisato-
rischer Neuerungen, die vorrangig darauf abzielen, die Agrarproduktion zu steigern. 

Auf den ersten Blick steht die gleiche Zielsetzung der besseren Versorgung mit Agrarprodukten 
in beiden Fällen im Vordergrund. Und wer seine Betrachtung auf leicht "operationale" Projekte 
beschränkt, auf schnelle Erfolgsmeldungen Wert legt und Kapitalsubventionen aus der Entwick
lungshilfe einkalkulieren kann, mag Ansätzen von oben den Vorzug geben und sich für die Er
richtung einzelner moderner Betriebe einsetzen. 

Doch hier muß die Konfliktsituation klar erkannt werden. Wenn die Landwirtschaft zugleich 
ihre Funktionen in der langfristigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erfüllen und daher größt
mögl iche Beiträge zur Beschäftigung, Kapitalbildung und zum inneren Wachstum der Volkswirt
schaft leisten soll, muß eine Entwicklung von unten durch möglichst breite Ansätze im traditio
nellen ländlichen Bereich angestrebt werden. Nur auf diese Weise ist auch eine Verbesserung 
der Einkommensverteilung zu erreichen, die der bedrohlichen Verschärfung der sozialen Spannung 
in der Dritten Welt entgegenwirkt. Insofern geht es einfach und zugespitzt ausgedrUckt nicht nur 
um die Ubliche Frage der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe, was und wieviel produziert wer-
den kann, sondern wer produziert. - ---
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Der Einwand, daß die traditionelle Il:lndliche Wirtschaft auf Il:lngere S!cht nur ein Übergangssta
dium sein kann, so daß jede Strategie letzten Endes ihrem Abbau und Übergang in eine modeme 
Wirtschafts- und Sozialstruktur dient, ist gewiß richtig. Doch diese Umwandlung ist ein Zeit
problem. Und hier ist das Ausmaß des traditionellen Bereiches fUr unsere Entscheidungen maßge
bend. 

4 Situation ohne Be~ 

In den meisten Entwicklungsll:lndern handelt es sich um die weit Uberwiegende Mehrheit der Bevöl
kerung. Bei Anteilen von 50 - 80 % und Wachstumsraten von 2 - 3 % kommt es in 15 - 20 Jahren 
zu einer absoluten Verdoppelung der traditionellen Bevölkerung, selbst ohne daß man die in die
sem Bereich vermutlich Uberdurchschnittlichen Wachstumsraten berUcksichtigt. Zwar ist auch mit 
Wanderungsbewegungen zu rechnen. Doch sind sie von der Entwicklung der Ubrigen Wirtschaft 
abhl:lngig. 

Schon ein bescheidenes Modell der wichtigsten volkswirtschaftlichen Rahmendaten ermöglicht den 
quontitativen Nachweis, daß sowohl der Entwicklung einer modemen Landwirtschaft als auch der 
Abwanderung enge Grenzen gesetzt sind und jedenfalls keine Aussichten bestehen, den traditio
nellen Bereich in absehbarer Zeit aufzulösen und der dortigen Bevölkerung neue Erwerbsquellen 
in der modemen Wirtschaft zu bieten. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft selbst wird von der Nachfrage fUr ihre Erzeugnisse bestimmt. 
Wo erst 25 % oder 40 % der Gesamtbevölkerung Uber den fv4tarkt ernl:lhrt werden, bestehen fUr die 
Ubrigen 60 - 75 % nur begrenzte Möglichkeiten, ihr Einkommen uber die Steigerung von Produk
tion und Absatz anzuheben. Auch Exporte vermögen daran - aufs Ganze gesehen - nichts zu I:ln
dem. Nirgends kann die Mehrzahl der traditionellen Selbstversorger zu modemen Landwirten wer
den. 

Infolgedessen sind Beschl:lftigung und neue Erwerbsquellen fUr die Masse nur außerhalb der Land
wirtschaft möglich. Doch auch die Schaffung neuer Arbeitspll:ltze ist begrenzt und die Absorp
tionsfl:lhigkeit der Wirtschaft umso geringer, je kleiner der moderne Sektor noch ist. Nach An
gaben der UN nahm die Beschl:lftigung in der Industrie von 1965 bis 1969 im Durchschnitt aller 
Entwicklungsll:lnder jl:lhrlich um 2,4 % zu. Bei einem - relativ hoch geschl:ltzten - Anteil von 
20 % an den Erwerbspersonen hl:ltte die Industrie o:so jl:lhrlich neue Arbeitspll:ltze fUr 0,5 % der 
Erwerbspersonen geboten. Und selbst wenn man mindestens die gleiche Zuwachsrate im Dienst
leistungsbereich annimmt, ist das Ergebnis bestUrzend: Bei einer von der UN geschl:ltzten jl:lhr
lichen Zunahme der potentiellen Erwerbspersonen um 2,4 % können kaum der Hl:llfte aller Beschl:lf
tigungssuchenden neue Arbeitspll:ltze außerhalb der Landwirtschaft geboten werden. 

Es ist daher eine gefl:lhrliche Illusion, die Entwicklungsll:lnder könnten die wirtschaftliche Entwick
lung in kUrzerer Zeit nachvollziehen als die heute hochentwickelten Ll:lnder. Gewiß braucht die 
Dritte Welt den Motor und die Elektrizitl:lt nicht noch einmal zu erfinden, viele Neuerungen kann 
sie auch ohne großen Zeit- und Kapitalaufwand Ubemehmen. Doch der Beschl:lftigungseffekt der 
modemen Technik ist weit geringer als in der Fruhphase der eigenen Entwicklung, und durch das 
allgemeine Anspruchsniveau wird die erwUnschte, schrittweise Übernahme des technischen Fort
schritts erschwert. Entscheidend ist hier aber die mehr als doppel te Bevölkerungszunahme als in 
der europl:lischen Industrial isierungsphase. In Deutschland lag die durchschnittl iche Wachstums
rate der Bevölkerung in 150 Jahren bei 1 %, die der außerlandwirtschaftlichen Arbeitspll:ltze bei 
1,7 %. Dabei erforderte die strukturelle Umschichtung von 80 % Il:lndlicher Selbstversorger zu 
einer Industriegesellschaft mit 45 % der Erwerbspersonen in der Industrie und weniger als 10 % 
in der Landwirtschaft eben einen Zeitraum von einundeinhalb Jahrhunderten. 

Allein dieser einfache Vergleich deutet darauf hin, daß die Situation der Entwicklungsll:lnder 
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ohne jedes Beispiel ist. Auch eine zielbewußte Bevölkerungspolitik und Familienplanung könnte 
daran wenig ändern. Denn die Jugendlichen, die nach 1990 Arbeit und Verdienst suchen, sind 
heute bereits geboren. Infolgedessen wird in den meisten Entwicklungsländern die gleiche Proble
matik noch im Jahre 2000 bestehen, daß die Masse der traditionellen Bevölkerung in der Landwirt
schaft Beschäftigung finden und sich dort weitgehend durch Selbstversorgung ernähren muß. 

Hier ist keine sinnvolle Alternative erkennbar, wenn wir der Zunahme existenzloser Massen ent
gegenwirken wollen, die ihre materiellen Grundlagen und sozialen Bindungen ver I ieren und sich 
in wachsenden Elendsquartieren sammeln. Das ist, bewußt kurz und hart gesagt, die Realität der 
Entwicklungspolitik, ihr Kemproblem fUr die nächsten Jahrzehnte. 

Die Konsequenz fUr die Zielsetzung der landwirtschaftlichen Entwicklungspolitik kann nur heißen: 
nicht Auflösung, sondern zunächst Stärkung der traditionellen Wirtschafts- und Sozialstruktur. 
Das mag fUr viele enttäuschend sein. Aber es gilt mindestens fUr eine längere Ubergangsperiode. 

Selbstverständlich soll das nicht heißen, auf der Stufe der traditionellen Struktur stehen zu blei
ben, sondern mehr, mit allen Neuerungen davon auszugehen. Gewiß sollen dadurch nicht neue 
entwickl ungspol i tische Konfl ikte entstehen und Wachstumshemmungen geschaffen werden. S tär
kung der bestehenden Struktur soll hier bedeuten, den Auflösungstendenzen so lange entgegen
zuwirken, bis die Bevölkerung bessere Alternativen in anderen Bereichen finden kann. In diesem 
Sinne wird die Verbesserung der Ernährungs- und Lebensverhältnisse im traditionellen Bereich auf 
absehbare Zeit zu einer zentralen Aufgabe der Entwicklungspolitik, die besondere Strategien er
fordert. 

Dabei bestehen in den langfristigen Zielsetzungen keine Gegensätze: In der großen Richtung geht 
es darum, "Eigenkräfte zu mobil isieren und Entwicklungsprozesse auszulösen, die schi ießI ich bis 
zum Take-off einer selbsttragenden Weiterentwicklung fuhren. Infolgedessen lösen sich die schein
baren Ziel-Mittel-Konfl ikte bei nUchterner Betrachtung der besonderen ökonomischen Voraus
setzungen in den Entwicklungsländern weitgehend auf, die gerade fUr eine Breitenentwicklung 
von der ländlichen Basis aus nicht ungUnstig sind. 

Die grundlegenden Unterschiede in den wirtschaftlichen Grundbedingungen hochentwickelter In
dustrieländer und Entwicklungsländer, wie sie in Ressourcen, Faktorpreisen, der Erwerbsstruktur, 
Marktstruktur usw. bestehen, sind gewiß nicht unbekannt, sie werden aber in der Entwicklungs
hilfe nicht immer genUgend berUcksichtigt. Das gilt insbesondere fUr die tendenziell entgegenge
setzte Stellung von Arbeit und Kapital: 

- Arbeitskräfte sind in Entwicklungsländern reichl ich vorhanden und bill ig, bei ihrem Einsatz 
kann teilweise mit opportunity costs von nahezu Null gerechnet werden. 

- Kapital dagegen ist dort knapp und teuer, durch die Entwicklungshilfe wird das teilweise 
uberdeckt, so daß gerade dadurch die Gefahr der Förderung von Projekten besteht, die der 
echten volkswirtschaftlichen Kostensituation nicht entsprechen. 

Auch Know-how ist ein besonderer Engpaßfaktor, so daß jede Entwicklungsstrategie zusätzlich 
auf das Ziel ausgerichtet werden sollte, breiten Bevölkerungsschichten neue Erfahrungen zu ver
mitteln und sie zum eigenen Denken anzuregen. 

Schließlich ist die Enge des inneren Marktes der begrenzende Faktor fUr die Entwicklung von Land
wirtschaft und Gewerbe. Beide sind an der Ausweitung des Marktes interessiert. 

Diesen volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen kann eine Strategie fUr die Breitenentwicklung 
von der ländlichen Basis her am besten angepaßt werden. Darin stimmen wirtschaftliche und sozia-
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le Erfordernisse voll uberein: 

- Wirtschaftl ich entspricht die Mobil isierung der löndl ichen Arbeitskröftereserven dem Haupt
ziel der Entwicklungspol itik, das Eigenpotential fUr das Wachstum zu nutzen, 

- gesellschaftspolitisch ist nur auf diese Weise eine Auslösung von Lernprozessen und nachhaltige 
Verbesserung der Einkommensverteilung möglich, die auch der traditionellen Bevölkerung das 
Gefuhl gibt, an der Entwicklung beteiligt zu sein. 

FUr die Organisation der landwirtschaftl ichen Produktion ergibt sich aus den volkswirtschaftl ichen 
Rahmenbedingungen die Konsequenz, 

- arbeitsintensive Techniken und Wirtschaftsmethoden zu bevorzugen, 
- Kapital nicht zur Substitution sondern komplementör, zur Leistungsverbesserung der vorhandenen 

Arbeitskröfte, einzusetzen. 

Unsere Aufgabe ist es, die dafur geeigneten Neuerungen und agrartechnischen Fortschritte aus
findig zu machen und in diesem Sinne die Überlegungen von RUTHENBERG in qualitativer Hin
sicht weiterzufUhren. Mag die höufige Forderung nach einer "intermediate technology" leicht 
mißverstöndlich sein, vielleicht auch bisweilen zu dogmatisch erscheinen, so trifft sein Begriff 
der situationsgerechten Agrartechnik zweifellos das Wesentliche. 

Hier wören auch durchaus ermutigende Beispiele fUr die Wachstumskröfte der traditionellen lönd
lichen Wirtschaften zu erwöhnen. Sie zeigen, daß dort mit wenig Kapital- und Sachaufwand er
hebl iche Produktionssteigerungen mögl ich sind, die sich in der gesamten Wirtschaft gUnstig aus
wirken. Wir dUrfen dabei getrost auch an unsere europäischen Erfahrungen anknUpfen: Immerhin 
wurde in Deutschland im ersten Jahrhundert der Industrial isierung die Nahrungsmittelproduktion 
allein bei traditioneller Verwendung mensch I icher und tierischer Energie auf rund das Vierfache 
gesteigert. Zusätzlich konnten Arbeitskräfte abgegeben, Infrastrukturen ausgebaut und der ge
samte löndliche Bereich an der Entwicklung beteiligt werden. Das heißt mindestens, daß die Auf
lösung der traditionellen Sozialstruktur weniger eine Voraussetzung des wirtschaftlichen Wachs
tums ist, sondern mehr ein komplementärer Vorgang der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Und 
so sollten die Zusammenhänge auch fUr die Entwicklungsländer gesehen werden. 

Hier stellen sich der Forschung wesentliche Aufgaben, die eine Zusammenarbeit der Wissenschaft 
mit den Praktikern der Entwicklungshilfe erfordern. Unsere Kenntnisse Uber die Vorgänge im Be
reich der Naturalwirtschaften sind viel zu gering. Wer mit Neuerungen Erfolg haben will, muß 
zuvor wissen, was bisher produziert wird und mit welchen Mitteln, wie die Arbeitsteilung zwi
schen den Familienmitgliedern aussieht, was die Einzelnen verbrauchen, welche Zwischenvor
gänge bei der Vorratshaltung und Verarbeitung zu beachten sind. Von daher könnte man bereits 
beim Neueinsatz einzelner Produktionsmittel wie KunstdUnger oder Saatgut Alternativen fUr eine 
breite Beteiligung der ländlichen Bevölkerung oder den konzentrierten Einsatz auf begrenzter 
FICiche erkennen, die zu Weichenstellungen fUr die gesamte Entwicklung werden. 

Ziel aller Projekte kann nicht die Maximierung bestimmter Faktoreinkommen, sondern nur die 
Optimierung der Gesamteinkommen ländlicher Famil ien sein. Dabei steht das Ziel der Existenz
sicherung in den ersten Stadien der Entwicklung vor der Gewinnmaximierung. Betriebswirtschaft
liche Modelle sind auf die Faktorproduktivität der Arbeitskräfte zu beziehen, jedoch nicht die 
einzelner Arbeitskräfte, sondern im Sinne des gesamtwirtschaftlichen Wachstums geht es um die 
Maximierung des Einkommens der Masse aller verfUgbaren Arbeitskräfte. 

Dagegen widerspricht die Übertragung hochentwickelter Landtechnik in die Entwicklungsländer 
den ökonomischen Gegebenheiten und Forderungen weitgehend. Leider gibt es dafUr trotzdem 
in aller Welt genUgend Beispiele, die der Kritik an der Entwicklungshilfe reichlich Nahrung 
geben. Von unseren bisherigen Überlegungen aus sind die Gefahren einer falschen Agrartechnik, 
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die dem volkswirtschaftlichen Entwicklungsstand nicht entspricht, deutlich zu erkennen: 

1. Moderne, hochmechanisierte Betriebe werden durch falsche Wechselkurse und durch Kapital
subventionen begünstigt - hier Entwicklungshilfe genannt -, sie tCluschen über die echten volks
wirtschaftlichen KostenverhClltnisse hinweg, sind in Wirklichkeit unrentabel und also keine Bei
spiele für die Entwicklung. 

2. Eine schnelle Produktionssteigerung wird oft nur mit Hilfe von Importgütern und Devisen er
reicht; dabei bleibt der volkswirtschaftliche Effekt umso geringer, je weniger die EigenkrClfte 
ausgenutzt werden, je schwClcher die internen wirtschaftlichen Kreislaufeffekte bleiben. 

3. Oft wird auch den breiten Massen der ICindlichen Bevölkerung der Marktzuwachs weggenom
men und damit die Einkommensverteilung noch weiter verschlechtert. 

4. Eine Beispielswirkung für den löndlichen Raum kann auch darum nicht eintreten, weil der 
Spannungsbogen von den traditionellen Erfahrungen zur modernen Technik zu groß und der Sprung 
vom Grabstock oder Hakenpflug zum Traktor nur wenigen AuserwClhlten möglich wird. 

Aufs Ganze gesehen führt die punktuelle Bildung moderner Agrarbetriebe zur Vergrößerung der 
Dual ismen innerhalb der Landwirtschaft und zu einem Resignationseffekt in der traditionellen Be
völkerung, ihre Initiative wird gelClhmt, die soziale Lage für die Mehrzahl mindestens relativ 
verschlechtert. So können landwirtschaftliche Großmaschinen in EntwicklungslClndern als eine 
Art sozialpolitischer Sprengbomben wirken. Das bekannte Wort von Ivan ILUCH kennzeichnet 
die Situation: "Die Pflüge der Reichen können ebenso viel Schaden anrichten wie ihre Schwerter". 

Wirtschaftlich betrachtet bedeutet vorzeitige Hochmechanisierung weitgehenden Verzicht auf Ein
satz des eigenen KrClftepotentials der EntwicklungslClnder. Und vielfach sind die Verluste an Pro
duktion durch zu frühe Auflösung der Naturalwirtschaft größer als der Zuwachs in den modernen 
Betrieben. Eine traurige Bilanz, wenn die Entwicklungshilfe kaum dazu ausreicht, um diese Ver
luste auszugleichen. Trotz alledem sind hier unter Agrarexperten gegenüber der Aufgabe einer 
Entwicklung von der ICindlichen Basis her manche Zweifel zu überwinden. 

China scheint bisher eines der wenigen LCinder der Erde zu sein, in denen das Problem nicht nur 
richtig erkannt, sondern auch konsequent in dem Bemühen angegangen wird, die EigenkrClfte der 
arbeitsintensiven ICindlichen Wirtschaften planmClßig in den Dienst der Gesamtentwicklung zu stei
len. Allerdings hat das chinesische Beispiel seinen besonderen geistigen und politischen Standort 
und ist nicht überall nachzuvollziehen. Unsere Frage lautet, wie die entsprechende Aufgabe der 
Nutzung des ICindlichen Eigenpatentials unter anderen politischen Voraussetzungen möglich wird. 

Die Aufgaben der landwirtschaftl ichen Entwicklungshilfe sind ungleich schwieriger und komplexer 
als auf anderen Gebieten. Doch besteht hier für die Agrarwissenschaften die große Chance, der 
Entwicklungspolitik den ganzen Bereich der bisherigen Naturalwirtschaft neu zu erschließen, der 
sonst in den Wirtschaftswissenschaften bisher nirgends genug Beachtung gefunden hat. 

6 Besondere Auf9Q.ben der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe 

Die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion von der traditionellen Basis her erfordert ein 
Bündel kleiner Verbesserungen, die zur Hebung der Bodenfruchtbarkeit und der Erträge führen und 
eine Verbreiterung des Produktionsprogrammes ermögl ichen. Die AnsCitze dafür können, den Stand
ortbedingungen entsprechend, sehr verschieden sein. 

Hauptaufgabe der Entwicklungshilfe ist die Unterstützung der Landwirte durch ein Netz von Dienst
leistungen. Im Gegensatz zur Agrarproduktion sind in diesem Bereich moderne Techniken und mo
dernes Management von großer Bedeutung. 
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Eine Vorprüfung sollte der Agrarverfassung und Bodenordnung gelten. Der einzelne Landwirt muß 
die Sicherheit haben, an den Erfolgen seiner Bemühungen angemessen beteiligt zu werden. In 
diesem Sinne verlangen alte Feudalrechte ebenso wie kollektive Besitzverhältnisse der Stämme 
nach neuen Rechtsordnungen, sobald die Intensivierung der Landwirtschaft beginnt. 

Öffentl iche und private Dienstleistungen betreffen den Gesamtbereich zwischen Erzeuger und 
Endverbraucher mit dem Ziel, den traditionellen Kleinlandwirten den Anschluß an den Markt und 
den Übergang in die Geldwirtschaft zu ermöglichen. Dabei dürfte der Schlüssel zum Erfolg in der 
Kombination von individueller Arbeit in der landwirtschaftlichen Produktion mit einem Überbau 
in Genossenschaften, Kredit- und Marktorganisationen oder Handels- und Verarbeitungsbetrieben 
liegen. Darüber hinaus kann auch der Aufbau geeigneter Institutionen im Gesundheits- und Bil
dungswesen ein wichtiges Aufgabengebiet der Entwicklungshilfe sein. 

Dem Genossenschaftswesen kann hier eine Schlüsselfunktion zukommen, wenn seine Dienstleistungs
funktion richtig erkannt und ausgebaut wird. Leider gibt es hier viele Fehlansätze durch den Miß
brauch der Genossenschaften als Herrschaftsinstrumente bestimmter wirtschaftlicher oder politi
scher Gruppen. Der Entwicklungshilfe der westlichen Welt ist der Vorwurf nicht zu ersparen, daß 
solche Fehlentwicklungen durch Unterstützung sogenannter Produktionsgenossenschaften teilweise 
noch gefördert werden. 

Um eine breite Entwicklung einzuleiten, ist die Organisation der Vermarktung besonders wichtig. 
Die Sicherheit des Absatzes auch kleinster Mengen ist entscheidender als die Preishöhe. Um Ent
täuschungen zu vermeiden, sind Vorleistungen der öffentlichen Hand erforderl ich, damit auch in 
entlegenen Gebieten der Absatz zunächst geringer Mengen gewährleistet wird. Der private Han
del ist bekanntlich gerade auf diesem Gebiet in vielen Entwicklungsländern recht problematisch. 

Auch die Kreditversorgung der traditionellen Landwirtschaft ist größtenteils unbefriedigend. 
Voraussetzung einer Breitenentwicklung von der Basis her sind Kleinkredite. Ihre Probleme sind 
bekannt: fehlende Besicherung, relativ hohe Kreditkosten, Schwierigkeiten in der Verwendungs
und Kreditkontrolle. Diese Aufgaben sind ohne die Schaffung besonderer Institutionen nicht zu 
lösen. In den meisten Entwicklungsländern ist das Bankwesen noch wie ein Dach oht'le Unterbau 
und die Geldwirtschaft bei schwachem Geldkreislauf innerhalb des Landes mehr nach außen 
orientiert. Allenfalls größere Betriebe mit hohem Kreditvolumen finden Zugang zum Kapitalmarkt, 
womöglich sogar durch Entwicklungshilfe subventionierte Kredite, während die Kleinbauern auf 
ausbeuterische Geldverleiher angewiesen bleiben. Die Folge ist, daß die Dualismen und Einkom
mensunterschiede weiter wachsen. Eine echte binnenwirtschaftliche Integration setzt voraus, daß 
die bisherige Selbstversorger über Kleinkredite und Kleinverkäufe Anschluß an die Geldwirtschaft 
finden und dadurch zur Bildung innerer Wirtschaftskreisläufe und Aufbringung weiterer Investi
tionsmittel beitragen. 

Im weiten Feld dieser Aufgaben kommt dem Beratungswesen die größte Bedeutung zu. Der Berater 
ist die Schlüsselfigur zwischen den Bauern und den verschiedenen Institutionen und muß die Ini
tialzündung für ihr Zusammenwirken geben. Dabei geht es praktisch darum, einen Lernprozeß für 
die Masse der ländlichen Bevölkerung einzuleiten und mit einer Fülle flankierender Maßnahmen 
zu unterstützen. 

Für das Selbstverständnis der Entwicklungshilfe ist die Einsicht wichtig, daß keinem Volk der 
mühevolle Weg kleiner Schritte bei seiner Entwicklung zu ersparen ist. Die Entwicklungshilfe be
hält daher stets marginale Bedeutung: Sie kann keine neue Wirtschaft schaffen, sondern dafür nur 
die Wege weisen und Initiativen wecken. 
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7 Integrierte Gesamtentwicklung 

Daruber hinaus können die Ziele und Aufgaben der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe nicht 
isoliert, sondern nur als Teile integrierter regionaler Gesamtprogramme verwirklicht werden. 
Die Planung sollte dafUr an der löndlichen Basis ansetzen und schrittweise in weitere Bereiche 
Ubergehen. 

In einer Bestandsaufnahme der Region sind die gegebenen Voraussetzungen zu ermitteln. Das gilt 
fUr Bevölkerung, Soz ia I strukturen, wi rtschaftl iche Ressourcen, naturl i che Standortbedi ngungen 
und Infrastruktur. 

Die landwirtschaftliche Produktion und die unter verschiedenen Voraussetzungen bestehenden 
Entwicklungsmöglichkeiten sind dann Ausgangspunkte der weiteren Planung. Um dafUr einen 
Überblick uber die Situation in der Naturalwirtschaft zu gewinnen, werden in vielen Föllen Vor
untersuchungen erforderlich sein. 

Komplementöre Dienstleistungen wurden als wichtige Voraussetzungen einer breiteren Entwicklung 
bereits erwi:ihnt. 

Gewerbliche Betriebe sollten zunöchst fUr die Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse er
richtet werden, außerdem der Versorgung der Landwirtschaft mit Produktionsmitteln und der regio
nalen Bevölkerung mit einfachen VerbrauchsgUtern dienen. Auch hier sind einfache technische 
Verfahren zu bevorzugen, die bei relativ geringem Kapitaleinsatz Beschi:iftigungsmöglichkeiten 
bieten. 

Die ri:iuml iche Zuordnung erfordert frUhzeitige Standortentscheidungen fUr Entwicklungszonen und 
Entwicklungsschwerpunkte sowie die zukUnftigen zentralen Orte. Darauf sind auch die Investi
tionen in der Infrastruktur, im Verkehr, Bildungs- und Gesundheitswesen, auszurichten. Durch 
die ersten Ansötze auf diesen Gebieten werden oft Daten fUr die langfristige regionale Entwick
lung gesetzt. 

Alle Einzelziele sind im volkswirtschaftlichen Gesamtrahmen zu Uberprufen. Das gilt insbesondere 
fUr Absatz- und Beschöftigungsmöglichkeiten, verfugbare Mittel, Einkommensentwicklung u.ö •• 
Gerade Strategien fUr eine breite Entwicklung von der löndlichen Basis her erfordern den Einsatz 
moderner ökonomischer Planungsmethoden, um zu erkennen, ob sich die vielen Schritte auf den 
einzelnen Gebieten mit ihren vielseitigen Wechselbeziehungen richtig in den Gesamtzusammen
hang der Wirtschaft einfUgen lassen. 

In der Praxis werden diese langfristigen Planungen höufig durch kurzfristige Forderungen uberla
gert, die durch wirtschaftliche Engpösse entstehen. Ohnehin muß jede Regierung in ihren Vier
oder FUnfjahrespli:inen Ziele definieren und Prioritöten setzen, die baldige Erfolge versprechen. 
Infolgedessen wird die Kombination der kurz- bis mittelfristigen entwicklungspolitischen Aufga
ben mit den Zielen und Strategien einer langfristigen Eigenentwicklung immer eine besondere 
Aufgabe sein. 

Dennoch sind die entstehenden Konflikte nicht grundsötzl icher Art. Unsere Aufgabe ist vielmehr, 
die kurzfristigen Erfordernisse möglichst in die langfristigen Planungen einzufUgen oder minde
stens den Konfl ikt bewußt zu machen, den Preis, der fUr Projekte gezahl t werden muß, die im 
Widerspruch zu einer ausgewogenen Eigenentwicklung stehen. Dabei sei zugegeben, daß in be
sonderen Notfi:illen, wenn es ums Überleben geht, jeder kurzfristige Mitteleinsatz auch langfristig 
richtig sein kann. 

Wir haben dennoch Uberall in der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe einen weiten Weg vor 
uns, der nur in kleinen Schritten zu bewöltigen sein wird. Echte Alternativen dazu gibt es nir
gends. Jedes zu schnelle Ausbrechen aus der traditionellen Welt in die moderne Agrartechnik 
ist fUr die Völker der Dritten Welt keine echte Hilfe. Nur eine breite Entwicklung von unten 
vermag den in aller Welt drohenden sozialen Erosionen entgegenzuwirken. 
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1.1 Zur Prioritlit der Landwirtschaft im Entwicklungsprozeß 

Vor 175 Jahren erregte Malthus mit seinem "Essay on Population" (1798) allgemeines Aufsehen. 
Darwins Erkenntnisse verst!:lrkten die Wirkung des Malthusianischen Pessimismus. Trotz aller Ent
kr!:lftungsversuche von H.C. Carey, Henry George, Friedrich List, Friedrich Engels und anderen 
hielt sich die Malthusianische Hypothese hartn!:lckig. Anfang dieses Jahrhunderts wies DelbrUck, 
damals Rektor der Landwirtschaftlichen Hochschule zu Berlin, dann nach, daß sich zwar die Be
völkerung auf dem Gebiet des Deutschen Reiches im 19. Jahrhundert verdoppelt, die landwirt
schaftliche Produktion im Pflanzenbau im gleichen Zeitraum hingegen vervierfacht habe 
(DAMASCHKE, 5, S. 369). Mit dem rasanten industriellen und technologischen Fortschritt, der 
die erste H!:Ilfte dieses Jahrhunderts kennzeichnete, verbreitete sich schnell ein allgemeiner Opti
mismus, der bald die Malthusianische Prognose verdrlingte. 

Erst um die Mitte des 20. Jahrhunderts und insbesondere in der Mitte der sechziger Jahre wird 
die Sorge um die Lebensgrundlage der Weltbevölkerung erneut in den Vordergrund gerUckt. Im 
Bericht des US President's Science Advisory Committee von 1967 (AID, 1, Food vs. People) 
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wird von der langfristigen Krise rapiden Bevölkerungswachstums und nachlassenden Anstiegs 
landwirtschaftl icher Produktion gesprochen 1). 

Diese Aussagen wurden zum Teil gegen den Hintergrund der Krisenjahre 1965 - 1967 auf dem 
indischen Subkontinent gemacht, waren jedoch nicht ohne ernsthafte statistische Analysen über 
die langfristige Entwicklung von Bevölkerungswachstum und landwirtschaftlichem Fortschritt zu
stande gekommen. 

Der erfolgreiche Durchbruch neuer Weizen- und Reiszüchtungen, die Einführung von Hybriden
Mais und Sorghum, die mit der Fertigstellung großräumiger Bewässerungsanlagen und einer agra r
freundlicheren Wirtschaftspolitik in vielen Entwicklungsländern zusammentrafen, ließen die Kri
senjahre sehr bald in Vergessenheit geraten. Das Schlagwort von der "Grünen Revolution" ent
ließ die Wirtschaftspolitiker aus der unmittelbaren Sorge um die landwirtschaftlichen Produktions
grundlagen und ermögl ichte di e erneute Zuwendung von Ressourcen zum I ndustrial i sierungsprozeß 
als dem vermeintlich zentralen Träger echter wirtschaftlicher Entwicklung in den meisten Entwick
lungsländern. Doch diesmal war die Entlassung aus der Sorge um die Ernährungsgrundlage von kur
zer Dauer. Russische Getreideankäufe in großem Ausmaße, die Rückschläge in der landwirtschaft
lichen Produktion in weiten Teilen Asiens als Resultat nur milden Ausbleibens der Monsunregen 
im Jahre 1972/73, die anhaltende Trockenheit in der Sahel-Zone Westafrikas, die die Vereinten 
Nationen dazu veranlaßte, sie zum Katastrophengebiet zu erklären, und in der ausgedehnte 
Hungersnöte bislang nur durch entschlossene Hilfsmaßnahmen industrialisierter länder verhindert 
werden konnten, die sich ständig vergrößernde lücke in der Rindfleischversorgung in vielen Tei
len der Welt - all dies sind Anzeichen dafür, daß die grüne Revolution in der Tat noch nicht 
stattgefunden hat. Damit soll keineswegs die leistung jener geschmälert werden, die sich ver
dient gemacht haben um den Fortschritt in der landwirtschaftlichen Technologie. Festzustellen 
bleibt jedoch, daß trotz erstaunlicher technologischer Fortschritte im Ganzen gesehen der welt
weite Produktionsanstieg kaum Schritt gehalten hat mit dem Bevölkerungswachstum. Für latein
amerika und Afrika ist für die sechziger Jahre sogar ein Rückgang der landwirtschaftl ichen Pro
Kopf-Erzeugung zu verzeichnen (WORlD BANK, 24, S. 4). Gegenüber einer erreichten durch
schnittl ichen Wachstumsrate der landwirtschaftl ichen Produktion von etwa 2,6 % pro Jahr wird 
jedoch für den Zeitraum bis 1985 ein durchschnittlicher Produktionsanstieg von etwa 4,3 % pro 
Jahr erforderlich sein, um der Nachfrage, die sich aus steigenden Einkommen, aber insbesondere 
aus dem Bevölkerungswachstum ergibt, gerecht zu werden (FAO, 7, S. 39). 

Mit der nötigen Zuordnung von Ressourcen, der sachgerechten Anwendung erprobter Produktions
verfahren und einer entsprechenden Priorität in der Wirtschaftspolitik der Entwicklungsländer ist 
ein solcher Produktionsanstieg über die nächsten zehn bis zwanzig Jahre sicherlich zu erreichen. 
Aber die Ressourcen für den landwirtschaftlichen Entwicklungsprozeß sind nicht unerschöpflich. 
MEADOWS (16, S. 60) warnt uns, daß selbst bei einer Vervierfachung gegenwärtiger Produkti
vität der gesamten landwirtschaftlich nutzbaren Fläche von etwa 3,2 Mrd. Hektar und einem Be
völkerungswachstum von rund 2 % pro Jahr die Grenzen der Ernährungsgrundlage für die WeItbe
völkerung in spätestens 100 Jahren erreicht sein werden. Dazu bedarf es der Nutzbarmachung 
von weiteren 1,6 Mrd Hektar und der Intensivierung der Produktion auf der bereits entwickelten 
Fläche von 1,6 Mrd Hektar. Die hierfür benötigten Investitionen sind von einer Größenordnung, 
die alles, was bisher für die landwirtschaftliche Entwicklung getan wurde, weit in den Schatten 

1) Professor EHRLICH von der Stanford University erklärte im Dezember 1967: "Die Schlacht, 
die Weltbevölkerung zu ernähren, ist bereits verloren. Anders als in militärischen Schlachten 
ist es möglich, den Ausgang des Bevölkerungs-Ernährungskonfliktes zu erkennen, während die 
Armeen noch im Felde stehen. Irgendwann zwischen 1970 und 1985 wird die Welt von ausge
dehnten Hungersnöten heimgesucht werden - Hunderte von Mill ionen von Menschen werden 
Hungers sterben" (EHRLICH, 6). 
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stellt. Selbst wenn wir nur etwa US 11,500 pro Hektar fUr die Urbarmachung neuen Landes und 
US 1500 pro Hektar fUr die Verbesserung existierender Nutzfltichen ansetzen, so mUssen wir mit 
Kapitalaufwendungen von Uber US ß 3000 Mrd - oder im Durchschnitt US 130 - 35 Mrd pro Jahr -
rechnen. Diese Anstitze schließen nicht die fUr zugelieferte Produktionsmittel, Verarbeitung und 
Verteilung anftill igen Investitionen ein, die im Zuge zunehmender Arbeitsteilung und Urbanisie
rung sicherlich nachhaltig steigen werden. 

Mit Recht wird man einwenden, daß diese Zahlen wissenschaftlich nicht abgesichert sind. BOM
BACH (2, S. 9) weist insbesondere darauf hin, daß die Meadowsschen Planspiele die zum Über
leben erforderlichen Substitutionsmöglichkeiten weitgehend unterschtitzen. DarUber hinaus wird 
die wohlbekannte Kritik, daß es der Wirtschaftswissenschaft noch immer nicht gelungen ist, zu
verltissige Koeffizienten technologischen Fortschritts in ihre Überlegungen einzubauen, erneut 
zu vernehmen sein. Und dann gibt es naturlich jene, die solche Überlegungen ablehnen, weil 
die statistischen Grundlagen so unzuverltissig seien, daß sie derartige Betrachtungen nicht zulas
sen. So berechtigt diese Einwtinde auch sein mögen, und wie groß auch immer die statistischen 
Fehlerquellen sind, so bleibt doch zu verzeichnen, daß allein fUr die Steigerung der Produktion 
Kapitalaufwendungen nötig sein werden, wie sie bislang noch nicht in den PlanungsUberiegungen 
weder der entwickel ten noch der zu entwickelnden Ltinder zu finden sind. Dabei geht es aber in 
der landwirtschaftlichen Entwicklung nicht mehr um die Produktionssteigerung allein. 

1.2 Der erweiterte Entwicklungsauftrag der Landwirtschaft 

Als weitere Dimension landwirtschaftlicher Entwicklungsnotwendigkeiten treten sttirker in den 
Vordergrund die Probleme ltindlicher Arbeitslosigkeit und Unterbeschtiftigung, die zunehmende 
Ungleichheit in der Verteilung bestehender und zunehmender Einkommen, und die Notwendig
keit, mit der Ausdehnung der Kulturlandschaft und steigender Produktivittit, die die Anwendung 
moderner Produktionsmethoden zur Voraussetzung hat, die potentiell negativen EinflUsse auf die 
Umwelt nicht aus dem Auge zu verlieren. 

Soziale Gerechtigkeit und die Notwendigkeit größerer Produktionssteigerung werden uns immer 
öfter als kurz- und mittelfristige Konfliktfragen entgegentreten. Zunehmend werden nicht nur 
altruistische Motivationen, sondern tagespolitische Gegebenheiten der gerechteren Verteilung 
des Sozialproduktes den Vorrang geben mUssen (Mc NAMARA, 14, S. 15) - auch wenn sich da
raus ergeben sollte, daß die zur Entwicklung verfUgbaren Mittel geringere wirtschaftl iche Zu
wachsraten erbringen. Und diese Konfliktsituation wird sich in sttirkstem Maße dort zeigen, wo 
die Mehrzahl der Bevölkerung der Entwicklungsltinder lebt, ntimlich in den ländlichen Gebieten. 

Der Vorrang der Industrialisierung in den orthodoxen Entwicklungsstrategien hat nicht zu dem er
hofften Abzug von Arbeitskrtiften aus den ländlichen Gebieten gefUhrt, wenn man von einigen 
Ausnahmen absieht, denen gewöhnl ich besondere Umsttinde zugrunde lagen. Gegen Ende dieses 
Jahrhunderts werden wenigstens 3,5 Mrd Menschen in den ländlichen Gebieten der Entwicklungs
länder leben - oder etwa soviel wie die Gesamtbevölkerung der Erde in der Gegenwart (WARD 
and DUBOS, 21, S. 151). Wo wir in der Vergangenheit von der Steigerung landwirtschaftlicher 
Produktion gesprochen haben, werden wir in Zukunft von ländlicher Entwicklung reden mUssen. 
Wo die Maximierung landwirtschaftlicher Produktion uns klar meßbare Ziel größen gegeben hat, 
werden in Zukunft qualitative Aussagen Uber die Wohlfahrt ländlicher Bevölkerungsgruppen zu
sätzliche Entscheidungsvariable in die Entwicklungspolitik einfuhren. Immer öfter werden wir 
zwischen dem Tempo wirtschaftlichen Wachstums und seiner sozialen Qualittit zu wählen haben 1). 

1) Konventionelle Formen der Messung wirtschaftlichen Wachstums sind erneut Gegenstand wis
senschaftlicher Diskussion. Bereits 1963 hat der Verfasser auf die Fragwurdigkeit der Anwen
dung von Nominalpreisen zur Bestimmung von Wachstumsraten hingewiesen (WAPENHANS, 
22, S. 319). 

265 



Nachdem die Menschheit die Kolonialisierung unseres Planeten in absehbarer Zukunft zum Ab
schluß bringen wird, mUssen wir nunmehr lernen, die uns zur VerfUgung stehenden Ressourcen 
intelligenter und rationeller zu verwalten. Allzuoft begegnen wir als Folge agrarwirtschaftlicher 
Interventionen zunehmender Versalzung und Vermarschung von Böden, der Ausbreitung von Krank
heitstrtigern wie der Bilharzia, zunehmender Versteppung als Folge des Überbesatzes mit nomadi
sierenden Viehherden, Klimavertinderungen und Erosionserscheinungen im Gefolge großrtiumiger 
Dschungelrodungen, um nur einige Beispiele zu nennen. Gerade das Gebiet des Umweltschutzes 
ist in vieler Hinsicht noch Neuland. Dennoch werden zukUnftig landwirtschaftl iche Entwicklungs
strategien und auch die vorbereitenden Planungen fUr Einzel produkte Faktoren der Umweltvertin
derung sehr viel direkter berUcksichtigen mUssen, als dies bislang geschehen ist. NatUrlich wird 
auch das wiederum in vielen Ftillen zustitzliche Kapitalaufwendungen erfordern - in einer Situa
tion, in der die methodischen Fragen der volkswirtschaftlichen Bewertung solcher Investitionen 
noch weitgehend ungelöst sind. 

Der technologischen, institutionellen, privatwirtschaftlichen und volkswirtschaftl ichen Betrach
tungsweise agrarwirtschaftlicher Entwicklungsinvestitionen sind soziale und ökologische Dimen
sionen hinzugefUgt worden. Mit der Notwendigkeit, Produktionssteigerungen, soziale Gerechtig
keit und ökologische Bedurfnisse in ein ausgewogenes Priorittitenverhtil tnis zu bringen, werden 
auch gesellschaftl iche Zeitprtiferenzen sttirker in den Fokus entwicklungspol itischer Überlegungen 
gerUckt. Die Wahl zwischen entwicklungspolitischen Zielen wird weniger rechenbar und zuneh
mend qualitativer Natur sein und Uber größere Zeitrtiume hinweggreifen mUssen. Gleichzeitig 
wird es notwendig werden, regionale und globale Übereinstimmungen herbeizufuhren, wie sie 
bislang in der Entwicklungspolitik nicht zu finden sind. "Indem wir eintreten in die globale 
Phase menschlicher Evolution,wird es augenscheinlich, daß jedermann zwei Nationalittiten hat: 
die seines Landes und die des Planeten Erde" (WARD, B. and DUBOS, R., 21, S. XVIII). 

2 Die landwirtschaftliche Entwicklungsarbeit der Weltbank im Überblick 

2.1 Die Finanzierung landwirtschaftl icher Entwicklung 

Als die Weltbank 1) vor nahezu 25 Jahren ihre erste landwirtschaftl iche Anleihe fUr die Einfuhr 
von Landmaschinen vergab, war wohl in noch keinem der damaligen Entwicklungspläne - soweit 
solche uberhaupt vorlagen - von einem Vorrong der Landwirtschaft die Rede. Die ersten FUnf
jahrespläne der Entwicklungsltinder - insbesondere in solchen Löndern, die unmittelbar nach dem 
zweiten Weltkrieg ihre Unabhtingigkeit erkömpft hatten - legten das Schwergewicht auf den In
dustrialisierungsprozeß. Entlassen aus der Vorherrschaft der Kolonialmtichte, wurde Entwicklung 
oft gleichgesetzt mit Industrialisierung. Dabei wurde der Vorrang oft der Schwerindustrie gegeben. 
Die Finanzierung solcher Entwicklungsstrategien erforderte wirtschaftspolitische Maßnahmen, die 
eine Überfuhrung von Ressourcen aus dem Agrarsektor in andere wirtschaftliche Sektoren in großem 
Umfang möglich machten. Nicht nur unzureichende äffentliche Investitionen und das Fehlen von 
mittel- und langfristigen Kredithilfen fUr den Agrarsektor, sondern insbesondere die Benachteili
gung durch interne negative Terms of Trade verstärkt durch Wechselkursverzerrungen fUhrten zu 
einer Dekapitalisierung oder zumindest einer völlig unzureichenden Investitionsrate in der Land-

1) FUr Zwecke dieses Beitrages schi ießt Bezugnahme auf landwirtschaftl iche Ttitigkeit der Wel t
bank die Ttitigkeit der IDA (International Development Association) ein, die, 1960 ins Leben 
gerufen, 1961 ihre erste Anleihettitigkeit im Agrarsektor aufnahm. Oftmals als "soft window" 
der Weltbank bezeichnet, sind Bewertungskriterien und ProjektausfUhrung .denselben Bedin
gungen unterworfen, wie sie fUr Weltbankprojekte Anwendung finden. FUr Einzelheiten siehe 
WAPENHANS, W., 23, S. 138 - 145, insbesondere S. 140. 
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wirtschaft (z.B. LlEFTINCK, 11, S. 219). Auch die Weltbankanleihen folgten diesem Trend in 
den ersten Jahren ihrer Tl:itigkeit ~ 

Hinzu kam, daß der Begriff des landwirtschaftlichen Entwicklungsprojektes, so wie wir ihn heute 
verstehen, zu jener Zeit noch keinen operativ anwendbaren Inhalt hatte. Landwirtschaftliche Ent
wicklung in den Tropen und Subtropen war bis nach dem zweiten Weltkrieg gemeinhin eine vor
wiegend privatwirtschaftliche Aufgabe gewesen. Natürlich hatten überseeische Kolonialml:ichte 
öffentliche Mittel, insbesondere für die Erstellung von Infrastrukturen, zum Einsatz gebracht. 
Aber die eigentlichen Trl:iger landwirtschaftlicher Entwicklung waren weitgehend überseeische 
Privatinteressen gewesen, oftmals ausgestattet mit quasi-souverl:inen Vollmachten und im wesent
lichen ausgerichtet auf die Erfordernisse der Metropolll:inder. Die Kolonial periode hat vielen 
Entwicklungsll:indern Produktionsstrukturen aufgeprl:igt, die bis in die Gegenwart hinein erkenn
bar sind. 

Mit dem Abbau des Kolonialsystems entstand vielfach zunl:ichst ein Vakuum sowohl in der Ziel
setzung für die zukünftige Agrarentwicklung und in deren Planung als auch in der Ausführung 
von landwirtschaftl ichen Entwicklungsprojekten. Erst allml:ihl ich en.tstanden administrative Struk
turen, die solche Funktionen wieder aufnehmen konnten. Diese waren jedoch im wesentlichen 
auf laufende Programme und auf öffentl iche Infrastrukturinvestitionen ausgerichtet. Daraus er
kll:irt sich auch, daß die Weltbank in den ersten 15 Jahren ihrer landwirtschaftlichen Tl:itigkeit 
(1948 - 1963) lediglich 71 landwirtschaftliche Projekte mit einem Anleihevolumen von 
US % 623 Mio finanziert hat, die weitgehend die Erstellung von Bewl:isserungssystemen zum Ziele 
hatten. 

Anfang der sechziger Jahre, und nachhaltig beeinflußt durch die Gründung der IDA, l:indert sich 
das Bild nicht nur hinsichtl ich des Vorranges der Landwirtschaft in der Ausleihepol itik der Wel t
bank, sondern auch in der Art der Projekte, die nunmehr Unterstützung fanden, und deren Ziel
setzung. In den folgenden fünf Jahren (1964 - 1968) finanzierte die Bank weitere 46 landwirt
schaftliche Entwicklungsprojekte mit einem Ausleihevolumen von US % 585 Mio. Dem Fünf jahres
programm 1969 - 1973 folgend, wurde das Schwergewicht noch nachhaltiger auf den Agrarsektor 
verlagert. In diesen fünf Jahren erreichte die landwirtschaftliche Ausleihetl:itigkeit US % 2,6 Mrd 
für 183 landwirtschaftliche Entwicklungsprojekte. Damit wurde in den letzten fünf Jahren doppelt 
soviel für die landwirtschaftliche Entwicklung getan als in den gesamten 20 vorausgegangenen 
Jahren. Im Haushaltsjahr 1973 allein erreichte der Agrarsektor zum ersten Mal in der Geschichte 
der Weltbank das größte Ausleihevolumen von allen Sektoren, die Unterstützung durch die Welt
bank fanden. Ein Drittel aller Operationen des Haushaltsjahres mit einem Ausleihevolumen von 
US % 938 Mio sind zur direkten Unterstützung des Agrarsektors zur Verfügung gestellt worden. 
Aus den beigefügten Tabellen 1 und 2 sind weitere Einzelheiten über den Anstieg und die Ver
teilung landwirtschaftlicher Anleihen nach Regionen, Sachbereichen und Umfang pro landwirt
schaftlichem Betrieb zu entnehmen. 

2.2 Institutionelle Aspekte 

Diesem Anstieg landwirtschaftlicher Ausleihetl:itigkeit waren langfristige Vorarbeiten seitens 
der Weltbank vorausgegangen. In dem M:lße, in dem die Weltbank ihre volkswirtschaftlichen 
Untersuchungen in Mitgl iedsll:indern intensivierte, setzte sich auch die Erkenntnis des relativen 
Vorranges der Landwirtschaft - oder zumindest ihrer potentiell gefl:ihrl ichen Vernachll:issigung -
im Stab der Bonk selbst durch. Die Befürchtung, daß ehemalige Kolonialll:inder einer auf die 
ehemaligen Metropolll:inder ausgerichteten Agrarpolitik über die Unabhl:ingigkeit hinaus im we
sentlichen folgen würden, wurde immer vernehmlicher. Insbesondere die von der Bank organisier
ten "General Survey"-Missionen trugen dazu bei, auch die Regierungen zunehmend auf diese 
Problemstellung aufmerksam zu machen. Hinzu kam eine rege Tl:itigkeit von Experten-Missionen, 
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die sowohl auf dem Gebiet der Projekt-Identifizierung als auch der Projektvorbereitung tötig 
wurden. Die relativ zunehmende Prioritöt der Landwirtschaft einerseits und die Schwöche oder 
das Fehlen institutioneller Planungsstrukturen in vielen Entwicklungslöndern andererseits, führte 
sehr bald zu der Erkenntnis, daß gerade im Agrarbereich nachhaltige technische Hilfe geleistet 
werden müsse, wenn umfangreiche langfristige Mittel auf diesem Gebiet sachgerecht zur Anwen
dung kommen soll ten. 

Anfang der sechziger Jahre begann der nachhaltige Aufbau einer landwirtschaftlichen Experten
kapazitöt innerhalb der Weltbank. In den Jahren 1960 - 1970 wuchs die Störke des von der Bank 
direkt beschöftigten Agrarexpertenstabes von weniger als zehn auf uber einhundert Fachleute an. 
Hinzu kam 1964 der Abschluß eines formalen Kooperationsprogrammes mit der FAO, unter dem 
die FAO einen eigens fUr Weltbankaufgaben einzusetzenden Expertenstab zur VerfUgung stellt. 
Vordringlichste Aufgabe dieses Programmes ist es, Mitgliedslöndern der Weltbank bei der vorbe
reitenden Planung landwirtschaftlicher Entwicklungsprojekte behilflich zu sein. Dieses Programm 
wird zu 75 % der Kosten von der Weltbank finanziert und stellt als solches subventionierte tech
nische Hilfe dar. Gleichzeitig wurden in störkerem Maße Konsulenten für die Projektvorbereitung 
sowohl als auch fUr Sonderaufgaben in der Bewertungsarbeit der Bank selbst eingesetzt. Die Ein
richtung von permanenten Regionalmissionen der Bank mit landwirtschaftlichen Expertenstöben in 
Ost- und Westafrika bildete eine weitere Komponente der technischen Hilfe fUr die Projektvorbe
reitung. 

DarUber hinaus stellte sich bald heraus, daß auch das Management von landwirtschaftl ichen Ent
wicklungsprojekten sehr viel mehr Aufmerksamkeit erforderte, um termingerechte Fertigstellung 
und planmößige Entwicklung der Produktionsprozesse zu gewöhrleisten. Da die Weltbank sich 
nicht unmittelbar am Management der von ihr finanzierten landwirtschaftlichen Projekte beteiligt, 
wurden drei verschiedene Formen der technischen Hilfe fUr Management entwickelt, unter denen 
die Bank ihren Klienten auch auf diesem Gebiet behilflich sein kann. Mitte der sechziger Johre 
wurde der Agricultural Development Service (ADS) in Nairobi gegründet. Der ADS besteht aus 
einer Gruppe erfahrener Manager, die gegen VergUtung der Kosten unseren Mitgliedslöndern, 
insbesondere im ostafrikanischen Raum, zur Verfügung stehen. Weiterhin schließen Weltbankan
leihen oftmals die Fremdwöhrungskosten fUr auswörtiges Managementpersonal fUr die Initialphase 
eines Projektes ein, so daß Anleihenehmer direkt erfahrene Manager unter Vertrag nehmen kön
nen. In einer Reihe von Föllen wurde jedoch die Erfahrung gemacht, daß bewöhrtes Management
personal nicht bereit war, mit den zustöndigen Regierungsstellen mittel- oder langfristige Arbeits
vertröge ohne eine Rückversicherung seitens der Bank abzuschließen. In einer begrenzten Anzahl 
von Föllen wurde deshalb Managementpersonal von der Bank selbst unter Vertrag genommen und 
unter Secondment - Arrangements den Projektleitungen zur Verfügung gestellt. In jedem Falle 
ist jedoch das Managementpersonal ausschließlich dem Anleihenehmer - oder besser gesagt: dem 
Projekteigentümer - gegenüber verantwortlich. 

Mit der Steigerung der landwirtschaftlichen Anleihetätigkeit der Bank ergab sich die Notwendig
keit, nicht nur das Ressourcenpotential, technische Plöne und alle Aspekte der Finanzierung von 
Agrarprojekten zu untersuchen, sondern insbesondere auch die institutionellen Strukturen und die 
Agrarpolitik der Anleihenehmer zu analysieren. Letztere sind von größter Wichtigkeit für den Er
folg oder Mißerfolg landwirtschaftlicher Entwicklungsinvestitionen. Dies führte zur Einrichtung 
von detail ierten Sektorenanalysen, aus denen Folgerungen für den Ansatz der Bank, darüber hinaus 
aber auch fUr die Entwicklungsplanung einzelner Länder selbst, gezogen werden konnten. Diese 
Sektorenarbeit konzentrierte sich zunächst auf jene Länder, fUr die die Bank aktive und umfang
reiche landwirtschaftliche Operationsprogramme geplant hatte. Sie führte gleichzeitig zu einer 
Verbesserung der Festsetzung von Prioritäten, zu einer Untermauerung der volkswirtschaftl ichen 
Arbeit der Bank durch die geringere Aggregation der Betrachtungsweise, und schließlich damit 
auch zu einer ÜberprUfung und, soweit angebracht, zu einer Revision der bankeigenen Programme. 
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Die Diversifizierung in der Projektfinanzierung, die insbesondere aus der beigefügten Tabelle 1 
zu entnehmen ist, kann zum Teil auf die zunehmende IntensitCit der Sektorenanalyse zurückge
führt werden, insbesondere in den letzten fünf Jahren. 

Diese kurze Übersicht über die Arbeit der Weltbank auf dem Agrarsektor wCire unvollstCindig, 
wenn nicht die Rolle der Bank in der Beilegung des Indus-Disputes, der aus der Teilung Indiens 
1947 resultierte, zumindest erwCihnt würde. Über neun Jahre hinweg hat die Bank als Mediator 
das GesprCich zunCichst über die Entwicklung und spCiter die Teilung der Indus-Wasser im Gange 
gehalten, bis im September 1960 die Indus-Water Treaty unterschrieben wurde 1). Als Admini
strator des Indus Basin Development Funds 2) bestellt, hat die Weltbank dann die Durchführung 
der für die Teilung der Indus-Wasser notwendigen Bauvorhaben in Pakistan in den sechziger Jah
ren geleitet. 

Die Indus Water Treaty und das internationale Abkommen zur Gründung des Indus Funds befaßten 
sich ausschließlich mit den Folgen der Teilung der Indus Wasser und hatten technische Lösungen 
zum Inhalt, die eine Benachteiligung Pakistans gegenüber dem zu der Zeit bestehenden Entwick
lungsstand durch die Umleitung der drei östlichen Flüsse nach Indien verhindern sollten. Sie schlos
sen nicht die langfristige Entwicklung der Pakistan verbleibenden Land- und Wasserressourcen 
ein. Im Einvernehmen mit der pakistanischen Regierung hat die Bank als Administrator des Indus 
Funds dann in den Jahren 1963 - 1967 eine umfassende Planungsstudie über die Entwicklung der 
Wasserressourcen für die Landwirtschaft und die Energieversorgung Pakistans unternommen. Es ist 
wohl die umfassendste sektorale Planungsstudie, die je zur Durchführung gekommen ist. Sie führte 
zu Empfehlungen für die weitere Entwicklung der physischen Ressourcen des Indusbeckens in Paki
stan bis zum Ende des 20. Jahrhunderts. Zentral für die integrierte Entwicklung der Wasser- und 
Energieressourcen - letztere sind besonders von Bedeutung für die Nutzung von Grundwasser und 
die Absenkung des Grundwasserstandes - über ein Gebiet von rund 14 Mio Hektar, war die Er
stellung des Tarbela-Dammes am Indus-Fluß selbst (LiEFTINCK, P. u.a., 11). Der Bau des Tar
bela-Dammes ist mittlerweile weit vorangeschritten und auch die anderen Komponenten des Planes 
haben im Grunde ihre Gültigkeit behalten. Die politischen Wirren der letzten Jahre und die 
Flutkatastrophe der letzten Wochen haben allerdings dem zeitlichen Rahmen und auch mancher 
PrioritCit einen Stoß versetzt. 

Ich habe eingangs bereits darouf hingewiesen, daß dos, was gemeinhin als "Grüne Revolution" 
bezeichnet wird, uns noch keineswegs aus der Sorge um die zukünftige ErnCihrungsgrundlage der 
Weltbevölkerung entlossen hat. Die Erfolge mexikanischer Weizensorten und philippinischer 
Reissorten, die zur PrCigung dieses Schlagwortes geführt hoben, benötigen verlCißliche BewCisse
rungssysteme zusammen mit verbesserten Kulturmaßnohmen und reichlicheren Düngergaben. Sie 
sind das Resultat langfristiger und gezielter Forschungsvorhaben, die über viele Jahre hinweg 
von privaten Stiftungen wie der RockefeIler und der Ford Foundation finanziert worden waten. 
Ausgaben für die landwirtschaftliche Forschung in den gemCißigten Zonen haben auch in der Ver
gangenheit ein Vielfaches dessen ausgemacht, was für die Forschung in den tropischen und sub
tropischen Entwicklungsl!:indern zur Verfügung gestell t wurde. Hinzu kommt, daß die Agrarfor
schung in den Tropen in der Vergangenheit vorwiegend auf Expartprodukte wie Naturgummi, 
Ölpalmen, Baumwolle und dergleichen ausgerichtet war und in viel geringerem Iv\aße auf ein
heimische Bedürfnisse und die Ern!:ihrungsgrundlage der Entwicklungsl!:inder selbst. Aus diesen 

1) Der geschichtliche Hintergrund, der zur Rolle der Weltbank als Indus-Treaty Mediator geführt 
hat, ist in anschaulicher Weise von James MORRIS dargestellt worden (18, insb. S. 199 ft). 

2) Gleichzeitig mit der Indus Treaty wurde ein internationales Abkommen unterzeichnet, das 
die Erstellung und Finanzierung des Indus Basin Development Fund zum Gegenstand hatte. 
Auch die Bundesrepublik ist Signator dieses Abkommens. 
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Überlegungen heraus begann die Weltbank 1970 mit vorbereitenden Arbeiten zur GrUndung einer 
konsultativen Gruppe fUr internationale Agrarforschung. In enger Zusammenarbeit mit der FAO, 
dem UNDP und den Stiftungen wurde die konsultative Gruppe gegrUndet und hielt ihre erste Kon
ferenz 1971 in Washington (McNAMARA, R.S., 15, S. 66). Ziel dieser Gruppe, der auch die 
Bundesrepublik Deutschland angehtSrt, ist es, Mittel fUr den Ausbau bestehender und die Erstel
lung neuer internationaler Forschungszentren zur VerfUgung zu stellen 1). Die technische und 
wissenschaftliche Beratung der konsultativen Gruppe wird durch ein Technical Advisory Committee 
(TAC) gewiihrleistet, fUr das die FAO die Sekretariatsverpflichtungen ubernommen hat. 

Damit mtSchte ich diesen notwendigerweise kurzen und unvollstiindigen Überblick uber das, was 
die Weltbank auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Entwicklung in den ersten 25 Jahren ihres 
Bestehens getan hat, abschließen 2). Aus diesem Überblick geht wohl hervor, daß das Schwerge
wicht in den ersten Jahrzehnten auf der Entwicklung der physischen Ressourcen lag. Dennoch 
wurden daruber der institutionelle Rahmen und die wirtschafts- und agrarpolitischen Akzente 
nicht außer acht gelassen. Die sozio-tSkonomischen Bedurfnisse der liindlichen BevtSlkerung als 
Ganzes sind erst in den letzten fUnf Jahren stiirker in den Vordergrund gerUckt. Auf viele der 
sich daraus ergebenden Fragen haben wir bislang keine Antworten. 

3 Erfahrungen und Erkenntnisse 

3.1 Agrarprotektionismus und Entwicklungsprioritiit 

Die niedrigen Wachstumsraten landwirtschaftlicher Produktion in den meisten Entwicklungsliindern 
sind bereits erwl:ihnt worden. Ich habe auch bereits darauf hingewiesen, daß Entwicklungsliinder 
selbst hiiufig der Landwirtschaft eine nachgeordnete Prioritiit eingeriiumt haben. Die Haltung der 
Liinder in dieser Frage verdient jedoch eine etwas grUndlichere Betrachtung. V. w. RUn AN hat 
erst kUrzlich wieder betont (19, S. 31), daß der landwirtschaftliche Protektionismus der entwickel
ten Liinder wesentlich zum Disequilibrium in der Weltlandwirtschaft beitriigt. Die resultierenden 
Verzerrungen in Faktor- und Produktpreisen wirken sich oft negativ auf volkswirtschaftliche Er
tragsraten in der Landwirtschaft aus. Damit wird dieser Bereich der Entwicklungswirtschaft sowohl 
in den Augen der Planer als auch der Entscheidungstriiger als ftSrderungswUrdiges Wachstumsseg
ment weniger attraktiv. Die Agrarpolitik vieler Entwicklungsliinder ist denn auch hiiufig durch 
eine eigentdmliche Mischung von Elementen der Entwicklungs- und der Kompensationspolitik ge
kennzeichnet, ohne daß eine klare Zielsetzung erkennbar ist, es sei denn, daß man der Land
wirtschaft die universale Wohlfahrtsfunktion der Arretierung großer BevtSlkerungsmassen auf dem 
Lande zumißt. 

1) Seit der Grundung der konsultativen Gruppe wurde bereits ein neues Forschungszentrum ge
grUndet (International Crops Research Institute for the Semi-Arid Tropics - ICRISA - mit Sitz 
in Indien), wiihrend die vorbereitenden Arbeiten fUr ein weiteres Zentrum in Kenia weit vor
angeschritten sind. DarUber hinaus wurden Forschungsprogramme bestehender Institute finan
ziert. 

2) Die riiumliche Begrenzung dieses Beitrages macht es dem Verfasser nicht mtSglich, hier auf die 
Tiitigkeit der Bank einzugehen, die in indirekter Weise der landwirtschaftlichen Entwicklung 
dienen, wie liindlicher Straßenbau, Energieversorgung, landw. Ausbildungswesen etc. FUr 
eine Übersicht hierUber bis einschließlich 1971 wird auf das Sector Working Paper (World 
Bank, 24) verwiesen. Daruber hinaus kann hier nicht auf die Arbeit des von der Weltbank 
unterhaltenen Economic Development Institutes eingegangen werden, an dem jiihrlich zahl
reiche Fachleute aus Entwicklungsliindern Verfahren der landwirtschaftlichen Projekt- und 
Sektoranalyse studieren. 
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In den fünfziger und sechziger Jahren wurden diese Tendenzen noch durch die Ausfuhr des land
wirtschaftlichen Überschußproblems der entwickelten Länder verstärkt (HEADY, 9, S. 639). Die 
Alternativen der billigen Einfuhr von Agrargütern oder der Ausfuhr solcher Güter angesichts nie
driger internationaler Preise, ließen die Zuordnung von Ressourcen zum landwirtschaftlichen Ent
wicklungsprozeß als wachstumspolitisch fragwürdig erscheinen. Hinzu kam, daß eine Politik der 
niedrigen Agrarpreise dem Drang der Entwicklungsländer zur Industrialisierung entgegenkam. 

Bekannte Methoden der Projektevaluierung sind jedoch implizit wachstumsorientiert. Welche 
Methode man auch wählt, alle haben die Messung und Aggregation von Nutzen und Kosten durch 
die Applikation von adjustierten Preisen zum Gegenstand. 

Durch unterschiedliche Diskontraten versucht man, gesellschaftlicher Zeitpräferenz gerecht zu 
werden. Um Transferverzerrungen im Rahmen der partiellen Analyse weitgehend zu neutralisieren, 
werden sogenannte Schattenpreise in die Kalkulation eingeführt (TINBERGEN, 20, S. 85 - 86). 
Für Agrargüter werden solche Preise bisher im wesentlichen von internationalen Preisen abgeleitet 
(GITTINGER, 8, S. 39). UTTLE und MIRRLESS (12) haben uns in dieser Hinsicht mit dem Vor
schlag der Disaggregation der "Tradables" und der "Nontradables" auch nicht viel weiter gehol
fen, nur kann man zu ihrer Verteidigung wohl sagen, daß sie sich im wesentlichen mit der Eva
luierung von industriellen Projekten befaßt haben. Der Agrarprotektionismus der entwickelten 
Länder hat somit über die Erhaltung eines niedrigen internationalen Preisniveaus direkten, wenn 
auch nicht unmittelbar augenscheinl ichen Einfluß genommen auf den Umfang und die Orientie
rung landwirtschaftlicher Entwicklungsinvestitionen in den Entwicklungsländern. Auch die Pro
jektevaluierungsarbeit der Weltbank unterliegt diesen Zwangsläufigkeiten und damit schließlich 
auch der Umfang und die Orientierung ihres landwirtschaftlichen Investitionsvolumens. 

3.2 Konsistenz der Wirtschafts- und Agrarpolitik 

Die Einführung von Schattenpreisen wirft jedoch weitere Fragen auf, die insbesondere die Konsi
stenz interner Agrar- und Wirtschaftspolitik betreffen. Was wir für analytische Zwecke als "reale" 
Werte betrachten, ist für den Nutzn ießer einer Entwicklungsinvestition irrelevant. Für ihn setzen 
die "nominalen" Preise die entscheidenden Signale für sein wirtschaftliches Verhalten. Da der 
Erfolg landwirtschaftlicher Entwicklungsprojekte letztlich jedoch von der positiven Reaktion Ein
zelner auf die Zuordnung weiterer Ressourcen und damit einer erweiterten Verfügbarkeit der Fak
torkombination abhängt, ist es von überragender Wichtigkeit, daß die agrarpolitischen, wirt
schaftspolitischen und sozialpolitischen Signale in die gleiche Richtung weisen und darüber hinaus 
richtig gedeutet werden. Leider ist damit jedoch in den wenigsten Fällen zu rechnen. Ich mächte 
diese Zusammenhänge an einem Beispiel demonstrieren, das der Wirkl ichkeit entnommen ist. Neh
men wir an, daß die komparativen Vorteile eines Landes in der Baumwollproduktion unter Bewäs
serung und in der Rindfleischproduktion unter extensiven Weidebedingungen liegen. Umfangreiche 
Bewässerungsinvestitionen wurden vorgenommen, um die Baumwollerzeugung zu fördern. Gleich
zeitig wurde der Futtergetreidebau gefördert, um die Zufütterung für die Fertigmast von Rindern 
zu sichern. Bevor diese Maßnahmen sich voll auswirken konnten, kam man zu dem Schluß, daß 
es sozialpolitisch wünschenswert sei, Kleinbauern in Notstandsgebieten zu unterstützen. Als Form 
fUr diese Unterstützung wurde eine nachhaltige Erhöhung des Maispreises gewählt, da Mais die 
wesentl ichste Produktion in den unterstützungsbedürftigen Gebieten darstellte. 

Durch diese Maßnahmen wurden bestehende Preisrelationen nachhaltig verschoben. Nunmehr 
wurde Mais in den Bewässerungsgebieten mit sehr viel weniger Arbeitsaufwand und größerem Ka
pitaleinsatz angebaut. Die Maispreiserhöhung kam somit in erster Linie den wohlhabenderen 
Bauern zugute; gleichzeitig aber wurden die Ausfuhrerlöse aus der Baumwollerzeugung rückläufig. 
Desweiteren führte die Erhöhung der Maispreise zu einer allgemeinen Anhebung der Futtergetrei
depreise, die ihrerseits die Rindermast verteuerte. Darauf wurde zunächst mit einer Verringerung 
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der Rinderherden reagiert, die wiederum das Exportangebot herabsetzte. Schließlich entstand 
eine MaisUberschußproduktion, die nur unter finanziellen Verlusten fUr den Fiskus exportiert 
werden konnte. Damit wurden letztlich ausltlndische Konkurrenten, deren Produktion auf Mais 
basierte, von einem Entwicklungsland subventioniert. 

Auch finanz- und steuerpolitische Maßnahmen können tlhnlich widersprUchliche Resultate erzeu
gen (McKINNON, 13, S. 133). So ist es z.B. nicht selten, daß an Stelle einer sinngerechten 
Bodenbesteuerung eine ad-valorem Steuer auf Agrarexporte gelegt wird, die exportbezogene 
Agrarpreise intern druckt und somit kaum Anreize zu intensiverer Bodennutzung bietet. 

Eine solche Form der Besteuerung ist einfach zu verwalten, aber sie kann und hat dazu gefUhrt, 
daß das Ausfuhrangebot von Agrarprodukten quantitativ und qualitativ rUckltlufig wurde. Die 
Projektevaluierung muß natUrlich solche Gesichtspunkte mit in Erwtlgung ziehen, denn das best
geplante Projekt muß scheitern, wenn der wirtschaftspolitische Rahmen nicht die richtigen Signale 
setzt. Es wird jedoch immer eine Frage des Urteilsvermögens in der jeweils spezifischen Situation 
bleiben, inwieweit Resultate diesbezUglicher Analysen in Zusammenhang mit der Projektevaluie
rung zu einer Verbesserung wirtschaftspolitischer Maßnahmen fuhren werden, da hier zweifels
ohne einer der sensibelsten Punkte im EntwicklungsgeschCift Uberhaupt - nCimlich der der souve
rtlnen Gestaltung interner Politik - angeschnitten wird. Dennoch, wenn man von entwickelten 
Ltlndern eine Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe und einen Abbau des Agrarprotektionis
mus erwartet, so darf man nicht verwundert sein, wenn eine entwicklungsfremde Wirtschaftspoli
tik der Entwicklungsltlnder zunehmend Gegenstand der Analyse und konstruktiven Kritik wird. 
Darauf werden natUrlich jene Ltlnder, in denen machtvolle Interessengruppen an der Beibehaltung 
des status quo am meisten interessiert sind, am empfindlichsten reagieren. 

3.3 Sozialstrukturen und Breitenwirkung 

Auch die Weltbank ist nicht verschont geblieben von Kritik, die ihr vorwirft, die sogenannten 
"second generation"-Probleme mit heraufbeschworen zu haben. Die Kritik zielt in erster Linie 
darauf ab, daß die Transferierung von verbesserter Technologie im Zusammenhang mit gezielten 
Entwicklungsinvestitionen zwar fUr einige wenige nachhaltige Verbesserungen gebracht hat, im 
wesentlichen aber ohne große Breitenwirkung geblieben ist. Die Finanzierung landwirtschaftlicher 
Mechanisierung durch Kreditprogramme liefert fUr diese Art der Diskussion ein typisches Beispiel. 
Dabei ist unter Mechanisierung nicht nur der Schlepper, sondern ebenso der Tiefbrunnen und an
dere Mechanisierungsformen zu verstehen. Ein gesteigerter Mechanisierungsgrad ist fUr die Er
zielung höherer Anbauintensittlten und die Anwendung verbesserter Sorten oftmals unumgtlnglich. 
Dennoch sollte die EinfUhrung der Mechanisierung verbunden sein mit Maßnahmen, die die unbe
sonnenen Substitutionen von manueller Arbeit durch Kapital verhindern und damit eine Verschlech
terung der Einkommensverteilung vermeiden. Beides ist versucht worden. Drei Ansatzpunkte waren 
dabei von besonderer Bedeutung: 1. die Preisgestaltung fUr Elemente der Mechanisierungi 2. die 
Orientierung bzw. Reorientierung der Agrarkreditpolitiki und 3. die EinfUhrung neuer Unterneh
mensformen. Wechselkursverzerrungen können dazu fUhren, daß eingefUhrte Landmaschinen fUr 
den Bauern in einem Entwicklungsland relativ billig sind. Ausgleichende Maßnahmen wie Einfuhr
oder Kraftfahrzeugsteuern stoßen gewöhnl ich auf starken Widerstand von einflußreichen Grundbe
sitzern. Das Ergebnis ist dann in der Regel eine Überkapitalisierung des Klein- und Mittelbetrie
bes und eine Reduzierung der ArbeitsplCitze auf dem Großbetrieb. Diese Tendenz wird weiter 
unterstUtzt durch eine Politik der niedrigen ZinssCitze aber hoher Kreditsicherheiten, die wieder
um den Mittel- und Großbetrieb zu einer kapitalintensiven Betriebsweise einladen. Dabei werden 
Agrarkreditsubventionen in der Regel damit gerechtfertigt, daß die notleidende Landbevölkerung 
- insbesondere der Kleinbauer - höhere Belastungen nicht tragen könne. In Wahrheit kommt je
doch der wohlhabende Bauer in den Genuß subventionierter Kredite, wtlhrend der Kleinbauer auf 
den privaten Geldverleiher angewiesen bleibt, der ein Vielfaches dessen an Zinsen verlangt, was 
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angemessen und im institutionellen Kreditsystem eines Landes ublich ist. Es ist noch nicht einmal 
auszuschließen, daß subventionierte Agrarkredite teilweise zu horrenden S/:itzen weiterverl iehen 
werden an jene, die den hohen Anforderungen fUr Kreditsicherheiten nicht gerecht werden kön
nen. Auch Kreditmaturit/:iten sind in der Regel nicht abgestimmt auf die Produktivit/:it und Lebens
dauer der zus/:itzl ichen Investition, sondern werden oftmals durch administrativen Beschluß fUr die 
Agrarkreditinstitute festgesetzt. Auch der Versuch, Unternehmensformen einzufUhren, die eine 
gemeinschaftliche Nutzung von Traktoren oder auch Tiefbrunnen möglich machen, stoßen oft auf 
h/:irteste Widerst/:inde seitens etablierter Grundbesitzer, die ihre Handlungsfreiheit in keinster 
Weise eingeschr/:inkt sehen möchten. 

Wenn man jedoch einer Erhöhung der Traktorpreise uber angemessene Fiskalmaßnahmen sowie 
einer Erhöhung der Zinss/:itze im Interesse des Kleinbauern das Wort redet, so wird man mangeln
den Verst/:indnisses fUr die Notlage der Landwirtschaft bezichtigt; wenn man eine Herabsetzung 
der Kreditsicherheiten mit dem gleichen Ziele verlangt, so wird man ungl/:iubig als unseriöser 
Bankier abgetan; wenn man gar die EinfUhrung von privaten oder gemeinschaftlichen Dienstlei
stungskleinbetrieben fUr die verschiedensten Formen der Mechanisierung vorschl/:igt, um Land
losen neue Existenzmöglichkeiten zu eröffnen, so wird man entweder als Neoliberaler bel/:ichelt 
oder als Sozial ist verd/:ichtigt. 

Und das alles mit einigem Recht, denn diese Konzeptionen possen oft nicht in die zur Zeit herr
schende Soziallandschaft, die gekennzeichnet ist durch durchgehende Machtstrukturen im Dorf, 
in der Kreditgenossenschaft, im Vermarktungswesen, ja selbst im Parlament und in der Exekutive. 
Es ist nicht die Schuld gezielter Entwicklungsinvestitionen ausl/:indischer Geber oder der begrenz
ten Erfolge der sogenannten GrUnen Revolution, daß bestehende wirtschaftliche Machtstrukturen 
der Verteilung des unzureichenden Agrarkredites an die Wohlhabenden Vorschub leisten, daß 
Bodenreformgesetzgebungen, die in den meisten L/:indern vorl iegen, nicht ausgefUhrt oder umgan
gen werden, daß traditionelle Pachtsysteme unzureichende Existenzsicherheiten bieten (siehe 
auch BORLAUG und ARESVIK, 3, S. 401). Es ist vielmehr das vielleicht größte Verdienst die
ser begrenzten Erfolge, daß sie zu einer viel sch/:irferen Akzentuierung dieser wirtschaftlichen 
Machtstrukturen und der daraus resultierenden sozialen Ungleichheiten gefUhrt haben, denn 
jetzt können sie nicht mehr Ubersehen und ohne pol i tische Kosten vernachl/:issigt werden. 

Weitere Beispiele I ießen sich fUr die Inkonsistenz bestehender Agrar- und Wirtschaftspol itik und 
der hemmenden Wirkungen uberkommener Sozialstrukturen anfuhren. In dem Versuch, einen bes
seren wirtschafts- und sozialpolitischen Rahmen fUr die Entwicklung ländlicher Gebiete zu schaf
fen, darf nicht außer acht gelassen werden, daß wir es mit der doppelten Zielsetzung einer Ver
besserung der Sozialstruktur und der rapiden Erhöhung der Produktivit/:it und der Produktion der 
Landwirtschaft zu tun haben. Ich habe bereits eingangs darauf hingewiesen, daß dieser Dualis
mus der Ziele zu kurz- und mittelfristigen Konfl iktsituationen fuhren kann, in der die Prioritäten 
in zunehmendem Maße durch politische Realit/:iten und nicht durch die Planungsspiele wohImoti
vierter Entwicklungstechnokraten gesetzt werden. In dem Maße jedoch, in dem sich das interna
tionale Preisniveau fUr AgrargUter irreversibel anheben wird 1), werden auch wirtschafts- und 
sozialpolitische Zielsetzungen und Maßnahmen eher zu harmonisieren sein. "Hat der Bauer Geld, 
hat's die ganze Welt"; dieses Sprichwort wird sich inbesondere in den Entwicklungsländern be
wahrheiten, in denen die ländlichen Gebiete die größten unerschlossenen Märkte fUr die einhei
mische Industrialisierung bieten. Landwirtschaftliche Stagnation hat sich immer wieder als die 

1) Hierzu ist wieder BOMBACH (2, S. 10) anzufUhren, der zur Auslösung der Substitutionspro
zesse auf vorausgehende Verknappung mit steigenden Preisen hinweist. Zumindest in begrenz
tem Rahmen sind diese Prozesse bereits in der Erzeugung synthetischer Beimischungen fUr Fut
termittel etc. angelaufen. 
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wesentlichste Bremse fUr den gesamten Wachstumsprozeß erwiesen (CRAWFORD, 4, S. 104). Und 
wenn MIKESElL (17, S. 145) von der Wiederentdeckung der Landwirtschaft durch die Entwick
lungsplaner spricht, so ist das nur symptomatisch dafUr, daß sich diese Erkenntnis mehr und mehr 
durchsetzt. 

3.4 Institutionelle Begrenzungen der Projektkonzeption 

Aber auch wenn die wirtschafts- und agrarpolitischen Voraussetzungen fUr eine gesunde Entwick
lung gegeben sind, so bleiben noch wesentliche Aspekte zu berucksichtigen, die fUr den Erfolg 
einer landwirtschaftlichen Entwicklungsinvestition genau so entscheidend sein können. Unsere 
Erfahrungen haben gelehrt, daß es in der Regel nicht genug ist, ein oder zwei Entwicklungsfak
toren zu verCindern. BewCisserungseinrichtungen allein fuhren selten zum erwUnschten Erfolg, wenn 
nicht gleichzeitig Versorgungs- und Vermarktungssysteme verbessert werden und zielgerechte 
Agrarkreditprogramme betriebliche Verbesserungen ermöglichen. Von der Weltbank unterstUtzte 
Landwirtschaftsprojekte sind deshalb im Laufe der Zeit umfassender und weitergehend horizontal 
und vertikal integriert formuliert worden. Die Begrenzungen, die sich hier auftun, sind in erster 
Linie institutioneller Natur. Je umfassender und je weiter integriert ein Projektkonzept ist, umso 
dringlicher wird die Koordination von projektbedingten AktivitCiten verschiedenster amtlicher 
Stellen. Aber gerade eine solche Koordination ist oft außerordentlich schwer zu erreichen. Das 
Konzept des integrierten landwirtschaftlichen Entwicklungsprojektes paßt gewöhnlich nicht in die 
administrative Struktur eines Landes. ZustCindigkeiten sind uber eine Reihe von Ministerien ver
streut und PrioritCiten sind aufeinander abgestellt. Der oft gewCihlte Ausweg eines neuen parafis
kalischen Gebildes ist von HIRSCHMAN (10, S. 153 ff) mit Recht als ein Hybrid bezeichnet wor
den, dem oft vorgeworfen wird, lediglich ein "smoke screen" fUr Hörigkeit gegenUber dem "inter
nationalen Establishment" zu sein. Daß derartige Vorwurfe lediglich tendenziös sind, bedarf sicher 
keiner weiteren BegrUndung. Dennoch bleibt zu bedenken, daß das projektbezogene Aneinander
reihen von neuen administrativen Strukturen schließlich zur Aushöhlung der bestehenden Verwal
tung fuhren muß und deshalb natUrlieh von derselben bekCimpft wird. Es ist deshalb ratsam, vor
sichtig mit der Einfuhrung von neuen Projektbehörden umzugehen und sie nur dann zu empfehlen, 
wenn alle anderen Formen der Koordination keine Aussicht auf Erfolg versprechen. 

Das integrierte landwirtschaftl iche Entwicklungsprojekt in der zuvor beschriebenen Art ist darUber 
hinaus kapital- und personalaufwendig. Es konzentriert knappe Ressourcen auf einen begrenzten 
Raum und auf eine begrenzte Gruppe von Nutznießern. Damit fehlt ihm die Breitenwirkung, wenn 
es nicht wiederholbar ist. Selbst wenn das notwendige Kapital aufgebracht werden könnte, so ist 
es immer noch eine Frage, die bisher wenig Beachtung gefunden hat, ob die Konzentration des 
einheimischen technischen Personals in dem notwendigen Umfang gerechtfertigt ist. Unsere Pro
jektbewertungsmethoden sogen bislang wenig oder gar nichts aus Uber die negativen Effekte einer 
Umgruppierung solchen Personals im Lande selbst. Dabei bestehen natUrlieh auswCirtige Geber 
auf eine ausreichende Personal besetzung ihres jeweiligen Projektes. Viele EntwicklungshilfetrCi
ger verlangen die Abstellung von "Counterpart"-Personal nicht nur fUr Kapitalprojekte, sondern 
noch hCiufiger fUr technische Hilfe, Projektplanungsarbeiten und dergleichen mehr. Solches Per
sonal kann aber nur von den regierungseigenen Programmen abgezogen werden, die nicht Gegen
stand auswCirtiger Hilfe sind. Ein unkoordiniertes Nebeneinander wohl motivierter Geber kann da
mit Entwicklungsltlnder vor nahezu unlösbare Personalprobleme stellen, von denen gewöhnlich 
nicht gesprochen wird oder die nur unzureichend berucksichtigt werden. 

3.5 Partnerschaft in der ICindlichen Entwicklung 

In dem Maße, in dem wir uber die landwirtschaftliche Entwicklung hinaus zur Entwicklung ICind
licher RCiume in ihrer Ganzheit kommen mUssen, werden die oben angedeuteten Probleme sich 
noch vervielfachen. Entwicklung, die abzielt auf den Klein- und Kleinstbauern und deren Lebens-
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raum in all seinen wirtschaftl ichen und sozialen Manifestationen, verlangt einen größeren Perso
naleinsatz zur Übertragung von Technologie, fUr alle Bereiche der Verteilungs- und Vermark
tungssysteme, und fUr alle Formen der Entwicklungsfinanzierung einschi ießlich der Verwal tung 
von Kleinstkrediten. Gerade fUr diese Form der Entwicklung werden wir neue Strukturen, insbe
sondere die der dezentralisierten Koordination, finden mUssen. Bislang stehen die Antworten auf 
diese Fragen noch weitgehend aus. In erster Linie kommt es natUrlich auch hier wieder auf den 
politischen Willen der Entwicklungslönder selbst an. Harte fiskalpolitische Entscheidungen wer
den zu treffen sein, um einer solchen Entwicklung die nötige finanzielle Basis zu geben. Situa
tionsgerechte Produktions- und Verarbeitungstechnologien werden zu entwickeln sein. Insbeson
dere aber wird es darauf ankommen, ob es den Regierungen gelingt, die löndliche Bevölkerung 
auf breitester Front zur Selbsthilfe zu motivieren. 

Gerade auf dem Gebiet der löndlichen Entwicklung mUssen die Entwicklungslönder ihre eigenen 
Formen und Strukturen finden und die gefundenen Lösungen als ihre eigenen akzeptieren können. 
Auswörtige UnterstUtzung in Form von technischer Hilfe einschließlich problembezogener For
schung, Trainingsprogramme, Managementpersonal und natUrl ich langfristige Finanzierung können 
dabei von unschötzbarem Wert sein. Diese UnterstUtzungen sollten zielgerecht und mit der nöti
gen Sensitivitöt gegeben werden. Ich habe es immer als bedrUckend empfunden, wenn mir auf 
meinen Reisen ein Projekt als "Weltbankprojekt" vorgefUhrt wurde. Es darf in dem Sinne keine 
Weltbankprojekte geben, sondern nur Entwicklungsprojekte der Lönder selbst, die als unterstUt
zungswUrdig akzeptiert werden. Als internationales Entwicklungsinstrument ist es naturl ich Aufgabe 
der Weltbank, immer da zu helfen, wo es am nötigsten ist. Trotz der Begrenztheit der der Bank 
zur VerfUgung stehenden Kapitalmittel und der durch die Verfassung gesetzten Limitationen kann 
dals Institut auf beachtl iche Erfolge zurückblicken. In ihrer Arbeit hat die Bank Entwicklungsfinan
zierung nicht als eine Wohlfahrtsbeziehung, sondern als eine Partnerschaft aufgefaßt, unter der 
sich ein konstruktiver und objektiver Dialog entwickeln konnte. Daß es dabei oftmals zu hartem 
Ringen um essentielle Aspekte der Entwicklungsstrategie eines Landes kommen kann, ist genau 
so selbstverstöndlich wie die Tatsache, daß nicht alle vorgetragenen InvestitionswUnsche akzep
tiert werden können. In solchen Situationen muß sich die Tragföhigkeit des Partnerschaftsverhölt
nisses erweisen. Es wird um so belastungsföhiger sein, je objektiver die Arbeit des Instituts ausge
richtet ist. Wenn die Weltbank heute einen Ruf genießt, der Uber das hinausgeht, was das rein 
quantitative Ausleihevolumen erwarten lassen wUrde, so ist das sicherl ich dieser Objektivitöt zu 
verdanken. 
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Tabelle 1: Weltbank und IDA Anleihen zur fOrderung der landwirtschaft: Regionale und subsektorale Verteilung (in Mill. US I) 

Landw. Kredit I Landw. Industrien 
! 

Bewässerung Viehhal tung Allgemeine : 
Landwirtschaft 1) 

Anzahl d. Betrag Anzahl d. Betrag Anzahl de. Betrag , Anzahl d. Betrag Anzahl d. Betrag An: 
1948 - 63 Projekte Projekte Projekte Projekte Projekte Pr, 

Ostafrika 3 48,0 4 12,1 
Westafrika 
Asien 22 322,0 1 1,0 2 13,6 
[uropa, Mittl. Osten 

u. Nordafrika 8 116,7 3 6,4 
lateinamerika u. 

Karibische Länder 4 45 5 1 LLO 3 15.0 2 
__ 8 

14 261 8 I 
Insgesamt n 532,2 2 8,0 3 15,0 2 ,8 23 58,9 

, 
I 

id 52,1 85,4 2,8 1,2 4,2 2,4 2,8 0,1 32,4 9,4 
, 

1964 - 69 

Ostafrika 2 8,6 5 18,0 
Westafrika 1 18,0 
Asien 8 174,9 3 42,0 2 33,2 
[uropa, MitU. Osten 

u. Nordafrika 1 15,3 3,4 5 45,4 1,3 
Lateinalll8rika u. 

Karibische Länder 4 59,5 9 101.8 3 43,0 1 5.0 

Insgesamt 13 249,7 9 105,2 13 139,0 9 75,5 
id 28,3 42,7 19,6 18,0 28,2 23,8 19,6 12,9 

1969 - 73 

Ostafrika 4 79,3 10 51,3 1 6,0 1 6,3 9 71,9 
Westafrika 2 11,4 2 6,4 3 14,8 20 109,1 
Asien 18 339,0 3 18,1 11 274,9 4 33,0 15 273,1 
[uropa, MitU. Osten 

u, Nordafrika 12 361,9 5 79,5 6 87,5 3 96,0 
Lateinall8rika u. 

Karibische Länder 3 23~O 19 348.6 3 29L7 2 84,0 3 26~8 

Insgesamt 39 814,6 39 503,9 24 412,9 10 219,3 47 480,9 
id 21,3 31,3 21,3 19,4 13,1 15,9 5,5 8,4 25,7 18,5 

1948 - 73 

Ostafrika 7 127,3 10 51,3 3 14,6 1 6,3 18 102,0 
Westafrika 2 11,4 2 6,4 3 14,8 21 127,1 
Asien 48 835,9 4 19,1 14 316,9 4 33,0 19 319,9 
[uropa, MitU. Osten 

u. Nordafrika 21 493,9 5 82,9 11 132,9 3 96,0 3 7,7 
Lateinamerika u. 

Karibische Länder 11 128.0 29 457.4 9 81.7 4 848 18 58.6 

Insgesamt 89 1.596,5 50 617,1 40 566,9 12 220,1 79 615,3 
in % 29,7 41,9 16,7 16,2 13,3 14,9 4,0 5,8 26,3 16,2 

1) Einschlie8lich Siedlung, Bodenverbesserung, Klein- und Gri8plantagen etc. 
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rorstwesen Hschereiwesen Mechanisierung Undliehe ~rarforschung b.,._ 11 ,,, 
Entwicklung GesalDtanleihen 

zahl d. Betrag Anllllhi d. Betrag Anzahl d. 8etrag Anzahl d. Betrag Anzahl d. Betrag Anzahl d. Betrag 
~jekte Projekte Projekte Projekte Projekte Projekte 

--~-------~- ----- - _._.-
7 60,1 I 9,6 

c. 
25 }}6,6 i 5~,0 

I 
J 

2 6,2 2 2,0 15 m,3 i 21,1 

2~ 95.1 15~} 

2 6,2 2 2,0 71 623,1 100 
2,8 0,9 2,8 O,} 100 100 

7 26,6 ~,5 
1 18,0 },1 

2 H,7 15 26},8 ~5, 1 

2,0 6 67,4 11,5 

17 209.3 35.8 

2 U,7 2,0 ~6 585,1 100 
4,} 2,} O,} 100 100 

2 7,9 2 16,} 5 33,5 34 272,5 10,~ 
1 1,} 2 6,5 }O 149,5 5,8 

1 8,5 2 15,1 2 6,5 56 968,2 }7,} 

I 
66},1 1 20,0 2 5,5 1 12,7 30 25,5 

2 8.7 1 25.0 }} 5't5 8 21 0 

~ }G,4 7 }O,6 2 16,} 10 71,5 1 12,7 18} 2.599,1 100 
2,2 1,4 },8 1,2 1,1 0,6 5,4 2,7 0,5 0,5 100 100 

2 7,9 2 16,} 5 33,5 48 }59,2 9,4 
1 1,3 2 6,5 }1 167,5 ~,~ 

1 8,5 " 28,6 Z 6,5 96 1.568,6 ~1,2 

} 26,2 2 5,5 2 4,0 1 12,7 51 861,8 22,6 

2 8.7 1 25.0 7" 850.2 2~ 

6 42,6 9 1tIt,} " 20,3 10 71,5 1 12,7 300 }.807,3 100 
2,0 1,1 3,0 ',2 1,3 0,5 3,3 ',9 0,3 0,3 100 100 
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~ Tabelle 2: Verteilung der Projektkosten und Anzahl der geförderten Betriebe nach Umfang der Projektinvestition pro Einzelbetrieb 1) 

A. Auf teilung der Projektinvestitionen 

(20 %-Gruppierung nach Höhe der In
vesti tion pro Betrieb) 

Alle 

(U.S. $ Mill.) 

1.041,0 
992,7 

1.004,7 
988,8 

~ 

Projekte: 4.995,9 

B. Aufteilllng der geförderten Betriebe 

(20 %-Gruppierung nach Höhe der In
westi tion pro Betrieb) 

ill!. 

832.563 
908.950 
820.000 
B82.0oo 
769.000 

Projekte: 4.212.513 

Projektinvesti tion ero Betrieb 

Durchschni tts- Höchst- u. Min-
betrag in US $ destbetrag in US S 

40.}3~ 21.217 - 219.375 
14.905 10.825 - 26.000 
6.041 2.828 - 10.508 
1.124 1.250 - 2.650 

284 11 - 1.246 

1.186 11 - 219.315 

Projektinvesti tion ero Betrieb 

Durchschni tts
betrag in US S 

4.850 
785 
189 

85 

--12. 
1.186 

Höchst- u. Min
destbetrag in US I 

1.250 - 219.375 
379 - 1.246 
112 - 278 
72 - 99 
17 - 47 

17 - 219.375 

Zahl der Zahl· der Projekte 
geförderten Betriebe 

25.958 24 
66.600 20 

166.305 32 
573.100 24 

3.319.950 .l2. 

4.212.513 139 

Gesamterojektin- Zahl der Projekte 
westi tionen in Mill. US S 

4.037,9 100 
713,6 23 
154,8 10 
74,7 3 
~ -I 

4.995,9 139 

1) rUr 139 Projekte, für die das Konzept einzelbetrieblicher rörderung anwendbar ist. Durchschnitts-, Mindest- und Höchstwerte für die Projekte, die im Zeit
raum 1969-73 finanziert wrden. 
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Förderung der Internationalen Agrarforschung 288 

"Entwicklungspol itik ohne Illusionen", so hat mein Vorredner Professor PRIEBE eine kUrzl ich er
schienene Publikation benannt. Dieser Titel könnte den Umkehrschluß zulassen, daß in der Ver
gangenheit eine Entwicklungspol itik verfolgt wurde, die SelbsttCluschungen unterlag, die Wunsch
bildern nachjagte, Luftschlösser verwirklichen wollte und deren Leitbilder sich nicht an den Reali
tClten dieser Welt orientierten. 

1 Die Agrarhilfe - Ein Beitrag zur Sicherung der WelternClhrung? 

Zweifelsohne haben sich die ersten großen Hoffnungen der Entwicklungshilfe nicht erfUllt, wenn
gleich es genauso falsch wClre - und ich glaube auch so meinen Vorredner interpretieren zu kön
nen - daß er mit seiner Forderung nach neuen Wegen, nach der Überprufung gClngiger Vorstellun
gen und dem Festlegen neuer Leitlinien keineswegs die gesamten Entwicklungshilfemaßnahmen 
der Vergangenheit in Frage stell t. 

Im Gegenteil, gerade im Agrarbereich sind die größten Erfolge der Entwicklungshilfe zu verzeich-
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nen. Die "GrUne Revolution" 1), an deren Zustandekommen, wenn auch in bescheidenem Maße, 
die deutsche Agrarhilfe ihren Anteil hat, hat gezeigt, daß dem Hunger in der Welt begegnet wer
den kann, angemessene Versorgung mit den erforderlichen Produktionsmitteln vorausgesetzt. Die 
Erfolge der "GrUnen Revolution" haben, wenngleich sich gegenwiirtig auch wieder stiirker die 
Gegenstimmen mehren, an die Stelle des Malthusschem Pessimismus einem vorsichtigen Optimis
mus Platz gemacht. So gesehen kann der ProduktionsrUckgang bei Getreide im Jahre 1972 als Ab
weichung vom ansteigenden Trend interpretiert werden 2). In diesem Zusammenhang sollen auch 
die vielfiiltigen negativen Begleiterscheinungen der "GrUnen Revolution", die inzwischen in 
einer umfangreichen Literatur ihren Niederschlag gefunden haben, nicht verschwiegen werden. 
Doch sind die Ursachen hierfUr vorwiegend im Bereich der Wiihrungs-, Zoll- und Kreditpolitik zu 
suchen und sollten durch adaequate wirtschaftspolitische Maßnahmen korrigiert werden. Den 
PflanzenzUchter, den landwirtschaftlichen Berater oder den Agrartechniker fUr diese negativen 
Auswirkungen verantwartlich zu machen, hieße den "falschen Hund zu prUgeln". 

Wenngleich hier keineswegs die gesamten Entwicklungshilfeanstrengungen des letzten Jahrzehnts 
in Frage gestellt werden sollen - in den vorangegangenen AusfUhrungen sind bewußt erzielte Er
folge aufgezeigt worden - 50 bin ich jedoch mit meinem Vorredner einig, daß jede Arbeit, jede 
Aktivitiit, in ganz besonderem Maße aber die Entwicklungspolitik, die wie kaum eine andere 
Diszrplin selbst in den Grundlagen noch eine "terra incognita" ist, einer stiindigen Uberprufung 
bedarf. Es mUssen Grundsiitze, ja Konzeptionen laufend durchdacht und in Frage gestellt werden, 
es muß stiindig nach neuen Inhalten der Zusammenarbeit zwischen Industrieliindern und den Liin
dern der Dritten Welt gerungen werden. Die Erfahrungen der Vergangenheit - positiver oder nega
tiver Art - sollen dabei mithelfen, neue Formen der Kooperation zu entwickeln. 

Lassen Sie mich des besseren Verstiindnisses der nachfolgenden AusfUhrungen wegen aber zuvor 
noch einige Bemerkungen Uber Organisation und Zustiindigkeit der deutschen Entwicklungshilfe 
und damit auch der deutschen Agrarhilfe, sowie Uber deren Instrumente und Grundsiitze machen. 

2 Organisation und Instrumentarium der deutschen Agrarhilfe 

Aufgaben und Organisation der Verwaltung auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe sind in klarer 
Form im Bundeshaushaltsplan 1973 beschrieben. Hier heißt es: "Das Bundesministerium fUr wirt
schaftliche Zusammenarbeit nimmt die Aufgaben wahr, die sich fUr den Bund auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe ergeben. Dem Ministerium untersteht die Bundesstelle fUr Entwicklungs
hilfe (BfE), der DurchfUhrungsaufgaben im Rahmen der Technischen Hilfe und der multilateralen 
Hilfe ubertragen werden. Auf dem Gebiet der Technischen Hilfe ist die Deutsche Förderungsge
sellschaft fUr Entwicklungsliinder (GAWI) als Mandatar des Bundes tötig. Die Abwicklung der Ka
pitalhilfe erfolgt im wesentlichen Uber die Kreditanstalt fUr Wiederaufbau (KW)." 

J) Der inzwischen in die internationale Terminologie eingegangene Ausdruck "GrUne Revolution" 
ist mehr als fragwUrdig. Die EinfUhrung hochertragreicher Weizen- und Reissorten in die Land
wirtschaften zahlreicher Entwicklungsliinder ist kein isolierter oder auf wenige Jahre begrenz
ter Vorgang. Es ist vielmehr ein kontinuierlicher Prozeß, der erst im Verbund vielfiiltiger land
wirtschaftlicher Maßnahmen zu einer spurbaren Produktionssteigerung und damit der Verbesse
rung der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in den Entwicklungsliindern fUhrt. In die
sem Sinne wird er in den nachfolgenden AusfUhrungen verstanden. 

2) Haldore HANSON, Director General of CIMMYT (International Center for Maize and Wheat 
Improvement, Mexico). Statement to the Consultative Group on International Agricultural 
Research at the World Bank, Washington 30.7.1973. 
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Das der Administration an die Hand gegebene Instrumentarium der deutschen Entwicklungshilfe 
ist sehr umfangreich und breit gefClchert, wesentlich breiter als beispielsweise der Weltbank. Es 
reicht von der Bereitstellung von Mitteln für die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung über 
die Sozialstrukturhil fe, die Entsendung von SachverstClndigen, die Lieferung von Produktionsmit
teln bis zur GewClhrung von Krediten zu günstigen Bedingungen. Darüber hinaus können Beteili
gungen an nationalen und internationalen Entwicklungshilfeorganisationen, BeitrClge für die Haus
halte internationaler Organisationen und eine Reihe sonstiger Maßnahmen, die aufzuzClhlen den 
Rahmen dieses Referates sprengen würde, finanziert werden. Insgesamt sind im Einzelplan 23 des 
Bundeshaushaltsplanes, der vom BMZ verwaltet wird, für die verschiedenen bilateralen und multi
lateralen Leistungen ca. 40 Ausgabetitel ausgebracht. In den nachfolgenden Ausführungen werde 
ich mich im wesentlichen auf die Erfahrungen bei den für die bilaterale Agrarhilfe besonders wich
tigen Instrumente beschrCinken. Dies sind die Kapitalhilfe, die Technische Hilfe und die Lieferung 
landwirtschaftl icher Produktionsmittel, in geringerem Umfang weiterhin die Unterstützung von 
Vorhaben der Kirchen, die Lieferung von EmöhrungsgUtem und sonstige Zuwendungen. 

3 Grundsötze der deutschen Entwicklungshilfe 

Was die Grundsötze der deutschen Entwicklungshilfe anbetrifft, so sind diese in der entwicklungs
politischen Konzeption der Bundesrepubl ik Deutschland für die zweite Entwicklungsdekade festge
legt, die die Bundesregierung am 11. Februar 1971 verabschiedet hat. Die in dieser Konzeption 
festgelegten Ziele, Kriterien und Formen der deutschen Entwicklungshilfe haben inzwischen eine 
Fortschreibung erfahren. Die Neufassung der entwicklungspol itischen Konzeption vom 11.7.1973 
ist zwischenzeitlich der Öffentlichkeit vorgelegt worden. Die Konzeption der Bundesrepublik 
legt folgende Schwerpunktbereiche, die auch in der fortgeschriebenen Fassung enthalten sind, 
fUr die deutschen Hilfsmaßnahmen fest: 

a) die Bekömpfung von Arbeitslosigkeit und Unterbeschöftigung, 
b) die Schaffung eines arbeits- und umweltorientierten Bildungssystems, 
c) die Strukturverbesserung in löndl ichen Regionen, 
d) die Ausweitung und Diversifizierung des gewerb I ichen Sektors, 
e) die Störkung der Planungs- und Organisationsföhigkeit der Entwicklungslönder und 
f) die unmittelbare Hilfe zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen in den 

Entwicklungslöndern • 

Dem Agrarsektor kommt zur Lösung dieser genannten Aufgaben - direkt oder indirekt - eine ganz 
besondere Bedeutung zu. Infolgedessen wird der Agrarhilfe in der Konzeption Prioritöt eingerCiumt. 
Diese Vorrangstellung ist in der Neufassung vom 11.7.1973 eindeutig bestötigt worden. 

Welche Erfahrungen sind nach mehr als fünfzehnjöhriger landwirtschaftlicher Entwicklungshilfe zu 
verzeichnen? Lassen Sie mich mit einigen statistischen Angaben beginnen. 

4 Finanzielle Leistungen 

Kumulativ hat die Bundesregierung in der Zeit von 1950 bis 1972 27,6 Mrd. DM an öffentlichen 
Mitteln bereitgestellt. Davon entfallen 4,3 Mrd. DM auf die Agrarhilfe, was einem Anteil von 
16 % entspricht. Der Anteil der Agrarhilfe an den Gesamtleistungen ist in den letzten Jahren kon
tinuierl ich gestiegen. Er lag im Jahre 1970 bei 19 %, im Jahre 1971 bei 21 % und im Jahre 1972 
bei 22 %. Von den insgesamt 4,3 Mrd. DM, die bis 1972 zur Förderung des landwirtschaftlichen 
Sektors von der Bundesregierung verausgabt wurden, entfallen 3,2 Mrd. DM auf die bilaterale 
und 1,1 Mrd. DM auf die multilaterale Hilfe. 

Im Bereich der Kapitalhilfe wurden bis 1972 etwa 1,6 Mrd. DM, vorwiegend fUr Investitionen 
im Agrarsektor aus öffentlichen Mitteln bereitgestellt. Dies entspricht etwa 13 % des gesamten 
Kreditvolumens der deutschen Finanzhilfe. Dieser Anteil ist in den letzten Jahren auf über 20 % 
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angestiegen. Bei steigendem Gesamtvolumen Ist damit eine Uberproportionale Erhöhung der Fi
nanzhilfe fUr den Agrarsektor zu verzeichnen. Der in den letzten Jahren erreichte Anteil ent
spricht in etwa dem der Weltbank, wenngleich das Gesamtvolumen natUrlich wesentlich geringer 
ist. 

FUr Maßnohmen der Technischen Hilfe und der Lieferung landwirtschaftlicher Produktionsmittel 
wurden bis 1972 insgesamt 738 Mill. DM verausgabt. Dies entspricht einem Anteil von 39 % des 
Gesamtvolumens dieser beiden Ausgabetitel. Trotz relativ hohem Anteil der Agrarhilfe bereits in 
den Anfangsjahren der Entwicklungshilfe bei diesen Hilfsformen sind auch hier in den letzten 
Uberproportionale Steigerungsraten zu verzeichnen, so daß in den letzten Jahren sich die Prozent
sötze bei 43 - 44 % bewegten. 

FUr landwirtschaftliche Maßnahmen der Kirchen wurden 71 Mill. DM, fUr die Lieferung von Er
nöhrungsgUtern 24 Mill. DM, fUr den Indus-Becken-Entwicklungsfonds und fUr das Weitgetreide
abkommen 198 Mill. DM kumulativ bis 1972 aus öffentlichen Mitteln bereitgestellt. 

Zusammenfassend ist zu der quantitativen Betrachtung festzustellen, daß die Bundesregierung den 
Agrarsektor bereits in den Anfangsjahren ihrer Entwicklungshilfe vorrangig berUcksichtigt hat und 
daß sich der Anteil der Agrarhilfe an den Gesamtleistungen in den letzten Jahren sowohl absolut 
wie prozentual weiter erhöht hat. Man kann daher behaupten, daß das Gewicht, das dem Agrar
sektor fUr die wirtschaftliche Entwicklung der lönder der Dritten Welt zukommt, sich in den An
teilen der Agrarhilfe an den Gesamtleistungen widerspiegelt. 

Ich darf nun die Erfahrungen, die bei den wichtigsten Hilfsformen: Kapitalhilfe, Technische Hilfe 
und Produktionsmittelhilfe gemacht wurden, im einzelnen erlöutern. 

~ Kapitalhilfe 

Die Kapitalhilfe der Bundesregierung hat vorwiegend die Förderung der Investitionstötigkeit in 
Entwicklungslöndern zum Ziel. Dies erfolgt durch die Gewöhrung von Darlehen zu gUnstigen Kon
ditionen. Diese Darlehen dienen der direkten Finanzierung von Einzelvorhaben, der Finanzierung 
von Vorhaben Uber Entwicklungsbanken und öhnliche Institutionen, der Bezahlung von Kapitalan
lagegUtern und Warenl ieferungen. 

Bei der Kapitalhilfe hat sich eine laufende Aufweichung der Konditionen, eine sehr begrUßens
werte Verbesserung zugunsten der Entwicklungslönder, ergeben. Anfang der 60iger Jahre waren 
die Kreditkonditionen zwar gUnstiger als die kommerzieller Kredite, jedoch an diesen Konditio
nen orientiert. Die Anfangskonditionen waren 15 Jahre laufzeit, 5 Freijahre und 5,5 % Zinssatz. 
Inzwischen liegen sie in Normalföllen bei 30 Jahren laufzeit, 10 Freijahren und 2 %. FUr die am 
wenigsten entwickelten lönder ist das sogenannte "Grantelement" mit 50 Jahren laufzeit, 10 Frei
jahren und 0,75 % Zinsfuß noch sehr viel störker ausgeprögt. Diese Aufweichung der Konditionen 
hat wesentlich dazu beigetragen, daß in einem sehr starken Maße infrastrukturelle Vorhaben ver
wirklicht wurden, die zu einem ganz erheblichen Ausmaß zur Entwicklung der löndlichen Regionen 
und zur Förderung der landwirtschaft beitrugen. Obgleich quantitativ nicht festlegbar, so steht 
doch fest, daß nicht nur die nach ökonomischen Prinzipien fUr den Markt produzierenden Betriebe, 
um mit PRIEBE zu sprechen, sondern in ganz erheblichem Ausmaß auch die Subsistenzwirtschaften 
von diesen Investitionen profitierten, daß ihnen Mtlrkte erschlossen und damit Geldeinkommen er
mögl icht wurde. 

Die Aufhebung der Lieferbindung durch die Bundesregierung ist seitens der Entwicklungslönder na
turgemöß sehr begrußt worden. Sie hat insbesondere zu einer Entlastung der Zahlungsbilanzen bei
getragen und auch volkswirtschaftlich sinnvollere Vorhaben ermöglicht. Gegenwörtig sind nur 
einige, fUr die Agrarhilfe unwichtige Positionen von der Lieferbindung ausgenommen. 
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Neben Konditionen und Lieferbindung ist die Frage der Finanzierung von Larideswtlhrungskosten 
von besonderer entwicklungspolitischer Bedeutung. Wie alle Geberltlnder hat die Bundesregie
rung lange Zeit das Prinzip der Devisenfinanzierung vertreten. Dahinter stand die Überlegung, 
daß in vielen Entwicklungsltlndem die Realisierung entwicklungspolitisch wichtiger Projekte aus 
Devisenmangel scheitert und der Grundsatz, daß seitens der Entwicklungsltlnder das Eigeninteresse 
durch einen entsprechenden Anteil von Eigenleistung - sprich Landeswtlhrung - zum Ausdruck kom
men soll. Diese an sich richtigen Überlegungen haben jedoch auch negativ selektierend gewirkt. 
Im Gegensatz zu industriellen und infrastrukturellen Vorhaben ist der Devisenanteil von Agrar
projekten meist sehr gering. FUr die Entwicklungsltlnder gestaltete sich daher die Finanzierung 
von industriellen und infrastrukturellen Vorhaben durch die Gewtlhrung von Kapitalhilfekrediten 
meist einfacher. Ihre Realisierung kam auch oft psychologisch den WUnschen und Vorstellungen 
ihrer FUhrungskrtlfte entgegen. Naturgemtlß wurden dadurch weniger Anträge auf Finanzierung 
von Agrarvorhaben gestellt. Wenn man dennoch auf den oben genannten hohen Anteil kommt, so 
ist dies auf sehr hohe Kredite bei einzelnen Bewässerungsvorhaben und die Einbeziehung von Pri
märverarbei tungsanlagen zurUckzufuhren. 

Analysiert man die von der Bundesrepublik finanzierten Agrarvorhaben nach der Projektart, so er
gibt sich, daß der Hauptanteil auf Bewtlsserungsvorhaben, Itlndl iche Wasserversorgung, Brunnen
bau uns sonstigen Wasserbau entftlilt. Nach Angaben der Kreditanstalt sind dies rund 70 % der 
gesamten DarlehensabschlUsse im Agrarsektor • Knapp 20 % dieser Darlehen sind fUr Vorhaben der 
Primärverarbeitung gewtlhrt worden. Der Rest entftliit auf Entwicklungsbanken, Agrarkredite und 
Vermarktungseinrichtungen. In diesem Zusammenhang darf ich auf die Schwierigkeit der sektora
len Zurechnung hinweisen, die von ROTENHAN in einem Artikel der Zeitschrift "Landwirt im 
Ausland" (6. Jg. 1972, Heft 3, S. 52 f) ntlher erltlutert hat. 

Nichtsdestoweniger durfte es interessant sein, die prozentuale Verteilung auf Projektarten mit 
der der Weltbank zu vergleichen. Auch bei der Weltbank ist der Anteil der Bewtlsserungs- und 
Wasserbauvorhaben sehr hoch. Er ist aber von fast 60 % in den Jahren 1948 - 1963 kontinuierlich 
gefallen, wtlhrend andere Projektarten, insbesondere der Agrarkredit und die Förderung von vieh
wirtschaftlichen Vorhaben erheblich an Bedeutung zunahmen. Interessant ist auch, daß im Gegen
satz zur Bundesrepublik der Anteil von Vorhaben der Vermarktung und Bearbeitung bei der Welt
bank sehr gering ist. Dies kann aber auch auf statistische Zu rechnungen zurUckzufuhren sein. 

Hinsichtlich der regionalen Gliederung ergibt sich, daß etwa 25 % der Gesamtdarlehen fUr Agrar
vorhaben auf Europa, 17 % auf Asien, 29 % auf den Maghreb plus Ägypten und Sudan und 12 % 
auf Afrika entfallen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß trotz des erheblichen Kreditvolumens unsere Erfahrungen 
auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Kapitalhilfe sehr begrenzt sind. Das liegt einmal an der 
Langfristigkeit der Maßnahmen, die im Vergleich zur Technischen Hilfe erst sptlt eine Bewertung 
zulassen, es liegt auch an dem im Vergleich zu den anderen Instrumenten anderen Verfahren der 
DurchfUhrung. 

Wir werden uns aber in Zukunft in sehr viel sttlrkerem Maße fragen mUssen, welche sektoralen, 
subsektoralen und regionalen Priorittlten bei der Kapitalhilfe gesetzt werden mUssen, ferner unsere 
Grundstltze uberdenken mUssen und wie der Verbund mit anderen Hilfsmaßnahmen und anderen 
Gebern hergestellt werden kann. 

g Die Technische Hilfe 

Nun zur Technischen Hilfe, deren Durchfuhrung der BfE,wie ich eingangs erwtlhnte, obliegt und 
wo sich die Erfahrungen des Vertreters des BMZ mit denen des Vertreters der BfE weitgehend 
decken dUrften. Ich möchte mich daher nur auf grundstltzliche Probleme beschrtlnken. 
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Mit fast 250 Vorhaben und etwa 650 Fachkräften tritt die Agrarhilfe im Bereich der Technischen 
Hilfe und der Produktionsmittelhilfe optisch sttlrker in Erscheinung als die wesentlich anonymere 
Kapitalhilfe. Sie ist auch in sehr viel stärkerem Maße heterogen. Es ist sehr schwierig die einzel
nen Vorhaben in Kategorien einzuteilen, da sie meist eine Vielzahl von Aktivitäten einschi ießen. 
In sehr grober Form lassen sich die gegenwtlrtig laufenden Agrarprojekte wie folgt einteilen: 

a) Vorhaben der landwirtschaftl ichen Forschung, Ausbildung und Beratung, 
b) Vorhaben der pflanzlichen Erzeugung, einschließlich Pflanzen- und Vorratsschutz, Wasser-

wirtschaft, 
c) Vorhaben der tierischen Erzeugung, einschließlich der Veterinärmedizin, 
d} Landtechnische Vorhaben, 
e) Vorhaben zur Förderung und Verbesserung von Institutionen im Agrarsektor, einschließlich 

des Agrarkreditsystems, 
f) Vorhaben der Verbesserung der Lagerung, Verarbietung und Vermarktung, 
g) Forstvorhaben, 
h) Fischereivorhaben, 
i) Regional- und sonstige Vorhaben. 

Bereits aus dieser Auf teilung ist ersichtlich, wie weit gefächert die Technische Hilfe im Agrar
sektor ist. Jedes dieser Vorhaben ist - wenn ich es einmal so ausdrUcken darf - maßgeschneidert. 
Es ist ein Unikum, das sich nicht wiederholt. So unwahrscheinlich es klingen mag, aber hieraus 
dUrften ein Großteil der Schwierigkeiten im Bereich der Technischen Hilfe resultieren. 

Lassen Sie mich dies ntlher erltlutern: 

Maßgeschneiderte Vorhaben bedürfen einer sehr sorgfältigen Vorbereitung durch die Verwaltung. 
Es ist kein Geheimnis, wenn ich Ihnen sage, daß das notwendige Personal fUr eine detaillierte 
Planung, bei der jeder Schritt sorgfältig festgelegt und bewertet wird, nicht vorhanden ist. Zum 
Teil fehlt auch der erforderliche Fachverstand fUr die Konzipierung von Spezialvorhaben. Aus 
diesen und vielen anderen GrUnden ist die Verwaltung auf Gutachter angewiesen. Die Verwal
tung ist von ihrer Struktur her gutachtergläubig. Mag dies im Inland schon gewisse Nachteile ha
ben, so können die Folgen in der Entwicklungshilfe verheerend sein, wie die Erfahrung lehrt. Die 
GrUnde fUr mangelhafte, unvollständige oder gar falsche Gutachterttltigkeit sind mannigfaltig, 
wobei die Schuld nicht nur den Gutachtern angelastet werden soll und darf: 

a) Gutachterauftrtlge waren vielfach zu allgemein und wenig präzise gefaßt. Die Ergebnisse die
ser Gutachten sind naturgemäß wenig operativ ausgefallen, was sich dann bis in den Projekt
ablauf nachteilig auswirkte. 

b) Die Gutachter waren fachlich zwar für Aufgaben im Inland qualifiziert, nicht dagegen für 
Fragen der völlig anders gelagerten Verhtlltnisse der Entwicklungsländer. 

c) Die grundstltzlich verschiedenen sozio-ökonomischen Strukturen der EntwicklungsitInder wur
den von Spezial isten bestimmter Fachgebiete nicht berUcksichtigt. Mitunter waren die 
Empfehlungen wirtschafts- und entwicklungspol itisch nicht vertretbar. 

d} Die Gutachter nahmen häufig auf die Verwaltungsstrukturen der Entwicklungsltlnder und des 
Geberlandes keine Rücksicht. 

Diese Liste ließe sich fortsetzen. 

Im Durchführungsbereich ergaben sich bei maßgeschneiderten Vorhaben besondere Schwierigkeiten 
bei der Personalfindung und der Materialbeschaffung. Spezial isten in bestimmten Fachrichtungen 
sind niemals kurzfristig verfUgbar. Die Folge war in der Vergangenheit htlufig verspätetes Anlau
fen von Vorhaben oder mangelhaftes Ineinandergreifen der Ttltigkeiten verschiedener Sachverstän-
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digen. Sinngemöß gilt dies auch fUr Maschinen- und Materiallieferungen, die einen hohen Ver
waltungsaufwand bei BfE und GAWI hervorrufen. Es ist beabsichtigt, anlößlich der vom Agrarre
ferat des BMZ unter Mitwirkung von BfE und GAWI veranstalteten Projektleitertagung die Frage 
einer Standardisierung bestimmter Projektelemente zu erörtern. 

Eine weitere, sehr große Schwierigkeit war in der Vergangenheit generell die Rekrutierung von 
Personal, was uns bestimmt auch noch in Zukunft erhebliche Kopfzerbrechen bereiten wird. War 
in der Vergangenheit der Diplomlandwirt oder Agraringenieur mit breiter Ausrichtung gesucht und 
gefragt, so zeigt sich zunehmend ein Bedarf an Fachkrl:lften mit fvlanagement- und Organisations
kenntnissen auf der einen und von hochspezial isierten Wissenschaftlern auf der anderen Seite ab. 
Diese Entwicklung hat in Verbindung mit dem vorhergenannten Problem der "Einmaligkeit" unse-
rer Vorhaben bei einer Reihe von Projekten ernste Personalschwierigkeiten hervorgerufen. Zusammen 
mit den Universitl:lten und anderen Ausbildungsstl:ltten in Verbindung mit Fragen der Projektstan
dardisierung werden Wege und Möglichkeiten gesucht werden mUssen, wie diese Engpl:lsse fUr die 
Zukunft zu vermeiden sind. 

Als besonders wirkungsvoll hat sich bei der Technischen Hilfe die Einrichtung von "Leitstellen" 
bei einer Reihe von Vorhaben entwickelt. Es handelt sich dabei um die Beratung und Betreuung 
von Vorhaben der Technischen Hilfe durch Forschungsanstalten und I:Ihnliche Institutionen. Die 
Beratung beginnt im Idealfall bereits in der Vorbereitungs phase und erstreckt sich auf die Kon
zeption des Vorhabens, die Personalausstattung, die Zusammenstellung der Material- und Beschaf
fungslisten und anderen DurchfUhrungsaufgaben. Die Betreuung erfolgt durch die Beurlaubung und 
Abstellung von Langzeit- und Kurzzeitexperten, die Versorgung der Projektmitarbeiter mit Infor
mationsmaterial , wissenschaftl ichen Publ ikationen aller Art und die Beantwortung von EinzeIan
fragen. Durch eine Nachbetreuung können derartige Vorhaben gerl:luschlos nach Projektbeendigung 
in die Gesamtverantwortung des Entwicklungslandes Ubergehen. Diese Form der Betreuung sollte 
in Zukunft verstl:lrkte Bedeutung erlangen. 

Damit wird auch ein weiteres Problem angesprochen, vor dem die Administration, insbesondere 
im Agrarbereich, zunehmend steht. Aus verschiedenen GrUnden sind die Laufzeiten der Vorha
ben zu kurz veranschlagt. Selbst bei Zugrundelegung angemessener Laufzeiten, im Agrarsektor 
meist 5 - 10 Jahre, sind viele Entwicklungsll:lnder nicht willens oder in der Lage, die Verantwor
lichkeit des Vorhabens nach dieser Zeit zu Ubernehmen. Hier ist eine sorgfl:lltigere Planung der 
Vorhaben erforderlich, um die Regierungen der Entwicklungsll:lnder zu veranlassen, rechtzeitig 
sich auf eine Übernahme der Vorhaben einzustellen. 

Bisher sind nur fUr wenige Vorhaben Operationspll:lne erstellt worden. Es erscheint aber so, daß 
derartige Pll:lne, die in mehr detaillierterer Form als die allgemeiner gehaltenen Projektabkommen 
die Zusammenarbeit von Gebern und Nehmern abstecken, die DurchfUhrung und rechtzeitige 
Übergabe der Vorhaben erleichtern. 

Bei den von der Bundesrepublik finanzierten Regionalvorhaben wird sich die Frage nach einer 
Übergabe stellen, ob die fUr diese Projekte geschaffenen Sonderbehörden in der Lage sein wer
den, die Arbeiten nach Abschluß der deutschen Leistungen fortzusetzen, d.h. ob sie auf Dauer 
personell und finanziell abgesichert sind. 

7 Die Lieferung landwirtschaftl icher Produktionsmittel 

Damit möchte ich zum Instrument der Lieferung landwirtschaftlicher Produktionsmittel kommen. 
Dieses Instrument kann als Brucke zwischen Kapitalhilfe und Technischer Hilfe definiert werden. 
Die Bedeutung des Produktionsmittel einsatzes ist gerade am Beispiel der "GrUnen Revolution" 
deut I ich geworden. Die Produktionsmittel I ieferungen haben sich - im Gegensatz zu der Bewirt
schaftung des entsprechenden Haushaltstitels - fachlich meist als problemlos erwiesen, wenn man 
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von Ausnahmen absieht. In den Fällen, wo die Lieferungen durch das Personal bestehender TH
Vorhaben abgewickelt werden, haften die Sachverständigen fUr den fachlich und entwicklungs
politisch einwandfreien Einsatz der Mittel. Derartige Lieferungen haben in vielen F/:Illen die 
Maßnahmen der Technischen Hilfe abgerundet, sinnvoll ergänzt oder zur Beseitigung von Eng
pässen beigetragen. Das gleiche gilt fUr Lieferungen, die durch FAO-Personal abgewickelt wur
den. Produktionsmittellieferungen, die nicht in Anlehnung an schon bestehende Vorhaben durch
gefuhrt wurden, sind meist durch die gleichzeitige Entsendung von Fachpersonal durchgefUhrt 
worden. Es wird aber zu Uberlegen sein, ob sich hier auch andere Kooperationsformen anbieten 
können. 

Den Hauptanteil bei den Lieferungen nahmen DUngemittel (rd. 50 %), gefolgt von Maschinen 
und Geräten (rd. 30 %) und in weitem Abstand von Pflanzenschutzmitteln (10 %) ein. Die liefe
rung von Zuchtvieh in die Tropen und Subtropen hat sich als schwierig und problematisch erwie
sen. Es gibt dafUr viele GrUnde, angefangen von der Grundfrage, ob eine Tierhaltung auf euro
päischen Rassen aufgebaut werden kann, bis zu Fragen der FUtterung und Haltungsform. Aus die
sen GrUnden hat der Tierexport bisher keine größere Bedeutung erlangt. 

Noch ein Wort uber Gegenwertmittelentstehung und -verwendung. In der Regel werden die Pro
duktionsmittel nicht geschenkweise geliefert, sondern an die Landwirte gegen Landesw/:lhrung 
verkauft. Die hierbei entstehenden Gegenwertmittel werden dann in gegenseitigem Einvernehmen 
mit dem Entwicklungsland fUr entwicklungspolitisch wichtige Vorhaben verwandt. Es entsteht so 
ein Multipl ikatoreffekt, der aus der bisherigen Erfahrung als sehr positiv zu beurteilen ist. Zu
sammenfassend darf gesagt werden, daß aufgrund der Erfahrungen die Produktionsmittelhilfe sich 
als schnelle und anpassungsfähige Hilfsform erwiesen hat,die Kapital- und Technische Hilfsvor
haben ergänzte oder abrundete und insbesondere auch den Kleinlandwirten zugute kam. 

8 Förderung der internationalen Agrarforschung 

Bevor ich zum Schluß komme, erlauben Sie mir noch ein Wort zur Förderung der Internationalen 
Agrarforschung. Seit 1971 arbeitet die Bundesregierung in einer entsprechenden Beratungsgruppe 
der Weltbank aktiv mit. Erstmals sind in diesem Jahre finanzielle Zuwendungen an drei Forschungs
institute, das CIMMYT in Mexico, das IITA in Nigeria und das ICRISAT in Indien erfolgt. Es wäre 
wUnschenswert, wenn die deutsche Agrarwissenschaft Uber das gezeigte Interesse hinaus die Arbei
ten der Bundesregierung in dieser Beratungsgruppe stärker als bisher unterstUtzen wUrde. Dies 
gilt insbesondere fUr die Benennung geeigneter Wissenschaftler fUr die in Frage kommenden For
schungsinstitute. 

Damit möchte ich meine AusfUhrungen uber die Erfahrungen mit der Agrarhilfe aus der Sicht des 
BMZ abschl ießen. Bei all den imponierenden Zahlen und Leistungen sollte nicht vergessen wer
den, daß die Entwicklungshilfe immer nur marginalen Charakter gehabt hat und haben wird. Ent
wicklung muß letztlich von den L/:Indern der Dritten Welt selbst ausgehen. Unsere Anstrengungen 
können und werden nur dazu beitragen, die Eigenanstrengungen dieser Länder nach besten Kräf
ten zu unterstUtzen. 
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Überschaut man die etwa 15-jl:ihrige Geschichte angewandter Entwicklungspolitik, so wird das 
Bemühen um eine wirtschaftliche und soziale Entwicklungsfc;rderung in der Dritten Welt einge
rahmt von einer Serie von Nebenzielen recht bunter Art. 

Entwicklungshilfe - ein von sehr viel Arroganz geprl:igter Begriff - hat als Exportpromotor, als 
Mittel der Wiedervereinigungspol itik, als Vehikel für Ideologieexport verschiedene Wandlungen 
durchlaufen. 

Trotz all dieser vielftiltigen Verwendungsweisen ist ihr Ruf auch heute noch denkbar schlecht. 
Vielleicht ist die Erkll:irung einfach. Ein Instrument, das, wie im vorliegenden Fall je nach Au
genblickslage als universelles, politisches Instrument verwendet wird, muß bei allen Betroffenen 
auf die Dauer Mißtrauen erregen und schi ießI ich zu allgemeiner Unsicherhei t führen. In diesem 
Stadium befinden wir uns heute auf weiten Gebieten angewandter Entwicklungspolitik auch im 
Agrarbereich. So ist es auch kaum verwunderlich, wenn gerade jetzt als Ausdruck besonders wohl
verstandener Partnerschaft sich ein hektisches Interesse auszubreiten beginnt, Verantwortung auf 
die Ltinder der Dritten Wel t zu verlagern. 

In Wirklichkeit ist damit nicht zuletzt ausgesprochen oder verschwiegen die Erkenntnis eigener 
Unftihigkeit verbunden. Lassen Sie mich, um diesen Umstand zu verdeutlichen, einige Fragen 
stellen: 

1. Wo ist der praxisorientierte Ziel- und Maßnahmenkatalog entwicklungspolitischer Vorstellun
gen für den ltindlichen Raum in der Dritten Welt? 
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2. Auf welchen Schwerpunkten sektoraler und regionaler Art hat die Bundesrepublik in den 
letzten 10 Jahren ihre entwicklungspolitische Strategie aufgebaut und realisiert? 

3. Welche fachl ichen und organisatorischen Strukturen hat die Bundesrepubl ik in den letzten 
10 Jahren entwickelt, um einen flexiblen, rationellen, leicht Uberschaubaren und leistungs
ftlhigen DurchfUhrungsapparat aufzubauen? Würde die BRD einem sogenannten Entwicklungs
land ihre Hilfe zuteil werden lassen, wenn es Uber eine analoge Organisationsstruktur verfü
gen wUrde? 

4. Was hat die deutsche Wissenschaft in den letzten 10 Jahren getan, um eine sachgerechte 
Aus- und Fortbildung von Agrarfachkrtlften für eine Arbeit in der Dritten Welt sicherzustellen, 
die in der Lage sind, praxisorientiert und interdisziplintlr in ltindlichen Rtiumen der Dritten 
Welt zu arbeiten? 

5. Wo sind die hochqualifizierten Spezialisten, die als Pflanzen- oder Tierzüchter, als Biologen 
oder Ökonomen internationales Ansehen genießen und bereit sind, an der Lösung der Aufga
ben unseres Jahrhunderts mitzuhelfen, die nicht darin bestehen, zum Mond zu fl iegen, son
dern zuntlchst im wahrsten Sinne des Wortes auf dem Boden zu bleiben? 

6. Wie soll die deutsche Agrarwissenschaft in Zukunft an Problemlösungen der Dritten Welt arbei
ten können, wenn es ihr bis heute noch nicht einmal gelungen ist, in der BRD ein Zentrum zu 
schaffen, in dem Forschung und Lehre dieser Fachgebiete eine echte Basis haben? 

7. Was ist von Wissenschaft und Verwaltung eines Landes wie unserem mit einer alten btiuerlichen 
Tradition und entsprechendem Erfahrungshintergrund zu erwarten, wenn es der Rede des Welt
bankprtisidenten R.S. McNAMARA am 24. September 1973 in Nairobi bedurfte, um die wirt
schaftliche und sozialpolitische Bedeutung des btluerlichen Betriebes für die Entwicklung in 
der Dritten Welt auch fUr die BRD wieder zu entdecken? Htitte die Initiative nicht von hier 
ausgehen können und müssen, statt ausgerechnet von dem Vertreter eines Landes, in dem der 
landwirtschaftliche Industriebetrieb zu Hause ist? 

Vor dem Hintergrund dieses nur kurz gehaltenen Fragenkataloges kann über das Erfahrungspotential 
des Durchführungsbereiches bei allem Optimismus nicht sehr viel ermutigendes berichtet werden. 
Und dies darf nicht verwundern, wenn man bedenkt, daß unsere Projektarbeit draußen kaum besser 
sein kann als der Apparat, der sie kreiert und steuert. Trotz dieser Skepsis, die nötig ist, lassen 
sich aus einer größeren Zahl von Aktivittiten im bilateralen TH-Bereich Erfahrungen ableiten, die 
zweifellos genügend Ansatzpunkte für eine wirklichkeitsnahe Strategie liefern. Dabei liegt den 
hier aufgestellten Thesen nur eine einzige Annahme zugrunde: näml ich die Selbständigkeit der 
Entwicklungspolitik als Beitrag zu dem Bemuhen um mehr wirtschaftliche und soziale Gerechtig
keit. Ihre Unabhängigkeit von Wirtschafts- und Au ßen pol itik darf daher nicht ein Phantom, son
dern muß vielmehr Grundlage aller Entscheidungen sein. Ehrlich wtlre daneben nur die andere 
Alternative, ntlmlich ein offenes Bekenntnis zum Verbund von Außen- und Entwicklungspolitik, 
wie dies z. B. von der schwedischen Regierung vertreten wird. Alle anderen Zwischenlösungen 
haben keine Aussicht, auf die Dauer eine glaubwürdige Basis abzugeben. 

2~onale Schwerpunktbildung 

Bereits in unserem eigenen so klein gewordenen Land wird als Selbstversttindl ichkeit akzeptiert, 
daß zwischen dem Almbauern in Oberbayern, seinem RUbenbaukollegen in der Kölner Bucht und 
dem Viehzüchter in der Holsteinsehen Marsch Welten liegen, die beispielsweise völlig andere 
Beratungsansätze erfordern, ganz zu schweigen von den produktionstechnischen Unterschieden. 
Dieser Umstand hinderte uns bisher nicht daran, anzunehmen, daß bundesdeutscher agrarischer 
Sachverstand einem Volkswagen ähnlich in Peru ebenso brauchbar sein könnte wie in Pakistan. 
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Dies ist jedoch ein Trugschluß. Die Tatsache, daß trotzdem in einer ganzen Reihe von Projekten 
echte und vermutlich auch nachhaltige Erfolge erzielt wurden, ist der relativ breit angelegten 
praxisnahen Ausbildung vergangener Universitätsgenerationen zu verdanken, die über eine rela
tiv große Anpassungsfähigkeit verfügen. Dies ist jedoch heute kaum noch der Fall. 

Es wäre verfehlt, die alten Ausbildungskonzeptionen aus der Mottenkiste holen zu wollen. Nie
mand will dies. Aber es kann keinem Zweifel unterliegen: Die sektorale und regionale Speziali
sierung (EG-Raum) in der heutigen landwirtschaftlichen Ausbildungskonzeption, verbunden mit 
fehlender praktischer Erfahrung durch Wegfall der Lehrzeit, wird den Anforderungen der Partner
länder an einem know-how-Transfer nicht gerecht. 

Die gleichzeitig komplexer und damit komplizierter werdenden Probleme der Entwicklung länd
licher Räume zwingen daher im bilateralen Bereich zu einer räumlichen Beschränkung oder zumin
dest Konzentration, die auch auf der politischen Ebene bereits formuliert, jedoch bis heute noch 
nicht Wirklichkeit wurde. Die deutsche Agrarhilfe ist einfach von ihren Potenzen her nicht in 
der Lage - wie z.Zt. - in 60 Ländern gleichzeitig zu arbeiten, ohne unvertretbare Abstriche an 
Qualität und Kontinuität in Kauf nehmen zu müssen. Ohne Beschränkung auf eine wesentlich klei
nere Zahl von PartneritIndern wird deshalb eine höhere Effizienz der Arbeit nicht zu erreichen 
sein. Dabei sollte es zumindest im Agrarbereich möglich sein, wenigstens einen Teil der Ltlnder 
zu berücksichtigen, die aufgrund der ungünstigen Ausgangsbedingungen zu den 25 ärmsten der 
Welt zählen und wenig Chancen besitzen, von potenten Industriestaaten in Zukunft favorisiert 
zu werden. Gleichzeitig sind regionale Schwerpunkte dort zu entwickeln, wo bereits praktische 
Erfahrungen vorliegen, geringere Anlaufschwierigkeiten zu erwarten sind und ein Minimum an 
politischer Stabilittlt die Gewtlhr fUr reale Erfolgschancen bietet. 

3 Fachliche Schwerpunktbildung 

Seit Jahren sind uns die Migrationsprobleme in den wenigen großen Ballungsräumen urbaner Ent
wicklung bekannt. Die Studien über die volks- und betriebswirtschaftl ichen sowie sozialökono
mischen Folgen wUrden aneinandergelegt vermutlich den Erdball mehr als nur einmal umkreisen. 
Reale Auswirkungen haben diese Erkenntnisse bis heute praktisch nicht gehabt. Es wäre unfair, 
dies nur den politischen Entscheidungsträgern anzulasten. 

Die deutsche Agrarwissenschaft selbst trtlgt zu einem großen Teil mit die Verantwortung für dieses 
Versäumnis. Mit der Situationsanalyse als Semesterferienaktion, der Auswertung einer Erhebung 
von Elendsdaten, mit der Abgabe des Gutachtens oder wie das geistige Produkt auch immer heißen 
mag, zieht sich der Gutachter nur zu oft in seinen wissenschaftlichen Elfenbeinturm zurück und 
überläßt es anderen, aus den Erkenntnissen die Schlüsse zu ziehen, die dem Leser gerade opportun 
erscheinen. Mehr echtes, entwicklungspol itisches Engagement innerhalb der deutschen Agrarwis
senschaft hätte in der Vergangenheit sicher manches verhindern und vieles zumindest schon früher 
einleiten können. 

Hier sei nur die Zusammenarbeit mit den internationalen Agrarforschungsinstituten erwtlhnt. Die 
deutsche Wissenschaft hätte zweifelsfrei schon viel früher den internationalen Anschluß finden 
können und müssen; ohne die Aktivittlten des BMZ-Agrarreferates wäre der Kontakt auch heute 
noch vermutlich dem Nullpunkt nahe. Die Voraussetzungen sind, so meine ich, im Vergleich zu 
anderen Ltlndern nicht so schlecht, wie es im ersten Augenblick erscheinen mag. Allerdings soll
ten wir bald lernen, auch in unserem eigenen Bereich in größeren Dimensionen zu denken. 

Es dürfte beispielsweise wenig sinnvoll erscheinen, auf produktionstechnischem Gebiet das nach
vollziehen zu wollen, was in Frankreich, England und den Niederlanden als wissenschaftl iches 
Potential aufgrund der kolonialen Geschichte verfügbar ist. Diese Einrichtungen werden in man
chen Fällen zu finanziellen BUrden für die ehemalige Kolonialmacht. 
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Die europl:iische Gemeinschaft auf diesem Sektor zu realisieren, sollte nicht allzu schwer fallen. 
Manchmal erhebt sich allerdings der Verdacht, als würde sich allein schon die Sprachbarriere als 
schwer Uberwindliches Hindernis erweisen. 

Die dem Zufall überlassene Projektfindung und Realisierung muß in jedem Fall ein Ende haben. 
Sie ist zu ersetzen durch eine Spezialisierung oder 'mindestens Schwerpunktbildung, die den Be
dürfnissen der PartneritInder und den Mtlgl ichkeiten der BRD Rechnung tri:lgt. An einem solchen 
Katalog wird z.Zt. gearbeitet und wi:lhrend der bevorstehenden Arbeitstagung landwirtschaftlicher 
Projektleiter soll versucht werden, die ersten Projektelemente zu erarbeiten, als Vorstufe für eine 
wenigstens partielle Typisierung bzw. Standardisierung von Agrarprojekten. 

Die landwirtschaftl iche Beratung, 
die Fachausbildung, 
das Agrarkreditwesen, 
die überbetriebliche Organisation von Produktionsmittelbeschaffung und Einsatz sowie 
die Überschußvermarktung 
sind solche Elemente, die im Modell vorbereitet, eine Realisierung viel leichter, schneller und 
mit niedrigerer Fehlerquote ermöglichen. 

Hier treffen sich die fachlichen MtSglichkeiten der BRD im Agrarbereich mit den entwicklungspo
litischen Gl'\,Jndstltzen und den echten Bedürfnissen Itlndlicher Ri:lume in der Dritten Welt: Die 
Nutzung moderner Formen der Landwirtschaft mit dem Ziel, möglichst viele Arbeitspli:ltze zu 
schaffen bzw. zu erhalten und an einer mtSglichst gerechten Verteilung des Sozialproduktes mit
zuwirken. 

Im Verbund mit anderen Sektoren - wie Infrastruktur, Gewerbe- bzw. Handwerksförderung, Ge
sundheitsdienst und Erntlhrungsberatung - können solche Projektformen echte integrierte Entwick
lungsprogramme darstellen, die in vielen Li:lndern der Dritten Welt als bisher wirksamstes Mittel 
zur Bremsung der Landflucht beitragen. Neben solchen Schwerpunkten wird es sicher noch Indi
vidualvorhaben in größerer Zahl geben müssen. Mit dem Wandel, der sich in der Dritten Welt 
vor allem in den fortschrittlichen Ltlndern immer rascher vollzieht, sind sie einem sti:lndigen An
passungsprozeß unterworfen. Auch dies setzt aber eine Umstrukturierung unserer Organisation, 
vor allem im Durchführungsbereich der TH, voraus. 

Die von Herrn Prof. PRI EBE postul ierte Pol itik ist also bereits ein Stück Projektwirkl ichkeit ge
worden, allerdings ohne die traditionellen Strukturen, vor allem die sozialen, in jedem Fall 
stützen zu wollen. Entwicklung Ii:lndlicher Ri:lume setzt Evolution auch auf diesem Gebiet voraus. 
Im Gegensatz zu anderen Vorstellungen kann dies oft in Kooperation mit den traditionellen Füh
rungsschichten geschehen ohne offene Konfrontation mit allen nicht selten unkontrollierbaren 
Impl ikationen. 

4 Organisatorische Umgestal tung des Durchführungsbereiches 

Die privaten gemeinnützigen Tri:lger, wobei hier besonders die Kirchen zu nennen wtlren, haben 
lange bevor der Begriff der Integration in das entwicklungspolitische Vokabularium Eingang ge
funden hat, eine Politik verfolgt, die sich weniger auf der Geber-Nehmerebene bewegte, son
dern bewußt auf eigene Verantwortung im AusfUhrungsbereich verzichtete. Welche Gründe dafür 
auch immer maßgebend gewesen sein mögen, die heutigen Gebernationen versuchen mehr oder 
weniger freiwillig, im zwischenstaatlichen Bereich diese Entwicklung nachzuvollziehen. Der 
Durchführungsapparat ist allerdings auf diese Kooperationsform noch gar nicht eingerichtet und 
in seiner heutigen Organisationsform für eine partnerschaftliche Kooperation ungeeignet. Haupt
hindernis ist eine Zergliederung von Teilaufgaben und Zusti:lndigkeiten innerhalb eines Projektes 
auf derartig viele Heimat-Organisationen verschiedener Verwaltungsstruktur, daß ein zeit-, 
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ziel- und sachgerechter Arbeitsablauf zum Produkt von Zuftillen wird. Diese Behauptung bedarf 
der BeweisfUhrung, die am Beispiel eines kombinierten Projektes erfolgen soll. 

Die politische Instanz, so nehmen wir an, hat ein kombiniertes regionales Entwicklungsvorhaben 
als Technische Hilfe genehmigt, die Infrastruktur wird durch Gewtlhrung von Kapital-Hilfe finan
ziert. 

FUr die Realisation dieses Projektes sind in diesem Fall eingeschaltet: 

1. Die Kreditanstalt fUr Wiederaufbau, die fUr die KreditprUfung und Abrechnung verantwortlich 
zeichnet. 

2. Die BfE als fachlich-technische Planungsinstanz, die das TH-Projekt, seine Vorbereitung, Ein
richtung und Durchfuhrung "abwickelt". 
Dieser in sich geschlossene Aufgabenbereich ist jedoch in der Ausfuhrung nochmal auf minde
stens zwei selbsttlndige Organisationen zergl iedert. 

3. Die GAWI ist ntlmlich als Mandatar des Bundes Arbeitgeber aller in direktem staatlichen Auf
trag ttltigen Auslandsmitarbeiter. Das bedeutet z.B., daß die Personalauswahl fUr ein Vorha
ben nur durch GAWI und BfE gleichzeitig erfolgen kann, da der eine die arbeitsrechtlichen, 
der andere die fachlichen Projektbelange zu verantworten hat. Bleibt nur noch zu ergtInzen, 
daß an die Stelle der GAWI auch etwa ein Dutzend private Trtlger treten kann. 

4. Die Zentralstelle fUr Auslandskunde der DSE ist ihrerseits fUr die Vorbereitung der ausgewtlhl
ten Mitarbeiter fUr den Einsatz in einem Entwicklungsland zusttlndig, allerdings auch wieder 
nur fUr den nicht fachbezogenen Teil der Vorbereitung. 

5. Die Zentralstelle fUr Erntlhrung und Landwirtschaft der DSE schließlich hat die Steuerung der 
fachlichen Vorbereitung in ihrem Aufgabenkatalog verzeichnet. Sie ist auch fUr die Aus- und 
Weiterbildung der Counterparts zusttlndig, sofern es sich um landwirtschaftliche Fachkrtlfte 
handelt. 

6. Die Carl-Duisberg-Gesellschaft tritt uberall dort in Aktion, wenn die Stipendiatenausbildung 
den rein fachlichen Boden der Agrarwirtschaft verltlßt. 

7. Die Deutsche Entwicklungsgesellschaft schließlich wird zwongsltlufig der 7. Partner des Pro
jektes, wenn - wie bei einem solchen Vorhaben unvermeidlich - Privatinvestitionen der För
derung bedurfen. 
Nur mit sehr viel Mut zu reinem Sarkasmus kann in diesem Zusammenhang von einer Organi
sation aus "einem Guß" gesprochen werden. 

Eingeweihte wundert es deshalb auch nicht, daß: 
- ein Maßnahmenverbund auf wenige Ftille beschrtlnkt bleibt, 
- die Kooperation zwischen dem organisatorischen Durcheinander nur Eingeweihten möglich ist 

und nur noch dank persönl icher Kontakte halbwegs ertrtlgl ich abitluft • 

15 Jahre Erfahrung im Bereich wirtschaftlicher Zusammenarbeit sollten genUgen, um die Erkennt
nis zu gewinnen, daß weder den PartneritIndem in der Dritten Welt noch der deutschen Öffent
lichkeit - von den Mitarbeitern ganz zu schweigen - auf die Dauer eine derartige Organisations
form zuzumuten ist. Personeller Einsatz drinnen wie draußen und Kapitalaufwand stehen in einem 
unvertretbaren Verhtlltnis zueinander. Die bisherigen Ergebnisse lassen auch die Behauptung zu, 
daß eine staatliche Organisationsform kaum die Gewtlhr fUr die unbedingt erforderliche Flexibi
littlt und Effizienz bietet, an die jeder Erfolg eines Entwicklungsprojektes zwingend geknUpft ist. 
Die optimale Ll:Ssung des organisatorischen Problems im DurchfUhrungsbereich kann daher nur in 
der. ZusammenfUhrung wenigstens aller Aufgaben im Bereich der Technischen Hilfe in einer von 
dir.kten staatlichen EinflUssen möglichst unabhtlngigen Organisation gefunden werden. 
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Fehlt es an der Bereitschaft zu solchen zweifellos unangenehmen pol itischen Entscheidungen, 
durfen die zwangslliufig daraus resultierenden Mißerfolge nicht der DurchfUhrungsebene oder Ein
zelpersonen im Projekt angelastet werden. 

Selbst wenn wir aber zu einer organisatorischen Straffung zurUckgefunden haben, bleibt eine we
sentliche LUcke offen, die in erster Linie von der Wissenschaft selbst zu schließen ist. 

5~ssung von Forschung und Lehre 

Die Gesamtzahl der im Rahmen der Technischen Hilfe in der Dritten Welt beschliftigten Agrar
fachleute wird in Zukunft möglicherweise kaum ansteigen. Ihre Struktur muß sich aber gegenUber 
der heutigen Situation wesentlich lindern. 

Höhere Anspruche an fachliche und menschliche Qualifikation und die - erfreulicherweise - in 
den letzten Jahren in vielen Llindern herangewachsene fachlich hochqualifizierte FUhrungsschicht 
treffen oft in Deutschland auf ein unzureichendes Angebot. Wenn einer steigenden Zahl von Stu
dierenden im Agrarbereich eine deutlich sinkende Quote geeigneter Bewerber fUr die Arbeit in 
der Dritten Welt gegenUbersteht, sind die von der Exekutive nicht erst seit gestern und heute ge
liußerten Warnungen in Zukunft vielleicht doch etwas ernster zu nehmen. Es wird auf die Dauer 
fUr die Qualitlit unserer Arbeit, fUr die Zusammenarbeit mit unseren Partnern und unsere lang
fristige Kooperationsflihigkeit nicht möglich sein, die schon jetzt erkennbaren Personallucken 
der Zukunft mit ausllindischen Kollegen zu fUllen. Als Alternative bleibt unter diesen Umstlin
den nur eine möglichst umgehende und nachhaltige Anpassung der Forschungs-, Aus- und Fort
bildungseinrichtungen an die Bedurfnisse des Arbeitsmarktes der Zukunft. 

Die Ernöhrungsprobleme der Welt sind sicher nicht im humiden Raum lösbar. Wenn die agrarwirt
schaftlichen Fachfragen der Dritten Welt auf produktionstechnischem, agrarökonomischem und 
agrarsozialem Gebiet auch weiterhin im allgemeinen Studienplan der deutschen Agrarwissenschaft 
einen öhnlichen Stellenwert behalten wie etwa die Bienenkunde, werden wir im internationalen 
Bereich auf diesem Gebiet nicht zu Unrecht in Zukunft kaum mehr als die Funktion eines Mauer
blUmchens Ubernehmen können. 

Soll dieser vorhersehbaren Entwicklung noch wirksam entgegengewirkt werden, sind schnelle, 
wirksame und nachhaltige Maßnahmen unumgönglich, die hier nur kurz skizziert werden können. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß der personelle Beitrag der BRD langfristig als ein Instrument 
deutscher Entwicklungspolitik angesehen wird, der zumindest im Agrarbereich verantwortungsbe
wußten und qualifizierten Fachkrliften ein langfristiges Engagement ermöglicht. 

a) Internationale Agrarentwicklung und Grundstudium 

Die endgUltige fachl iche Ausrichtung bzw. Spezial isierung erfolgt spötestens im 2. Teil des 
Grundstudiums. Um eine Entscheidung fUr die Spezial isierung auf dem Gebiet der internatio
nalen Agrarentwicklung uberhaupt zu ermöglichen, ist eine ausreichende Behandlung des Wis
sensgebietes innerhalb des Grundstudiums an allen Fakultöten zwingende Voraussetzung. Nur 
so wird es gelingen, genUgend geeignete Nachwuchskröfte fUr dieses Aufgabengebiet zu inter
essieren. Zur Zeit ist diese Forderung an praktisch keiner deutschen Fakultlit erfullbari sowohl 
die technischen wie auch die personellen Voraussetzungen sind nicht gegeben. Die föderali
stische Struktur unserer Bildungspolitik einerseits und die dem Bund zugeordnete Verantwortung 
fUr die Entwicklungspol itik und deren Verwirklichung haben die Schaffung entsprechender 
Grundlagen fUr eine solche Ausbildung verhindert. 

b) Zentrale Forschungs- und Weiterbildungseinrichtung 

Der Mangel an qual ifizierten wissenschaftl ichen Fachkrliften sowohl auf produktionstechnischem 
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wie agrarökonomischem Gebiet und nicht zuletzt auch Finanzierungsprobleme zwingen zu der 
Überlegung, in der BRD ein Zentrum zu errichten, in dem Forschung und Weiterbildung auf die
sen Fachgebieten konzentriert werden. Hier sind erhebl iche Investiti onen nötig, die langfristig 
gesichert sein müssen. Ohne eine solche Zentrale, die eine Fülle von Aufgaben von der reinen 
Forschung bis zur Partnerschaft, von der spezial isierten Ausbildung im Rahmen eines Aufbaustu
diums bis zur fachlichen Betreuung von Counterpartprogrammen übernehmen könnte, ist in Zu
kunft eine Kooperation im Agrarbereich in dem erforderlichen Umfang undenkbar. 

Als Beispiel sollen hier die bisher fehlgeschlagenen Bemühungen erwähnt werden, geeignete Inte
ressenten für eine Tl:ltigkeit an den verschiedenen internationalen Agrarforschungsinstituten zu ge
winnen. 

Es ist erschreckend zu beobachten, wie wenig deutsche Agrarwissenschaftler heute ihr primäres 
Aufgabengebiet in der Lösung von Problemen sehen, die in Asien, Afrika und Lateinamerika be
heimatet sind. 

In Form einer Freizeit- oder Nebenbeschäftigung sind die vor uns liegenden Aufgaben aber nicht 
lösbar. Wir werden in Zukunft viel mehr die besten verfügbaren Kräfte mobilisieren müssen, um 
den Anforderungen gerecht zu werden, die auf uns zukommen. Es wäre ein für die Betroffenen 
fataler Trugschluß, zu glauben, der sich bald bei uns einstellende Überschuß an Diplornagrar
ing1enieuren könnte das Defizit an auslandserfahrenen, fachl ich und mensch I ich höchstqualifizier
ten Mitarbeitern für Fragen der internationalen Agrarentwicklung ausgleichen. 

Hier I iegt eine der Hauptaufgaben der deutschen Agrarwissenschaft. Es sollten sich anknüpfend 
an alte Traditionen, Mittel und Wege finden lassen, um der Marktlage entsprechend Agrarwissen
schaftler heranzubilden, die Willens, fähig und in der Lage sind, die Herausforderung unserer 
Zeit anzunehmen, und zwar nicht durch Theorien, sondern durch Taten. 

Es ist ein schweres Versäumnis von Bund und Ländern, bisher nicht die technischen und finanziel
len Voraussetzungen für die entsprechenden Forschungs-, Aus- und Fortbildungsprogramme sowie 
eine vernünftige Konzentration geschaffen zu haben. Die Frage muß aber erlaubt sein, wann und 
wo über die Grenzen einer Universität hinaus die deutsche Agrarwissenschaft ihrerseits im inter
universitären I nteressen- und Verantwortungsverbund die fachl ichen und sachl ichen Grundlagen 
geschaffen hat, die entsprechende politische Entscheidungen in der erforderlichen Richtung ermög
licht, vorbereitet oder sogar erzwungen hätten. 

Für Erfolg und Mißerfolg unseres fachlichen und sachlichen Beitrages im Rahmen der Entwicklungs
programme der Dritten Welt trägt die Agrarwissenschaft eine wohl bisher von allen Beteiligten 
unterschätzte Mitverantwortung. 
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Die Regierungen der Entwicklungsländer sind bemUht, die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung ihrer Länder zu beschleunigen. In der Regel gehen sie davon aus, daß die Entwick
lung nicht in erster Linie den einzelnen Wirtschaftssubjekten Uberlassen werden kann; und daß 
es nicht genUgt, deren Aktivitäten lediglich durch eine entsprechende Wirtschafts- und Gesell
schaftsordnung lenkend zu unterstUtzen. Vielmehr betreiben die meisten Regierungen der lI:inder 
der Dritten Welt eine aktive Prozeßpolitik. Dies fuhrt zur Aufstellung und Durchfuhrung von 
Entwicklungsplänen mit konkreten wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Zielen und zu direk
ten und indirekten öffentlichen Maßnahmen zur Zielerreichung. Der Staat wird also bei der Ziel
realisierung in erheblichem Maße selbst aktiv und Ubernimmt Funktionen, die in den westlichen 
Industrieländern zur Domäne der privaten Unternehmen gehören. Er macht sich zum Träger von 
entsprechenden Entwicklungsprojekten im Bereich von Produktion, Verarbeitung, Handel etc •• 
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Zum Teil überträgt er bestimmte entwicklungspolitische Aufgaben privaten Personen oder Institu
tionen. Im agrarischen Bereich ist jedoch häufig der Staat mit einem entsprechenden Verwaltungs
apparat als Projektträger anzutreffen. Dies wi rd auch in vor! iegender Arbeit unterstell t. Die vom 
Staat eingesetzten Beamten sollen in seinem Auftrag für die Real isierung bestimmter im En twick
lungsplan angegebenen Oberziele sorgen. Die Erfüllung dieser Oberziele - die als Leitmaxime 
dem Projekt vorgegeben werden - soll durch Änderungen im Produktionsbereich landwirtschaft
licher Individualbetriebe, insbesondere bei der Erzeugung von Produkten für den Markt, gesche
hen. Aufgabe der Beamten, insbesondere des Projektleiters, ist es, die Landwirte unter Berück
sichtigung ihrer spezifischen Situation zu Innovationen zu veranlassen, und auch für die Beschaf
fung von Betriebsmitteln und die Vermarktung der Produkte zu sorgen. 

Als Projektträger wird die Regierung, repräsentiert durch ihre Beamten, insbesondere durch den 
Projektleiter, angesehen. Als Landwirte des Projektes werden diejenigen angesehen, in deren 
Betrieben Produktionsänderungen vom Projektträger gewünscht werden und wozu sich die Betriebs
inhaber bereiterklärt haben. 

2 Problemstellung und Themenabgrenz'=!!l9.. 

Das landwirtschaftliche Projekt als offenes, sozio-technisches System 

Das Projekt stellt mit den darin arbeitenden Personen und der dazugehörenden technischen Aus
stattung ein sozio-technisches System dar 1). Da es außerdem mit seiner Umwelt in vielfältigen 
Beziehungen steht - die Projektleitung unterhält Beziehungen zum Bezugs- und Absatzmarkt, zu 
Kreditinstitutionen etc., die Landwirte unterhalten private und betriebliche Beziehungen zu pro
jektexternen Personen und Institutionen, das Projektpersonal unterhält ebenfalls private Bezie
hungen zu Außenstehenden des Projekts - ist es als ein offenes, sozio-technisches System zu be
zeichnen. Daraus folgt, daß bei den Entscheidungsprozessen des Projektes nicht nur projektinterne 
Daten und Zielvorstellungen eingehen, sondern auch mit einer Außensteuerung und Außenbeein
flussung zu rechnen ist. 

Das landwirtschaftliche Projekt als sozio-technisches System läßt sich in "strukturelle" und "funk
tionale" Subsysteme gl iedern. Die strukturellen Subsysteme sind Gruppen im Sinne der sozia I psy
chologischen und soziologischen Forschung (KIRSCH, 8, S. 40). Demnach bilden die Projektland
wirte ein strukturelles Subsystem, weil sie höufig gleicher ethnologischer Herkunft sind, einen 
gleichen Beruf haben und ähnl iches. 

Zu einem "funktionalen Subsystem" des Projektes gehören alle die, die an einer gleichen Funk
tion mitwirken. Zum Beispiel bilden die zur Projektleitung gehörenden Personen ein Subsystem, 
die Personen in der Buchhaltung, die Landwirte etc •• Die Landwirte bilden also etwa gleicher
maßen ein strukturelles wie funktionales Subsystem. 

Subsysteme im Zielkoordinierungsprozeß 

Die Existenz von Subsystemen in einem landwirtschaftlichen Projekt hat für den Zielbildungspro
zeß, als Teil des gesamten Entscheidungsprozesses, eine erhebliche funktionale Bedeutung. Denn 
aus der von der Regierung dem Projekt vorgegebenen Leitmaxime muß ein Zielsystem (derivatives 
Ziel system) als Basis für Projektaktivitäten entwickelt werden, und es erhebt sich dabei die Frage, 
wie dieses zustande kommen kann. Bei landwirtschaftlichen Produktionsprojekten mit der Haupt
aufgabe zielgerichteter Produktionsänderungen in Individualbetrieben der Landwirte ist der Erfolg 
in hohem Maße von dem Interesse der Proj ektbetei I igten, insbesondere von dem der Landwirte ab-

1) Zum Systembegriff siehe KIRSCH, 8, S. 27. 
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hl:lngig. Da die Landwirte uber ihre Betriebe verfUgen, entscheiden sie auch Uber ihr individual
betriebliches Zielsystem. Gerade auf dieses soll bei einem landwirtschaftlichen Produktionspro
jekt, weil Innovationen in den Individualbetrieben beabsichtigt sind, Einfluß genommen werden. 
Wer hier Einfluß nehmen will, muß - wenn man von der Setzung betrieblicher Daten absieht -
seine Zielvorstellungen fUr die selbstC:indigen Landwirte mit deren Vorstellungen in Einklang zu 
bringen, also zu koordinieren versuchen. 

Auch fUr die Mitglieder anderer Subsysteme gilt, daß deren Interesse am Projekt fUr den Projekt
erfolg von Bedeutung ist. Dieses Interesse wird ebenfalls weitgehend bestimmt durch die BerUck
sichtigung ihrer persönl ichen Interessen bei der Entwicklung des derivativen Zielsystems, vor ol
lem, soweit es ihr Aufgabengebiet mit den Arbeitsbedingungen und die VergUtung fUr die Arbeit 
betrifft. 

Die Feststellung, daß eine BerUcksichtigung der Interessen der Subsysteme bei der Entwicklung 
des derivativen Zielsystems des Projekts fUr den Projekterfolg bedeutsam ist, impliziert, daß, 
1. der Zielbildungsprozeß als Zielkoordinierungsprozeß gehandhabt wird, und daß 
2. in der Regierungsleitmaxime Komponenten enthalten sind, die den persönlichen Zielen der 

Mitglieder der Subsysteme entgegenkommen, oder zumindest, daß die Regierungsleitmaxime 
das BerUcksichtigen der persönl ichen Interessen bei der Bildung des derivativen Zielsystems 
vorsieht. 

Die Zielkoordinierung darf jedoch nicht als ein einmaliger Akt in der Entstehungsphase des Pro
jektes angesehen, sondern sie muß wegen der sich stC:indig tlndernden projektexternen und projekt
internen VerhC:iltnisse stl:lndig vollzogen werden. Im Ablauf der Projektentwicklung ist nicht nur 
eine Anpossung der Ziele an vertlnderte Daten erforderlich, sondern es bilden sich bei den Ent
scheidungstrC:igern auch neue Ziele und alte werden Uberholt, so daß sich auch von daher laufend 
neue Koordinierungsaufgaben ergeben. 

Die Mitwirkung der Subsysteme bei der Ziel bildung erfolgt in der Regel durch ihre ReprC:isentanten. 
Damit diese die Vorstellungen ihrer jeweiligen Gruppe kennen und in Koordinierungsverhandlun
gen vertreten können, sind entsprechende Koordinierungen innerhalb der einzelnen Subsysteme er
forderlich. Denn zwischen den Individuen eines Subsystems bestehen zum Teil recht unterschied
liche Zielvorstellungen. Andererseits kann unterstellt werden, daß es bei manchen Zielvorstellun
gen auch recht starke Ähnl ichkeiten innerhalb eines Subsystems gibt. 

FUr das Subsystem "Projektleitung" ist nicht nur eine subsysteminterne Koordinierung erforderlich, 
sondern auch eine Koordinierung mit der Ubergeordneten Regierungsstelle, um z.B. die Kompati
bilittlt des derivativen Zielsystems mit der von der Regierung vorgegebenen Projektleitmaxime 
sicherzustellen. 

Bei Zielkoordinierungsverhandlungen werden die Zielvorstellungen der Subsysteme einander ge
genUbergestellt. Dabei werden sich die ReprC:isentanten der einzelnen Subsysteme vor allem be
mUhen, ihre Zielvorstellungen fUr das Projekt mögl ichst als Ziele des Projektes, also als offiziell 
anerkannte und zu verfolgende Projektziele durchzusetzen. -

Aufgrund "funktionaler NC:ihe" gibt es zwischen den Zielvorstellungen bestimmter Subsysteme mehr 
BerUhrungspunkte als zwischen anderen. Das Subsystem "Projektleitung" nimmt aufgrund seiner 
Funktion im Projekt bei Zielkoordinierungsverhandlungen insofern eine Sonderstellung ein, als es 
sich mit den Zielvorstellungen aller Subsysteme auseinandersetzen muß. Außerdem ist es erforder
lich, daß die Projektleitung, und hier insbesondere der Projektleiter, zur Absicherung des Projekt
erfolges im Sinne der Regierung eine ausschlaggebende Einflußmöglichkeit auf das derivative Ziel
system hat, nicht zuletzt auf die Entscheidung, welches der möglichen, mit der Leitmaxime kompo
tiblen Ziel systeme zur Realisierung gelangen soll. 
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Allgemein wird davon auszugehen sein, daß die am Koordinierungsprozeß beteiligten Subsysteme 
dann ein Koordinierungsergebnis akzeptieren werden, wenn es fUr sie innerhalb einer Uberschau
baren Zukunft eine Verbesserung der Situation bringt gegenUber einem Zustand, der durch Nicht
koordinieren erreichbar ist. 

FUr die weitere Behandlung des Themas ergibt sich nunmehr folgende Abgrenzung: 

1. Von den Problemen der Zielkoordinierung innerhalb der Subsysteme wird abstrahiert und eben
so von den Koordinierungsproblemen zwischen Projektleitung und Ubergeorc:lneter Regierungs
steIle. 

2. Es wird auch außer den Subsystemen "Projektleitung" und "Projektlandwirte" von der Mitwir
kung anderer Subsysteme am Zielkoordinierungsprozeß abstrahiert. 

3. Bei der Behandlung der Koordinierungsprobleme zwischen Projektleitung und Projektlandwir
ten wird bei der Projektleitung vornehml ich auf den Projektleiter abgestellt. 

3 Begriffliche~enzungen von Zielen und Zielordnu.ruL 

Die Ausfuhrungen dieses Abschnittes befassen sich vor allem mit Begriffen und Begriffsabgrenzun
gen, die fUr die Behandlung von Fragen der Zielkoorc:linierung von besonderer Bedeutung sind. 

3.1 Zum Ziel begriff 

Aus der Definition, daß "unter einem Ziel ein Wert zu verstehen (ist), der einen positiv bewer
teten zukUnftigen Zustand beinhaltet" 1) (KIRSCH, 7, S. 126), ergibt sich, daß ein gegebener 
Zustand positiv vertlndert oder erhal ten werc:len soll. 

FUr bewußtes Handeln ist eine Ziel entscheidung Voraussetzung. Und zwar ist sowohl Uber Ziele, 
die angestrebt werden sollen, zu entscheiden als auch Uber die Wahl der Mittel zur Zielerrei
chung. Im ersten Fall haben wir es mit einer Zielentscheidung oder Zielsetzungsentscheidung, 
und im zweiten mit einer Mittel- bzw. Zielerreichungsentscheidung zu tun (HEINEN, 5, S.l8). 
Beide Gruppen von Entscheidungen beeinflussen sich gegenseitig. Die Zielsetzungsentscheidung 
trifft bereits eine gewisse Vorentscheidung Uber die Mittelwahl. 

Um Ziele im Zielkoordinierungsprozeß aufeinander abstimmen und als Handlungsanweisungen ver
wenden zu können, ist eine Ziel beschreibung erforderlich 2). 

3.2 Zur Zielbeschreibung 

Zur Beschreibung von Unternehmenszielen gehört die Sachdimension und die Zeitdimension 
(KIRSCH, 8, S. 145ff). 

Die Sachdimension bezieht sich auf Zielinhalt und Zielausmaß. Das Zielausmaß kann man be
grenzt und unbegrenzt, und auch mit komparativen Formulierungen angeben. Bei manchen außer
technischen und außerökonomischen Zielen ist das Zielausmaß allerdings sehr schwierig formu
lierbar. 

1) Damit ist nicht gesagt, daß die Begriffe "Wert" und "Ziel" in jedem Fall identisch sind, son
dern nur insoweit, als es sich um bewußt angestrebte Werte (Ziele) handelt. 

2) Eine detaillierte Zielbeschreibung ist zwar als Handlungsanweisung positiv zu werten, grund
stltzlich auch als Grundlage fUr Zielkoordinierungsverhandlungen. Jedoch ist darauf hinzu
weisen, daß mit zunehmender Detailliertheit der Ziel beschreibung Koordinierungsverhand
lungen erschwert werc:len können, vor allem bei sehr unterschiedlichem Informationsstand der 
Beteil igten. 
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Die Zeitdimension einer Zielbeschreibung kann 
1. durch die Festlegung eines ganz bestimmten Zeitpunktes für die Zielerreichung, 
2. durch die Angabe eines Zeitraumes mit absoluten Grenzen oder mit komparativen Formul ie

rungen, und 
3. ohne prClzise Zeitangaben, z. B. durch Formul ierungen, wie "in mögl ichst kurzer Zeit", 

ausgedrück t werden. 

Die Entscheidungen über Sach- und Zeitdimensionen von Zielen sind sowohl entscheidungsfeld
ais auch entscheidungstrClgerabhängig. 

Bei der Beschreibung von Zielen kann es vorkommen, daß verschiedene Personen Ziele mit glei
chen Sach- und Zeitdimensionen verschieden beschreiben, d. h., daß mit verschiedenen Formu
lierungen das gleiche ausgedrückt wird. In einem solchen Fall handelt es sich um kongruente 
Ziele. 

3.3 Ordnung nach Beziehungstypen 

Die Einzelziele eines Unternehmens stehen zueinander in Beziehung und bilden dadurch ein Ziel
system. Für Zielkoordinierungsprozesse lassen sich vor allem drei besonders wichtige Gruppen 
von Beziehungstypen unterscheiden: 

1. komplementäre, konfliktClre und indifferente Ziele 
2. Ober-, Zwischen- und Unterziele 
3. Haupt- und Nebenziele. 

3.3.1 KomplementClre, konfliktäre und indifferente Ziele 

KomplementClrsbeziehungen zwischen zwei Zielen liegen vor, wenn die Erhöhung des Zielerrei
chungsgrades von Z 1 auch zu einer Erhöhung des Zielerreichungsgrades von Z 2 führt. Diese Be
ziehungen können wechselseitig oder einseitig sein, und sowohl I inear als auch nichtl inear ver
laufen, also steigende oder sinkende Steigerungsraten aufweisen. Im Verlauf zunehmender Ziel
erreichung können KomplementaritCltsbeziehungen auch in Konkurrenzbeziehungen oder anfl:lng
liche Konkurrenzbeziehungen in Komplementaritl:ltsbeziehungen übergehen. Teilbarkeit der Ziele 
ist Voraussetzung sowohl für KomplementaritClts- als auch für Konkurrenzbeziehungen. 

Bei konfliktl:lren Ziel beziehungen unterscheidet BIDLINGMAIER (2, S. 47 f) zwischen Zielanti
nomie und Zielkonkurrenz. Eine Zielantinomie liegt vor, wenn die Bemühungen um Zielerreichung 
von Z 1 eine gleichzeitige Zielerreichung von Z 2 vollkommen verhindert. Solche Situationen 
entstehen bei vollkommener Unteilbarkeit unvereinbarer Ziele. 

Bei Konkurrenzbeziehungen bewirkt die Erhöhung des Zielerreichungsgrades von Z 1 eine Minde
rung des Zielerreichungsgrades von Z 2. Die Beziehungen können hier ebenfalls sowohl wechsel
seitig als auch einseitig, linear als auch nichtlinear sein. 

Von der Zielkonkurrenz ist nach KIRSCH (8, S. 148) die Zielkompatibilitl:lt zu unterscheiden. 
Zwei Ziele sind kompatibel, wenn sie gleichzeitig erreichbar sind. Konkurrierende Ziele können 
kompatibel sein, wenn ihr Zielausmaß begrenzt formul iert ist. Sind dagegen bei konkurrierenden 
Zielen maximale Zielausmaße formuliert, sind sie inkompatibel, da sie als konkurrierende Ziele 
nicht maximal erfüllt werden können. 

Indifferente Ziele spielen in der Regel nur eine untergeordnete Rolle. In einem ganz umfassenden 
Zielsystem ergibt sich sogar die Frage, ob nicht alle Ziele, wenn auch in noch so geringem tv\aße, 
zueinander in komplementClrer oder konkurrierender Beziehung stehen. KomplementaritClts- und 
Konkurrenzbeziehungen sind allein vom Entscheidungsfeld abhl:lngig. 
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3.3.2 Ober-, Zwischen- und Unterziele 

Die Erreichung eines hochrangigen Zieles erfordert zunlichst die Erfüllung anderer auf dieses 
Oberziel ausgerichteter Ziele, und diese ebenso die Erfüllung anderer auf sie ausgerichteter 
Ziele. Die unteren Ziele sind Mittel zur Erreichung der nlichsthöheren, und diese wiederum 
zur Erreichung der über ihnen angeordneten Ziele. N\an spricht hier von einer Mittel-, Zweck
oder auch Instrumentalbeziehung zwischen den Zielen (KIRSCH, 8, S. 199). Die Einzelziele 
bilden als Unter-, Zwischen- und Oberziele eine Zielhierarchie. Aber sie dienen als EinzeI
ziele nicht nur der Erreichung des jeweils übergeordneten Zieles, sondern sie sind gleichzeitig 
Orientierungsgrößen für darunter eingestufte Ziele. Zur Erreichung eines Zieles auf einer be
stimmten Stufe können oft mehrere Unterziele eingesetzt werden. Die Entscheidung, wie viele 
und welche vorgesehen werden, ist sowohl entscheidungsfeld- als auch entscheidungstrligerab
hlingig. 

3.3.3 Haupt- und Nebenziele 

Die von den EntscheidungstrIigern als besonders wichtig und dringl ich angesehenen Ziele werden 
als Hauptziele und die anderen als Nebenziele bezeichnet. Letztere sollen möglichst nur soweit 
berücksichtigt werden, wie sie die Erreichung der Hauptziele nicht behindern. Diese Zielgewich
tung ist entscheidungstrligerabhlingig. 

Die am Zielkoordinierungsprozeß Beteil igten unterscheiden sich in ihren Ziel prliferenzen z. T. 
erheblich. Diese Prliferenzunterschiede sind wesentliche Verhandlungsgegenstlinde im Rahmen 
der Zielkoordinierung. 

4 Probleme der Zielkoordinier!:!,!l9 

4.1 Unterschiede in den Zielprliferenzen zwischen Projektleiter und Landwirten 

Zielvorstellungen des Projektleiters 

Als Beauftragter der Regierung, d.h. als Reprlisentant des Projekttrligers, hat sich der Projekt
Ieiter vor allem an den staatlichen Oberzielen, an der Leitmaxime des Projektes, zu orientie-
ren. Aber wie jeder Mensch, hat auch er seine persönlichen Zielvorstellungen. Diese lassen sich 
bei ihm gedanklich in die persönlich-privaten, die persönlich-sozialen und in die persönlich
projektbezogenen Ziele gliedern 1), wobei es jedoch zwischen diesen Zielkategorien keine 
scharfen Grenzen gibt. Die Einzelziele stehen sowohl innerhalb als auch zwischen den Zielkate
gorien in wechselseitiger Beziehung. Die persönlich-privaten Ziele, respektive Zielvorstellungen, 
wenn es sich um Ziele mit noch recht ungenauer Formulierung handelt, beziehen sich auf die 
Gestaltung des persönlichen Lebens. Es gehören dazu: Existenzsicherheit, kulturelle Ziele, Frei
zeitziele, pe rsön I iche Verantwortung etc •• Die Realisierung dieser Ziele ist weitgehend an den 
Beruf, vor allem an den ökonomischen Ertrag und an die Bedingungen der Berufsarbeit gebunden, 
wie: Arbeitszeit, persönliche Beanspruchung durch die Arbeit, persönliche Gestaltungsfreiheit 
und anderes. 

Die persönlich-sozialen Ziele des einzelnen ergeben sich aus seiner Zugehörigkeit zur sozialen 
Gruppe. In dieser nimmt er eine bestimmte Position ein, die von ihm ein bestimmtes soziales Ver
halten fordert, ihm aber auch bestimmte Leistungen bietet. Der einzelne, in diesem Fall der Pro-

1) Diese Gliederung leitet sich aus einem lihnlichen Ansatz ab, den VIERHELLER (15) in einer 
Studie anwendet, in der er U.a. die unterschiedlichen Interessenlagen zwischen Management 
und Mitgliedern von Genossenschaften des Lebensmitteleinzelhandels analysiert. 
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jektleiter, ist daran interessiert, seine soziale Position zu halten, oder gar zu verbessern, was 
in aller Regel Rückwirkungen auf seine persönlich-privaten Ziele, und nicht selten auf seine Be
rufsarbeit, und damit auf seine persönlich-projektbezogenen Ziele hat. 

Die persönl ich-projektbezogenen Ziele des Projektleiters sind Mittel zur Erreichung der persönl ich
privaten und der persönlich-sozialen Ziele. Schon aus ExistenzgrUnden wird er bemüht sein, die 
zu seinem Arbeitsplatz gehörenden "amtlichen" Aufgaben zu erfUllen, d.h. er wird vor allem an 
einem Projekterfolg im Sinne der Regierung und damit an entsprechenden Zielen im derivativen 
Zielsystem des Projekts interessiert sein. Die in Richtung auf den Projekterfolg im Sinne der Re
gierung zu entwickelnden Ziele sind gleichzeitig seine persönlich-projektbezogenen Ziele. Zu 
diesen wird der Projektleiter evtl. noch weitere hinzufUgen, wie z. B. "Ausdehnung des persön
lichen Entscheidungsspielraums" • Die persönl ich-projektbezogenen Ziele können also unterteil t 
werden in solche, die auf den Projekterfolg im Sinne der Regierung ausgerichtet sind (projekter
folgsbezogene Ziele) und in weitere, die an das Projekt gebunden sind, sich aber nicht ohne wei
teres am Projekterfolg im Sinne der Regierung orientieren. Diese beiden Zielgruppen innerhalb 
der Kategorie "persönlich-projektbezogene Ziele" können den Projektleiter in intrapersonale 
Zielkonflikte bringen, insbesondere wenn aus den Bereichen persönlich-privater und persönlich
sozialer Ziele Einwirkungen kommen, die nicht unbedingt mit den persönlich-projekterfolgsbe
zogenen Zielen Ubereinstimmen. Ein solcher intrapersonaler Zielkonflikt kann z.B. vorliegen, 
wenn aus den persönlich-sozialen Zielen sich fUr den Projektleiter die Forderung nach Beschäfti
gung bestimmter Personen im Projekt ableitet, die nicht den Projekterfolg im Sinne der Regierung 
fördern würde. Solche intrapersonalen Zielkonflikte können bei Zielkoordinierungsverhandlungen, 
wenn sie der anderen Partei bekannt werden, evtl. von dieser zu ihren Gunsten ausgenutzt wer
den. 

Zielvorstellungen der Landwirte 

Die Zielvorstellungen der Landwirte lassen sich gedanklich in persönl ich-private, persönl ich
soziale, persönlich-individualbetriebsbezogene und persönlich-projektbezogene gliedern. Ge
genüber den 3 Zielkategorien des Projektleiters gibt es bei den Landwirten zusätzlich noch die 
persönlich-individualbetriebsbezogenen Ziele. Denn die Landwirte verfügen über landwirtschaft
liche Individualbetriebe, der Projektleiter in der Regel nicht. Die Basis seiner Existenz ist der 
Arbeitsvertrag mit der Regierung. 

FUr die Abgrenzung der persönlich-privaten und der persönlich-sozialen Ziele der Landwirte 
gilt grundsätzlich das gleiche wie fUr die des Projektleiters. Während sich jedoch beim Projekt
leiter die persönl ich-privaten und die persönl ich-sozialen Ziele vornehm I ich auf entsprechende 
Realisierungsmöglichkeiten im Projekt konzentrieren, sind bei den Landwirten zunächst ihre Indi
vidualbetriebe davon berUhrt. 

Die persönlich-individualbetriebsbezogenen Ziele der Landwirte sind demnach vornehmlich Mit
tel zur Erreichung der persönl ich-privaten und der persönl ich-sozialen Ziele, jedoch können 
letztere auch unmittelbar betriebliche Ziele sein und umgekehrt. Die Anwendung eines bestimm
ten Produktionsverfahrens ist ein betriebl iches, gleichzeitig aber auch pe rsön I ich-privates Ziel, 
wenn damit z.B. eine Arbeitserleichterung angestrebt wird und ein persönlich-soziales Ziel, 
wenn dieses Produktionsverfahren die Erfüllung einer sozialen Norm darstell t. 

Die persönlich-projektbezogenen Ziele der Landwirte sind vor allem Mittel zur besseren Realisie
rung ihrer persönlich-individualbetriebsbezogenen Ziele. Da die Individualbetriebe aber immer 
nur begrenzte Möglichkeiten zur Erreichung persönlich privater und persönlich-sozialer Ziele 
bieten, suchen die Landwirte sowohl ihre betrieblichen Möglichkeiten mit Hilfe des Projekts zu 
erweitern, als auch persönlich-private und persönlich-soziale Ziele direkt an das Projekt heran
zutragen. Sie wUrden sich z.B. dafür interessieren, ob das Projekt ihre Ernährungslage durch ein 
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sicheres und preiswertes Lebensmittelangebot verbessern helfen kann, ob es eine Ausbildungs
und Berufschance fUr die Kinder bietet etc •• 

Bei den Zielen der Landwirte haben wir es also bei den 4 Zielkategorien einmal mit einer drei
stufigen Zielhierarchie zu tun, und zwar: 

Obere Stufe: Persönlich-private und persönlich-soziale Ziele 
Mittlere Stufe: Persönlich-individualbetriebsbezogene Ziele 
Untere Stufe: Persönl ich-projektbezogene Ziele, 
aber gleichzeitig auch mit einer zweistufigen Gliederung, weil die persönlich-privaten und die 
persönlich-sozialen Ziele auch direkt auf das Projekt hinleiten. 

Die persönlich-privaten und die persönlich-sozialen, vor allem aber die persönlich-individual
betriebsbezogenen Ziele werden sich um so st!:irker in den persönlich-projektbezogenen Zielen 
niederschlagen, je mehr es zu einer sozialen und betrieblichen Integrierung zwischen Landwirten 
und Projekt kommt. 

Insgesamt ergibt sich bei den Zielpr!:iferenzen von Projektleiter und Landwirten im wesentlichen 
folgendes an Unterschieden: 

1. Die persönl ich-privaten und persönl ich-sozialen Ziele des Projektleiters sind weitgehend auf 
den Erfolg des Projektes im Sinne der Regierung, und nur zu einem relativ geringen Teil, auf 
einen von der Leitmaxime losgelösten, aber das Projekt im allgemeinen nicht beeintr!:ichtigen
den persönl ichen Gestaltungsraum ausgerichtet. 

2. Der Projektleiter betrachtet deshalb die von der Regierung dem Projekt vorgegebene Leitmaxi
me fUr sich als verbindl ich. 

3. Bei der Wahl zwischen alternativen Zielen fUr das derivative Zielsystem des Projekts orientiert 
sich der Projektleiter mehr an der von der Regierung fUr das Projekt festgesetzten Leitmaxime, 
als an den Zielvorstellungen der Landwirte fUr das Projekt. 

4. Die Landwirte sind in ihrer Existenz direkt und mehr auf ihre Individualbetriebe als auf das 
Pr~jekt angewiesen. Sie unterhalten zu ihren Individualbetrieben zahlreichere, engere und 
viel f!:il tigere Beziehungen als zum Projekt. 

5. FUr die Landwirte ist die Regierungsleitmaxime direkt keine verbindliche Orientierungsgröße, 
sondern von ihnen nur insoweit akzeptiert, als in dem daraus zu entwickelnden derivativem 
Zielsystem ihre persönlichen Ziele zumindest teilweise untergebracht werden können. 

Diese Unterschiede in den Zielpr!:iferenzen zwischen Projektleiter und Landwirten, aufgrund un
terschiedlicher persönlicher Bindungen an das Projekt, bewirken unterschiedliche Vorstellungen 
sowohl Uber die Dimensionen als auch Uber die Gewichtung von Einzelzielen fUr das Projekt. 

4.2 Koordinierungsprobleme in bezug auf Zieldimensionen und Zielgewichtung 

Das Ziel system landwirtschaftlicher Produktionsprojekte hat seinen Schwerpunkt in Zielen, die 
auf die individualbetriebliche Produktion ausgerichtet sind. Es handelt sich dabei weitgehend 
um Innovationsziele. Neue Produkte und Produktionsverfahren oder Änderungen bisheriger Pro
duktionsverfahren sollen eingefUhrt werden. 

Die zu realisierenden neuen Ziele berUhren das bisherige Zielsystem der Landwirte und fordern 
von ihnen entsprechende Verhaltens!:inderungen. Nach ALBRECHT (1, S. 247 ft) sind generell 
fUr das Verhalten der Menschen ihre "subjektive Umwelt" und die "Beschaffenheit der Person" 
als bestimmende und sich gegenseitig bedingende Faktoren anzusehen. Abgesehen von den objek
tiv gegebenen Begrenzungen sind demnach fUr die Landwirte die von ihnen subjektiv wahrgenom-

304 



mene Umwelt und ihr Inforamtionsstand fUr ihr Verhalten in bezug auf neue Ziele von erheblicher 
Bedeutung. Bei an sie herangetragenen innovativen Zielen ist häufig damit zu rechnen, daß sie 
mit ihrem Informaitionsstand sowohl die Bedingungen der Zielrealisierung als auch die Zielauswir
kungen nur z. T. Ubersehen können. Das Sicheinigen auf innovative Zielinhalte zwischen Projekt
leiter und Landwirten erfordert deshalb, daß sich sowohl der Projektleiter uber Bedingungen und 
Wirkungen dieser Ziele aus der Sicht der Landwirte informiert, und dabei nicht zuletzt die außer
technischen und außerökonomischen, insbesondere die sozialinstitutionellen Bereiche einschließt, 
und daß er andererseits auch fUr eine Erhöhung des Informationsstandes der Landwirte sorgt, damit 
diese in die Lage versetzt werden, zu erkennen, ob die ihnen zugemuteten Zielverwirkl ichungen 
fUr sie insgesamt Vorteile bringen. Vertiefte Erkenntnisse Uber Bedingungen und Wirkungen von 
Neuerungen können evtl. einen vermeintl ichen Zielkonfl ikt als Scheinkonfl ikt entlarven, aber 
auch anfänglich gering erachtete Zielunterschiede als wesentliche Unterschiede sichtbar werden 
lassen. Außerdem können alternative Ziele zutage treten und sich evtl. auch die Notwendigkeit 
erweisen, vorher oder gleichzeitig zusätzliche Ziele zu verfolgen, um hemmende Faktoren der 
angestrebten Ziel real isierung zu besei tigen, bzw. verbesserte Bedi ngungskonstellationen zu schaf
fen, die dem Landwirt das Akzeptieren des ursprUnglichen innovativen Zieles ermöglicht oder er
leichtert. 

Im allgemeinen sind Neuerungen, auch wenn sie unter vergleichbaren Bedingungen erprobt wur
den, fUr die Landwirte aus ihrer Sicht mit Risiko behaftet. Die Höhe des Risikos steht häufig mit 
dem zu realisierenden Zielausmaß in Beziehung, so daß bei Koordinierungen uber Zielinhalt auch 
gleich das Zielausmaß berUcksichtigt werden muß. 

Erhebliche Probleme ergeben sich auch bei der Abstimmung uber die zeitliche Dimension von Zie
len. Im allgemeinen dominiert bei den Landwirten aus mehreren GrUnden das Interesse an mehr 
kurzfristig wirkenden Zielen. Einmal ist der häufig empfundene geringe Lebensstandard fUr sie 
Veranlassung, vor allem nach einer Verbesserung der gegenwärtigen Lage zu streben, und relativ 
wenig Zugeständnisse an die Zukunft zu machen. Höhere Auszahlungspreise in der Gegenwart 
werden höher bewertet als Absatzgarantien fUr eine entfernte Zukunft, wenn letztere mit Preis
abzUgen in der Gegenwart zur Finanzierung von Verarbeitungsanlagen oder ähnlichem erkauft 
werden sollen. Das verstärkte Interesse an kurzfristigen gegenUber langfristigen Zielwirkungen 
kann auch im Mangel an Vertrauen in die zukUnftige wirtschaftliche und politische Entwicklung, 
im Mangel an Informationen uber die Notwendigkeit bestimmter langfristiger Ziele als Bedingung 
fUr die Realisierung kurzfristiger Ziele liegen etc •• Insgesamt sind besonders die Koordinierungs
probleme langfristiger Ziele, wenn sie in Konkurrenz mit kurzfristigen stehen, in erheblichem 
Maße durch die Bereiche "Vertrauen" und "Informationsstand" bestimmt. 

Schwierigkeiten bei der Zielkoordinierung ergeben sich weiterhin aus den unterschiedlichen Vor
stellungen Uber die Zielgewichtung. Je nach Art der Bestimmungsfaktoren fUr die primär ent
scheidungsträgerabhängige Einstufung der Ziele nach dem Grad ihrer Bedeutung sind die Koordi
nierungsergebnisse nicht zuletzt davon abhängig, was sich die Koordinierungsparteien an Mög-
I ichkeiten zur Substitution der wichtigsten Bestimmungsfaktoren anzubieten haben. Bei den Land
wirten stehen im allgemeinen die an der Existenzsicherung, insbesondere an der Ernährungssiche
rung orientierten individualbetrieblichen Ziele an hochrangiger Stelle und beziehen sich als sol
che vornehmlich auf die Subsistenzproduktion. Das Hauptgewicht der vom Projektleiter verfolgten 
Ziele liegt dagegen auf der Erhöhung der Produktion fUr den Markt. Bei gegebenen knappen Res
sourcen rufen die beiden Ziele Konflikte hervor, weil eine Ausdehnung der Marktproduktion die 
Subsistenzproduktion beeinträchtigt und damit das persönl ich-private Ziel des Landwirts "Ernäh
rungssicherung" tangiert. Eine Reduzierung der Subsistenzproduktion wird der Landwirt in der 
Regel nur dann akzeptieren, wenn er eine Ersatzmögl ichkeit zur Ernährungssicherung erhäl t, z. B. 
die Gewißheit, zu jeder Zeit des Bedarfs Lebensmittel preiswert einkaufen zu können. Eine rel i
gi~s oder ethisch motivierte Zielgewichtung ist dagegen meist wesentlich schwieriger durch Tausch
angebote zu ersetzen. 
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Zusammenfassend ergibt sich im wesentlichen folgendes: 

1. Bei neuen Ziel inhalten ist eine Zielkoordinierung besonders von den Schwierigkeiten der 
Landwirte und des Projektleiters betroffen, die Bedingungen und Auswirkungen der Zielerrei
chung auf die Gesamtsituation der Landwirte einigermaßen zutreffend erfassen zu können. 

2. Das Zielausmaß innovativer Ziele steht meist in direkter Beziehung zum Risikoausmaß. Bei 
geringen Kenntnissen uber Bedingungen und Wirkungen der Ziel realisierung kann das "sub
jektiv empfundene" Risiko größer, aber auch kleiner als das "objektive" Risiko sein. Das Ko
ordinierungsergebnis in bezug auf Inhalt und Ausmaß von innovativen Zielen wird umso mehr 
durch "subjektiv empfundenes" Risiko bestimmt, je geringer der Informationsstand ist. 

3. Kurzfristig wirkende Ziele werden von den Landwirten im allgemeinen vor den langfristig 
wirkenden bevorzugt. Das Sicheinigen auf langfristige Ziele auf Kosten kurzfristiger Ziele 
ist in erheblichem Maße vertrauens- und informationsbedingt. 

4. Die Auswirkungen unterschiedlicher Auffassungen uber Zielgewichtung auf das Koordinierungs
ergebnis hängen weitgehend von den Möglichkeiten ab, die Konstellationen der Bestimmungs
faktoren fUr die Ziel gewichte durch entsprechende Äquivalenzangebote zu verändern. 

4.3 Grundlagen und Probleme von Koordinierungsverhandlungen 

Die Leitmaxime als Voraussetzung fUr beiderseitiges Interesse 

Es soll noch einmal betont werden, daß der Erfolg eines landwirtschaftlichen Produktionsprojektes, 
bei dem der Schwerpunkt Innovationen in den landwirtschaftlichen Individualbetrieben sind, we
sentlich von dem Interesse der Landwirte am Projekt bestimmt wird. Eine grundsätzliche Voraus
setzung fUr das Projektinteresse der Landwirte, und damit auch fUr Zielkoordinierungsverhandlun
gen, schafft die Regierung dadurch, daß sie in der Leitmaxime fUr das Projekt die BerUcksichti
gung von Individualzielen der Landwirte vorsieht und ihre Real isierung fördert. Der Festsetzung 
der Leitmaxime geht also eine gewisse Abstimmung zwischen Regierungs- und Landwirtezielen 
voraus. 

Zielkoordinierung als Mittel der Motivation 

Bereits aus dem Abschnitt 4.2 geht deutlich hervor, daß eine beiderseitige Erhöhung des Informa
tionsstandes im Interesse der Koordinierungsparteien liegt. 

Auch wenn in der Regel beim Projektleiter ein höherer Informationsstand als bei den Landwirten 
gegeben ist, ist trotzdem auch bei ihm eine stöndige Informationsverbesserung erforderlich, vor
nehmlich uber die fUr Innovationen in den Individualbetrieben besonders relevanten Probleme, 
insbesondere zum Herausfinden der wichtigsten Hemmungsfaktoren und der Möglichkeiten ihrer 
Reduzierung. Die Informationserhöhung bei den Landwirten sollte vor allem eine verstörkte Moti
vierung fUr das Projekt bewirken, indem ihnen unter anderem erkennbar gemacht wird, welche 
Vorteile sie aus der Zusammenarbeit mit dem Projekt haben können. Andererseits liegt es auch 
im Interesse der Landwirte selbst, den Projektleiter stöndig uber ihre Hauptprobleme auf dem lau
fenden zu halten, damit er diese mäglichst in seine Zielvorstellungen fUr das Projekt Ubernimmt. 

Koordinierungsverhandlungen haben also nicht nur die Funktion, von bei den Seiten vorgefertigte 
Ziele aufeinander abzustimmen. Sie sollen auch ganz wesentlich zur Zielfindung auf beiden Sei
ten und in beiderseitigem Interesse beitragen. 

Koordinierung durch Kompromißfindung 

Verhandlungen Uber Ziele fUhren höufig zu Ergebnissen, bei denen sich die Parteien mit einer 
partiellen Ziel erreichung zufrieden geben, also Ziel kompromisse schließen. Dies setzt eine Kom-
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promißftihigkeit der Ziele voraus. Zu dieser gehört nach BIDLINGMAIER (2, S. 145 t) die Teil
barkeit und die Fungibilittit. Je größer die Teilbarkeit der Ziele ist, um so zahlreicher können 
die Kompromißlösungen sein. Eine subjektiv beg rUndete Unteilbarkeit von Zielen kann evtl. durch 
Überzeugung, weitere Informationen etc., aufgehoben werden, was bei objektiv gegebener Un
teilbarkeit nicht möglich ist. 

Ober antinomische Ziele ist bei Zielkoordinierungsverhandlungen grundsätzlich eine Einigung in 
der Weise erzielbar, daß fUr sie Kompensationsobjekte angeboten werden. Dies impliziert, daß 
sie ersetzbar (fungibel) sind. Die Partei, die ihre Zielforderung zurUckzieht, erhält bei der glei
chen oder einer sptiteren Verhandlung eine Entschädigung fUr ihr Nachgeben. 

Auch wenn Teilbarkeit und Fungibilittit der Ziele objektiv gegeben sind, kann evtl. ein Kompro
rniß nicht zustande kommen. Häufig liegt es dann am Mangel an Vertrauen und am Verhandlungs
ki ima. Durch eine Stärkung der Vertrauensbasis und eine Verbesserung der mensch I ichen Beziehun
gen zwischen den Parteien lassen sich manche zunächst subjektiv unteilbaren Ziele teilbar machen, 
und eine Fungibilität von antinomischen Zielen finden. Vertrauensbasis und Verhandlungsklima 
werden erheblich durch die Art und Weise bestimmt, wie die Verhandlungspartner die Instrumente 
"Manipulation" und "Macht" einsetzen. 

Koordinierung durch Einsatz von Manipulation und t-Aacht 

Der Koordinierungsprozeß konzentriert sich auf die konfliktären Ziele und scheidet die kongruen
ten und komplementären zunächst aus den Verhandlungen aus. Bei den konflikttiren Zielen werden 
die Parteien sich gegenseitig in der Weise zu beeinflussen suchen, daß die Entscheidung der ande
ren Partei möglichst auch zum eigenen Vorteil gereicht. Dies ist grundsätzlich möglich durch Mani
pulation und Macht. 

Bei der Manipulation wird der Partner durch gezielte Änderung seiner Entscheidungsbedingungen, 
insbesondere durch Selektion der Information, dazu veranlaßt, möglichst weitgehend im Sinne des 
anderen sich zu entscheiden. Wenn diese Selektion mit Falschinformationen und mit Vorenthalten 
von wesentlichen Informationen verbunden ist, woraus erhebliche Nachteile fUr den Betreffenden 
entstehen können, ist die Manipulation in bezug auf den Projekterfolg ein gefährliches Instrument, 
weil sie die Vertrauensbasis zerstört. Ein Schutz vor einer solchen Manipulation ist ein eigner 
hoher Informationsstand und eine gehörige Portion von gesundem Mißtrauen. 

Die t-Aacht als Koordinierungsinstrument kann ebenfalls sowohl vom Projektleiter als auch von den 
Landwirten eingesetzt werden. Die Macht beider Parteien ergibt sich aus dem gegenseitigen Ab
hängigkeitsverhältnis. Dieses ist dadurch begrUndet, daß beide Parteien Vorteile vom Projekter
folg haben können, aber dieser Projekterfolg vom Mitwirken bei der Parteien abhängt. 

Die Macht des Projektleiters ist im allgemeinen stärker als die der Landwirte, weil er z.B. in der 
Regel Uber einen höheren von den Landwirten anerkannten Informationsstand verfUgt und Sank-
ti onsgewa I t anwenden kann. Die positive und negative Sanktion kann z. B. in gestaffelten Aus
zahlungspreisen entsprechend den Produktqual itäten, in gestaffelter Zuteilung oder Entzug von 
Anbaulizenzen, und ähnlichem zur Anwendung gelangen. 

Durch die Anwendung der positiven (Belohnung) und der negativen (Bestrafung) Sanktion sowie 
durch die "expert power" kann die Kompromißbereitschaft der Landwirte in gewissem Ausmaß be
einflußt werden. Jedoch ist nicht auszuschließen, daß bei Uberspannter und nicht sachgerechter 
Anwendung die Landwirte Reaktionen zeigen, die insgesamt den Projekterfolg in Frage stellen 
können. 

Erhaltung des Anreiz- Beitrags- Gleichgewichts 

Das Interesse der Landwirte, sich im Sinne des Projekterfolges zu verhalten, hängt von den Vor-
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teilen, also von dem Anreiz ab, den ihnen das Projekt bietet. Andererseits werden sie bei einem 
entsprechenden Anreiz auch bereit sein, Beitri:lge zu leisten, also auf gewisse Zielerfüllung zu 
verzichten 1). Solange die subjektiv empfundenen Anreize größer als die subjektiv empfundenen 
Beiträge sind, werden die Landwirte mit dem Projekt zufrieden sein und sich engagieren. Wird 
jedoch das Anreiz- Beitrags- Gleichgewicht zuungunsten der Anreize gestört, werden sie nach 
Mitteln und Wegen suchen, dieses Gleichgewicht wieder herzustellen, und zwar u.a. durch Ver
minderung ihrer Beiträge an das Projekt. Es dürfte deshalb eine wesen tl iche Aufgabe des Projekt
leiters bei Koordinierungsverhandlungen sein, diesen Gleichgewichtspunkt der Landwirte in etwa 
zu ermitteln, aber andererseits auch deutl ich zu machen, wo für ihn die Grenze der Zugeständ
nisse liegt. 

5 Schlußbeme~en 

Es wird von der Hypothese ausgegangen, daß die Landwirte an der Verbesserung ihrer eigenen 
Lebensbedingungen durch eigene Anstrengungen interessiert sind, und daß dieses Interesse von 
gesamtwirtschaftlichem und gesamtgesellschaftlichem Vorteil ist, und zwar umso mehr, je mehr 
es sich in einem durch die Interessen der Allgemeinheit abgesteckten Rahmen entfalten kann. 
Dies impliziert, daß man auch bei der Planung und Durchführung landwirtschaftlicher Produktions
projekte von der Situation der Landwirte ausgeht. Vom Beginn der Projektfindung an sind die Si
tuation der Landwirte und ihre Hauptinteressen zu analysieren, und sie an der Zielgestaltung, so
weit es ihren eigenen Bereich betrifft, zu beteiligen. Die Zielentscheidungen des Projekts kön
nen nicht losgelöst von elementaren Zielvorstellungen derjenigen getroffen werden, in deren Be
trieben und durch deren Arbeit der eigentl iche Entwicklungsprozeß vor sich gehen soll. 

1) Zur Anreiz- Beitrags-Theorie siehe KIRSCH (8, S. 139 ff). 
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Der Dualismus von Objektivität und Subjektivität in den Sozialwissenschaften 

Die Auseinandersetzung um Subjektivität und Objektivität betrifft ein zentrales Thema, uber das 
Menschen immer wieder nachgedacht haben. Es geht dabei um die Frage, wie man gleichzeitig 
zwei einander entgegengesetzten Erscheinungen und Werten gerecht zu werden vermag: Einerseits 
messen wir der Einmaligkeit und Besonderheit des je Individuellen großen Wert bei, z.B. der Ent
faltung und Wirksamkeit gewöhnlicher Fähigkeiten und Meinungen. Dagegen erscheint das Inter
subjektive oder Objektive als bloßer Durchschnitt, als Norm und Mittelwert. Andererseits stehen 
der Einzelne und seine SubjektivitCit im Wettstreit mit vielen ebenso Einzelnen; ihre Meinungen 
erhalten daher den Charakter einer gewissen Beliebigkeit, die wir vor allem in der Wissenschaft 
als Mangel empfinden. Objektive Aussagen werden angestrebt, um darin die Vergänglichkeit 
und Begrenztheit des Subjektiven zu Uberwinden. Solchermaßen zu Werten gegensätzlicher und 
polar aufeinander bezogener Art erhoben, unterliegen beide Begriffe nunmehr einer zeit- und ge
sell schaftsbezogenen Si nngebung. 

Mit zunehmender Entfaltung von Wissenschaft und Technik und vor allem in den industrialisierba
ren Lebensbereichen haben sich die Akzente in der Diskussion um Subjektivität und ObjektivitCit 
verlagert. Quantifizierbare Größen beanspruchen immer mehr Platz in unserer alltCiglichen Welt 
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und wir haben uns daran gewöhnt, an den bindenden und intersubjektiv verbindl ichen Aussage
wert von Zahlen zu glauben. Das Einkommen, der Konsum und die Freizeitgestaltung sind drei 
solcher Beispiele, in denen Zahlen (Gehaltsstufe, Preise und Urlaubskilometer) den Wert sozia
ler Kommunikationsmittel erreicht haben und den für soziale Strukturen so wichtigen Vergleich 
von Positionen ermögl ichen. 

Dementsprechend haben gerade die ökonomischen Disz iplinen große Fortschritte in dieser Richtung 
gemacht, wie das Handwerkszeug der ökonometrischen Modelle und mathematischen Programmie
rungen beweist. Deshalb werden Aussagen wie "zweitausend Kalorien pro Tag sind notwendig" 
oder "500 t Mehrertrag sind erreichbar" nicht bezweifelt. Dagegen gelten Aussagen vom Typus 
"ich bin unzufrieden" oder "ich habe zu wenig Land" als subjektiv, d.h. bezweifelbar und nicht 
auf andere Subjekte übertragbar. Ich unterstelle daher, daß wir uns in der Praxis - und u.a. eben 
auch der Entwicklungshilfe-Praxis - daran gewöhnt haben, das Attribut "objektiv" weitgehend 
an drei Maßstöbe zu binden, nämlich die Zahl und Mathematik, finanzielle und monetäre Größen 
und die ökonomische Theorie. 

Die Sozialwissenschaften, und hier meine ich in erster Linie die Soziologie, haben sich allerdings 
auch in dieser Richtung entwickelt. Erstens, indem sie geschlossene Kategoriensysteme nach dem 
Schema der Ja-Nein-Antworten benutzen, um ihre Beobachtungen, Antworten und Fragestellungen 
zu klassifizieren. Eine bestimmte Zahl von Aussageformen schließt dann alle möglichen Varianten 
ein. Zweitens dann, indem sie die Häufigkeit solcher Aussagen nach den Regeln der Wahrschein
lichkeit auf Gesamtpopulationen übertragen. Und schließlich drittens, indem sie mathematische 
Verfahren, wie die Korrelations-, Regressions-, Faktoren- und Pfadanalyse benutzen, um funk
tionale oder sogar kausale Zusammenhänge zwischen ihren Beobachtungstypen festzustellen. 

Indem die Soziologie sich empirisch, positivistisch oder eben um Objektivität bemüht zeigt, unter
nimmt sie die gleichen Anstrengungen wie die Ökonomiet um die Exaktheit ihrer Aussagen zu be
weisen. Allerdings hat sie einen beträchtlichen Zeitrückstand hinter ihrer Schwesterdisziplin. 
Trotzdem hält sich hartnäckig die Meinung, die Soziologie habe es mehr mit den "soft data", 
den subjektiven Tatbeständen und Daten zu tunt die Ökonomie hingegen mit härteren und erhärt
baren t eben mit objektiven Fakten. 

Demgegenüber behaupte ich t daß die Problematik von objektiv und subjektiv in allen handlungs
und sinnorientierten Wissenschaften geblieben ist und sich auch nicht mit Hilfe mathematischer 
Manipulationen aus der Welt schaffen lößt. Diese Problematik gilt ebenso für die Beschaffung von 
Daten wie für deren Auswertung und Interpretation. Das möchte ich am Beispiel der Bewertung 
von Entwicklungsmaßnahmen aufzeigen t speziell solcher im ländlich-agrarischen Bereich. Das 
Schwergewi cht me iner Überlegungen soll dabei auf der Herkunft und Beschaffung von Daten I ie
gent da hier im Falle technisch-industriell weniger entwickelter Gesellschaften besondere Schwie
rigkeiten vorliegen. 

2 Der Sinnzusammenhang wirtschaftlicher und wirtschaftlich relevanter Daten 

Vor allem Eindringen in Einzelheiten der Evaluierungsthematik läßt sich die AufgabensteIlung in 
allgemeiner Form so umschreiben t daß es darum gehtt .produktions- t wirtschafts- und lebenshal
tungsrelevante Daten zu ermitteint mit deren Hilfe Aussagen über die Gesamtpopulation einer be
stimmten Region gemacht werden können. Soweit es sich dabei eindeutig um Größen handelt t die 
mit naturwissenschaftlichen Methoden zu erheben sind t wie z.B. solche über Wasserhaushalt t 
Nährstoffdefizit oder Kaloriengehalt t konstituiert sich die Objektivität der Daten aus dem Erfah
rungszusammenhang der naturwissenschaftl ich-techn ischen Wissensdiszipl inen. Der all tägl iche Er
fahrungszusammenhang muß ausgeschlossen bleiben, um ihm gegenüber den Anspruch wissenschaft
licher Objektivität aufrechterhalten zu können. Wir alle kennen das Erstaunen t das uns gegenüber 
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der objektiv-verfremdenden wissenschaftlichen Aussage Uber alltHgliche Erfahrungen befallen 
kann (z. B. Uber die Gefahr des Rauchens oder den NHhrwert bestimmter Lebensmittel). 

Dieses Erstaunen verweist uns darauf, daß niemand von vornherein gewillt und darauf eingestellt 
ist, seine subjektiven Erfahrungen aufzugeben, zumal er diese in dem sozialen System, in dem er 
lebt, begrUndet und stHndig verstHrkt findet. Vielfach sind wir geneigt, diese Erfahrungen sogar 
gegenUber der Wissenschaft zu verteidigen, zum mindesten jedoch, sie in die Diskussion mit einzu
fUhren. Diese Feststellung fuhrt uns zum Kern des Themas: Objektiver und subjektiver Wahrheits
gehalt der Aussagen, auf denen unsere Datensammlungen in Entwicklungsregionen beruhen. 

Meine zentrale These ist dabei, daß jede Bewertung von Entwicklungsmaßnahmen, die den Erfolg 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten messen will, damit einen verbindlichen Sinnzusammenhang 
konstituiert, der auch im Prozeß der Datenbeschaffung wirksam ist, meistens aber nicht offenge
legt wird. Die "ObjektivitHt" ökonomischer Daten und Analysen kann dann nur folgendermaßen 
interpretiert werden: Diese Größen sind nur im ökonomischen Sinnzusammenhang, jenseits der je 
einzelnen Erfahrung im wirtschaftlichen Handeln begreifbar und diskutierbar. So abstrahiert z.B. 
der Begriff der EinkommenselastizitHt von den vielfHltigen und vielleicht tHglich wechselnden in
dividuellen Motiven zum Konsum dieser oder jener GUterart und postul iert einen Zusammenhang 
zwischen Einkorrmenshöhe und Ausgaben-Verhalten anhand von globalen Zahlenangaben uber Ein
kommensgruppen und Marktentnahmen. Wenn wir dahingehend Ubereinstimmen, daß der wirtschaft
liche Sinnzusammenhang einer unter verschiedenen sozial möglichen und erfahrbaren ist, so stellt 
sich die Frage nach der ObjektivitHt der Daten nunmehr in anderer Form: Inwieweit ist es richtig 
und notwendig, nur den ökonomischen Sinnzusammenhang z.B. in dem hier diskutierten Rahmen 
von Projektevaluierungen gelten zu lassen. 

So können wir z. B. auf dem Gebiet von Gesundheit und Medizin sehen, daß dort die sogenann-
ten wirtschaftlichen Prinzipien nur bis zu einem gewissen Grade verbindlich sind, dann aber durch 
andere Motivationen abgelöst werden. Ober die Einrichtung von KrankenhHusern oder Rettungs
diensten wird vorwiegend nach ökonomischen Relationen entschieden (Beispiel: die Deutsche Dia
gnoseklinik in Wiesbaden). Der Wert der Erhaltung individueller Gesundheit oder gar des Lebens 
wird jedoch nicht am Aufwand oder den Kosten gemessen. Die ökonomischen Grundvorstellungen 
der Knappheit und der RationalitHt dringen also in unterschiedlichem Grade in verschiedene Be
reiche des sozialen Lebensraumes ein und wirken dort determinierend. Dies scheint um so stHrker 
der Fall zu sein, je mehr wir uns vom individuellen Lebensbereich zum kollektiven bewegen. Heu
te wird kaum noch bestritten, daß der Einzelne nicht dem Typus des homo oeconomicus entsprechend 
zu handeln braucht. Die KoliektivitHt hingegen wird weiterhin unter solchen Gesichtspunkten wie 
Kaufkraft, Warenkorb, Konsumzwang, Mode etc. betrachtet. 

Die Ermittlung wirtschaftlicher Daten bezieht daher weitgehend den Charakter ihrer Objektivitöt 
aus diesem Bezug auf gesellschaftliche KoliektivitHten. Erweitern wir die ThemensteIlung jedach 
auf "wirtschaftlich relevante" Daten, so geraten wir auf das Feld individuell zu erhebender, in
dividuell geltender und damit als "subjektiv" qualifizierter Daten. 

Die Erweiterung der Datenmenge mit dem Begriff der wirtschaftlichen Relevanz soll heißen, daß 
auch die Verbindlichkeit religiöser Praktiken, die HHufigkeit von Reisen in die Stadt und die Be
ziehungen zu meinungsfUhrenden Personen im Dorf Einfluß auf produktionstechnische oder markt
politische Entscheidungen von Landwirten haben. 

Damit erhebt sich nun eine FUlie von Fragen und EinwHnden. ZunHchst die Fragen: 

1. Sind die gemeinten Angaben bzw. Daten tatsHchlich unentbehrlich fUr eine gerechte Bewer
tung der Entwicklungsmaßnahmen? 

2. Wo und in welcher Situation sind diese Daten am zuverlHssigsten zu erheben? 
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3. Mit Hilfe welcher Erhebungs- und Auswertungstechniken wird der objektive Charakter der 
Daten am besten gewahrt? 

Anders gesagt, es stellt sich die Frage nach der Notwendigkeit bzw. nach der Angepaßtheit des 
sogenannten Befragungsinstrumentariums an die Aufgaben einer Projektevaluierung: Können mit 
Hilfe dieser Verfahren mehr oder bessere Daten objektiver Art in Erfahrung gebracht werden oder 
können damit nur Daten ausgesprochen subjektiven Charakters erhoben werden, die jedoch zum 
Zwecke der Bewertung von Entwicklungsmaßnahmen objektiv behandelt und bearbeitet werden? 

Und weiter nun zu den ernst zu nehmenden Einwönden gegen mangelnde Objektivität: 

1. Die Auswahl von Variablen der oben genannten Art sei doch allzu bel iebig und unbegründet. 

2. Für ihre Bedeutung in einem behaupteten Wirkungszusammenhang gebe es bestenfalls Hypo
thesen, aber keine Beweise. 

3. Die Ermittlung der benötigten Werte sei überaus abhängig von den Zufälligkeiten einer Befra-
gungs-S i tuati on. 

Alle diese Einwände hört die empirische Soziologie von den sich exakter gebärdenden ökonomi
schen Spezialdisziplinen. Diese wiederum müssen jedoch die gleichen Einwände seitens einer kri
tischen Wissenschaftstheorie und auch von engagierten Entwicklungspolitikern gegen sich gelten 
lassen. 

3 Die Objektivität sozialer Erhebungen in Entwicklun~ländern 

Um mit dem letzten Einwand zu beginnen: es geht darin um die Gültigkeit und Zuverlässigkeit von 
individuellen Gruppen-Befragungstechniken sowie die Auswahl repräsentativer Stichproben. Nur 
in sei tenen Fällen kann auf Einwohner- oder Haushai tsl isten (Steuerl isten, Verzeichnisse der Mala
riabekämpfung etc.) zurückgegriffen werden. Mehrfach erprobt worden ist hingegen die Kombina
tion von Gebiets- und Zufallsstichprobe. Bei einem reinen Gebietssampie werden das Gitternetz 
einer entsprechend großmaßstäblichen Karte oder ein selbstentworfenes Raumnetz zugrunde gelegt 
(z. B. Talverlauf mit Quersektionen) 1). Bei Streusiedl ung werden dann eine entsprechende Zahl 
von Gitterquadraten zufällig ausgewählt oder eine bestimmte Zahl von Querlinien. Die darin ent
haltenen oder von den Linien geschnittenen Siedlungen, locations oder Dörfer bilden die Grund
lage der weiteren Auswahl. 

In anderen Fällen werden anhand von Karten durch Sachverständige (Projektmitarbeiter, Regie
rungsbeamte, Wissenschaftler) Zonen mit überwiegender Homogenität der natürlichen, infrastruk
turellen und ethn ischen Faktoren bestimmt: z. B. Täler, zusammenhängende Tallagen neben Höhen
lagen, Küsten- und Binnenzonen, Siedlungsverdichtungszonen, Anbaugebiete mit Spezial-(Leit-) 
Kulturen. Im nächsten Schritt werden dann willkürlich oder zufällig Dörfer oder Siedlungseinheiten 
aus jeder der gebildeten Zonen bestimmt. Die Zahl der insgesamt zu Befragenden dividiert durch 
die Zahl der Auswahleinheiten ergibt dann die Zahl der Probanden je Gebietseinheit • Das können 
bei sehr dünner Besiedlung alle Haushalte, Männer oder Betriebsleiter der Auswahleinheit sein 
oder auch nur ein Teil davon. Im letzteren Falle kommt es praktisch fast immer zu einer Zufalls
auswahl, an der Anwesenheit, Erreichbarkeit, Einwilligung und andere vom Erheber unbeeinfluß
bare Faktoren beteiligt sind. Gemessen an den Anforderungen, die wir an die Auswahltechnik 
hierzulande zu stellen gewohnt sind, ist diese letzte Stufe eine Kompromißlösung. Ihre Nachteile 
können durch sorgfältiges Verfahren bei der Gebietsauswahl und eine genügend große Zahl von 
Befragungse i nhei ten kompens i ert werden. 

1) Methode des Chantabury-Projektes im Südosten Thailands, 1972, durchgeführt im Südasien
Institut der Universität Heidelberg. 
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Beispiele fUr Befragungs-Stichproben in Entwicklungsregionen 

Land Jahr Einzugsbereich Zonen Dörfer Befragte 

Nepal a 71 L:mdwir"tsch. Be- a 3 6 125 
b 70 ratungs-Projekt b 5 21 1150 

t'ahomey 72 Genosse~schafts-
Projekt 4 10 285 

Kenia 69 4 Landwirtseh. 1 x 4 12 
Projekte 1 x 3 8 Coop.Soc. 550 

2 x Groß- 150 Betriebe 
betr. 

Senegal 68 3 Departements 50 426 

Iran 72 Stadt-Umland 2xEinzugs- 15 450 
bereich v. 
Großbetr. 

TIiaIIand 72 Provinzabschnitt 30 Sektionen 837 
Indien 67 3 Landwirtseh. 2 x 3 

Beratungsprojekte 1 x 5 11 300 

Afghanistan 69 2 Sied1ungs-
projekte 

4 18 750 

,t Verstöße gegen die Objektivittlt in der Erhebungssituotion 

Schwieriger ist schon die Frage der Erheber zu lösen, da deren jeweil iger Erfahrungszusammen
hang nur im Falle trainierter und selbstkritischer Mitarbeiter von einer Beeinflussung der Erhebungs
ergebnisse abgehalten werden kann. Erfahrungsgemtlß stehen fUr die Aufgaben einer Forschung oder 
Evaluierung in Entwicklungsltlndern folgende Kategorien von Mitarbeitern zur VerfUgung: 

- der oder die wissenschaftlichen Mitarbeiter, die die Erhebung gleichzeitig durchfuhren und 
leiten, 

- ausltlndische oder einheimische Projektangestellte vom Officer bis herunter zu den Junior Tech-
nical Assistants, Village Level Workers, oder encadreurs, 

- einheimische Studenten 
- Oberschuler oder andere fremdsprachige Einwohner. 

Alle diese Gruppen partizipieren in unterschiedlicher Weise an den jeweiligen Lebens- und Sinn
zusammenhtlngen der aus der westlichen Industriewelt stammenden Forscher oder Evaluierer und 
ihrer Mitmenschen in der Entwicklungsregion. Außerdem interagieren sie normalerweise mit den 
Befragten in der Befragungssituation mit Hilfe eines unkontrollierbaren Mediums, ntlmlich der je
weiligen Landes- und Regionalsproehe. Dieser Zustand begrUndet die größten Probleme fUr das Er
zielen zuverltlssiger Ergebniswerte. Das Tonband könnte zwar meistens unbestechlich protokollie
ren, der Aufwand ist jedoch bei Massenbefragungen mit Uber 25 Probanden zu hoch. 
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wissen-

sehaftli-
Sinnzusam- alltägli-

menhang eher Sinn-
eher Sinn-

der Fra- zusammen-
zusammen-

hang des 
geformu- hang des 

lierungen Probanden· 
Forsehens 

Aus dem Schema geht hervor, daß das eigentliche Problem in der Entschlusselung oder Interpreta
tion der ad hoc gegebenen Antworten liegt. Je näher der Prozeß der EntschlUsselung beim For
scher selbst gelegen ist, desto mehr Information empfängt dieser I aber in um so fragwUrdigerer 
Form. Je näher der Punkt der EntschlUsselung beim Befragten liegt, desto weniger, aber gesicher
tere Information wird registriert. 

5 Probleme der Aufstellung von Fra~bogen 

Die Folgerung daraus ist, die Fragebogeninstrumente so weitgehend zu typisieren und zu standar
disieren, daß das erforderliche Mindestmaß an Information erreicht wird, dies aber mit dem höchst
möglichen Zuverlässigkeitsgrad. Dabei muß man im Auge behalten, daß viele aus der Empirie der 
Sozial forschung in Industrieländern abgeleitete Erfahrungsregeln in den Entwicklungsregionen nicht 
oder nur in sinngemäßer Abwandlung anzuwenden sind. An dieser Stelle ist, so glaube ich, auch 
die kritische Bemerkung gerechtfertigt, daß viele empirische Untersuchungen aus der Dritten Welt 
sich leider uber die verwandten Verfahrenstechniken ausschweigen. 

Um diese Forderung nach einfachen, Vergleiche erlaubenden, interkul tu re 11 anwendbaren und 
auch von Nicht-Fachleuten des Befragungsmetiers zu handhabenden Fragebogeninstrumenten zu 
erfullen, sind die in bereits durchgefUhrten Erhebungen gemachten und gespeicherten Erfahrungen 
zu sammeln, diese sind zu vergleichen und auf Abruf bereitzustellen. Eine solche Arbeit ist im 
Auftrage der Bundesstelle fUr Entwicklungshilfe in Angriff genommen worden und auch zu einem 
gewissen Abschluß gebracht worden 1). Im Rahmen eines EDV-Programms, das insgesamt 7 000 
verschiedene Frageversionen aufnehmen kann, sind derzeit 1 200 Fragen gespeichert und mit län
derspezifischen und fachspezifischen Codes versehen worden. Die meisten der bislang ausgewerte
ten Fragebogen stammen aus Forschungen und Evaluierungen in Asien und Afrika. Mit Hilfe des so 
geschaffenen Rahmens ist es mögl ich, neue Fragen ständig zu addieren oder gegen weniger gUnsti
ge Formulierungen auszutauschen, um so allmählich einen Fundus optimaler Frageversionen und 
ihrer regional-spezifischen Varianten aufzustellen. 

Der so entstehende Apparat erlaubt in zunehmendem Maße, Befragungsinstrumente auf die speziel
len Voraussetzungen regionaler Rahmenbedingungen natUrlicher, sozialer und wirtschaftlicher Art 
abzustimmen, ebenso auf unterschiedliche Zielgruppen wie Bauern, Beratungskräfte, Genossen
schaftsmitglieder oder Frauen und schließlich auch auf unterschiedliche Fragestellungen. Solche 
Problem- oder Fragestellungen sind z.B.; die Agrarstruktur einer Projektregion vor Projektbeginn 
zu beschreiben (Nullerhebung), die Ausbreitungsweise von Innovationen oder die Einstellung der 
Bevölkerung zu neuen Institutionen wie Genossenschaften oder landwirtschaftliche Aktienge-

1) Von der Forschungsstelle fUr internationale Agrarentwicklung e. V. in Heidelberg. 
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seilschaften festzustellen, die betriebswirtschaftliehe Effizienz von Entwicklungsmaßnahmen ader 
den regionalwirtschaftlichen Effekt von Praduktionssteigerungen zu beurteilen. 

6 Hypothetische Kausalketten und Motivationstypen 

Die genannten Verbesserungen der Erhebungstechniken verfolgen gleichzeitig mehrere Ziele, um 
jene zu recht genannten Einwönde gegen den Mongel an Objektivitöt sozialwissenschaftlicher Er
hebungen in der Dritten Welt auszurÖumen. Zu diesen Zielen gehören: 

1. Daten solcher Art bereitzustellen, die in den vorliegenden Statistiken und Quellen nicht ader 
nur fehlerhaft enthalten sind. 

2. Die je Untersuchungseinheit erfaßten Angaben so aufzubereiten, daß weiterfuhrende Hypothe
sen Uber die GrUnde des beobachtbaren Verhaltens böuerlicher Bevölkerungen in wirtschaftli
cher und sozialer Hinsicht möglich sind (siehe oben, zweiter Einwand) und 

3. einen Rahmen fUr regionalbezogene Analysen und Planungen bereitzustellen (siehe oben, erster 
Einwand) • 

Das erste der hier genannten drei Ziele bedarf wohl keiner wesentlichen zusötzlichen Erlöuterung. 
Pachtverhöltnisse und Verschuldung, Eigenverbrauch und Nebeneinkommen, Kommunikationsge
wohnheiten und sogenannte "Einstellungen" sind Beispiele fUr eine Art wirtschaftlich relevanter 
Daten, die in den meisten Föllen nicht anders beschafft werden können, als durch die direkte Er
hebung bzw. Befragung. 

Das zweite Ziel, nömlich weiterfuhrende Kausalhypothesen fUr das Verhalten der böuerlichen Be
völkerung in den Entwicklungsregionen aufzustellen, konzentriert sich auf die Suche nach einer 
plausiblen und arbeitstauglichen Typisierung, mit deren Hilfe Bevölkerungsgruppen umschrieben 
werden können, deren jeweils spezifischen Bedurfnissen ein entsprechendes Angebot an Hilfs- und 
Entwicklungsmaßnahmen gegenUbergestellt werden kann. Diese Zielstellung ist um so deutlicher 
hervorgetreten, als man versucht hat, dem Projekttypus des Verbundprojekts ader integrierten Pro
jekts Geltung und öffentliches Interesse zu verschaffen. Wir finden auch in betriebswirtschaftlichen 
Erhebungen schon seit löngerem Versuche, von einer allzu einfachen Klassifizierung, z. B. nach 
Betriebsgrößen ader Kapitalbesatz wegzukommen zu einer wirtschaftlich zutreffenden Definition 
von Betriebstypen. 

Ein öhnlicher Ansatz aus soziologischer Sicht hat zu einem Kategoriensystem sogenannter Motiva
tionstypen gefUhrt, fUr dessen ausfuhrlichere Ableitung hier nur auf die Literatur verwiesen wer
den kann 1). Es geht dabei um den Versuch, aus der Vielzahl positiv oder negativ, stark ader 
schwach miteinander korrelierender Variablen heuristische Modelle fUr zwingende Motivations
zusammenhönge zu entwickeln. Dieser Versuch basiert auf der einfachen Erkenntnis, daß mensch
liche Erfahrung ganz allgemein bei der Begegnung mit fremden Menschen und Methaden in öhnli
eher Weise zustande kommt. 

Andererseits liegt ihm die Annahme zugrunde, daß die menschlichen Erfahrungselemente zu einem 
ganz erheblichen Teil aus sozialen BezUgen abgeleitet und durch diese stabilisiert werden, etwa 
in dem Sinne, wie Niklas luhmann formuliert: Ohne soziale Systeme "wöre weder Sinn noch Erle
ben noch Handeln möglich" 2). 

1) BODENSTEDT, A.A. und JUNGHANS, K.-H., 5, S. 152 - 160; BODENSTEDT, A.A., 2; 
BODENSTEDT, A.A., 3; BODENSTEDT, A.A. und BERGMANN, H., 4. 

2) . HABERMAS, J. und lUHMANN, N., 6, S. 29. 
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Die in dieser Richtung angestellten Forschungen haben unter anderem ergeben, daß wir uns von 
der Vorstellung trennen müssen, bestimmte Einzelvariable wirkten überall oder zumindest in be
stimmten Großräumen wie Südasien oder Indien, Ostafrika oder Kenia, stets in der gleichen Rich
tung. Solche Annahmen über das Alter, die Ausbildung oder die Betriebsgröße von befragten Land
wirten sind in der Literatur bisher sehr häufig vertreten worden. Dieser Vorstellung ist nun folgen
des Ergebnis entgegenzuhalten: Je nach der Erfahrung, die die Bevölkerung einer Region vom Stand 
der allgemeinen Entwicklung dieser Region hat (und natürlich je nach dem Stand dieser Entwicklung, 
beschrieben in der "objektiven" Sprache westl icher Wi rtschaftstheorien) ergeben sich unterschied
liche, aber spezifische und wiederkehrende Klassifikationsschemen für die vorherrschenden Moti
vationsstrukturen bäuerlicher Betriebsleiter. An einem groben Beispiel erläutert, bedeutet das: 
Nicht nur das wirtschaftliche Potential eines Betriebes bestimmt, ob dieser im jeweiligen Kontext 
als groß oder klein zu bezeichnen sei, sondern in bestimmten regionalen Kontexten verliert diese 
Variable ihre Bedeutung für die Klassifikation. In der einen Region können die sogenannten großen 
Betriebe zur Gruppe der Innovationsbereiten gehören, in einem anderen dagegen nicht, oder das 
Kriterium wirtschaftlichen Potentials kann überlagert und verdrängt werden durch das der allgemei
nen oder fachlichen Ausbildung. Auf solche Weise ist z.B. der Stellenwert von Alphabetisierung 
und Ausbildung, von Betriebskonzentration oder Bodenreformmaßnahmen je nach Regionaltypus ganz 
unterschiedlich zu beurteilen. 

7 Die Definition sogenannter Regionen 

In diesem Zusammenhang konzentriert sich nun das Interesse auf einen Begriff, der im Zentrum 
der dritten Art oben genannter Zielsetzungen steht, die sogenannte Region. Leider herrscht hier 
eine große terminologische Verwirrung. Als Region werden z.B. geografische Großräume wie Afri
ka oder Südostasien bezeichnet, aber auch wirtschaftlich-politische Zusammenschlüsse wie die 
East African Community, und so geht es in allen Größenordnungen weiter bis hinunter zur soge
nannten Projektregion, d.h. dem Einzugsgebiet einer zentral organisierten Einheit von Entwick
lungsmaßnahmen. Definitorische Hilfe ist aber auch von der sogenannten Projektregion nicht zu 
erwarten, denn in aller Regel werden Projektmaßnahmen auf administrative Einheiten des Entwick
lungslandes bezogen (district, prefecture, division, deportement). Leider werden die wichtigen Er
gebnisse der Regionalwissenschaft und Gebietsplanung in den west I ichen I ndustriestaaten bisher 
noch zu selten auf die Probleme löndlicher Entwicklung der Dritten Welt angewandt, da viel zu 
wenig interdiszipl inärer Kontakt zwischen diesen Wissenschaften und den Diszi pi inen der Entwick
I ungsökonomie, Agrarsoziologie, der tropischen Landwirtschaft usw. besteht. 

Im folgenden soll kurz skizziert werden, welche Arbeitsschritte notwendig sind oder schon unter
nommen werden, um das Problem eines sinnvollen Bezuges von Projektmaßnahmen auf eine definier
te Projektregion zu lösen. Das induktive Verfahren besteht darin, vom gewünschten oder vorgege
benen Standort eines Entwicklungszentrums aus die wirtschaftlichen, natürlichen und sozio-kultu
rellen Gegebenheiten des Umlandes so weit zu verfolgen und zu analysieren, bis der dabei festge
stellte Grad an Homogenität und/oder funktionaler Verflochtenheit sich deutlich abhebt gegen 
neue Faktorenkombinationen. Bei diesen Verfahren leisten die Methoden der Geografie entschei
dende Dienste. Dabei ist zu beachten, daß solche Räume, die im technisch-industriellen Sinne 
wenig entwickelt sind, einen höheren Grad an ethnisch-kultureller und materieller Homogenität 
und eine geringere funktionale Verflochtenheit aufweisen können, während sich bei relativ gut 
entwickelten Räumen dieses Verhältnis umkehren kann. Der oben beschriebene Versuch, Motiva
tionsgruppen als entwicklungsrelevante Klassifikation einzuführen, basiert auf diesem Verfahren. 
Vorerst wurden dabei nur drei Typen verwandt: "wenig entwickelt", "schwach entwickelt, aber 
unter Einfluß von technologischem Wandel" und "relativ weit entwickelt". 

Das umgekehrte Verfahren besteht darin, von den mögl ichen Projektaktivitäten z. B. eines land-
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wirtschaftlichen Entwicklungsprojektes auszugehen, indem man diese nach den Regeln betriebs
wirtschaftlicher Logik wie eine geordnete wirtschaftliche Unternehmung betrachtet. Der komplexe 
Zusammenhang z.B. eines bereits existierenden Projektes ist dann so zu zergliedern und zu analy
sieren, daß Einheiten (operational units) erkennbar werden, aus denen das Ganze zusammenge
setzt ist. Um eine solche Analyse zu vollziehen, muß allerdings ein bestimmter und durchgCingig 
akzeptabler Maßstab gefunden werden, mit dessen Hilfe die Elemente oder Einheiten sichtbar ge
macht werden können. Einen generellen Maßstab apriori gibt es jedoch nicht, es handelt sich 
vielmehr darum, unter den verschiedenen möglichen einen passenden oder gar den optimalen Maß
stab auszuwCihlen. 

Als Beispiele fUr solche definitorischen Kriterien können genannt werden: der Kapitaleinsatz, die 
Produktionstechnik (input - output) oder der Handlungs-Wirkungs-Zusammenhang, kUrzer: die zu 
erbringenden Leistungen. Wird als Leistungsanforderung etwa definiert" Produktionssteigerung bei 
ErdnUssen" , dann bilden alle Maßnahmen, Operationen, Handlungen, KostenaufwCinde, die zur 
Erreichung dieses Zieles notwendig sind, eine gesuchte Projekteinheit (nach BERGIv'ANN, unver
öffentlichtes Manuskript) 1). Unterhalb und oberhalb dieser Ebene gibt es unselbstCindige Programm
elemente und integrierte Leistungseinheiten bis hin zum sogenannten Verbundprojekt. 

Die als Maßstab zu benutzenden Leistungen können eingeteilt werden in Maßnahmen zur Bereit
stellung materieller und immaterieller Produktionsmittel, Maßnahmen zur Verbreitung solcher Pro
duktionsmittel, risikomindernde Garantieleistungen und organisatorische Leistungen der Projekt
integration • 

Ausgehend von diesen zunCichst an Beispielsprojekten zu erprobenden analytischen Befunden kann 
nun die Frage gestell t werden, wie groß die Reichweite solcher Projekteinheiten bei optimaler 
FunktionserfUllung ist. Kommunikationsnetze vom Typus landwirtschaftl icher Beratungsdienste 
oder Mechanisierung im Ausleihverfahren lassen sich nur auf einen begrenzten Radius sinnvoll be
ziehen. Von daher gewinnt man neue Kriterien fUr die Abgrenzung einer Projektregion, die prag
matischer sind als die beim ersten Verfahren genannten und diese daher sinnvoll ergCinzen. 

8 Aufstellung und Beurteilung von Relationen im Evaluierungsprozeß 

Der Austausch der Erkenntnisse, die bei planerischen und bei evaluierenden TCitigkeiten gewonnen 
werden, kann auf diese Weise auch dem Ziel dienstbar gemacht werden, eine Evaluierungsmetho
dik zu finden, in der sogenannte ökonomische und sogenannte soziale Daten nicht nur einander 
ergCinzen, sondern tatsCichl ich miteinander integriert sind. Das bedeutet u .a., daß die typischen 
Indexzahlen und Koeffizienten, die eine Diszipl in entwickelt hat, aus dem ihr eigenen Gedanken
feid sozusagen herausgelöst, verfremdet und auf ihre Relevanz fUr eine andere Diszipl in befragt 
werden. Der AK-Besatz pro ha oder der Devisenanteil einer Verkaufsfrucht sind dem Soziologen 
als VerstCindnis- und Interpretationsfragen zu stellen, und umgekehrt die Neuerer-Typologie oder 
eine Skai ierung der Einstellungen zu Gewinn und Seelenheil dem Ökonomen 2). 

Auf diesem Gebiet ist jedoch weit mehr zu tun als bisher erreicht worden ist. Dazu ist in erster 
Linie ein koordiniertes Vorgehen bei Forschungen und Evaluierungen notwendig. 

In welchen Formen und mit welchen Ergebnissen eine solche Zusammenarbeit fruchtbar gemacht 
werden kann, soll ein letzter Gedankengang in die Methodik integrierter Evaluierung zeigen. 
Zwar ICißt sich immer noch eingehend darUber streiten, was eine Evaluierung eigentlich bezwecken 

1) BERGIv'ANN, H., 1. 

2) Vgl. dazu auch die Diskussion bei HALBACH, A. J., 7. 
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solle und wie sie auszufuhren sei, doch kann man wohl unterstellen, daß Einigkeit uber eine 
Reihe von Relationen besteht, die in die Berechnung einzugehen haben. Ich sage Relationen an
stelle von Gleichungen, da uber die Quantifizierbarkeit und die mathematische Behandlungsfähig
keit der dabei benutzten Gräßen oft Zweifel und Uneinigkeit bestehen und zwar zurecht. Als Re
lation hingegen bezeichne ich den Vergleich zweier Größen oder Gruppen von Größen und Aus
sagen uber den Grad ihrer gegenseitigen Vereinbarkeit. 

Es handelt sich dabei um Relationen 

1. zwischen Projektziel und regionalen Faktoren (Situation) 
2. zwischen Projektziel und Zielvorstellungen der betroffenen Bevölkerung 
3. zwischen Ergebnissen und Projektziel 
4. zwischen Ergebnissen und Zielvorstellungen der betroffenen Bevölkerung 
S. zwischen regionaler Situation und Zielvorstellungen der Bevölkerung 
6. zwischen Ergebnissen und Projekt- (sowie auch Gesamt-)Aufwand 1). 

Messungen und Beobachtungen der Evaluierer orientieren sich in der einen oder anderen Weise 
immer an diesen Relationen. Schematisch zueinander ins Verhältnis gesetzt, ergeben sie folgen
des Bild: 

E r-----.,. PZ 

BZ .... -----.. RS 

E = Ergebnisse 
PZ = Projektziele 
BZ = Bevölkerungsziele 
RS = Regionale Situation 

Die Bewertung kann fUr jede dieser Relationen Entsprechung oder Nichtentsprechung feststellen: 

PZ ~ RS oder PZ ~ RS 

PZ ~ BZ PZ ~ BZ 

RS ~BZ RS ~BZ 

E ~PZ E ~ PZ 

E ~ BZ E ~BZ 

Dabei ist jede Relation in sich umkehrbar, aber die Feststellung "entspricht" schließt im gegebe
nen Zusammenhang eine gegenteilige Feststellung aus. Das Schema wird also mit fUnf Feststellun
gen uber Entsprechung oder Nichtentsprechung ausgefUllt, z. B. 

E..-----..oIIII!.PZ 

BZ .... -----.. RS 

1) Die sechste Relation hat insofern einen besonderen Charakter, als sie im Ganzen einer 
K osten- Nutzen-Anal yse entspri cht. 
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Genau genommen, sind nur drei dieser Feststellungen notwendig, die Ubrigen folgen nach den 
Regeln der Logik. Um die Richtigkeit der getroffenen Annahmen und Beobachtungen aber zu Uber
prufen, wird man alle Relationen festzulegen versuchen. Dabei stellt sich nur allzu höufig heraus, 
daß das Schema "nicht stimmt", d.h. paradoxe Aussagen Uber die Entsprechungen hervorbringt. 
Daraus wöre zu folgern, daß entweder der Ansatz als solcher zu verwerfen ist, oder daß ein Stör
faktor interveniert, der die Regeln der Logik durchkreuzt. Und eben dies scheint der Fall zu sein, 
der in der Dichotomie von subjektiven und objektiven Daten zum Ausdruck kommt. 

So kann z.B. aus der GegenUberstellung der statistischen Angaben Uber Ernöhrungsdefi~ite in einer 
Region und Uber Produktionssteigerungen wöhrend der Projektdauer geschlossen werden, daß der er
zielte Mehrertrag tatsächl ich der Beseitigung des Ernöhrungsdefizites gedient hat. Wenn nun je
doch eine Befragung der Bevölkerung ergibt, daß sich die Ernöhrungsgewohnheiten nur wenig ver
ändert haben bzw. daß eine Steigerung des Konsums bei anderen GUtern festzustellen ist als bei 
demjenigen, auf das die Projektaktivität gerichtet war, so muß gefragt werden, ob die ursprUng
lichen, auf objektiven Daten beruhenden Annahmen Uber Ernöhrung gerechtfertigt waren. Tatsöch
lich könnte es sein, daß die erzielte Mehrproduktion zu einer Umverteilung der Einkommen in der 
Region oder zu einer Steigerung der Marktaktivitäten zugunsten jener Höndler gefUhrt hat, die man 
eigentlich von einem solchen Gewinnzuwachs auszuschließen hoffte. Solche Erscheinungen können 
vor allem dann auftreten, wenn man sich Uber die Zielvorstellungen der betroffenen Bevölkerung 
einer Projektregion nicht im klaren ist. Die eigenen Aussagen der Betroffenen Uber diesen Punkt 
jedoch stellen sogenannte subjektive Daten par excellence dar. Sie mUssen daher auf ihren Stel
lenwert in einem Sinnzusammenhang befragt werden, d.h. wie oben schon angefUhrt, auf ihre 
Verwurzelung im jeweiligen sozialen System. 

Abschließend gesagt, die Begriffe objektiv und subjektiv können nicht als Wertmaßstöbe zur Beur
teilung disziplin-spezifischer Datensammlungen und Auswertungsmethoden benutzt werden. Sie 
kennzeichnen keinen Gegensatz zwischen Ökonomie und Soziologie. Im Verhöltnis zu den wissen
schaftlichen Sinnzusammenhöngen beider Diszipl inen beruhen alle Daten aus Entwicklungsregionen 
primär auf fremden Sinnkonstellationen und haben insofern subjektiven Charakter. Vor allem bei 
PrUfung wirtschaftlicher Relevanz von Daten und Aussagen muß erst eine mögliche Sinngebung 
durch die betroffene Bevölkerung erschlossen und dann der Interpretation der Einzeldaten unter
legt werden. 

Betriebs-, Haushalts-, Familien- und Betriebsleiter-Typologien, die nicht auf der einfachen An
wendung pröfabrizierter Maßstäbe westl ich-industrieller Provenienz beruhen, sondern die je eigen
tumlichen Faktorkombinationen unterschiedlicher Regionen zugrunde legen, werden entwickelt. 
In ihnen vollzieht sich der Austausch und die Angleichung von subjektiven (d.h. individuellen) 
und objektiven (d.h. hier sozial vermittelten und anerkannten) Erfahrungen. Aus diesem Grunde 
hat auch die Methodik der Projektbewertung hier anzusetzen und solche Modelle einzubeziehen. 
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Zur Notwendigkeit einer gesamtwirtschaftlichen Pr~wertlID9.. 

Das ökonomische Prinzip fordert bekanntlich, die zur VerfUgung stehenden knappen Mittel so 
einzusetzen, daß mit ihnen ein maximales Ausmaß an Zielrealisierung herbeigefUhrt werden kann; 
liegt der angestrebte Grad der Zielerfullung fest, so soll der hierzu benötigte Mitteleinsatz mini
miert werden. Überträgt man dieses Prinzip auf die Wahl zwischen verschiedenen Investitionsvor
haben, so beinhal tet es die Forderung, jenes Investitionsprojekt durchzufUhren, welches den höch
sten Gewinn erbringt; der Gewinn ist dabei definiert als die Differenz zwischen Zielerfullung und 
Mitteleinsatz. Steht nur ein Projekt zur Diskussion, so setzt seine Annahme bzw. Durchfuhrung 
voraus, daß es Uberhaupt positive Gewinne erwirtschaftet. 

Die Anwendung dieser Vorschrift durch einen Investor, dessen Zielsetzung in einer Maximierung 
seiner EinnahmeUberschusse besteht, fuhrt dann zur folgenden Konsequenz: Der Investor wird die 
jährl ichen Einnahmen, die das zur Diskussion stehende Investitionsvorhaben voraussichtlich er
bringen wird - sei es durch den Erlös aus dem Absatz der erzeugten Guter, sei es durch den Ver
kauf der Restanlagen, Gebäude und Grundstocke, die am Ende der ökonomischen Lebensdauer 
des Investitionsvorhabens Ubrig bleiben -, den jährlichen Ausgaben gegenUberstellen, die im Zu
sammenhang mit dem geplanten Projekt anfallen. Aus dem Vergleich der Einnahmen und Ausgaben 
erhält er den (im vorliegenden Fall mit seinem Gewinn identischen) NettoeinnahmeUberschuß. 
Seine Höhe, die entweder isoliert betrachtet oder mit den entsprechenden Ziffern bei Alternativ
projekten verglichen wird, bestimmt, ob die Investition durchgefUhrt wird oder nicht 1). 
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Diese Prinzipien sind in der betriebswirtschaftlichen Investitionstheorie unumstritten; Diskussionen 
werden lediglich darüber geführt, mit Hilfe welcher Rechenmethode der relevante Gewinnaus
druck gefunden werden kann. Im Gegensatz dazu wurde bei gesamtwirtschaftlichen Projektanaly
sen noch nicht in dem gewünschten Ausmaß untersucht, ob diese Investitionsvorhaben mit dem öko
nomischen Prinzip vereinbar sind. Lange Zeit dominierte der sogenannte "gesunde Menschenver
stand", der (nach Auffassung der ihn jeweils beanspruchenden Entscheidungsträger) die Vorteil
haftigkeit einzelner Projekte angeblich sofort erkennen ließ, ohne daß man zuvor bereit war, 
alle mit dem Projekt zusammenhängenden Kosten und Erträge zu erfassen, zu quantifizieren und 
zu bewerten. Verzichtet man jedoch auf eine derartige Gegenüberstellung der gesamtwirtschaft
lichen Kosten und Erträge, so lassen sich auch keine Aussagen über die Höhe des gesamtwirtschaft
lichen Gewinns treffen. Folglich werden diese Projekte einer präzisen Wirtschaftlichkeitsanalyse 
und damit ihrer Beurteilung auf der Basis des ökonomischen Prinzips entzogen. 

Als wesentliche Ursache hierfür kann die lange Jahre in der westlichen Welt dominierende Dok
trin des "Laissez-faire-Liberalismus" angefuhrt werden, die von einem uneingeschränkt funktio
nierenden Marktmechanismus überzeugt war. Dieser führt - wie die Paretianische Wohlslandsöko
nomik zeigt - automatisch zur optimalen Allokation, d. h. der bestmögl ichen Auf teilung und Ver
wendung aller in einer Volkswirtschaft vorhandenen Güter und Faktoren. Insbesondere bei der 
Beurteilung von Projekten in Entwicklungsländern scheint ein derartiges Vertrauen in die Funk
tionsfähigkeit des Marktmechanismus jedoch nicht angebracht zu sein. Soll nämlich eine solche 
"Pareto-optimale" Situation zusammenkommen, so muß überall die Marktform der vollständigen 
Konkurrenz herrschen; außerdem dürfen keine externen Effekte vorhanden sein 2). Bei diesen 
Voraussetzungen handelt es sich jedoch um ein ökonomisches Prokrustesbett, in das sich die tat
sächlichen Wirtschaftsverhältnisse der Entwicklungsländer nicht zwingen lassen: Mehr oder weni
ger ausgeprägte Monopol stell ungen auf nahezu a lien Märkten, Preiskontroll en, Steuererhebungen, 
Unterbeschäftigung, externe Effekte sowie öffentliche Güter und Leistungen in vielen Bereichen, 
für die keine oder nur symbolische Preise gefordert werden, sorgen dafür, daß die Realität oft in 
krasser Weise von dem wohlstandsökonomischen Ideal abweicht 3). 

Können diese Voraussetzungen aber nicht geschaffen werden, so führt der Preismechanismus nicht 
mehr zur optimalen Güter- und Faktorallokation. Vielmehr besteht die Gefahr, daß durch die 
partielle Schaffung von Konkurrenzbedingungen auf einzelnen Märkten, denen in anderen Berei
chen beispielsweise Monopole gegenüberstehen, möglicherweise zu einer Verschlechterung statt 
zu einer Verbesserung der Allokation beigetragen wird 4). Darüberhinaus ist zu beachten, daß 
die Paretianische Wohlstandsökonomik verschiedene Werturteile impliziert, über deren Berechti
gung man insbesondere in bezug auf Entwicklungsländer geteilter Meinung sein kann 5): 

1) Vgl. HAMMEL, W. - HEMMER, H.-R., 7, S. 93. 

2) Eine ausführliche Beschreibung des Pareto-Optimums sowie der zu seiner Realisierung erforder
lichen Voraussetzungen findet sich in fast allen Lehrbüchern zur Wohlstandsökonomik. Vgl. 
beispielsweise HASAN, S.F., 8, S. 30 ff., sowie NATH, S.K., 15, S. 8 ff. 

3) Eine ausführliche Analyse der für viele Entwicklungsländer typischen Konstellationen, die zu 
einem Abweichen vom Paretianischen Wohlstandsideal führen, findet sich bei LlTTLE, I. M. D. 
- MIRRLEES, J.A., 11, CHAPTER 11. 

4) Diese Zusammenhänge wurden in der "Second-Best"-Diskussion ausgiebig erörtert. Vgl. 
LlPSEY, R.G. - LANCASTER, K., 10; NATH, S.K., 15, S. 48 ff. 

5) Vgl. zum folgenden NATH, S.K., 15, S. 8 f.; WEBER, W. - JOCHIMSEN, R., 20, S.354 f. 
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(a) Wohlstandsziel ist stets die Verbesserung individueller Positionen; gruppen- oder gesellschafts
spezifische Interessen existieren nicht. 

(b) Der Wohlstand einzelner Individuen htingt ausschließlich von ökonomischen Größen ab. 

(c) Jedes Individuum weiß besser als irgendein anderes Individuum oder eine Institution, wie der 
eigene individuelle Wohlstand gesteigert werden kann. 

(cl) Jedes Individuum bestimmt seine Prtiferenzstruktur in völl iger Unabhtingigkeit von allen ande
ren Individuen und der Gesellschaft. 

(e) Die bestehende Einkommens- und Vermtsgensverteilung wird akzeptiert. 

Sobald man von diesen Paretianischen Werturteilen abrUckt, muß man, selbst wenn die formalen 
Bedingungen der optimalen Allokation der GUter und Faktoren erfullt sind, die Relevanz der aus 
dem Marktmechanismus resultierenden Ergebnisse anzweifeln. 

Aus dieser Kritik Itißt sich wiederum die Forderung ableiten, im Falle einer rationalen Entwick
lungspol itik den Preismechanismus als Lenkungsinstrument fUr die gesamtwirtschaftl iche GUter
und Faktorallokation durch andere Entscheidungsmechanismen zu ergtinzen oder zu ersetzen. Ein 
solcher alternativer Entscheidungsmechanismus hat dabei die Aufgabe, den aufgrund der obigen 
Schwtichen des Preismechanismus entstehenden Divergenzen zwischen privaten und gesamtwirt
schaftlichen Gewinnen Rechnung zu tragen. Dies geschieht dadurch, daß die zur Diskussion ste
henden Entscheidungsalternativen einer gesamtwirtschaftlichen Investitionsrechnung unterzogen 
werden, mit deren Hilfe man die soziale Gewinnhöhe ermitteln und darauf aufbauend eine Prio
rittitsrangfolge formulieren kann. 

2 Die Cost-Benefit-Analyse als Instrument einer gesamtwirtschaftlichen Prajektbewertung 

Aufbauend auf diesen Schwtichen, die dem Preismechanismus als Lenkungsinstrument anhaften, 
wurden in den letzten Jahren verschiedene Methoden zur gesamtwirtschaftlichen Projektbewer
tung entwickelt. Das bekannteste und bezUglich der praktischen Anwendbarkeit am meisten ak
zeptierte Verfahren stellt dabei die Cost-Benefit-Analyse 1) (CBA) dar. Sie beinhaltet den Ver
such, die von einem Investitionsvorhaben tatstichl ich ausgehenden gesamtwil tschaftlichen Effekte 
möglichst genau zu erfassen, zu quantifizieren und zu bewerten. Durch die GegenUberstellung 
der verschiedenen Kosten- ("Costs") und Ertragsgrtsßen ("Benefits") will man die Höhe des gesamt
wirtschaftlichen Gewinns ermitteln, um darauf aufbauend Aussagen Uber die Vorteilhaftigkeit der 
untersuchten Projekte treffen zu können. Die Kriterien des gesamtwirtschaftlichen Gewinns wer
den dabei von der konkreten Ausgestaltung der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion bestimmt. 

Aus dieser Definition der CBA geht deutlich ihre Eigenschaft als einer gesamtwirtschaftlichen In
vestitionsrechnung hervor 1). Ihr zentraler Unterschied gegenUber der einzelwirtschaftlichen In-

1) Andere AusdrUcke hierfUr sind: "cost-utility-analysis", "system-analysis", "operation-analysis", 
"systems-engineering" oder "program-appraisal". Vgl.beispielsweise FISHER, G.H.,6; QUADE, 
E.S., 18, S.236. Diese konkurrierenden Bezeichnungen haben sich allerdings nicht durchge
setzt. Im deutschen Sprachgebrauch dominieren die Termini "Cost-Benefit-Analyse", "Kosten
Ertrags-Analyse" und "Kosten-Nutzen-Analyse". Von diesen ist insbesondere der letztere als 
wenig geglUckt zu bezeichnen, weil der Nutzenbegriff bei uns mehr im Sinne von "utility" 
verwendet wird. Wir verwenden deshalb im folgenden den Ausdruck "Cost-Benefit-Analyse", 
verzichten also auf mehr oder weniger dubiose Obersetzungsversuche. 
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vestitionsbetrachtung beruht darauf, daß beiden Rechnungen unterschiedliche Objekte zugrunde
liegen: Bekanntlich berucksichtigt eine privatwirtschaftliche Investitionsrechnung lediglich jene 
Auswirkungen, welche die Ziel funktion des investierenden Unternehmens selbst betreffen. Anders 
jedoch die CBA: In ihr werden zunöchst auch alle primHren, d.h. das zu analysierende Projekt 
selbst betreffenden Kosten- und Ertragseffekte berUcksichtigt; darUberhinaus findet noch eine Er
fassung der sekundHren Kosten- und Ertragsgrößen statt, die bei vor- und/oder nachgelagerten 
Wirtschaftseinheiten aufgrund der "Iinkages" des untersuchten Projekts anfallen und die gesamt
wirtschaftlichen Zielfunktion tangieren.' 

Diese indirekten Effekte können sowohl uber die Preise als auch uber die Mengen weitergegeben 
werden. Deshalb muß bei der Aufstellung einer CBA festgestellt werden, ob und gegebenenfalls 
welche Korrekturen an den einzelbetrieblichen Preis- und Mengengrößen vorzunehmen sind. Die 
Rechenverfahren selbst sind bei beiden Arten von Investitionsrechnungen dieselben. 

Wöhrend die CBA ursprUnglich nur bei jenen Projekten angewandt wurde, die GUter erzeugten, 
fUr die es keinen Markt im eigentlichen Sinne gibt - dieses Argument betrifft in erster Linie die 
öffentlichen Guter, fUr die das sogenannte "exclusion principle" nicht gilt 2) -, besteht in jüng
ster Zeit eine immer störker werdende Tendenz dazu, ihren Anwendungsbereich zu erweitern. So 
herrscht in den IndustrielHndern das Bestreben vor, möglichst viele öffentl iche Investitionsvorha
ben unter Berücksichtigung ihrer interpersonellen und interregionalen Verteilungseffekte mit Hilfe 
der CBA zu durchleuchten. Darüberhinaus wird in zunehmendem Maße versucht, die im Rahmen 
der Entwicklungshilfe finanzierten Investitionsvorhaben einer gesamtwirtschaftlichen Gewinner
mittlung zu unterziehen, um die RationalitHt der Entwicklungshilfe zu verbessern. 

In der Tat bietet sich die Durchführung einer CBA insbesondere bei jenen Entwicklungsprojekten 
an, für die normalerweise keine privatwirtschaftlichen Rechnungen erstellt werden (z.B. Straßen, 
Brücken, BewHsserungsprojekte). In diesen FHllen beginnt die CBA nicht mit einer Korrektur der 
einzelwirtschaftlichen Kosten und ErtrHge, sondern mit der selbstHndigen Ermittlung der gesamt
wirtschaftlichen Kosten und Ertröge. Gerade für die Beurteilung solcher Projekte ist die CBA be
sonders wertvoll, weil sie die einzige Art der Wirtschaftlichkeitsrechnung darstellt, auf die bei 
der Projektbeurteilung Bezug genommen werden kann 3). 

1) Die von PREST und TURVEY aufgestellte Definition des Zieles der CBA, "to maximize the 
present value of all benefits less that of all costs, subject to specific constraints" geht damit 
einen Schritt zu weit: Die CBA ist kein Maximierungsansatz, sondern schafft nur die Basis, 
auf der anschließend eine Maximierung vorgenommen werden kann. Vgl. PREST, A.R. und 
TURVEY, R., 17, S. 686. 

2) Das "exclusion principle" ("Ausschlußprinzip") wird von MUSGRAVE wie folgt beschrieben: 
"Der Austausch am Markt hHngt von Eigentumsrechten an den Dingen ab, die ausgetauscht 
werden. Sucht ein Verbraucher seinen Bedarf an einem bestimmten Gut zu befriedigen, so 
muß er die Austauschbedingungen akzeptieren, die die Eigentümer dieses Gutes gesetzt haben 
und umgekehrt. Das bedeutet, daß er vom Genuß jeden Gutes oder jeder Dienstleistung aus
geschlossen wird, sofern er nicht bereit ist, dem Eigentümer den festgesetzten Preis zu zahlen • 
••• Ein solcher Mechanismus funktioniert bei den spezifisch öffentlichen Bedürfnissen nicht, 
weil bei ihnen die Bedürfnisbefriedigung jedes einzelnen Konsumenten nicht von einem eige
nen Beitrag abhHngt. Das trifft zumindest für den Fall zu, in dem der einzelne Konsument nur 
einer von vielen Konsumenten ist und jeder Beitrag, den er zu entrichten bereit wöre, nur ei
nen vergleichsweise geringen Teil der Gesamtkosten deckt. "MUSGRAVE, R.A., 14, S.10. 

3) Vgl. HAMMEL - HEMMER, 7, S. 94. 
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3 Zur Definition de!....Q!lsamtwirtschaftlichen Kosten und Ert~ 

Legt man die oben beschriebene Aufgabensteilung der Cost-Benefit-Analyse zugrunde, so steht 
die Frage der adäquaten Erfassung und Bewertung der von einem Projekt ausgehenden Kosten und 
Erträge im Mittelpunkt der Betrachtung. Um eine zweckmäßige Definition dieser Größen geben 
zu können, muß nochmals auf das eingangs formulierte ökonomische Prinzip zurUckgegriffen wer
den: 

Da die zur VerfUgung stehenden Mittel knapp sind, muß man bei der Aufstellung einer CBA stets 
fragen, welches Ausmaß an Zielrealisierung die vom Projekt beanspruchten Mittel in ihren alter
nativen Einsätzen erreichen können; dieses Ergebnis ist dann mit dem Ergebnis des zu untersuchen
den Projekts zu vergleichen. Aus dieser Argumentation folgt der Verzichtscharakter der in einem 
Proj,ekt gebundenen Mittel: Die Entscheidung zugunsten des Vorhabens A verhindert die Durchfuh
rung des Vorhabens B. Folglich gibt der durch die Entscheidung zugunsten von A eintretende Pro
duktionsverzicht in B an, in welchem Ausmaß auf eine Zielrealisierung durch das Projekt B ver
zichtet werden muß 1). Die gesamtwirtschaftl ichen Kosten sind mithin als Verzichtskosten ("op
portunity-costs") zu verstehen, während die gesamtwirtschaftlichen Ertrtlge das Ausmaß angeben, 
in dem durch das diskutierte Investitionsvorhaben das angesteuerte ZielbUndel realisiert wird 2). 

Diese Definition der gesamtwirtschaftlichen Kosten und Erträge impliziert dabei die Anwendung 
des sogenannten "with-and-without"-Prinzips 3). Nach diesem Prinzip mUssen die Kosten- und 
Ertragsgrößen, die sich bei einer Realisierung des untersuchten Projekts ergeben, mit jenen Grö
ßen verglichen werden, die sich bei einem Verzicht auf die ProjektdurchfUhrung einstellen wUr
den. Die verschiedentlich vorgeschlagene GegenUberstellung der Kosten- und Ertragsströme, die 
sich vor und nach der ProjektdurchfUhrung ergeben (sogenanntes "before-and-after"-Verfahren), 
ist dagegen nicht korrekt. Ein solcher Vergleich fUhrt oftmals zu falschen Ergebnissen in bezug 
auf den gesamtwirtschaftlichen Projektgewinn: Bei diesem Verfahren wUrde die gesamte Entwick
lung, die sich ab der Inangriffnahme des Projekts einstellt, dem Projekt zugeschrieben. Jene 
Mengeneffekte, die sich unabhängig von der Durchfuhrung des betrachteten Investitionsvorhabens 
einstellen, wUrden in diesem Fall zur Projektbeurteilung hinzugezogen, obwohl sie den vom Pro
jekt ausgehenden Nutzen höchstens indirekt Uber eine Beeinflussung der relevanten Preise, nicht 
aber in bezug auf die Mengeneffekte beeinflussen. 

Diese AusfUhrungen lassen sich anhand eines Beispiels verdeutl ichen 4). Angenommen, es solle 
eine CBA fUr ein Straßenprojekt aufgestellt werden, in der alle vom Straßenbauvorhaben ausge
lösten Kosten- und Ertragseffekte ermittelt und miteinander verglichen werden sollen. Intensiviert 

1) Bei der Untersuchung der al ternativen Einsatzmögl ichkeiten sind nur jene zu erfassen, die bei 
einem Verzicht auf die ProjektdurchfUhrung auch tatsächlich zum Zuge kämen. Dabei ist es 
unerheblich, ob die jeweiligen Alternativen mit Gewinnen oder Verlusten verbunden sind: 
Entscheidend ist nur die Alternative, die tatsächlich zur Auswahl steht, und nicht irgendeine 
andere "optimale", aber aufgrund bestimmter politischer Entscheidungen irrelevante Einsatz
mögl ichkeit der betreffenden Mittel. Zur Diskussion stehen also nicht die potentiellen, son
dern die faktischen Alternativen. 

2) So weist beispielsweise MAASS deutlich darauf hin, daß sowohl die mit einem Projekt verbun
denen Kosten als auch die Nutzen bzw. Erträge per se betrachtet ohne Aussagekraft sind, so
lange man sie nicht zu einem Ziel oder ZielbUndel in Beziehung setzt. Vgl. MAASS, A., 12, 
S. 211. 

3) Vgl. zum folgenden ECKSTEIN, 0., 5, S. 51 f. 

4) Vgl. HEMMER, H.-R., 9. 
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wHhrend des 5traßenbaus eine Erzmine ihren Erzabbau, weil sich die Absatzchancen fUr Eisenerz 
verbessert haben, so darf das daraus resultierende mengenmHßige Transportaufkommen nicht dem 
Straßenbauprojekt zugeschlagen werden, denn es wurde durch andere Faktoren verursacht. In die 
CBA gehen ledigl ich jene Auswirkungen ein, die sich infolge des Straßenbaus bei der Erzmine be
merkbar machen und zu einer VerHnderung ihrer gesamtwirtschaftlichen Kosten und ErtrHge fuh
ren, wie z.B. die Verringerung der Transportkosten pro transportierter Mengeneinheit. Ermöglicht 
dagegen erst der Straßenbau den Abtransport größerer Erzmengen, so stell t der Nettoeffekt der 
hierdurch ermöglichten Produktionssteigerung einen "straßeninduzierten" Ertrag dar, der in die 
CBA eingehen muß; ohne den Straßenbau wHre die Produktion nicht ausgedehnt worden. 

Aus dieser Überlegung geht gleichzeitig hervor, daß bei Altemativprojekten nicht der Verzicht 
auf die Möglichkeit I bei der Bewertung der Möglichkeit 11 (z.B. 2-spuriger oder 4-spuriger Aus
bau einer Straße) berucksichtigt werden darf. Die Altemative zur Möglichkeit I (without-Variante) 
ist nHmlich nicht die Möglichkeit 11, sondem der Verzicht auf jeglichen Ausbau. Im vorliegenden 
Fall wH ren also zwei CBA s anzufertigen: Eine CBA fUr Möglichkeit I, eine weitere fUr Möglich
keit 11. Der Ergebnisvergleich zeigt dann, ob Möglichkeit I, Möglichkeit 11 oder keine von bei
den durchzufuhren ist. 

Bei dieser Erfassung der Kosten und ErtrHge nach Maßgabe des "with-and-without"-Prinzips sind 
dabei alle Effekte zu berUcksichtigen, die direkt oder indirekt (beispielsweise aufgrund ihrer 
Beanspruchung alternativ verwendbarer Mittel) in der gesamtwirtschaftlichen Ziel funktion enthal
ten sind. 50 verursacht die bereits zitierte Straße Kosten durch die bei ihrem Bau und ihrer Unter
haltung benötigten Faktoren sowie durch die von ihr ausgehende Umweltbelastung; auf der ande
ren Seite hat sie als "Benefits" Transportkostenerspamisse, Zeiterspomisse oder Erschließungsef
fekte aufzuweisen. Sobald diese Größen in der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion enthalten 
sind, mUssen (oder besser: sollten) sie monetarisiert in die CBA aufgenommen werden. 

Dabei stellt sich natUrIich die Frage nach dem adHquaten monetHren Ausdruck fUr diese Effekte. 
Die Höhe der mit einem solchen Projekt verbundenen gesamtwirtschaftl ichen Kosten und ErtrHge 
hHngt offensichtlich - wenn die Mengeneffekte bekannt sind - von zwei EinflußgrHßen ab, nHm
lich 

a) von der Gestalt der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion, d.h. von den in ihr enthaltenen 
Unterzielen und ihrer relativen Gewichtung sawie 

b) von der relativen Knappheit der eingesetzten bzw. hergestellten Faktoren und GUter. 

Beide Größen bestimmen gemeinsam die Bewertung der mit einem Projekt zusammenhHngenden 
Mengeneffekte. Die Aufgabe der CBA besteht darin, diese Beziehungen aufzuzeigen und in ge
samtwirtschaftlichen, auf eine gegebene Ziel funktion abgestimmten Knappheitspreisen einzufan
gen. Um ihren Charakter der Fiktion gegenUber den tatsHchlichen Marktpreisen deutlich werden 
zu lassen, verwendet man fUr sie in getreuer Übersetzung des angelsHchsischen Terminus "shadow
prices" Uberwiegend den Begriff "Schatten preise"; bei einigen Autoren (z. B. LlTTLE-MIRRLEES) 
findet man auch den Ausdruck "accounting prices" 1). 

Das zentrale Problem der CBA besteht also darin, die relevanten Mengeneffekte eines Investitions-

1) Zur Bestimmung konkreter Schattenpreissysteme in EntwicklungsiHndem wurden in den letzten 
Jahren verschiedene Verfahren entwickelt. Die beiden bekanntesten AnsHtze stammen von 
L1TTLE-MIRRLEES (OECD-Methode) und DASGUPTA-SEN-MARGLIN (UNIDO-Verfahren). 
Auf ihre Darstellung muß im Rahmen der vorliegenden AusfUhrungen allerdings verzichtet wer
den; der interessierte Leser sei auf die einschlHgige Literatur verwiesen. 
Vgl. insbesondere L1TTLE-MIRRLEES, 11; DASGUPTA, P. - SEN, A. - MARGLlN, St., 2; 
DASGUPTA, P., 3. 
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vorhabens zu erfassen und mit den zugehörigen Schattenpreisen zu bewerten. Aus diesem Ansatz 
wird gleichzeitig deutlich, daß eine CBA erst aufgestellt werden kann, wenn genaue Informatio
nen uber die Gestalt der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion vorliegen. Kann diese Voraussetzung 
nicht erfullt werden, so ist es unmöglich, ein konsistentes Schattenpreissystem aufzubauen. Gleich
falls wird damit klar, daß es kein generell gUltiges Schattenpreisprinzip gibt: Jedes Projekt kann 
zu unterschiedlichen Ergebnissen bezUglich seiner gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit kom
men, wenn sich die relevante Ziel funktion ändert. Aus diesem Grunde ist esfUr die Aufstellung 
jeder CBA von entscheidender Bedeutung, konkrete Angaben uber die verwendete Ziel funktion zu 
geben, weil sonst eine Überprufung der aus der CBA gewonnenen Ergebnisse für einen Dritten un
möglich wird. 

4 Die Bestimmung der relevanten Ziel funktion 

Die Beschaffung der konkreten Angaben uber die relevante Zielfunktion, die der CBA zugrunde
I iegen soll, trifft in der Praxis der Projektbewertung jedoch auf beträchtl iche Schwierigkeiten. 
Genaugenommen mUßten in der jeweil igen Ziel funktion sämtl iche Ziele enthal ten sein, die fUr 
die betreffende Gesellschaft erstrebenswert erscheinen. In der Tat kann die CBA ihrer Aufgabe, 
die Basis fUr die Errichtung einer gesamtwirtschaftlichen Prioritätsrangliste verschiedener Projekte 
darzustellen, nur nachkommen, wenn diese Ziele in ihrer Gesamtheit berUcksichtigt sind - und 
nicht nur ein (womöglich weniger wichtiges) gesamtwirtschaftliches Ziel bei der CBA-Erstellung 
vorgegeben wurde 1). 

Bei einer derartigen Forderung muß allerdings berUcksichtigt werden, daß in den wenigsten Feillen 
der praktischen CBA-Formulierung eine konsistent formulierte gesamtwirtschaftliche Zielfunktion 
vorgegeben werden kann. WEISS 2) fUhrt als besonderes Charakteristikum der bei der Projektbe
wertung vorgegebenen Zielfunktionen an, daß sie in der Regel mehrdimensional, konfliktgeladen, 
nicht artikuliert und im Zeitablauf veränderlich seien: Sie sind mehrdimensional entsprechend dem 
vielfältigen Interessenfeld der verschiedenen Gruppen und Institutionen, die auf die Formulierung 
der Zielfunktion Einfluß nehmen; dadurch kommt es wiederum zu verschiedenen ungelösten und im 
bestehenden Kräftefeld oftmals nicht lösbaren Zielkonflikten. Da die verschiedenen politischen 
Instanzen vielfach .. präzise Zielformulierungen vermeiden, um unter Verwendung von inhaltsleeren, 
vielen Interpretationsmöglichkeiten offenstehenden Floskeln ein Maximum an politischer Unter
stutzung zu erlangen, sind die Ziel funktionen nicht artikul iert; und schi ießI ich höngt die Ziel
rangfolge vielfach vom Einzelprojekt selbst ab, weil mit jedem Projekt eine Verönderung inner
halb des gesamten Zielerreichungssystems verbunden ist, die ihrerseits zu einer Reformulierung 
des Zielkatalogs, insbesondere der jeweil igen Einzelzielgewichtung fuhren kann. 

Die mangelnde Operationalitöt einer derartigen Zielfunktion als Basis einer CBA beruht schließ
lich auch noch darauf, daß die Zusammenhönge zwischen den einzelnen Teilzielen, die sich un
ter Berucksichtigung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen im jeweiligen Einzelfall ergeben, 
vielfach theoretisch ungeklärt sind. Dadurch ist es oftmals nicht möglich, apriori Zielantinomien 
oder -konformitöten festzustellen; ebenso entfällt damit die Möglichkeit, sinnvolle Transforma
tionsbeziehungen zwischen den in der Gesamtzielfunktion enthaltenen Unterzielen abzuleiten. 
Als Ursache hierfUr kann angefUhrt werden, daß die in der theoretischen Zielanalyse verwendeten 
Überlegungen 

"- entweder partielle Ausschnitte aus der gesellschaftlichen Wirklichkeit nur isolierend - etwa 
unter der "ceteris-paribus"-Klausel - behandeln, 

1) Vgl. MAASS, 12, S. 213 f. 
2) Zum folgenden vgl. WEISS, D., 21, S. 6 f. 
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- oder bei einer komplexen Problemstellung auf ein sehr hohes Abstraktionsniveau gelangen, 
das keine unmittelbaren Schlusse auf den Gesamtzusammenhang der Problemsituation mehr 
zuläßt." 1) 

Diese Schwierigkeiten können auch durch die Auferlegung einer diktatorischen Zielfunktion, in 
der auf keine partiellen Gruppeninteressen RUcksicht genommen werden muß, nicht umgangen 
werden. Daraus mUßte letztlich die Erkenntnis resultieren, daß die fUr die DurchfUhrung einer 
ziel bezogenen CBA erforderlichen Prämissen unerfullbar erscheinen. In der Tat verhindert die 
Vorgabe einer solchen nicht operationalen Zielfunktion, wUrde man sich mit ihr abfinden, die 
Aufstellung eines konsistenten Schattenpreissystems, mit dem jede CBA untrennbar verknupft ist. 

Um aufgrund dieser Schwierigkeiten nicht völlig von einer gesamtwirtschaftlichen Projektbewer
tung Abstand nehmen zu mUssen, versuchen viele Cost-Benefit-Analytiker, die vagen Vorstellun
gen der relevanten Institutionen selbst zu operationalisieren: Sie ziehen sich auf ein stärker ein
gegrenztes Gebiet der Zielfunktion zuruck, indem sie nur einige wenige, als besonders relevant 
betrachtete Unterziele berUcksichtigen, deren logische Beziehungen untereinander geklärt sind 
und deren Operationalität dadurch zum Ausdruck kommt, daß sie quantifizierbar und bezUgl ich 
ihres ErfUllungsgrades empirisch uberprUfbar sind. FUr diese CBA-relevanten Teilziele lassen sich 
dann auch Transformationsraten finden, so daß sich ein konsistentes Schattenpreissystem aufbauen 
läßt 2). 

In der entwicklungspolitischen Praxis besteht, wie die bisherige Erfahrung zeigt, eine klare Domi
nanz fUr die folgenden Ziele, die entweder alternativ oder kumulativ bei der Projektbewertung 
Berucksichtigung finden: 

1. Erhöhung des auf den Gegenwartswert abgezinsten Zukunftskonsums; 
2. Beschleunigung des Wirtschaftswachstums; 
3. Verringerung der Arbeitslosigkeit; 
4. Umverteilung der Einkommen; 
5. Abnahme der wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Ausland. 

Vor der Erstellung einer CBA ist dann stets zu prufen, welches dieser Teilziele im Vordergrund 
der Analyse stehen soll; im Falle mehrerer Teilziele mUssen die fUr die betreffende Gesamtwirt
schaft relevanten Beziehungen zwischen den Teilzielen festgestellt und die entsprechenden Ge
wichtungen der einzelnen Teilziele bestimmt werden. Unter diesen Voraussetzungen ist es mög
lich, eine CBA-Rechnung aufzustellen, die von echten Knappheitsbeziehungen in ihrem Schatten
preissystem ausgehen kann. 

5 Die Berucksichtigung von Nebenbedingungen 

Eine derartige Reduktion der gesellschaftl ichen Ziel funktion auf einige operationale Teilziele 

1) STORBECK, D., 19, S. 102. 

2) Diese Transformationsraten sind in den meisten Fällen von Projekt zu Projekt neu festzusetzen, 
denn" ••• the relative importance of a particular type of benefit will depend on the amount 
the country has of it. If considerable investment is going to a "poor" region, this region will 
tend to get richer, and the high value that we might have otherwise wished to apply to the 
income or consumption of the region may now be reduced". (DASGUPTA - SEN - fl.AARGLI N, 
2, S. 34). Die Stärke der Zielgewichtung hängt also von der relativen Höhe der einzelnen 
Benefits und damit von der Art der durchzufuhrenden Projekte ab; ihre definitive Festlegung 
unterliegt dabei unvermeidlich den politischen Werturteilen der fUr die Formulierung der Ziel
funktion verantwortl ichen Institutionen. 

330 



ist aus GrUnden der Praktikabilität unumgänglich. Auf der anderen Seite besteht jedoch die Ge
fahr, daß man bei der Interpretation des CBA-Rechenergebnisses die Ubrigen, nicht explizit in 
der relevanten Ziel funktion aufgefUhrten Ziele vernachlässigt und evtl. Projekte nur deshalb ak
zeptiert, weil sich ihre negativen Konsequenzen zufällig (oder absichtlich) außerhalb der redu
zierten Zielfunktion bemerkbar machen. 

Um dieser Gefahr entgegenzutreten, kann man zielabhlingige Nebenbedingungen festlegen, die 
von dem betreffenden Projekt erfulit sein mUssen, wenn es akzeptiert werden soll. Diese Gruppe 
von Nebenbedingungen enthält jene Ziele, die zwar im Zuge des Reduktionsprozesses der Gesamt
zieifunktion eliminiert werden, auf deren BerUcksichtigung man jedoch bei der gesamtwirtschaft
lichen Projektbewertung nicht verzichten will. Folglich werden bestimmte Mindestniveaus bei die
sen "Zielen 2. Ordnung" festgelegt, während die in der engeren Zielfunktion enthal tenen "Ziele 
1. Ordnung" maximiert werden sollen. 

Dabei kann durchaus der Fall eintreten, daß die Ziele 2. Ordnung bei der Projektbewertung eine 
höhere Priorität genießen als die Ziele 1. Ordnung: Sind nlimlich in der CBA-relevanten Zielfunk
tion mehrere Teilziele mit ihren zugehörigen Transformationsbeziehungen enthalten, so kann sich 
ohne weiteres ein positives Ergebnis in der CBA einstellen, wenn der Erfullungsgrad eines dieser 
Teilziele Uberhaupt nicht verbessert wird; da jederzeit die Möglichkeit besteht, dieses Resultat 
durch eine starke Verbesserung im Erreichungsgrad der anderen Ziele zu kompensieren, kann 
dennoch ein gesamtwirtschaftlicher Gewinn zustandekommen. Sind Teilziele hingegen in die 
Form von Nebenbedingungen gekleidet, so muß jede Alternative abgelehnt werden, die nicht 
die in den Nebenbedingungen festgelegte Mindestzielerfullung zur Folge haben; das Ausmaß der 
Erfullung anderer Teilziele kann hier nicht kompensierend wirken 1}. 

Diese Überlegungen lassen sich anhand des folgenden Beispiels verdeutlichen: Angenommen, es 
stehe ein Entwicklungsprojekt zur Diskussion, welches den Gegenwartswert des zukUnftigen Kon
sums um 3 % zu steigern vermag, während die Beschäftigungslage unverändert bleibt. Sind sowohl 
der Konsum- als auch der Beschäftigungseffekt dieses Projekts Bestandteile der CBA-relevanten 
Zielfunktion, so ist durchaus denkbar, daß die CBA dieses Projekts zu einem positiven Ergebnis 
kommt: Wirkt sich nlimlich das Investitionsvorhaben in starkem Maße auf die Konsummöglichkei
ten der betreffenden Gesamtwirtschaft aus, so wird trotz der Konstanz der Beschliftigungslage 
eine Erhöhung des gesamtwirtschaftlichen Gewinns eintreten. Im Gegensatz dazu muß das Projekt 
abgelehnt werden, wenn als Nebenbedingung die Forderung besteht, jedes Projekt mUsse zu einer 
Verbesserung der Beschliftigungslage beitragen. In diesem Fall kann auch die vom Projekt ausge
hende starke Erhöhung des Gegenwartswerts der zukUnftigen Konsummöglichkeiten das Ausbleiben 
einer Beschliftigungssteigerung nicht kompensieren. 

Neben diesen ziel bezogenen Nebenbedingungen gibt es eine zweite Gruppe, die sich an den 
in der betreffenden Gesamtwirtschaft herrschenden Durchfuhrbarkeitsverhliltnissen orientieren. 
Diese "feasibil ity constraints" (als Gegensatz zu den "objective constraints'? spiegeln den insti
tutionellen Gesamtrahmen wieder, innerhalb dessen sich das zur Diskussion anstehende Projekt 
bewegen muß. Diese Nebenbedingungen engen zwar in der praktischen Projektbewertung die 
Zahl der theoretisch denkbaren Projektvarianten auf eine verringerte Auswahl ein; man darf auf 
sie jedoch nicht verzichten, wenn man sich nicht dem Vorwurf der Theoretisiererei und mangeln
den Praxisbezogenheit aussetzen will. 

In Anlehnung an ECKSTEIN 2) lassen sich folgende Arten bzw. Kategorien von "feasibility con
straints" unterscheiden: 

1} WILLIAMS, A., 22, S. 40. 
2} Vgl. zum folgenden ECKSTEIN, 0.,4, S. 450 ff.; vgl. ferner PREST-TURVEY, 17, S. 700 ff. 
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a) Die physischen Nebenbedingungen verbinden - beispielsweise auf der Basis bestimmter produk
tionstechnischer Relationen - die einzelnen Kosten und Ertr!ige eines Projekts miteinander. Jede 
der zur Diskussion stehenden Alternativen I!ißt nur einen bestimmten physischen Input-Output
Bereich zu, der durch die extern vorgegebene Verfügbarkeit über bestimmte Inputs oder durch 
technische Ausschließbarkeiten noch weiter eingeengt werden kann. Diese physischen Nebenbe
dingungen werden in der Regel in den fast allen Cost-Benefit-Analysen zugrundei iegenden tech
nischen Feasibility-Studien aufgezeigt, so daß sich das ökonomische Wahlproblem, welches durch 
die Ergebnisse der einzelnen CBA s erleichtert werden soll, nur noch auf die technisch realisier
baren Projekt- oder Programmalternativen bezieht. 

b) Weiterhin müssen in einer CBA auch mögliche gesetzliche Beschr!inkungen beachtet werden, 
die ebenfalls den Rahmen einengen, innerhalb dessen ein bestimmtes Vorhaben durchgeführt wer
den kann. In Entwicklungsl!indern gelten hier insbesondere Vorschriften über die Beachtung bestimm
ter Faktoreinsatz- oder Produktionsrichtlinien, die beispielsweise die Realisierung bestimmter -
technisch bzw. physisch durchführbarer - Produktionsmethoden verhindern. 

c) In einer engen Beziehung zu den gesetzlichen Beschr!inkungen stehen die politischen Neben
bedingungen. Diese erfordern vom Cost-Benefit-Analytiker, von den tats!ichlichen politischen 
Zust!inden in einem Lande auszugehen und nicht von den Verh!iltnissen, die seiner Empfindung 
nach vorherrschen sollten: "If ••• within the foreseeable future there is small expectation of any 
change in existing policy, the economist does the best he can only by working within these 
apparently irremovable restrietions. " 1) Zwar hat der CBA-Analytiker die Möglichkeit, die ein
zelnen Institutionen auf bestimmte Konsequenzen ihrer jeweiligen politischen Richtung aufmerk
sam zu machen; für die Erstellung der CBA selbst muß aber stets von den pol itischen Verh!iltnissen 
ausgegangen werden, die aller Voraussicht nach in der Zukunft herrschen werden. Stell t man 
beispielsweise fest, daß ein zur Diskussion stehendes Projekt gesamtwirtschaftlich nur rentabel 
ist, wenn bestimmte Inputs aus dem Ausland eingeführt werden, w!ihrend die Regierung eine 
strenge Importsubstitutionspolitik betreibt, so müssen in der CBA jene Inputbezugsquellen berück
sichtigt werden, die tats!ichlich benutzt werden - selbst wenn dadurch die CBA zu einer Ableh
nung des Projekts führen soll te 2). 

d} Als vierte Kategorie der "feasibil ity constraints" muß auf administrative Nebenbedingungen 
verwiesen werden. Gerade in den Entwicklungsl!indern I!ißt oftmals die quantitative und quali
tative Kapazit!it der Verwaltung Engp!isse bei der Projektvorbereitung offenkundig werden - Eng
p!isse, die sich bevorzugt bei der Beschaffung und Verarbeitung der für die Durchführung der Pro
jektplanung sowie die Aufstellung einer CBA auf Minimalniveau erforderlichen Informationen be
merkbar machen. Diese Engpaßsituation kann letztlich dazu führen, daß bestimmte Projektvarian
ten, bei denen beispielsweise die Schattenpreisermittlung für einzelne Inputs oder Outputs relativ 
problematisch ist, entweder überhaupt nicht akkurat vorgeplant oder aber keiner CBA unterworfen 
werden können. 

e) Schließlich ist auch noch darauf zu achten, daß die zur Diskussion stehenden Alternativen 
nicht den Rahmen der verfügbaren finanziellen Mittel sprengen. Liegt beispielsweise im Zusam
menhang mit einem bestimmten Investitionsvorhaben ein ausl!indischer Finanzierungsrahmen von 
100 Mio % vor, so sind alle Projektvarianten auszuklammern, die einen höheren Kostenbedarf 
aufweisen - es sei denn, der Differenzbetrag könne aus anderen Mitteln zugeschossen werden. 

1) MISHAN, E.J., 13, S. 90. 

2) Die Berücksichtigung dieser politischen Nebenbedingung stellt die Erg!inzung, zu der im Zu
sammenhang mit dem "with-and-without"-Prinzip erhobenen Forderung dar, nur jene Alterna
tiven zu berücksichtigen, die tats!ichl ich zur Auswahl stehen. Vgl. hierzu Anmerkung 1, 
S. 327. 
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Grundsi:ltzl ich sind jedenfalls diese budgeti:lren bzw. finanziellen Einschri:lnkungen eine mi:lgl iche 
Ursache dafUr, daß einzelne Projekt- oder Programmvarianten ausgeschlossen werden mUssen, ob
wohl sie den unter den Positionen a) - d) aufgefUhrten Nebenbedingungen gerecht werden. 

6 Grenzen der Cost-Benefit-Analyse 

Eine CBA, die nach den hier dargestellten Kriterien durchgefUhrt wird, bietet eine wichtige Ent
scheidungshilfe, wenn die Frage diskutiert wird, ob ein bestimmtes Projekt durchgefUhrt werden 
soll bzw. welches von mehreren Alternativprojekten vorzuziehen sei. Allerdings muß man sich 
stets die Grenzen einer solchen gesamtwirtschaftlichen Investitionsrechnung vor Augen halten 1). 

Die CBA basiert wie alle Investitionsrechnungen auf Erwartungen Uber die Zukunft, die um so 
unsicherer werden, je li:lnger der betrachtete Zeitraum ist. So impl izieren die auf der Ertragsseite 
ermittelten Zahlen, daß ein bestimmter Teil des Outputs in jedem Jahr verkauft werden kann. Das 
setzt aber zumindest eine Bedarfsschi:ltzung fUr die ni:lchsten Jahre, wenn nicht sogar eine detail
lierte Marktstudie voraus. Im Falle außenhandelsbezogener Projekte schließt diese Forderung mit 
ein, daß auch die Entwicklungen von Angebot und Nachfrage im Ausland berucksichtigt werden, 
damit die Schi:ltzungen fUr die internationalen Handelsbeziehungen nicht im luftleeren Raum ope
rieren. 

Ferner mUssen die auf der Kostenseite berUcksichtigten Inputs verfUgbar sein. Hier können sich 
aber erhebliche Schwierigkeiten ergeben, wenn infolge einer plötzlichen Verschlechterung der 
Zahlungsbilanzlage Importrestriktionen erlassen werden, oder wenn Fehlentwicklungen in den 
Zulieferindustrien eine Versorgung des Projekts mit den qualitativ und quantitativ benötigten 
Vorprodukten verhindern. 

In der Literatur wurden nun verschiedene Verfahren entwickelt, wie inan diese Unsicherheitsele
mente in einer CBA adi:lquat berucksichtigen könne 2). Bei der praktischen Projektbewertung wen
det man Uberwiegend Sensitiviti:ltsanalysen an oder greift zur Gewinnschwellenmethode 3): 

a) Bei einer Sensitiviti:ltsanalyse unterstellt man sowohl bei den Input- und Outputmengen als 
auch in bezug auf die relevanten Schattenpreise unterschiedliche Erwartungswerte; man rech
net dann mit Mindest-, Höchst- und wahrscheinlichsten Gri:lßen, um die Bandbreite des zu 
erwartenden tatsi:lchlichen Projekterfolgs feststellen zu können. 

b) Bei der Gewinnschwellenmethode untersucht man, ob sich bestimmte - als mi:lglich eingestufte -
Änderungen der relevanten Mengen und/oder Preise in einer Variation der Prioriti:ltsrangfolge 
zwischen einzelnen Alternativen oder in bezug auf das grundlegende Gewinnergebnis bemerk
bar machen. Dabei versucht man, die kritischen Preis- und Mengenwerte zu ermitteln, bei 
deren Erreichen die Gewinnschwelle Uber- oder unterschritten wird. Die Entscheidung zugun
sten oder zuungunsten einer Alternative hi:lngt dann davon ab, ob die mit der Gewinnschwelle 
verknupften Parameterkonstellationen als genUgend wahrscheinlich eingestuft werden können. 

Mit Hilfe dieser Verfahren lassen sich die Probleme, di~ mit unsicheren Zukunftserwartungen ver
bunden sind, allerdings nur begrenzt aus einer CBA eliminieren. Die bisherigen Erfahrungen mit 
konkreten Cost-Benefit-Analysen zeigen deutlich, daß in vielen Fi:lllen die ex post angestellten 
Kontrollrechnungen zu einem völlig anderen Ergebnis fuhren als die ex ante durchgefUhrte CBA. 

1) Vgl. zum folgenden HAMMEL - HEMMER, 7, S. 110 f. 
2) Vgl. beispielsweise PEARCE, D.W., 16, chapter 8; CORTI, G., 1, S. 75 ff; ferner die wei

terfuhrenden Literaturhinweise bei PREST-TURVEY, 17, S. 699. 
3) Vgl. FISHER, G.H., 6, S. 214 f. 
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Solche Fehler und Ungenauigkeiten tauchen aber bei allen Prognosen auf: Die Beurteilung der 
meisten M.aßnahmen wl:lre verhl:lltnisml:lßig unproblematisch, wenn man die Zukunft im Griff hl:ltte. 
Man darf die CBA nicht deshalb als schwach und irreal ablehnen, weil sie auf einer Prognose
basis errichtet ist. WUrde man dieser Einstellung huldigen, dann dUrfte man niemals Entscheidun
gen treffen, die in die Zukunft gerichtet sind. Wir sind' der Auffassung, daß trotz der unsicheren 
Erwartungen die Aufstellung einer CBA - selbst unter Verwendung subjektiver Wahrscheinlichkei
ten des CBA-Analytikers - in den meisten Fl:lllen gUnstiger zu beurteilen ist als der Verzicht auf 
eine gesamtwirtschaftliche Projektbewertung. Sonst besteht nl:lmlich die Gefahr, daß sich die ver
schiedenen Entscheidungstrl:lger Uberhaupt nicht mit den gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen ihrer 
Entscheidungen auseinandersetzen. Selbst wenn die CBA nur dazu beitragen sollte, daß anstehen
de Entscheidungen grUndlicher durchdacht werden, wUrde ein solches Ergebnis oftmals schon ge
nUgen, um den zur Erstellung einer CBA benötigten Aufwand zu rechtfertigen 1). Die mit der 
Aufstellung von Cost-Benefit-Analysen verbundene und verschiedentlich kritisierte Tendenz, die 
Gesellschaftswissenschaften in die Nl:lhe sozialer Technologien rUcken zu lassen, braucht deshalb 
keineswegs einen Nachteil darzustellen, sondern bringt oftmals erhebliche Vorteile mit sich -
vorausgesetzt, man wird nicht einseitig zahlengll:lubig, sondern berucksichtigt auch jene Aspekte, 
die uberhaupt nicht oder nicht hinreichend von den monetl:lren Größen der CBA erfaßbar sind. 

So wurde bei der Diskussion der fUr eine CBA relevanten Zielfunktion bereits festgestellt, daß die 
Ermittlung eines konsistenten Schattenpreissystems genaue Informationen Uber die Gestalt der ge
samtwirtschaftlichen Zielfunktion voraussetzt, die aber nicht erhl:lltlich sind. Ein Teil der Ziele, 
die in dem zur Operationalisierung der Zielfunktion erforderlichen Reduktionsprozeß eliminiert 
wurden, wird möglicherweise auf dem Vehikel der "objective constraints" wieder in das rechne
rische EntscheidungskalkUI der CBA eingefUhrt. Dennoch stellt dieses Verfahren nur eine partielle 
Verbesserung dar, weil sich einige Ziele, die wichtige Bestandteile der gesell schaf tl ichen Ziel
funktion sein können, nicht in monetl:lre Größen Uberfuhren lassen (sogenannte "intangibles"): 
Einige Kosten und Nutzen (wie beispielsweise die Beeintrl:lchtigung des landschaftsbildes durch 
eine Überlandleitung) lassen sich nicht quantifizieren; andere können zwar in Zahlen ausgedrUckt, 
aber nicht si nnvoll bewertet werden (wie z. B. die Verringerung von tödlichen Verkehrsunfällen 
durch einen Straßenausbau) 2). Aus diesem Grunde wird in der Praxis bei der Aufstellung einer 
CBA meistens von der Fiktion ausgegangen, zwischen den gesamtwirtschaftlichen und den gesell
schaftlichen Zielen bestehe eine Parallelitl:ltsbeziehung, so daß eine Verbesserung bei gesamtwirt
schaftlichen Zielen auch im Interesse des gesellschaftlichen Zielsystems liegt. 

Bei der Ergebnisbeurteilung einer solchen CBA sollte man stets daran denken, daß diese Unterstel
lung aber tatsächlich nur eine Fiktion darstellt, welche den Aussagewert der CBA unter Umständen 
stark einschrl:lnkt. Zumindest bei der verbalen Interpretation sallten deshalb zusl:ltzlich die Aus
wirkungen der zur Diskussion stehenden Investitionsvorhaben auf die metaökonomischen Ziele auf
gezeigt werden, um eine GegenUberstellung der quantitativen (= meßbaren, in der Regel ökono
mischen) und qualitativen (= unmeßbaren, in der Regel metaökonomischen) Projektkonsequenzen 
zu ermöglichen. Dem Entscheidungsträger wird so zumindest die Möglichkeit einer rationalen Ent-

1) Dieses Argument kann allerdings auch umgekehrt formuliert werden: Bei der Aufstellung einer 
CBA ist darauf zu achten, daß die Kosten der Projektbewertung sich innerhalb eines als tole
rierbar angesehenen Rahmens (der bei jedem Entscheidungstrl:lger anders gezogen sein dUrfte) 
bewegen. Daraus resultiert auch die Forderung, bei der CBA-Erstellung gleichfalls nach dem 
ökonomischen Prinzip vorzugehen: In vielen Fl:lllen bedeutet der Verzicht auf eine perfektio
nierte Kosten- und Ertragsermittlung erhebliche Kosteneinsparungen oezUglich der CBA, ohne 
daß die Rechenergebnisse wesentlich verl:lndert werden. 

2) Vgl. hierzu PREST-TURVEY, 17, S. 696. 
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scheidungsfindung auf der Basis seines politischen Werturteils geschaffen oder erleichtert. Dieses 
Verfahren der qualitativen CBA-Interpretation ist dabei umso wichtiger, je weniger es gelingt, 
die intangiblen Effekte bereits beim eigentlichen Rechenvorgang in den Nebenbedingungen hin
reichend zu berucksichtigen. 

Als Alternativvorschlag zu diesem "verbal-erglinzenden" Beurteilungsverfahren wird verschiedent
lich der Übergang zur Cost-Effectiveness-Analyse empfohlen. Ihr Unterschied gegenUber der Cost
Benefit-Analyse beruht darauf, daß man auf eine monetlire Bewertung der Projektertrlige verzich
tet 1). Man verwendet hier vielmehr das ökonomische Prinzip in der Formulierung der Kostenmini
mierung zur Erreichung eines bestimmten Projektergebnisses: Es werden bestimmte Zielerreichungs
grade festgelegt, und die gesamtwirtschaftliche Projektbewertung hat dann die Aufgabe, jene Pro
jektvariante herauszufinden, welche die geringsten Kosten verursacht. Ihr Vorteil gegenUber einer 
Cost-Benefit-Analyse beruht darauf, daß auf eine - mitunter dubios wirkende - Quantifizierung 
und Bewertung intangibler Nutzengrößen verzichtet wird. Ihr Nachteil basiert darauf, daß man 
zwar unter verschiedenen Alternativen die kostengünstigste herausfiltern kann; dafUr bestehen 
aber keine Vergleichsmöglichkeiten, um diese Alternativen anderen Projekten gegenUberzustellen, 
die im Interesse anderer Ziele durchgefUhrt werden könnten. Eine positive Cost-Effectiveness
Analyse bedeutet keineswegs, daß eine Cost-Benefit-Analyse ebenfalls zu einem positiven Ergeb
nis fUhren wurde: Bei der Cost-Effectiveness-Analyse dominiert nicht der Aspekt der gesamtwirt
schaftlichen Gewinnmaximierung, sondern der der partiellen Verlustminimierung. Die Projektbe
wertung mit Hilfe einer Cost-Effectiveness-Analyse ist daher nur sinnvoll, wenn via politisches 
Werturteil die mit den zur Diskussion stehenden Alternativen zu erreichenden Ziele als uneinge
schrlinkt, d.h. ohne Berucksichtigung ihrer absoluten Kostenhöhe erstrebenswert eingestuft wer
den. 

1) Vgl. WI LLiAMS, 22, S. 32 ff. 
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Ein landwirtschaftliches Entwicklungsprojekt ist ein zeitlicher und regionaler Ausschnitt aus dem 
Entwicklungsprozeß eines Landes. Dieser Prozeß ist für den ex ante, also "davor" stehenden Be
trachter eine Abfolge "interdependenter Zufäll igkeiten", d. h. zukUnftiger Daten und Ereignisse, 

1) Der folgende Beitrag ist eine Kurzfassung einer im Druck befindlichen Arbeit über "Ansätze 
zur Planung landwirtschaftlicher Entwicklungsprojekte" (HEIMPEL, 1) sowie einiger Kapitel 
aus einer Schrift des Deutschen Instituts für Entwicklungspol itik über" Planung Regionaler Ent
wicklungsprogramme" (HEIMPEL u.a., 2). Hier finden sich auch die entsprechenden Literatur
beiege. 
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die jeweils nur diesen einzigen Fall, eine einmalige historische Situationsfolge konstituieren . 
Mit der Unfaßbarkeit, oft Unbewußtheit komplexer und sich wandelnder gesellschaftlicher Ziel
setzungen, der Unbestimmtheit von Mittel-Ziel-Beziehungen und dem technisch-sozialen Fort
schritt, der fortlaufend neue Instrumente bereitstellt, wird Planung, verstanden als zielgerichtete 
Allokation von Ressourcen, zu einem äußerst fragwürdigen Unternehmen. Wie kann man einen 
Prozeß durch Planung rationalisieren, in dem das Unbekannte und das Irrationale oft genug die 
stärkste Realität sind? 

Auf der anderen Seite sind landwirtschaftliche Entwicklungsprojekte teuer. Sie kosten Geld, 
Zeit, natürl iche Ressourcen und Personal. Sie legen die Allokation dieser knappen Faktoren meist 
für einen längeren Zeitpunkt fest und bestimmen in den ärmsten Ländern weitgehend die Vertei
lung der physischen Grundbedürfnisse wie Nahrung, Bekleidung, Gesundheit und Wohnung unter 
den Bewohnern der Region. Solche Projekte müssen daher geplant werden, und sei es auch nur mit 
dem reduzierten Anspruch, größere und kostspiel igere Übel zu vermeiden. 

An diesem Dilemma ist die Planungswissenschaft nicht unschuldig. Es sind ihre eigenen Prämissen, 
die als Ergebnis des methodologischen Puritanismus ihrer stärksten Fraktion, der Modellbauer, die 
Grenzen gesetzt haben, an die sie dauernd stößt. 

Die wichtigste Ursache für die wissenschaftliche Selbstisolierung der Planung ist ihre Beschränkung 
auf das Problem der Auswahl. Verfolgt man die Literatur der letzten zwanzig Jahre, d. h. von den 
Arbeiten O. ECKSTEINS bis hin zum 1972 erschienenen Buch J.P. GITTINGERS (GITTINGER, 3), 
so fällt auf, daß die Aufgabe der Projektplanung vor allem darin gesehen wird, mit Hilfe von 
Cost-Benefit-Analysen aus einer Anzahl vorliegender Projektaltemativen die jeweils beste heraus
zusuchen (oder, wenn nur eine Projektidee vorliegt, festzustellen, ob das Projekt besser ist als 
gar nichts). Die Planung erhält also die Objekte ihrer Arbeit in Form von "Projektideen" gewis
sermaßen vorgefertigt angeliefert, sie sucht in ihren Büros die nach ihrer Meinung oder ihren Me
thoden (die Meinung eines Planers besteht in seiner Methode) besten aus, versieht sie mit justifi
zierendem Zahlenwerk und leitet dieses Zwischenprodukt an die "Endrnontage" weiter, d.h. an 
die Implementation. 

So ist denn auch die bekannte Strophe aus Brechts Lied von der Unzulänglichkeit des menschli
chen Strebens ein beliebtes Motto in der Planungsliteratur geworden, und die Klage über die Un
planbarkeit gesellschaftlicher Veränderungen wird immer lauter auch von den akademischen Ver
tretern der Planungstheorie erhoben . 

Ein besonders kritischer Aspekt ist die Weltfremdheit der Planung zwischen dem politischen Vor
feld, in dem eine Projektidee entsteht, einerseits, und dem administrativen System, das das Pro
jekt durchführen soll, andererseits. Die Pläne "gehen nicht", denn der Planer in seinem Büro 
wird häufig mit Projektideen aus dem politischen Bereich konfrontiert, die von vornherein sehr 
kritisch im Hinblick auf ihre Realisierbarkeit zu beurteilen sind - aber für ein solches Urteil ist 
der Planer nicht kompetent. Die Pläne gehen zweitens nicht, weil die Planungsinstitution nich t 
mit der Implementationsmaschinerie verbunden und die Planer nicht für die Durchführung veran t
wortlich sind. Im Kampf der Behörden um Kompetenzen sind Planungsinstitutionen - Planungs
ministerien, -gruppen oder -experten - immer unterlegen, da sie erstens keine Macht über die 
Allokation von Finanzmitteln haben und zweitens häufig von Informationen aus der Basis, d.h. 
im Agrarsektor immer von Mikrodaten und -informationen, abgeschnitten sind. Die Isolierung 
der Planung ist das oft erreichte Ziel der traditionellen Ministerialbürokratie. 

Die Unsinnigkeit der zeitlichen und institutionellen Trennung von Projektidee, Planung und Imple
mentation ist im landwirtschaftlichen Bereich besonders offensichtlich, denn: 

a) Die entscheidenden Weichen für ein Projekt werden gestellt, wenn im politischen Vorfeld der 
Planung eine Projektidee entsteht. Ich brauche diesen Punkt nicht näher auszuführen, viele 
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Projektleiter haben unendliche MUhe aufwenden mUssen, nur um eine politische Projektzu
sage zu einem praktikablen Projekt zu machen. Soll Planung nicht zu "subalternen Subapti
mierung" werden, hat sie selbst kreative Projektideen zu produzieren oder doch vorliegende 
Ideen kritisch zu hinterfragen. 

b) Der Erfolg eines Projekts wird in der Durchfuhrungsphase von Entscheidungen bestimmt, die 
durch ex-ante-Planung nicht erreicht werden können. Wie die Praxis zeigt, höngt dieser Er
folg oft von administrativ-pol itischen Faktoren ab, die gar nicht Gegenstand der Analyse in 
einem traditionellen Planungsansatz sind. Der "Implementationsbereich" hat also in die Pla
nung einbezogen zu werden. Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß man bei einem landwirt
schaftlichen Projekt immer unter Informationsknappheit plant, denn die Daten und Informa
tionen, die man braucht, um "gute Ideen" zu entwerfen und quantitative Teilplöne aufzustel
len, fallen meist erst im Verlauf der Implementation eines Projekts an. Damit wird die Planung 
eines landwirtschaftlichen Projekts zu einem permanenten Prozeß, der als solcher der Planung 
bedarf: Nicht die Allokation im Zeitpunkt tn ist im Zeitpunkt to zu entwerfen, sondern der 
permanente Entscheidungs- und Informationsprozeß, der zwischen to und tn zu möglichst guten 
Resultaten fuhren soll. Die Planung von Prozessen aber erschöpft sich nicht in der zeitlichen 
Fortschreibung (z. B. im Rahmen dynamischer Planungsansötze) einer Allokationsentschei
dung, sondern ist in erster Linie ein Problem der Institutionen, in denen Planung stattfindet 
und deren Aufgabe die Planimplementation ist. 

Der Versuch, den Vorgang der Entstehung einer Projektidee in den Planungsprozeß einzubezie
hen, vorliegende Ideen kritisch zu hinterfragen und zu revidieren sowie die Durchfuhrung der 
Plöne durch eine Planung im institutionell-administrativen Bereich etwas wahrscheinlicher zu 
machen, wird der Inhalt der AusfUhrungen im zweiten und dritten Teil dieses Beitrages sein. 

Vor dem Hintergrund dieser Kritik habe ich den Versuch gemacht, zu einem im Vergleich mit den 
traditionellen Methoden etwas weiter geschneiderten Ansatz fUr die Planung landwirtschaftlicher 
Entwicklungsprojekte zu finden. Dieser Versuch zeichnet sich durch fUnf "essentials" aus: 

1. Planung wird nicht verstanden als die Technik der partiellen Suboptimierung, sondern als 
logische Strukturierung eines komplexen Problems, das nicht simultan, sondern nur schritt
weise gelöst werden kann. Die Folge dieser Schritte ergibt sich nicht aus der Logik eines 
Algorithmus, sondern aus der Praxis des Planungsprozesses selbst. 

2. Methodisch gesehen ist ein Ansatz zu entwickeln, in dem neben die quantifizierenden Tech
niken (z.B. Lp) die historische Beschreibung,der "educated guess" und das wertgebundene 
Urteil eines entwicklungspolitisch engagierten Planers tritt. 

3. Die Entstehung und Ableitung der Projektidee wird explizit zum Gegenstand der Planung ge
macht und in den Ansatz einbezogen, womit Planung notwendigerweise eine eindeutige poli
tische Funktion erhölt. 

4. Die Implementation des Projektes, d.h. die Erstellung eines adöquaten institutionellen Systems 
zur Projektdurchfuhrung und -kontrolle wird ebenfalls Teil der Planung. 

5. Planung wird als permanenter Vorgang verstanden, der in erster Linie projektintern zu erfol
gen hat und von außen lediglich kontrolliert und gesteuert werden kann. 

Schematisch lößt sich der Ansatz folgendermaßen darstellen: 

339 



Schaubild 1: Überbi ick uber den Gesamtansatz 
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Aus diesem Ansatz m&:hte ich, meinem Thema entsprechend, zwei Bereiche herausgreifen: die 
Ableitung von Projektideen und den Entwurf der administrativen Planung eines landwirtschaftli
chen Projekts. Ich konzentriere mich auf diese Themen aus zwei GrUnden: erstens halte ich die 
Einheit von Projektidee, Planung und lmplementation fUr die zentrale Forderung bei der Agrar
planung in Entwicklungsli:indern, und zweitens handelt es sich hier um Probleme, die in der lite
ratur kaum behandelt sind, dies entschuldigt vielleicht auch den etwas aphoristischen Charakter 
der folgenden AusfUhrungen. 

2 Die Ableitung de~tidee 

Mit der Formul ierung der Projektidee werden die entscheidenden Weichen fUr den weiteren Ver
lauf der Planung und das Schicksal des Projekts selbst gestellt. Was in dieser "politischen Vor
phase" eines Projekts entsteht, kann wq,hrend dessen Laufzeit durch Planung kaum mehr korrigiert 
werden. Die Frage nach der Methode der Ableitung der Grundkonzeption eines Projekts aus den 
Umweltdaten ist daher von zentraler Bedeutung. Es gibt sechs Methoden oder Ansi:itze, nach denen 
man vorgehen kann. 

2.1 Auswahl der relativ besten aus einer Reihe von Projektideen 

Bei diesem Ansatz geht man davon aus, daß konkrete Projektideen als konsistente Bestandteile 
der nationalen Agrarpol itik soweit ausformul iert sind, daß der Projektplan mit Hilfe vergleichen
der Bewertungsverfahren nur noch die beste oder die besten dieser Ideen als Grundlage fUr die 
weitere Projektplanung heraussuchen muß. Tatsi:ichl ich sind die bekannten Ansi:itze der Wirtschaft
lichkeitsanalyse und die gesamte Theorie der "Investitionskriterien" auf dieses reine Evaluierungs
problem ausgerichtet. 

Dieser Ansatz ist aus zwei GrUnden ungenUgend: 
Erstens tritt dieser Fall in der Praxis htSchst selten auf. Entweder liegen Projektideen gar nicht 
vor, oder der Planer wird mit nur einer Projektidee konfrontiert. A. WATERSTONS Bemerkung, 
daß oft unwirtschaftl iche Projekte einfach deshalb durchgefUhrt werden, weil keine Alternativen 
vorhanden sind, wird durch die Erfahrung aus der Entwicklungshilfepraxis besti:itigt, wo hi:iufig 
nicht die Projektideen um das knappe Geld der Geber, sondern die Budgets der Geber um die 
knappen Projektmöglichkeiten zu konkurrieren pflegen. Zweitens sind auch mehrere Projektideen 
das Ergebnis eines politischen Prozesses auf dem Hintergrund einer Interessenkonstellation, die 
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keineswegs den verbalen Zielen der Entwicklungsstrategie des Landes entsprechen muß. Man wird 
sich als Projektplaner also selbst dann, wenn in den Entwicklungsplänen einzelne Projekte aufge
fuhrt sind, ex post in den Projektfindungsprozeß einschalten mUssen, und sei es nur durch eine 
Revision dieser Projektideen oder eine Ableitung von alternativen Vorschlägen. Wie man hierbei 
vorgehen kann, zeigt das folgende Schaubild. 

Projektidee - in diesem Falle gleichzeitig Inhalt eines Antrags der ElfenbeinkUste auf ein Projekt 
der deutschen Technischen Hilfe - war die Errichtung einer Viehhaltungsgenossenschaft auf der 
Grundlage einer importierten Zuchtherde (fränkisches Gelbvieh) • Ziel des Projekts sollte die 
Verbesserung der Eiweißversorgung des Landes sein. 

Von oben gesehen liest sich das Schaubild wie folgt: Stimmt man mit dem Oberziel der besseren 
Versorgung des Landes mit tierischem Eiweiß Uberein, kann dieses Ziel durch verschiedene Maß
nahmen oder "Unterziel e" erreicht werden, darunter auch durch eine Förderung des Rindfleisch
angebots. Wenn man sich fUr diese Alternative auf Zielebene 1 entschieden hat - und nur dann -
gibt es wieder verschiedene Maßnahmen oder Unterziele, darunter auch die Steigerung der heimi
schen Rindfleischproduktion. Hat man sich fUr diese Alternative auf Zielebene 2 entschieden -
und nur dann - gibt es wieder zwei Mögl ichkeiten, und nur wenn man sich fUr die Einkreuzung 
neuer Rassen entschieden hat (Zielebene 3), stellt sich die Frage, welche Rasse die geeignete 
ist. Welche Rasse man auf Zielebene 4 auch immer gewählt hat, als Alternative zur genossen
schaftlich orientierten Projektidee ist zu prUfen, ob sich die Einkreuzung nicht besser in staat
lichen Ranchbetrieben oder als Förderung der bäuerl ichen Rindviehhai tung verwirkl ichen läßt. 

Im systematischen Offenlegen solcher Alternativen liegt eine fUr den Projekterfolg wichtige Auf
gabe der Planung auch dann, wenn die einzelnen Alternativen nicht exakt bewertet und vergli
chen werden können. Planung hat nicht nur die Funktion der Kalkulation: das systematische Auf
werfen und Strukturieren relevanter Fragestellungen ist die Voraussetzung dafUr, daß das An
setzen quantitativer Planungsinstrumente Uberhaupt sinnvoll sein kann. 

2.2 Projektfindung durch Sektoranalysen 

Konturen möglicher Entwicklungsprojekte und -programme ergeben sich durch eine Analyse der 
Entwicklung des Agrarsektors mit seinen spezifischen Potentialen und Engpässen. Basis ist immer 
eine kurzgefaßte Makroanalyse, in der insbesondere auf die gesamtwirtschaftl iche Funktion des 
Agrarsektors des betreffenden Landes eingegangen wird. Hieran schließt sich die eigentliche 
Sektoranalyse an, deren Grundbestandteile eine Beschreibung des Absatzpotentials der Land
wirtschaft, ihres Produktionspotentials, der vorherrschenden Formen der Betriebsorganisation, der 
Agrarstruktur sowie der Strategie der Programme und der Institutionen der nationalen Agrarpolitik 
sind. Projektideen entstehen dadurch, daß man die Kriterienraster, "Engpässe" und "Potential" 
gewissermaßen ubereinanderlegt und die so identifizierten Programmhypothesen auf ihre politisch
administrative Feasibil ity hin pruft. 

Werden solche Analysen in mehreren Sektoren durchgefUhrt, können sie die Grundlage fUr inte
grierte Länderhilfeprogramme bilden. 

Der wichtigste Einwand gegen diese Methode ist, daß sie von der Makroebene ausgeht und die 
regionalen Besonderheiten der landwirtschaftlichen Entwicklung nicht berUcksichtigt. Als Ein
stieg in die Projektfindung ist die Sektoranalyse daher nur ein erster, allerdings notwendiger 
Schritt. 

2.3 Der Bedarfs-Ressourcen-Technologie-Ansatz 

Diese Methode unterscheidet sich von der vorherigen dadurch, daß man sich nicht auf aggregierte 
Sektordaten verläßt, sondern die Datengrundlage auf der Input- und Outputseite eines Projekts 
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~ Schaubild 2: Mögliche Alternativen der Versorgung der E-IfenbeinkUste mit tierischem Eiweiß ..., 
Zielebene 
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Quelle: C. HEIMPEl und Hg. SCHÖNWÄLDER: Gutachten uber die VorprUfung von verschiedenen ProjektwUnschen 
der Regierung der ElfenbeinkUste auf dem Gebiet der landwirtschaft. Berlin 1970 (hekt.), S. 14. 



durch empirische Feldarbeit selbst schafft. Voraussetzung ist also eine mehr oder weniger genaue 
regionale Fixierung des Projekts. 

A. HÜBENER nennt als Voraussetzungen fUr ein sinnvolles Projekt (HÜBENER, 4, S. 8): 
- Bedarf fUr sich ergebenden Output 
- Ressourcen für den erforderl ichen Input 
- ein technologisches Verfahren oder ein organisatorisches System für die Transformation des 

Inputs in bedarfsgerechten Output. 

Dieses für den gewerblichen Bereich entwickelte Schema ist für landwirtschaftl iche Projekte si
cher�ich brauchbar, wenn das Projektziel eindimensional die Steigerung von Produktion und Ein
kommen ist. Allerdings ist das Suchverfahren auch unter dieser Prämisse im landwirtschaftlichen 
Bereich schwieriger als im industriellen. Denn die Ressourcen sind bei einem Agrarprojekt nicht 
wie im gewerblichen Bereich Roh- und Hilfsstoffe, Arbeitskräfte und Investitionsgüter, sondem 
das Produktionspotential einer großen Zahl verschiedener kleiner Einzelwirtschaften. Der Trans
formationsprozeß schließlich ist nicht einfach ein technologisches Verfahren, sondem wird von 
den Standortfaktoren einschließlich der strukturellen und institutionellen Gegebenheiten des 
ländl ichen Raumes bestimmt. 

Eine Erweiterung oder Strukturierung des BRT -Ansatzes kann mit Hilfe der regionalen Input
Output-Tabelle erfolgen. Anhand der intersektoroien bzw. interregionalen Verflechtungen las
sen sich Anhaltspunkte über nationale und regionale Importsubstitutionsmöglichkeiten sowie regio
nale Exportbasen gewinnen. Die Input-Output-Tabelle dient also als systematisches "Suchfeld" 
für Projektideen - mehr kann sie allerdings bei der Projektfindung nicht leisten. Varianten des 
BRT-Ansatzes sind Versuche, innerhalb des HÜBENER schen Schemas nicht von Bedarf, sondern 
entweder von den Ressourcen oder aber den verfügbaren technologischen Verfahren auszugehen. 

Eine empirische Aufnahme der "ungenutzten Ressourcen" eines Landes (Boden, Wasser, Arbeits
kräfte) wird nur dann die Ableitung von Projektideen ermöglichen, wenn der Grund erkannt 
wird, warum die betreffenden Ressourcen brachliegen (mangelnde Verkehrserschließung, Vorkom
men bestimmter Krankheiten, Überflutungsgefahr etc.). Abgesehen davon, daß die Analyse des 
physischen Potentials sehr aufwendig ist und oft ein eigenes Projekt bildet (Bodenanalyse etc.), 
führt dieser Ansatz leicht zu Fehlschlüssen, da die Schwierigkeiten und Kosten der Inkultumahme 
brachliegender Gebiete oft unterschätzt werden. Auf ähnliche Schwierigkeiten stößt man, wenn 
man von einer bestimmten Technologie ausgeht. Tatsächlich sind zahlreiche Projekte auf diese 
Weise entstanden (z.B. die high yielding variety programmes in Indien). Geht man von der Tech
nologie aus, so ist immer die Bedarfsanalyse der nächste Schritt. 

Sicherer und vom Arbeitseinsatz her ökonomischer ist ohne Zweifel der Bedarfsansatz, da die 
Marktdaten im Gegensatz zu Daten über natürliche Ressourcen durch zentrale Erhebungen zu 
beschaffen sind, so daß die Reduktion der Zahl möglicher Projektideen von der Bedarfseite her 
schneller erfolgen kann als von der Ressourcen- oder Technologieseite her. 

2.4 Der Zielansatz 

Hierbei geht man von den "feit needs" der ländlichen Bevölkerung als der eigentlichen Projekt
adressaten aus. Man sucht diese Ziele bei den Bauern durch die Analyse ihrer subjektiv empfun
denen Probleme zu ermitteln. "Ziele" werden also hier im Sinne von "erwünschten Problemlö
sungen" verstanden. Aus diesen vagen Zielfeldem Ziele im Sinne von quantitativen Sollwerten 
abzuleiten, ist Aufgabe des Planungsprozesses selbst und kann niemals Ergebnis einer empirischen 
Befragung sein. Trotz einiger methodischer Bedenken ist die Analyse der Ziele der Bauern die 
wichtigste Quelle für die Ableitung von Projektideen, zumindest dann, wenn es sich um Vorha
ben handelt, die eine Dynamisierung der Landwirtschaft auf breiter Basis bewirken sollen. Denn 
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die Implementationswahrscheinlichkeit und Überlebensfähigkeit eines Projekts ist um so größer, 
je stärker und weiter verteilt die individuellen Interessen an seiner DurchfUhrung sind. 

Man kann immer wieder die Erfahrung machen, daß das Ziel feld der "Projektadressaten" fUr die 
Administration eine fremde Welt ist. Schon in den lokalen Ämtem sind die täglichen Probleme 
der Administration so Ubermächtig, daß der permanente Kampf um ihre lösung die von den Bauem 
selbst empfundenen Probleme in den Hintergrund treten läßt. In den Amtsstuben der Zentrale gei
ten neben den Eigenzielen der Verwaltung allenfalls noch die Makro- oder Sektorziele, die ihrer
seits von Planungsfachleuten vorgegeben werden, die keine direkte Kommunikation zu den "feit 
needs" auf der Mikroebene haben. Hier hat ein Projektplanungsteam die zentrale agrarpolitische 
Funktion, durch einen "Kurzschluß" die zu Zielen komprimierten "feit needs" der ländlichen 
Bevölkerung in den Entscheidungsprozeß der Agrarpolitik einzuspeisen. 

2.5 Der Strategieansatz 

Bei dieser Methode erfolgt der Einstieg von der politischen Ebene aus. Projekte werden als regio
nale oder funktionale Subeinheiten der nationalen Entwicklungspolitik verstanden. Regional ge
sehen wird die Frage gestellt, wo Projekte als Implementationsinstrumente der staatlichen Agrar
politik unter Anbetracht der Standortbedingungen sowie der Budget- und Personalrestriktionen der 
öffentlichen Verwaltung lokalisiert werden können. Funktional gesehen werden die Implementa
tionswiderstände bei der Durchsetzung der nationalen Agrarpolitik ermittelt (z. B. durch eine 
Fehlerquellenanalyse) und die so identifizierten "gaps" mit Projekten neutral isiert. 

Verglichen mit dem Zielansatz erfolgt die Ableitung der Projektidee also genau von der anderen 
Seite her. Das Spektrum möglicher Projektideen wird umso mehr eingeengt, je weiter die agrar
politische und ideologische Fixierung der jeweiligen Regierung geht. Andererseits kann dieser 
Ansatz zu Projekten fUhren, die langfristig angelegt, vom Standpunkt der Produzenten also weni
ger interessant und bisweilen unpopulär sind. Dies kann durchaus von Vorteil sein, denn landwirt
schaftliche Entwicklung ist immer auch ein Prozeß der strukturellen Wandlung und wird daher nie
mals "zwanglos" vor sich gehen. Viele Innovationen lassen sich, zumindest in der vorgesehenen 
Zeit, nur mit Hilfe von Druck und Disziplin durchsetzen, und die Notwendigkeit der Abschöpfung 
landwirtschaftlicher Einkommen zugunsten der Kapitalbildung im industriell-gewerblichen Sektor 
bringt in die Agrarpolitik der Entwicklungsländer immer ein kräftiges Zwangsmoment hinein. 

Die Einwände gegen diesen Ansatz liegen auf der Hand. Er ist nur dann sinnvoll, wenn die Agrar
politik eines landes erstens nicht nur aus einer Ideologie besteht, sondem den ökonomischen und 
sozialen Strukturen der Landwirtschaft entspricht, und wenn zweitens die Kontinuität der Macht
ausUbung als wesentliches Kriterium der Implementationswahrscheinlichkeit fUr ein Projekt gege
ben ist. Beides scheint aber gerade in den Staaten, die fUr manche Leute die "Landkarte der hei
len Welt" konstituieren wie China oder Tanzania, kaum der Fall zu sein. 

2.6 Der interregionale und historische Vergleich 

Bei diesem Ansatz geht man von der Hypothese aus, daß die "sinnvollen" Entwicklungswege eines 
Landes oder einer Region durch eine Querschnittsanalyse ermittelt werden können. tv'tan versucht, 
aus einem Vergleich unterschiedlich weit entwickelter Regionen oder Subregionen realistische 
Entwicklungsmöglichkeiten der ländlichen Wirtschaft zu erkennen und fragt dann nach den tv'taß
nahmen, die notwendig sind, um die zurUckgebliebenen Regionen oder Subregionen auf das glei
che Niveau zu bringen wie die fortschrittlichen, oder die letzteren in der aus dem intraregiona
len Vergleich festgestellten Richtung weiter zu fördem. 

Der interregionale Vergleich ist eine relativ verlCißliche Methode, da die Entwicklungsziele durch 
die Praxis in dem betreffenden Land gewissermaßen vorgepruft sind. Andererseits werden die hier-
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aus abgeleiteten Projektideen nicht ge rode revolutionörer Art sein, denn sie liegen immer auf 
einem durch die Strukturen des betreffenden Landes vorgegebenem Entwicklungspfad. In allen 
Löndern, in denen gerade diese Strukturmerkmale geöndert werden sollen, fuhrt der interregio
nale Vergleich nicht weit. 

Eine Spielart dieses Ansatzes ist die "historische Analogie". Hierbei stellt man die Frage, was 
sich in anderen Löndern der Entwicklungsstufe, in der sich das land, in der ein Projekt durchge
fUhrt werden soll, befindet, als erfolgreich erwiesen hat. Es wird also eine nach Entwicklungsstu
fen geordnete liste von Prajektideen vorgelegt, aus der man dann je nach Entwicklungsphase eine 
natUrIich vorlöufige Auswahl trifft. 

Auch hier sind die Nachteile offensichtlich. Erfahrungen sind nicht oder nur mit Vorbehalten von 
einem Land auf das andere zu Ubertragen, jede Bildung zeitlicher Kategorien ist angesichts der 
Kontinuitöt historischer Prozesse ebenso fragwurdig wie die Einordnung eines Falles in diese Kate
gorien. Andererseits Ubertrögt jeder Planer mehr oder weniger unbewußt Erfahrungen von einem 
land auf das andere. Eine Ordnung dieses historischen Hintergrundes kann daher auch zu einer 
Relativierung dieser implizierten Pröjudize fuhren. Und schließlich sollte man das Argument: die 
Welt ist Uberall "ganz anders" nicht uberstrapazieren. 

Schließlich beruht das Grundprinzip der Technischen Hilfe letzten Endes auf der Annahme, daß 
Erfahrungen ubertragen werden können, so daß die Lönder der Dritten Welt wenigstens einige 
IrrtUmer vermeiden und einige Innovationen schneller einfuhren können, als dies bei uns der Fall 
war. 

Die skizzierten Methoden schließen sich in keiner Weise gegenseitig aus. Im Gegenteil, man 
sollte in der praktischen Gutachterarbeit möglichst nach allen Methoden vorgehen, die Ergebnisse 
korregieren sich dann gegenseitig. 

Bevor ich auf den weiteren Gang der Planung auf der Grundlage der so entstandenen Projektideen 
eingehe, soll noch auf zwei "planungspolitische" Implikationen fUr die Entwicklungshilfe hinge
wiesen werden. Als erstes ist anzunehmen, daß nicht etwa mehr, sondern eher weniger Projekte 
antrags- bzw. planungsreif werden und sich das gegenwörtige Problem, daß zuwenig Projekte da 
sind, um einen raschen Abfluß der steigenden Mittel zu ermöglichen, eher verschörfen wird. 
Dies kann grundsötzlich durchaus positiv beurteilt werden, da sich die Tendenz in Richtung auf 
projektungebundene Hilfe zweifellos verstörken wird. Die zweite Implikation ist, daß schon in 
der "Vorphase" der eigentlichen Projektplanung Konflikte auftreten - etwa zwischen den "feit 
needs" der Bauern und den agrarpolitischen Ideologien der Regierungen - oder durch den Planer 
selbst explizit gemacht werden. Dies fUhrt vor Ort sicherlich höufig zu wenig angenehmen Situa
tionen. Aber auch hierin sehe ich eher einen Vorteil. Denn sicherl ich ist es besser, Konflikte 
gleich am Anfang zu diskutieren und zu bereinigen, als sie durch eine vage Projektformulierung 
zu verdecken und damit an die ProjektdurchfUhrung weiterzuleiten. Gerade im Bereich der Ent
wicklungshilfe ist diese Praxis ein Akt der Unfairnis gegenUber dem Prajektpersonal. 

Den dritten Schritt des in Schaubild 1 skizzierten Ansatzes darf ich hier Ubergehen. Es ist der 
traditionelle Kern der Projektplanung, d.h. die Zuordnung von Instrumenten und Maßnahmen 
zu den jeweiligen Projektzielen, die regionale Allokation der Maßnahmen, der Entwurf des aggre
gierten Expansionspfades und die Finanzplanung. Stattdessen soll, dem Thema entsprechend, der 
vierte Schritt noch etwas nöher erlöutert werden: der Entwurf der administrativen Struktur eines 
Projekts. 
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3 Der Entwurf der administrativen Struktur eines Projekts 

3.1 Funktionen der Projektadministration 

Die Verwaltung eines Projekts bildet in der Regel einen Teilbereich der CSffentlichen Verwaltung, 
fUr den Entwurf der administrativen Struktur eines Projekts besteht dementsprechend ein durch die 
bestehenden Entscheidungs-, Informations- und Institutionensysteme der Agrarpolitik vorbestimm
ter Rahmen, in den die administrativen Regelungen der verschiedenen Projektmaßnahmen einge
paßt werden mUssen. 

Andererseits kann sich diese Einpassung nicht darauf beschresnken, die Funktionen der Projekt
durchfuhrung auf die FunktionstrHger der bestehenden Verwaltung zu verteilen, denn die beste
henden Institutionen der Agrarpolitik sind oft gar nicht in der Lage, Innovationen durchzusetzen. 
Sie sind erstens hHufig status quo bzw. law and order orientiert und zweitens von ihrer KapazitHt 
her wenig schlagkrHftig. Man wird daher bei der Planung eines Projektes kaum ohne einige, oft 
durchgreifende Innovationen administrativer Art auskommen. 

Beim Entwurf der administrativen Struktur eines Projektes hat man von den Funktionen auszugehen, 
die die Projektadministration Ubernehmen muß. Diese Funktionen sind: 

1. Organisation der Projektdurc~fUhrung. Diese bezieht sich erstens auf die "innere Projektver
waltung", d.h. die Organisation zentraler Projekteinrichtungen, und zweitens auf die orga
nisatorische Regelung der Dienstleistungen des Projekts fUr die IHndliche BevCSlkerung (z. B. 
Kredit und Vermarktung). In dieser Funktion ist ein Projekt die unterste exekutive Instanz der 
staatlichen Agrarpolitik. 

2. Planung und feed-back. Maßnahmen, die eine FCSrderung zahlreicher landwirtschaftlicher Ein
zelbetriebe erreichen sollen, mUssen im Projekt selbst geplant werden, da ein Projekt unmittel
bar an den Informationsstrom der Implementation angeschlossen ist und diese Informationen di
rekt und permanent zur Revision der Maßnahmen sowie zur Konzeption neuer AktivitHten ver
wenden kann. Der Anschluß dieser projektinternen Planung an die Ubergeordneten administra
tiven Systeme erfolgt Uber feed-back und Kontrolle. 

3. Institution-bu.i1ding. Eine zentrale Aufgabe besonders grCSßerer Regionalentwicklungsprogramme 
ist der Aufbau eines Systems von IHndlichen Institutionen, das die Aufgabe hat, die bHuer-
I ichen Betriebe als die "letzten EntscheidungstrHger" Uber Innovationen aus dem Bezugsnetz 
traditioneller AbhHngigkeiten (z. B. von informellen Institutionen) herauszulCSsen und an die 
innovationsorientierte "Entwicklungsverwaltung" der Regierung anzuschließen. 

Projektadministration wird hier also in einem wesentlich weiteren Sinne verstanden, als es dem 
traditionellen Management-Begriff entspricht. 

3.2 Beschreibung und Projektion des agrarpol itischen Institutionensystems 

Der erste Schritt des Entwurfs der administrativen Struktur eines Projekts ist die empirische Erfas
sung der bestehenden IHndlichen Institutionen und die Projektion dieses Systems in die Zukunft 
entsprechend den agrarpolitischen Vorstellungen der jeweiligen Regierung. Im Anschluß an diese 
rein deskriptiven Teilschritte kcsnnen nun VorschlHge hinsichtlich der Rolle des Projektes auf diesem 
Weg gemacht werden. 

Entscheidend ist, daß man die Planung in allen drei Teilschritten immer vom einzelnen Betrieb her' 
vornimmt, d.h. man bezieht alle Institutionen ein, die, auf welche Weise auch immer, Einfluß 
auf die Entscheidungsbildung des Betriebes haben. Hierzu gehCSren in den Anfangsphasen der Ent
wicklung auch immer tradiitionell eingestellte, informelle Institutionen wie Grundbesitzer, Land
hHndler usw. 
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Im Schaubild 3 sind die drei Phasen dieses institutionellen Wandlungsprozesses an Hand eines 
Beispiels aus Äthiopien dargestellt. Das erste Schema zeigt den gegenwtirtigen Zustand der ltind
lichen Verwaltung in Westtithiopien. Die Zentral regierung ist zwar der Provinzverwaltung gegen
uber formal weisungsberechtigt und unterhtilt "provincial officers" ihrer Ministerien auf Provinz
ebene, jedoch sind die tatstichlichen Einflußmtiglichkeiten wegen der starken Stellung des Provinz
gouverneurs einerseits und den Schwierigkeiten der Kommunikation zwischen Addis Abeba und der 
Provinzhauptstadt andererseits de facto recht gering (gestrichelte Linien). Entscheidend ist die tra
ditionelle Regionalverwaltung auf Provinz-, Bezirks- und Kreisebene, sowie die "Lokalverwaltung" 
d.h. die sogenannten "Balabats", die tihnlich wie die indischen Zamindari gleichzeitig die ober
sten Exponenten der traditionellen Agrarverfassung und die untersten Exekutivorgane der Regierung 
(Steuereinziehung) sind. Diese Balabats und die informellen Interessengruppen wie Grundeigen
tUmer und Landhtindler haben unmittelbaren Einfluß auf die Bauern und die traditionellen btiuer
lichen Institutionen (durchgezogene Linien). Da die Balabats in der Regel gleichzeitig Grundbe
sitzer oder Htindler sind, bilden die Parasysteme und die Lokalverwaltung einen einheitlichen 
Block status-quo-orientierter Entscheidungstrtiger. 

In dieser Situation fUhrt kein Weg an der Etablierung einer eigenen Projektadministration vorbei, 
um einen direkten Anschluß der Bauern an das Entscheidungssystem der Zentral regierung sicher
zustellen (Phase 2). Gleichzeitig wird versucht, durch eine Übernahme von Funktionen der Para
systeme (Kredit, Markt, soziale Dienstleistungen) die Bindung der Bauern an diese Institutionen 
zu iockern. Die traditionellen btiuerlichen Organisationen (z.B. Spargemeinschaften) werden 
nicht in den direkten Einflußbereich des Projekts hineingenommen, um einen Konflikt mit den 
traditionellen Gruppen, die diese Insitutionen stark beeinflussen, zu vermeiden. Außerdem wer
den die ProvinzbUros der Zentral regierung, zumindest soweit sie unmittelbar projektrelevant sind 
(z.B. ProvinzbUro des Landwirtschaftsministeriums) sehr eng an das Projekt attachiert und die vor
her bestehende Bindung dieser Buros an die traditionelle Provinzverwaltung gelockert. 

Das dritte Schema stellt die Endphase dar, der der Austausch von Innovationen und Informationen 
durch die Kantile einer reorganisierten Regionalverwaltung, eines Systems von btiuerlichen Orga
nisationen und einiger zentraler Dienstleistungen (z.B. Infrastruktur) folgen soll. In dieser Phase, 
die z. B. fUr die national-chinesische Landwirtschaft charakteristisch ist, existieren Projekte im 
traditionellen Sinne nicht mehr. 

3.3 Die Verteilung administrativer Funktionen auf die Trtiger der Projektmaßnahmen 

Die ntichsten Schritte bestehen nun darin, die Ergebnisse der vorangegangenen Analyse der Funk
tionen der Projektadministration und des vorhandenen Institutionensystems im Hinblick auf notwen
dige administrative Innovationen zusammenzufassen und auf diese Weise die Grundlage der admi
nistrativen Struktur des Projekts zu entwerfen. 

Die Option fUr ein administratives Grundmuster eines Projektes ist die im engeren Sinne "plane
risch~" Kompanente dieses Teiles des Projektentwurfs. Entsprechend den oben genannten Funktio
nen besteht das Ziel darin, eine administrative Struktur zu schaffen, die einen möglichst reibungs
losen Fluß von Entscheidungen und Informationen, kurz ein mögl ichst effizientes "Innovationsma
nagement" gewtihrleistet, den Prozeß der permanenten projektinternen Planung ermögl icht und 
darUberhinaus, zumindest in Entwicklungsltindern mit auf regionaler Ebene schwach entwickelter 
administrativer Infrastruktur, die Kristallisationspunkte fUr das Entstehen einer entwicklungsorien
tierten ltindlichen Verwaltung bildet. 

Die wichtigste Entscheidung, die man zu treffen hat, bezieht sich auf den Trtiger der einzelnen 
Projektmaßnahmen • Es gibt hier grundstitzl ich vier Mögl ichkeiten: 
1. Das Projekt wird durch den bestehenden staatlichen Verwaltungsapparat (Civii Service) durch

gefUhrtj 
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* Schaubild 3: Phasen der Projektadministration 
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2. Es werden halbstaatl iche Institutionen (Parastatals) geschaffen; 
3. Die ProjektdurchfUhrung wird an kommunale oder genossenschaftliche Selbstverwaltungsinsti-

tutionen delegiert. 
4. Die Projekte werden privaten Trägern gemeinnUtzigen Charakters (z.B. Kirchen) Ubertragen. 
Ein Sonderfall ist die administrative Ubernahme eines Projektes der Entwicklungshilfe durch einen 
bilateralen oder multilateralen Geber, in diesem Falle tritt aber in der Regel eine einheimische 
Institution wenigstens formal als Projektträger auf. 

Bei der Verteilung administrativer Funktionen wird zunächst die Frage zu entscheiden sein, ob 
man das Gesamtprojekt einem Tröger zuordnet oder ob man einen "Mix" der genannten Alternati
ven entwirft, indem z. B. die Investitionen im Rahmen eines Bewässerungsprogramms durch eine 
halbstaatl iche Gesellschaft durchgefUhrt werden, während die Verarbeitung der Produkte durch 
staatl ich konzessionierte Privatunternehmer und der Beratungsdienst durch Selbstverwaltungsin
stitutionen (nach Muster der Farmers Associations in Taiwan) oder die staatliche Verwaltung er
folgt. 

Im Rahmen der staatlichen Administration lassen sich wieder drei "Grundmuster" fUr einen Projekt
tröger unterscheiden: 

1. Voll integrierte Projekte. Das erste administrative Grundmuster ist die DurchfUhrung der Projekt
maßnahmen durch die bestehende staatliche Administration, d.h. den "CiviI Service" in sei
ner Ublichen ressortmäßigen und regionalen Gliederung. Gemeinsames Merkmal dieses Grund
musters ist die formale Identität von staatlicher Verwaltung und Projektmanagement. Die Kom
petenz des fUr ein Projekt oder eine Reihe einzelner Projektmaßnahmen verantwortl ichen Beam
ten ergibt sich aus der Zuständigkeit der Behörde, der er angehört. Diese Lösung wird vor allem 
von Ländern gewählt, deren agrarpolitisches Ziel die Dynamisierung des vorhandenen löndli
ehen Entwicklungspotentials auf breiter Basis ist und die die Rolle der staatlichen Verwaltung 
dementsprechend nicht in der traditionellen law-and-oder-Funktion, sondern in der Funktion 
eines Transmissionsriemens der löndlichen Entwicklung sehen. 

2. Teilintegrierte Projekte unter staatlicher Administration. Dieses Grundmuster zeichnet sich da
durch aus, daß man die funktionale Einheit eines landwirtschaftlichen Projektes auch admini
strativals Einheit konstruiert, ohne jedoch eine unabhöngige Projektbehörde zu schaffen. Die 
fUr die DurchfUhrung der Projektmaßnahmen zuständigen "civiI servants" werden einem Projekt
Ieiter unterstellt. Es werden also verschiedene, ohne die Existenz des Projekts parallel - wenn 
nicht gegeneinander - arbeitende administrative Einheiten zu einer "Projektverwaltung" zu
sammengefaßt, ohne jedoch die Unterordnung des Projektleiters und seines Stabes unter die 
zentralen Behörden aufzugeben. Ein typisches Beispiel fUr diese Lösung ist die Organisation 
der indischen Intensive Agricultural District Programmes. Administratives Organ ist die be
stehende Distriktverwaltung mit dem Deputy Commissioner (Collector) an der Spitze. Diesem 
D.C. untersteht der Projektleiter (Project Officer) als Chef eines Teams von "Subject Matter 
Specialists". Dieses Team bildet den administrativen Kern des Projekts, jedoch sind eine 
Reihe weiterer Beamte der bestehenden Verwaltung auf Distrikts-, Block- und Dorfebene mit 
der DurchfUhrung von Projektaufgaben befaßt. 

3. Eigenständige Projektverwaltung ("Independen Unit"). Bei diesem Grundmuster wird die Ver
waltung des Projektes weitgehend aus der bestehenden staatlichen und parastaatlichen Verwal
tung ausgegliedert. Zwar werden die Projekte staatlicherseits kontrolliert, haben aber ein ei
genes Budget und sind im Rahmen ihrer Wirtschaftspläne selbständig. Die Projektmitarbeiter 
sind zwar im allgemeinen Angehörige des öffentl ichen Dienstes, unterstehen aber fUr die Dauer 
ihrer Zuordnung zum Projekt dem Projektmanagement auch in disziplinarischer Hinsicht. 

Solche unabhängigen Verwaltungseinheiten bilden sich unter zwei Bedingungen. Sie werden 
erstens häufig dann gewählt, wenn es sich um sehr große, kapitalintensive Projekte handelt, 
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deren Management aus GrUnden des erforderlichen hohen fachlichen Anspruchsniveaus und 
der Notwendigkeit der schnellen, unbUrokratischen Entscheidung nicht der allgemeinen staat
lichen Verwaltung uberlassen werden können (z.B. große Bewässerungsvorhaben). Zweitens 
entstehen unabhängige Verwaltungseinheiten häufig als Ergebnis von Auflagen eines Gebers 
bei Projekten der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe. Wenn ein Geber im Bereich der 
Technischen Hilfe seine Experten und eventuell sogar deren Counterparts nicht der Admini
stration des Nehmerlandes unterstellen und sich daruberhinaus VerfUgungsrechte Uber die ein
gebrachten Devisen und GUter (z. B. Produktionsmittel) bewahren möchte, ist die Bildung 
einer solchen administrativen Sondereinheit zu erwägen. 

3.4 Der Entwurf des Interaktionsschemas 

Als nächster Schrit~ ist die Struktur der Interaktion zwischen den mit der ProjektdurchfUhrung be
faßten Institutionen bzw. administrativen Einheiten in funktionaler Hinsicht aufzustellen. 

Die Notwendigkeit eines Interaktionsschemas ergibt sich aus der Tatsoche, daß die Kompetenzen 
fUr die DurchfUhrung einzelner Projektmaßnahmen teils im Rahmen der staatlichen Verwaltung 
dezentralisiert, teils on halbstaatliche oder nichtstaatliche Trl:lger delegiert werden. Je stärker 
eine solche vertikale und horizontale Funktionsteilung ausgeprägt ist, umso dringlicher wird die 
Aufgabe, den Fluß von Informationen und Entscheidungen zwischen diesen administrativen Sub
einheiten des Projektes zu ordnen. Dies geschieht, formal gesehen, entweder durch Subordina
tion, d.h. die Aufstellung eines Systems von Weisungsbefugnissen und Informationsverpflichtungen 
(z.B. Vorlage monatlicher Tl:ltigkeitsberichte) und die Delegation dieser Rechte und Pflichten auf 
die verschiedenen Verwaltungsebenen oder durch Koordination mit Hilfe von Beiräten, beratenden 
Komitees oder verschiedenartig zusammengesetzten AusschUssen, auf die die zentrale Administra
tion einen Teil der Entscheidungsbefugnisse delegiert. 

3.5 Die Ausarbeitung von "DurchfUhrungsverordnungen" 

Als letztes mUssen fUr die zahl reichen administrativen Einzelvorgänge, die sich während der Lauf
zeit eines Projektes ständig wiederholen, bindende Richtlinien aufgestellt werden. Diese Richt
linien beziehen sich erstens auf das Interaktionsfeld Projekt-Bauern (z. B. Regelung des Verfah
rens bei der Kreditvergabe, Entwurf eines Genossenschaftsstatuts), zweitens auf dos Interaktions
feld Projekt-staatl iche Verwal tung und drittens auf die interne Verwaltung des Projekts selbst. 

FUr diesen Bereich der administrotiven "Feinplanung" können generelle Hinweise nicht gegeben 
werden. Hier hängt olles von den spezifischen Eigenschaften des jeweiligen Projektes ob. 

4 Schlußbemerku~ 

Ich habe in diesem Beitrag aus dem Komplex "Projektplanung" zwei Teilbereiche herausgegriffen 
und in der durch redaktionelle Restriktionen gebotenen VerkUrzung dargestellt, on denen dos 
Dilemma einer praxisnahen Planung besonders deutl ich wird: sowohl bei der Rational isierung des 
Prozesses der Entstehung einer Projektidee als auch bei der Strukturierung der Implementations
mechanismen ist man bei der Beschreibung des Ist-Zustandes auf vorwiegend verbale Kategorien, 
bei der Planung selbst auf den "educated guess" angewiesen. Dies ist zweifellos unbefriedigend. 
Aber schließlich gibt es heute keine andere Möglichkeit, diese Probleme anzugehen. Die Inte
gration solcher Ansätze in systemanalytische Modelle, die dann dos Etikett "Planung" eher ver
dienen als ein rein verbales Verfahren, kann erst dann erfolgen, wenn die Systemelemente, z. B. 
die Grundbausteine eines Verwaltungssystems, erkannt und in einen eindeutigen Funktionszusom
menhang gebracht sind. Dies ist ober heute noch keineswegs der Fall. Die Probleme ober sind 
aktuell, so daß mon sie eben auch mit unzureichenden Instrumenten angehen muß. Wenn man 
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auf diese Weise zu Projekten kommt, die nicht exakt falsch, sondem in etwa richtig sind, ist 
vielleicht nicht fUr die Planungswissenschaft, aber doch fUr die Effizienz der Entwicklungspoli
tik ein bescheidener Schritt getan. 

Literatur 

HEIMPEL, Ch.: Ansätze zur Planung landwirtschaftlicher Entwicklungsprojekte. Schriften 
des Deutschen Instituts fUr Entwicklungspol itik, Band 14, Berl in 1973 (im Druck). 

2 HEIMPEL, Ch.; S.A. MUSTO; P.P. WALLER und D. WEISS: Planung regionaler Entwicklungs
programme. FUnf Fallstudien aus Äthiopien, Bol ivien, Nepal, Peru, Sambia. Schriften des 
Deutschen Instituts fUr Entwicklungspol itik, Band 15, Berl in 1973. 

3 HÜBENER, A.: Entstehung der Projektidee. Technik der Projektstudie. Skriptum zur Projekt
Iehre. Deutsches Institut fUr Entwicklungspol itik, Berl in 1968. 

4 J. P. GITTINGER: Economic Analysis of Agricultural Projects. Baltimore 1972. 

351 
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Band 6 
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Grenien und Möglichkeiten einzelstaatlicher Agrarpolitik 

Herausgegeben von H.-H. Herlemann 
230 Seiten, 25 Abb. 

Konzentration und Spezialisierung in der Landwirtschaft 

Herausgegeben von P. Rintelen 
381 Seiten, 165 Abb. 

Landentwicklung 

Soziologische und ökonomische Aspekte 
Herausgegeben von Prof. Dr. H. Kötter 
123 Seiten, 13 Abb. 

Quantitative Methoden in den Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften des Landbaues 

Herausgegeben von Praf. Dr. E. Reisch 
458 Seiten, 38 Abb. 

Die landwirtschaft in der volks- und weltwirtschaftlichen Entwicklung 

Herausgegeben von' Prof. Dr. H. -G. Schlotter 
233 Seiten, 16Abb. 

Möglichkeiten und Grenzen der Agrarpol itik in der EWG 

Herausgegeben von Prof. GUnther Schmitt 
Vergriffen. 

Entwicklungstendenzen in der Produktion und im Absatz tierischer Erzeugnisse 

Herausgegeben von Praf. Dr. R. Zapf 
490 Seiten, 42 Abb. 

Die Willensbil,dung in der Agrarpolitik 

Herausgegeben von Prof. Dr. H.-G. Schlotter 
453 Seiten. 

MobilitHt der landwirtschaftlichen Produktionsfaktoren und 

regionale Wirtschaftspolitik 

Herausgegeben von GUnther Schmitt 
Vergriffen. 

Die kUnftige Entwicklung der europl:lischen landwirtschaft 

Prognofen und Denkmodelle 
Herausgegeben von GUnther Weinschenck 
396 Seiten, 15 Abb. 
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